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1. Stellungnahmen Kantone / Cantons / Cantoni

Staatskanzlei des Kantons Zürich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen grundsätzlich 
deren Stossrichtung und stellen folgende Anträge bzw. haben folgende
Anmerkungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Im Verordnungstext oder aber zumindest in den Erläuterungen ist 
klarzustellen, dass sich der Detaillierungsgrad der Erarbeitung der 
Grundlagen gemäss revidiertem Art. 4 Abs. 1 nach Kriterien wie etwa 
Wichtigkeit oder Bedarf bemisst.

Begründung: Gemäss revidiertem Art. 4 Abs. 1 erarbeiten die Kantone die 
Grundlagen für den Hochwasserschutz. In Abs. 1 Bst. a werden sie 
insbesondere aufgefordert, den Zustand der Gewässer und ihre 
Veränderung zu erheben. Den Kantonen ist beim Detaillierungsgrad der 
Erarbeitung dieser Grundlagen der erforderliche Spielraum zuzugestehen. 
Den Kantonen muss daher die Möglichkeit gegeben werden, den Zustand 
und die Veränderungen nach Wichtigkeit oder nach Bedarf zu erheben. 
Diesbezüglich soll ihnen im Verordnungstext oder aber im erläuternden 
Bericht zu Art. 4 mehr Spielraum eingeräumt werden.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Es sind der Umfang und die Art der zulässigen Nutzungen in den 
Freihalteräumen gemäss revidiertem Art. 5 Abs. 2 zu klären. Freihalteräume 
sind nur dann zwingend festzulegen, wenn sie zur Herstellung der 
Hochwassersicherheit erforderlich und kostengünstiger sind als andere 
Massnahmen. Des Weiteren ist das nationale Raumplanungsrecht bezüglich
der Errichtung von Freihalteräumen gemäss Art. 5 Abs. 2 anzupassen.

Begründung: Die in Art. 5 Abs. 2 geforderten Freihalteräume stellen 
insbesondere in urbanen Gebieten eine grosse und schwer zu 
bewerkstelligende Aufgabe für die Wasserbaufachstellen der Kantone dar. 
In bereits bebauten bzw. zonierten Gebieten ist das Schaffen von 
Freihalteräumen faktisch stark eingeschränkt. Dort kommen Freihalteräume 
praktisch einer materiellen Enteignung gleich und werden von zuständigen 
Raumplanungsfachpersonen und der Politik äusserst kritisch beurteilt.
Aus diesen Gründen soll die Festlegung von Freihalteräumen nur dann und 
so weit erfolgen,
wie diese erforderlich und unumgänglich sind, um die Ziele des 
Hochwasserschutzes zu erreichen. Weiter ist unklar, ob in einem 
Freihalteraum eine individuelle Risikoabwägung möglich ist
und bereits klare Vorstellungen zur zulässigen Nutzung bestehen. 
Diesbezüglich ist eine
Klärung erforderlich. Das Raumplanungsrecht des Bundes kennt bislang 
keine Regelung zu Freihalteräumen. Zur Planungs- und Rechtssicherheit 
scheint eine Koordination angezeigt.
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Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Die Pflicht zur Überprüfung der Überlastbarkeit und 
Systemsicherheit gemäss
revidiertem Art. 7 Abs.2 ist auf bedeutende Schutzbauten und -anlagen 
einzugrenzen. Weiter sind Entlastungsräume nur dann zwingend 
festzulegen, wenn sie zur Herstellung der Hochwassersicherheit erforderlich 
und kostengünstiger sind als andere Massnahmen.

Begründung: In Art. 7 Abs. 2 werden die Kantone verpflichtet, die 
bestehenden Schutzbauten
und -anlagen auf ihre Überlastbarkeit und Systemsicherheit zu überprüfen. 
Um diesen Prüfaufwand einzugrenzen, soll im Verordnungstext oder 
zumindest im erläuternden Bericht zu Art. 7 ergänzt werden, dass diese 
Überprüfung der Überlastbarkeit auf die «relevanten» Schutzbauten und -
anlagen eingegrenzt ist und damit den Kantonen ein gewisser Spielraum 
zur Verfügung gestellt wird. Die im revidierten Art. 7 Abs. 4 geforderten 
Entlastungsräume stellen die Wasserbaufachstellen der Kantone vor die 
gleichen raumplanerischen Herausforderungen wie die Freihalteräume 
gemäss Art.5 Abs. 2, weshalb die Bemerkungen dazu auch hier gelten. 
Auch hier sind insbesondere in urbanen Gebieten die präferenzierten 
Fliesswege für Entlastungsräume häufig schon vollständig überbaut, und es 
stellen sich die gleichen Fragen der materiellen Enteignung wie bei Art. 5 
Abs. 2. Daher ist es auch für die Umsetzbarkeit der Entlastungsräume 
notwendig, das nationale Raumplanungsrecht entsprechend anzupassen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Die Kosten zur Entschädigung von Enteignungstatbeständen durch 
die Massnahmen
der Kantone sind in Art. 10 Abs. 1 aufzunehmen.

Begründung: Gemäss Art. 10 Abs. 1 Bst. b gewährt der Bund Abgeltungen 
für Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung von 
gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte. Zu weiteren 
Entschädigungen wird im erläuternden Bericht ausgeführt: «Bei 
Auszonungen von noch nicht bebauten Grundstücken beteiligt sich der 
Bund an den geschuldeten Entschädigungen zum Beispiel für bereits 
realisierte Erschliessungen. Klare Aussagen, ob Abgeltungen für 
Entschädigungen von Landeigentümerinnen und -eigentümern infolge eines 
Enteignungstatbestands gewährt werden oder nicht, fehlen allerdings. Bei 
einer Auszonung von Bauland fallen nicht nur Entschädigungen für bereits 
getätigte Erschliessungen und vergleichbare Aufwendungen an, sondern es 
resultiert ein - je nach Region erheblicher - Wertverlust. Allfällige Kosten 
sind ebenfalls als Abgeltungstatbestand in die Verordnung aufzunehmen.
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Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Art. 29 Abs.2 ist in dem Sinne anzupassen, dass für die heute 
unentgeltlich erbrachten
hydrologischen Dienstleistungen auch in Zukunft für die Kantone keine 
Kosten
anfallen.

Begründung: Gemäss Art. 29 Abs. 2 kann das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU) für Dienstleistungen im Bereich der Hydrologie Gebühren in 
Rechnung stellen. Nach geltendem Recht gilt: «Das BAFU erhebt die 
hydrologischen Grundlagen; es errichtet und betreibt die dazu erforderlichen 
Messstationen. Es kann hydrologische Arbeiten für Behörden, 
Gesellschaften und Private gegen Verrechnung der Kosten vornehmen, 
soweit dies der Geschäftsgang erlaubt.» (Art.26 Abs.2 WBV). Aufgrund 
dieser Bestimmung hätte das BAFU nach unserer Auffassung nur für 
Aufträge Dritter im Bereich Hydrologie die Kosten verrechnen können und 
nicht allgemein für hydrologische Dienstleistungen (z. B. Messungen), die es
von sich aus anbietet bzw. durchführt. Es ist sicherzustellen, dass das 
BAFU künftig den Kantonen nicht allgemeine hydrologische 
Dienstleistungen verrechnet, die bisher für die Nutzenden unentgeltlich 
erbracht wurden (z. B. Pegel- und Abflussmessungen an Gewässern in 
gesamtschweizerischem Interesse). Dieser Punkt ist klarzustellen.

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: In Art. 15 Abs. 2 sind die ökologischen Aspekte im Rahmen der 
Interessenabwägung
ausdrücklich aufzuführen.

Begründung: In Art. 3 E-WBV sind die ökologischen Aspekte ebenfalls 
ausdrücklich aufgeführt. Es gibt keine sachlichen Gründe, die Kriterien im 
Rahmen der Interessenabwägung bei Massnahmen zur Vorbeugung von 
Risiken durch Naturereignisse in den beiden Erlassen unterschiedlich zu 
formulieren.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen grundsätzlich 
deren Stossrichtung.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen grundsätzlich 
deren Stossrichtung und stellen folgende Anträge bzw. haben folgende
Anmerkungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den Kehrichtverbrennungsanlagen für die Möglichkeit einer Zwischen- 
und im Bedarfsfall Notlagerung für mindestens 3 Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und der Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA). Zwischenlager 
müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und 
Platzbefestigung bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht 
uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. In der geltenden 
VVEA ist der Begriff des Zwischenlagers definiert und die Anforderungen an 
ein Zwischenlager sind in Art.29 und 30 klar festgelegt. Da bei einem 
flächendeckenden Ausfall der KVA diese Vorgaben an eine 
Zwischenlagerung tatsächlich nur teilweise eingehalten werden können, soll 
der Begriff auf Notlagerung ausgeweitet werden. Wir schlagen eine 
Begriffserweiterung und eine Kapazität von drei Monaten vor. Im 
Zusammenhang mit Art.32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung von Betriebsmitteln 
durch die KVA für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich so eine 
geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer Sicht 
ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht handeln.
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Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die sich aus 
der Behandlung von Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet 
werden können, dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton 
verwendet werden.

Begründung Mit der vorgesehenen Anpassung wird es verunmöglicht, 
Kunststofffraktionen aus gemischt gesammelten Siedlungsabfällen, die 
zuerst in eine Sortierung gehen, als Ersatzbrennstoffe in der 
Zementindustrie einzusetzen. Die Fraktionen aus Marktkehricht dürfen 
jedoch weiterhin ins Zementwerk gebracht werden. In der Praxis ist diese 
Unterscheidung oft nicht eindeutig. Wir schlagen deshalb vor, den Passus 
zu den nachträglich sortierten Abfällen wegzulassen.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Begründung: In Bst. h ist festzulegen, für welchen Zustand der 
Betriebsmittelvorrat reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den 
bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der Luftreinhalte-Verordnung 
(SR 814.318.142.1) berechnet werden. Die Sicherstellung einer 
Zwischenlagerung soll von den Kantonen gemeinsam mit den KVA 
organisiert werden (siehe Antrag zu Art. 4 Abs. 1). Die bei 
Betriebsunterbrüchen entstehenden Probleme lassen sich nur in 
Zusammenarbeit zwischen KVA, Deponien und Kanton lösen. Der neue Bst. 
i ist daher wegzulassen.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: In Ziff. 3.1 ist im neuen Bst. h zu präzisieren, welche Grenzwerte für 
den Einsatz
von Beton- und Mischabbruch als Zumahl- oder Zuschlagstoffe gelten sollen.

Begründung: Aufgrund der mengenmässigen Bedeutung von mit PCB und
/oder mit aliphatischen Kohlenwasserstoffen belastetem Beton- und 
Mischabbruch sollte auf Verordnungsstufe klar geregelt werden, bis zu 
welcher Belastungsklasse diese für die Herstellung von Zement und Beton 
eingesetzt werden können. Auch Belastungen mit per- und polyfluorierte 
Alkylverbindungen (PFAS) sind zu regeln.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6
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Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen / 4.1 Notfallplanung für 
KVA (Art. 4 Abs. 1 Bst g und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) / 4.1.1 Kantonale 
Abfallplanung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g) und Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen bei Betriebsunterbruch (Art. 32 Abs. 2 Bst. i)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Artikel 4 VVEA beinhaltet die Aufgaben der Abfallplanung der Kantone. Neu 
sollen mit Buchstabe g die Kantone verpflichtet werden, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Entsorgungssicherheit bei längeren 
Betriebsunterbrüchen bei KVA zu planen, die beispielsweise durch Havarien 
oder Versorgungsausfall von notwendigen Betriebsmitteln verursacht 
werden. Ein entsprechender Artikel war bereits in der Vorgängerverordnung 
der VVEA enthalten (Art. 16 Abs. 2 Bst. k TVA). Der vorliegende Artikel 
enthält zusätzlich die Verpflichtung zur Planung der Entsorgung oder 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 3 Monaten durch 
die Inhaber von Abfallanlagen und die Kantone. Die Zwischen- bzw. im 
Bedarfsfall Notlagerung lässt sich nur von den Kantonen in enger 
Zusammenarbeit mit den Betreibern der Kehrichtverbrennungsanlagen 
sicherstellen. Die hierfür notwendigen Massnahmen sind deshalb im Vorfeld 
durch den Kanton zu koordinieren. Die anfallenden Kosten für die 
Zwischen- und Notlagerung sind verursachergerecht zu verteilen. 

Der Einbezug der KVA-Notfallplanung in die kantonale Abfallplanung 
bedeutet für die Kantone einen zusätzlichen administrativen Aufwand. Da 
manche Kantone bereits über detaillierte Notfallpläne verfügen, kann der 
Aufwand durch einen diesbezüglichen Informationsaustausch verringert 
werden. Für die KVA beinhaltet die Verpflichtung für Zwischenlager sowohl 
einen administrativen Zusatzaufwand als auch allfälligen Investitionsbedarf 
für Lagerinfrastruktur wie Lagerraum, Ballenpresse etc. Hier bietet sich eine 
Zusammenarbeit für ein koordiniertes Vorgehen mit anderen Anlagen an, 
damit die Kapazitäten für die Zwischenlagerung nicht zwingend in der 
eigenen Anlage geschaffen werden müssen, sondern zentral gemeinsam 
für mehrere Anlagen sichergestellt werden können.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und
der Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA). Zwischenlager müssen betreffend 
Entwässerung,
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die
nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. In der 
geltenden VVEA ist
der Begriff des Zwischenlagers definiert und die Anforderungen an ein 
Zwischenlager sind
in Art.29 und 30 klar festgelegt. Da bei einem flächendeckenden Ausfall der 
KVA diese
Vorgaben an eine Zwischenlagerung tatsächlich nur teilweise eingehalten 
werden können,
soll der Begriff auf Notlagerung ausgeweitet werden. Wir schlagen eine 
Begriffserweiterung
und eine Kapazität von drei Monaten vor. Im Zusammenhang mit Art.32 
Abs. 2 Bst. h
(Bereitstellung von Betriebsmitteln durch die KVA für den Weiterbetrieb für 
zwei Monate)
ergibt sich so eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, 
was aus unserer
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht handeln.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen grundsätzlich 
deren Stossrichtung und stellen folgende Anträge bzw. haben folgende
Anmerkungen.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplante Änderung von Art. 1 Bst. b ist zu verzichten.

Begründung: Es gibt einen Widerspruch zwischen der Änderung von Art. 1 
Bst. b gemäss Vernehmlassungsvorlage und der Änderung von Art. 1 Bst. b 
gemäss Synopse. Wir lehnen die Fassung gemäss Synopse ab, da sie 
unklar ist und in den Erläuterungen nicht ausgeführt wird.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die Integration der Bodenbiodiversität sowie der organischen 
Bodensubstanz in Art. 2 Abs. 1 Bst. a VBBo. Wir möchten zudem darauf 
hinweisen, dass gerade bei der Bodenbiodiversität die Wissenslücken trotz 
der wissenschaftlichen Fortschritte der letzten Jahrzehnte nach wie vor sehr 
gross sind. Bereits die Erhebung der Parameter «Vielfalt», «Biomasse» 
oder «Aktivität» dürfte herausfordernd sein, ebenso die Beurteilung, ob sie 
den natürlichen Standorteigenschaften entsprechen. Hier bedarf es weiterer 
Anstrengungen, um diese Wissenslücken zu schliessen.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Die vorgeschlagene Änderung von Art. 3 Abs. 1 entspricht vollumfänglich 
geltendem Recht. Es ist nicht erkennbar, weshalb diese Bestimmung 
Eingang in die Vernehmlassungsvorlage gefunden hat.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens über den 
Richtwerten bestehen, so erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber 
Karten und veröffentlichen diese.

Begründung Wir begrüssen die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten 
zu Bodenbelastungen. Solche Karten (wahrscheinliche Überschreitungen 
der Schadstoff-Richtwerte) sind bewährte Hilfsmittel für den Vollzug und die 
Bauwirtschaft. Damit diese Karten ihren Nutzen entfalten, müssen diese 
jedoch zwingend veröffentlicht werden. Eine Veröffentlichung der Karten 
stünde im Einklang mit den Ergebnissen der kantonalen 
Bodenüberwachung (bisheriger Art. 4 Abs. 3 VBBo). Gemäss erläuterndem 
Bericht wären nach Belastungsniveau differenzierte Karten erforderlich. Für 
räumliche Prognosen von wahrscheinlichen Überschreitungen der Prüfwerte 
bestehen bisher keine verlässlichen Methoden. Solche müssten vom BAFU 
bereitgestellt und als Aufgabe ausdrücklich aufgeführt werden.
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Hinweiskarten und die Überwachung der 
Bodenbelastung nötig sind, und berät die Kantone.

Begründung Die Kantone haben nicht die Kapazität, die erforderlichen Grundlagen für 
Hinweiskarten - insbesondere solcher für das Prüfwertniveau - herzuleiten. 
Ein durch die Bundesstellen koordinierter Rahmen ist daher zwingend und 
verringert Unterschiede im Vollzug.

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Art.5 Abs. 2-4 ist zu verzichten.

Begründung: Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 
zu Einzelfallbeurteilungen und der Herleitung fehlender Beurteilungswerte 
verpflichtet. Sie stellen in
gegenseitigem Wissensaustausch im Rahmen der Arbeitsgruppen 
Interventionswerte und
Risikobeurteilungen des Cercle Sol sicher. Dass neu die Zustimmung des 
BAFU zu Einzelfallbeurteilungen
erforderlich ist, führt zu mehr Verwaltungsaufwand.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Art.5 Abs. 2-4 ist zu verzichten.

Begründung: Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 
zu Einzelfallbeurteilungen
und der Herleitung fehlender Beurteilungswerte verpflichtet. Sie stellen in
gegenseitigem Wissensaustausch im Rahmen der Arbeitsgruppen 
Interventionswerte und
Risikobeurteilungen des Cercle Sol sicher. Dass neu die Zustimmung des 
BAFU zu Einzelfallbeurteilungen
erforderlich ist, führt zu mehr Verwaltungsaufwand.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Art.5 Abs. 2-4 ist zu verzichten.

Begründung: Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 
zu Einzelfallbeurteilungen
und der Herleitung fehlender Beurteilungswerte verpflichtet. Sie stellen in
gegenseitigem Wissensaustausch im Rahmen der Arbeitsgruppen 
Interventionswerte und
Risikobeurteilungen des Cercle Sol sicher. Dass neu die Zustimmung des 
BAFU zu Einzelfallbeurteilungen
erforderlich ist, führt zu mehr Verwaltungsaufwand.
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Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplanten Änderungen der Ziff.12 und 13 ist zu verzichten. 
Stattdessen sind Prüf- und Sanierungswerte unter Berücksichtigung der 
Folgen für Vollzug und Wirtschaft festzulegen.

Begründung: Grundsätzlich begrüssen wir Bestrebungen für die Aufnahme 
von Prüf- und Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. Die neuen 
Beurteilungswerte weichen jedoch von der Dreistufigkeit des 
Bodenschutzkonzepts ab. Es fehlt eine Beleuchtung der Auswirkungen auf 
Vollzug und Wirtschaft, die hinsichtlich Gärten mit Nutzungsverboten sowie 
der nicht möglichen Wiederverwertung von abgetragenem Boden 
mutmasslich beträchtlich sind.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Ziff. 13 ist zu verzichten. 
Stattdessen sind PCB weiterhin als Summe der sieben Kongenere zu 
beurteilen, bis eine Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und VVEA erfolgt.

Begründung: Die Anpassung widerspricht dem langjährigen Wunsch der 
Kantone nach einer Harmonisierung von VBBo, AltlV und VVEA. In der AltlV 
und der VVEA werden PCB zwar als Summe der sechs PCB-Kongenere 
ermittelt, jedoch nach Multiplikation mit dem Faktor 4.3 beurteilt. Mit der 
Revision wird die Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und AltlV nicht 
beseitigt. Dass ein Kongener auch in der Summe der Dioxine enthalten ist, 
stellt kein Problem dar.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen grundsätzlich 
deren Stossrichtung.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 haben Sie uns zur Vernehmlassung über das Verord-

nungspaket Umwelt Frühling 2025 eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit

zur Stellungnahme zu den entsprechenden Verordnungsanpassungen. Wir begrüssen

grundsätzlich deren Stossrichtung und stellen folgende Anträge bzw. haben folgende

Anmerkungen:

A. Bemerkungen zur Wasserbauverordnung

Art.4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung

der Gefahrengebiete

Antrag: Im Verordnungstext oder aber zumindest in den Erläuterungen ist klarzustellen,

dass sich der Detaillierungsgrad der Erarbeitung der Grundlagen gemäss revidiertem

Art. 4 Abs.1 nach Kriterien wie etwa Wichtigkeit oder Bedarf bemisst.

Begründung: Gemäss revidiertem Art. 4 Abs. 1 erarbeiten die Kantone die Grundlagen

für den Hochwasserschutz. In Abs. 1 Bst. a werden sie insbesondere aufgefordert, den

Zustand der Gewässer und ihre Veränderung zu erheben. Den Kantonen ist beim Detaillie-

rungsgrad der Erarbeitung dieser Grundlagen der erforderliche Spielraum zuzugestehen.

Den Kantonen muss daher die Möglichkeit gegeben werden, den Zustand und die Verän-

derungen nach Wichtigkeit oder nach Bedarf zu erheben. Diesbezüglich soll ihnen im

Verordnungstext oder aber im erläuternden Bericht zu Art. 4 mehr Spielraum eingeräumt

werden.

D
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Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Antrag: Es sind der Umfang und die Art der zulässigen Nutzungen in den Freihalteräumen

gemäss revidiertem Art. 5 Abs. 2 zu klären. Freihalteräume sind nur dann zwingend festzu-

legen, wenn sie zur Herstellung der Hochwassersicherheit erforderlich und kostengünstiger

sind als andere Massnahmen. Des Weiteren ist das nationale Raumplanungsrecht bezüg-

lich der Errichtung von Freihalteräumen gemäss Art. 5 Abs.2 anzupassen.

Begründung: Die in Art. 5 Abs. 2 geforderten Freihalteräume stellen insbesondere in urba-

nen Gebieten eine grosse und schwer zu bewerkstelligende Aufgabe für die Wasserbau-

fachstellen der Kantone dar. In bereits bebauten bzw. zonierten Gebieten ist das Schaffen

von Freihalteräumen faktisch stark eingeschränkt. Dort kommen Freihalteräume praktisch

einer materiellen Enteignung gleich und werden von zuständigen Raumplanungsfachper-

sonen und der Politik äusserst kritisch beurteilt.

Aus diesen Gründen soll die Festlegung von Freihalteräumen nur dann und so weit erfol-

gen, wie diese erforderlich und unumgänglich sind, um die Ziele des Hochwasserschutzes

zu erreichen.

Weiter ist unklar, ob in einem Freihalteraum eine individuelle Risikoabwägung möglich ist

und bereits klare Vorstellungen zur zulässigen Nutzung bestehen. Diesbezüglich ist eine

Klärung erforderlich.

Das Raumplanungsrecht des Bundes kennt bislang keine Regelung zu Freihalteräumen.

Zur Planungs- und Rechtssicherheit scheint eine Koordination angezeigt.

Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume

Antrag: Die Pflicht zur Überprüfung der Überlastbarkeit und Systemsicherheit gemäss

revidiertem Art. 7 Abs.2 ist auf bedeutende Schutzbauten und -anlagen einzugrenzen.

Weiter sind Entlastungsräume nur dann zwingend festzulegen, wenn sie zur Herstellung

der Hochwassersicherheit erforderlich und kostengünstiger sind als andere Massnahmen.

Die Bestimmung zu Entlastungsräumen ist mit dem Raumplanungsrecht abzustimmen.

Begründung: In Art. 7 Abs. 2 werden die Kantone verpflichtet, die bestehenden Schutz-

bauten und -anlagen auf ihre Überlastbarkeit und Systemsicherheit zu überprüfen. Um

diesen Prüfaufwand einzugrenzen, soll im Verordnungstext oder zumindest im erläutern-

den Bericht zu Art. 7 ergänzt werden, dass diese Überprüfung der Überlastbarkeit auf die

«relevanten» Schutzbauten und -anlagen eingegrenzt ist und damit den Kantonen ein

gewisser Spielraum zur Verfügung gestellt wird.

Die im revidierten Art. 7 Abs. 4 geforderten Entlastungsräume stellen die Wasserbaufach-

stellen der Kantone vor die gleichen raumplanerischen Herausforderungen wie die Frei-

halteräume gemäss Art.5 Abs.2, weshalb die Bemerkungen dazu auch hier gelten. Auch

hier sind insbesondere in urbanen Gebieten die präferenzierten Fliesswege für Entlastungs-

räume häufig schon vollständig überbaut, und es stellen sich die gleichen Fragen der mate-

riellen Enteignung wie bei Art. 5 Abs. 2. Daher ist es auch für die Umsetzbarkeit der Entlas-

tungsräume notwendig, das nationale Raumplanungsrecht entsprechend anzupassen.
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Art. 10Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung unddie Massnahmen

derKantone

Antrag: Die Kosten zur Entschädigung von Enteignungstatbeständen durch die Massnah-

men der Kantone sind in Art. 10 Abs. 1 aufzunehmen.

Begründung: Gemäss Art. 10 Abs. 1 Bst. b gewährt der Bund Abgeltungen fürAbklärun-

gen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels raumplanerischer Massnahmen sowie

den Abbruch und die Verlegung von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte. Zu

weiteren Entschädigungen wird im erläuternden Bericht ausgeführt: «Bei Auszonungen

von noch nicht bebauten Grundstücken beteiligt sich der Bund an den geschuldeten Ent-

schädigungen zum Beispiel für bereits realisierte Erschliessungen.

Klare Aussagen, ob Abgeltungen für Entschädigungen von Landeigentümerinnen und

-eigentümern infolge eines Enteignungstatbestands gewährt werden oder nicht, fehlen

allerdings. Bei einer Auszonung von Bauland fallen nicht nur Entschädigungen für bereits

getätigte Erschliessungen und vergleichbare Aufwendungen an, sondern es resultiert ein

- je nach Region erheblicher - Wertverlust. Allfällige Kosten sind ebenfalls als Abgeltungs-

tatbestand in die Verordnung aufzunehmen.

Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund

Antrag: Art. 29 Abs.2 ist in dem Sinne anzupassen, dass für die heute unentgeltlich er-

brachten hydrologischen Dienstleistungen auch in Zukunft für die Kantone keine Kosten

anfallen.

Begründung: Gemäss Art. 29 Abs. 2 kann das Bundesamt für Umwelt (BAFU) für Dienst-

leistungen im Bereich der Hydrologie Gebühren in Rechnung stellen. Nach geltendem

Recht gilt: «Das BAFU erhebt die hydrologischen Grundlagen; es errichtet und betreibt die

dazu erforderlichen Messstationen. Es kann hydrologische Arbeiten für Behörden, Gesell-

schaften und Private gegen Verrechnung der Kosten vornehmen, soweit dies der Geschäfts-

gang erlaubt.» (Art.26 Abs.2 WBV). Aufgrund dieser Bestimmung hätte das BAFU nach

unserer Auffassung nur für Aufträge Dritter im Bereich Hydrologie die Kosten verrechnen

können und nicht allgemein für hydrologische Dienstleistungen (z. B. Messungen), die es

von sich aus anbietet bzw. durchführt. Es ist sicherzustellen, dass das BAFU künftig den

Kantonen nicht allgemeine hydrologische Dienstleistungen verrechnet, die bisher für die

Nutzenden unentgeltlich erbracht wurden (z. B. Pegel- und Abflussmessungen an Gewäs-

sern in gesamtschweizerischem Interesse). Dieser Punkt ist klarzustellen.

B. Bemerkungen zur Waldverordnung

Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen

Antrag: In Art. 15 Abs. 2 sind die ökologischen Aspekte im Rahmen der Interessenabwä-

gung ausdrücklich aufzuführen.

Begründung: In Art. 3 E-WBV sind die ökologischen Aspekte ebenfalls ausdrücklich auf-

geführt. Es gibt keine sachlichen Gründe, die Kriterien im Rahmen der Interessenabwä-

gung bei Massnahmen zur Vorbeugung von Risiken durch Naturereignisse in den beiden

Erlassen unterschiedlich zu formulieren.
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C. Bemerkungen zur Abfallverordnung

Art. 4

Antrag: Art. 4 Abs.1 Bst. g ist wie folgt zu formulieren:

g. die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von Verbrennungsanlagen

für Siedlungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betref-

fend die Entsorgung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einenZeitraum vonmin-

destenssechsMonaten. Die Kantone sorgen zusammen mit den Kehrichtverbrennungs-

anlagen für die Möglichkeit einerZwischen- und im Bedarfsfall Notlagerung für mindes-

tens 3 Monate.»

In diesem Zusammenhang soll auch der erläuternde Bericht angepasst werden:

«Artikel 4 VVEA beinhaltet .. Der vorliegende Artikel enthält zusätzlich die Verpflichtung

zur Planung der Entsorgung oder Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen

vergleichbarer Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 3 6-Monaten

durch die Inhaber von Abfallanlagen und die Kantone. Die Inhaberinnen oderInhaber von

Abfallanlagen sollen ihrerseits ebenfallszurZwischenlagerung von Siedlungsabfällen und

Abfällen vergleichbarer Zusammensetzung fürdie Dauer vonmindestens 2Monaten ver-

pflichtetwerden(vgl.Art.32Abs.2 Buchstabe i des vorliegendenRevisionsentwurfes).

Die Zwischen- bzw. im Bedarfsfall Notlagerung lässt sich nur von den Kantonen in enger

Zusammenarbeit mit den Betreibern der Kehrichtverbrennungsanlagen sicherstellen. Die

hierfür notwendigen Massnahmen sind deshalb im Vorfeld durch den Kanton zu koordi-

nieren. Die anfallenden Kosten für die Zwischen- und Notlagerung sind verursacherge-

recht zu verteilen. Die Verpflichtung derKantone, dieEntsorgung unddie Zwischenlage-

rungder Abfällezu planen, versteht sichinklusive der Mindestvorgabevon2 Monaten, die

durch die Betreiber der Abfallanlagensichergestelltwerden müssen.Fürlängere Betriebs-

unterbrüche von mehrals2 MonatensollendieKantoneMassnahmen planen. Die Mass-

nahmenkönnenbeispielsweiseüberregionale Vereinbarungen zurWeiterleitung an andere

KVA, Abklärungenpotentieller Orte für Zwischenlager usw. beinhalten.

Begründung: Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für

den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und

der Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA). Zwischenlager müssen betreffend Entwässe-

rung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen einhalten, die

nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. In der geltenden VVEA ist

der Begriff des Zwischenlagers definiert und die Anforderungen an ein Zwischenlager sind

in Art.29 und 30 klar festgelegt. Da bei einem flächendeckenden Ausfall der KVA diese

Vorgaben an eine Zwischenlagerung tatsächlich nur teilweise eingehalten werden können,

soll der Begriff auf Notlagerung ausgeweitet werden. Wir schlagen eine Begriffserweite-

rung und eine Kapazität von drei Monaten vor. Im Zusammenhang mit Art.32 Abs. 2 Bst. h

(Bereitstellung von Betriebsmitteln durch die KVA für den Weiterbetrieb für zwei Monate)

ergibt sich so eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer

Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht handeln.
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Art.24 Verwertung von Abfällen beiderHerstellung von Zement und Beton

Antrag: Art. 24 Abs. 1 ist wie folgt zu formulieren: «Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Roh-

mehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstel-

lung von Zement und Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang

4 erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine gemischten Sied-

lungsabfälle und keine gemischt gesammelten und nachträglich sortierten Siedlungsab-

fälle-verwendet werden. Sortierreste, die sich aus der Behandlung von getrennt gesam-

melten-Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet werden können, dürfen bei

der Herstellung von Zement und Beton verwendet werden.»

Begründung: Mit der vorgesehenen Anpassung wird es verunmöglicht, Kunststofffrak-

tionen aus gemischt gesammelten Siedlungsabfällen, die zuerst in eine Sortierung gehen,

als Ersatzbrennstoffe in der Zementindustrie einzusetzen. Die Fraktionen aus Marktkeh-

richt dürfen jedoch weiterhin ins Zementwerk gebracht werden. In der Praxis ist diese

Unterscheidung oft nicht eindeutig. Wir schlagen deshalb vor, den Passus zu den nach-

träglich sortierten Abfällen wegzulassen.

Art.32 Betrieb

Antrag: Art. 32 Abs. 2 Bst.h und i sind wie folgt zu formulieren:

h. bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln eine Reserve

zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb-Regelbetrieb für mindestens zwei

Monate sichergestellt ist;

i.beieinemBetriebsunterbruchder Anlage Kapazitäten für die Zwischenlagerung von

Siedlungsabfällenund Abfällen vergleichbarer Zusammensetzungzur Verfügung stehen,

mit denen die Annahme solcherAbfälle fürmindestenszwei Monatesichergestellt ist.»

Begründung: In Bst.h ist festzulegen, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat rei-

chen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung

der Luftreinhalte-Verordnung (SR 814.318.142.1) berechnet werden. Die Sicherstellung

einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen gemeinsam mit den KVA organisiert wer-

den (siehe Antrag zu Art. 4 Abs. 1). Die bei Betriebsunterbrüchen entstehenden Probleme

lassen sich nur in Zusammenarbeit zwischen KVA, Deponien und Kanton lösen. Der neue

Bst. i ist daher wegzulassen.

Anhang 4Anforderungen an Abfälle für die Herstellung von Zement und Beton

Ziff.3.1

Antrag: In Ziff. 3.1 istim neuen Bst.h zu präzisieren, welche Grenzwerte für den Einsatz

von Beton- und Mischabbruch als Zumahl- oder Zuschlagstoffe gelten sollen.

Begründung: Aufgrund dermengenmässigen Bedeutung von mit PCB und/oder mit alipha-

tischen Kohlenwasserstoffen belastetem Beton- und Mischabbruch sollte auf Verord-

nungsstufe klar geregelt werden, bis zu welcher Belastungsklasse diese für die Herstel-

lung von Zement und Beton eingesetzt werden können. Auch Belastungen mit per- und

polyfluorierte Alkylverbindungen (PFAS) sind zu regeln.
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D. Bemerkungen zur Verordnung über Belastungen des Bodens

Art. 1Zweck und Gegenstand

Antrag: Auf die geplante Anderung von Art. 1 Bst. b ist zu verzichten.

Begründung: Es gibt einen Widerspruch zwischen derÄnderung von Art. 1 Bst.b gemäss

Vernehmlassungsvorlage und der Änderung von Art. 1 Bst.b gemäss Synopse. Wir lehnen

die Fassung gemäss Synopse ab, da sie unklar ist und in den Erläuterungen nicht ausge-

führt wird.

Art.2 Begriffe

Wir begrüssen die Integration der Bodenbiodiversität sowie der organischen Bodensub-

stanz in Art. 2 Abs. 1 Bst. a VBBo. Wir möchten zudem darauf hinweisen, dass gerade bei

der Bodenbiodiversität die Wissenslücken trotz der wissenschaftlichen Fortschritte der

letzten Jahrzehnte nach wie vor sehr gross sind. Bereits die Erhebung der Parameter

«Vielfalt», «Biomasse» oder «Aktivität» dürfte herausfordernd sein, ebenso die Beurteilung,

ob sie den natürlichen Standorteigenschaften entsprechen. Hier bedarf es weiterer An-

strengungen, um diese Wissenslücken zu schliessen.

Art.3 Beobachtung der Bodenbelastung durch den Bund

Die vorgeschlagene Änderung von Art. 3 Abs. 1 entspricht vollumfänglich geltendem

Recht. Es ist nicht erkennbar, weshalb diese Bestimmung Eingang in die Vernehmlas-

sungsvorlage gefunden hat.

Art.4 Überwachung derBodenbelastung durch die Kantone

Antrag: Art. 4 Abs. 1 ist wie folgt zu formulieren: «Steht fest oder ist mit grosser Wahr-

scheinlichkeit zu erwarten, dass in bestimmten Gebieten chemische Belastungen des

Bodens über den Richtwerten bestehen, so erstellen und aktualisieren die Kantone hier-

über Karten und veröffentlichen diese. Diese Karten enthalten mindestens Angaben über

Lage,Art und Ausmass derBodenbelastungen.

Begründung: Wir begrüssen die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten

Bodenbelastungen. Solche Karten (wahrscheinliche Überschreitungen der Schadstoff-Zu

Richtwerte) sind bewährte Hilfsmittel für den Vollzug und die Bauwirtschaft. Damit diese

Karten ihren Nutzen entfalten, müssen diese jedoch zwingend veröffentlicht werden.

Eine Veröffentlichung der Karten stünde im Einklang mit den Ergebnissen der kantonalen

Bodenüberwachung (bisheriger Art. 4 Abs. 3 VBBo). Gemäss erläuterndem Bericht wären

nach Belastungsniveau differenzierte Karten erforderlich. Für räumliche Prognosen von

wahrscheinlichen Überschreitungen der Prüfwerte bestehen bisher keine verlässlichen

Methoden. Solche müssten vom BAFU bereitgestellt und als Aufgabe ausdrücklich aufge-

führt werden.

Antrag: Art. 4 Abs. 3 ist wie folgt zu formulieren: «Das BAFU sorgtin Zusammenarbeit mit

dem BLW für die Beschaffung der fachlichen Grundlagen, die für die Hinweiskarten und

die Überwachung der Bodenbelastung nötig sind, und berät die Kantone.»

Begründung: Die Kantone haben nicht die Kapazität, die erforderlichen Grundlagen für

Hinweiskarten - insbesondere solcher für das Prüfwertniveau - herzuleiten. Ein durch die

Bundesstellen koordinierter Rahmen ist daher zwingend und verringert Unterschiede im

Vollzug.
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Art.5 Beurteilung derBodenbelastung

Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Art.5 Abs. 2-4 ist zu verzichten.

Begründung: Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 zu Einzelfall-

beurteilungen und der Herleitung fehlender Beurteilungswerte verpflichtet. Sie stellen in

gegenseitigem Wissensaustausch im Rahmen der Arbeitsgruppen Interventionswerte und

Risikobeurteilungen des Cercle Sol sicher. Dass neu die Zustimmung des BAFU zu Einzel-

fallbeurteilungen erforderlich ist, führt zu mehr Verwaltungsaufwand.

Anhang 1

Antrag: Auf die geplanten Änderungen der Ziff.12 und 13 ist zu verzichten. Stattdessen

sind Prüf- und Sanierungswerte unter Berücksichtigung der Folgen für Vollzug und Wirt-

schaft festzulegen.

Begründung: Grundsätzlich begrüssen wir Bestrebungen für die Aufnahme von Prüf- und

Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. Die neuen Beurteilungswerte weichen

jedoch von der Dreistufigkeit des Bodenschutzkonzepts ab. Es fehlt eine Beleuchtung der

Auswirkungen auf Vollzug und Wirtschaft, die hinsichtlich Gärten mit Nutzungsverboten

sowie der nicht möglichen Wiederverwertung von abgetragenem Boden mutmasslich

beträchtlich sind.

Anhang 2

Antrag: Auf die geplanten Änderungen von Ziff. 13 ist zu verzichten. Stattdessen sind

PCB weiterhin als Summe der sieben Kongenere zu beurteilen, bis eine Harmonisierung

zwischen VBBo, AltlV und VVEA erfolgt.

Begründung: Die Anpassung widerspricht dem langjährigen Wunsch der Kantone nach

einer Harmonisierung von VBBo, AltlV und VVEA. In der AltlV und der VVEA werden PCB

zwar als Summe der sechs PCB-Kongenere ermittelt, jedoch nach Multiplikation mit dem

Faktor 4.3 beurteilt. Mit der Revision wird die Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo

und AltlV nicht beseitigt. Dass ein Kongener auch in der Summe der Dioxine enthalten ist,

stellt kein Problem dar.

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrates

Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

AUL K.An
Natalie Rickli Dr. Kathrin Arioli
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Staatskanzlei des Kantons Bern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich unterstützt er die vorliegenden Anpassungen an den 
aktuellen Kenntnisstand sowie an die Erfahrungen der vergangenen Jahre 
und an die daraus abgeleitete Vollzugspraxis. Der Regierungsrat ist 
allerdings der Ansicht, dass entstehender finanzieller und personeller 
Mehraufwand u.a. bei geänderten Regelungen zu den Lagerkapazitäten bei 
einem Ausfall sämtlicher Kehrichtverwertungsanlagen oder aufgrund des 
Mehraufwands durch die Senkung des zulässigen Konzentrationswerts für 
Trichlorethen verursachergerecht verteilt zu verteilen ist. Auch wird mit 
Artikel 5 der Verordnung über Belastungen des Bodens die Harmonisierung 
des Vollzugs angestrebt. Der Regierungsrat ist jedoch nicht überzeugt, dass 
mit den vorgeschlagenen Änderungen die vorgesehene Harmonisierung 
erzielt werden kann. Schliesslich erachtet der Regierungsrat das Aufwand-
Nutzen-Verhältnis bezüglich einer flächendeckenden Ausscheidung von 
Freihalteräumen in bereits vollständig überbautem Gebiet innerhalb der 
Wasserbauverordnung als unzureichend.

Grundsätzlich stimmt der Regierungsrat den Änderungen der 
Wasserbauverordnung zu. Gerade wieder die tragischen 
Hochwasserereignisse dieses Jahres z.B. im Kanton Bern in Brienz haben 
gezeigt, dass das Thema Wasserbau resp. Hochwasserschutz aktueller 
denn je und äusserst relevant ist. Unter anderem ist das langfristige Sichern 
von sinnvollen Abflusskorridoren und Rückhaltegebieten in Bereichen, die 
heute keine intensiven Nutzungen und somit auch nur geringe 
Hochwasserrisiken aufweisen, eine zweckmässige Massnahme. 
Freihalteräume als natürliche Überschwemmungsgebiete in der Landschaft 
gehören unbestritten zu den zweckmässigen raumplanerischen 
Hochwasserschutzmassnahmen. Damit kann das Hochwasserrisiko 
langfristig limitiert werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Ausscheidung von Freihalteräumen in heute bereits vollständig 
überbauten Gebieten kann zwar im Einzelfall eine sinnvolle und 
angemessene Massnahme darstellen. Auf eine flächendeckende 
Ausscheidung solcher Freihalteräume ist hingegen zu verzichten. Der 
Nutzen solcher Massnahmen steht in keinem Verhältnis zur grossflächigen 
Betroffenheit der Grundeigentümer in Bauzonen beziehungsweise zum 
Aufwand für die Umsetzung mittels eigentümerverbindlicher Nutzungszonen 
mit ÖREB-Katastereinträgen. Der Regierungsrat beantragt daher, die 
Bestimmung in Artikel 5 Absatz 2 der Wasserbauverordnung so 
anzupassen, dass auf eine flächendeckende Ausscheidung von 
Freihalteräumen in bereits vollständig überbautem Gebiet zu verzichten ist.
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Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gefahrenhinweiskarten und Gefährdungskarten, Gesamtplanungen und 
weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechten Gehölzen 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der Vorabsenkung 
von Stauseen im Ereignisfall sowie für weitere Ertragsausfälle bei der 
Mitbenutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a:
Gemäss Buchstabe a leistet der Bund insbesondere Abgeltungen für die 
Erarbeitung von Grund-lagen wie Ereignisanalysen, Kataster, 
Gefahrenkarten, Risikoübersichten und Gesamtplanungen. Auch nicht 
bindende Karten wie Gefährdungskarten (z.B. Gefährdungskarte 
«Oberflächenabfluss») sollten hiervon erfasst sein. Ebenso sollten die 
Gefahrenhinweiskarten explizit erwähnt werden.

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d: 
Schliesslich regelt Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d WBV, dass der Bund 
Beiträge an den Unter-halt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau 
und die Erstellung von Schutzbauten und Schutzanlagen gewährt. Im 
Gegensatz dazu wird gemäss Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe a des 
Bundesgesetzes vom 4. Oktober 1991 über den Wald (Waldgesetz, WaG; 
SR 921.0) nur die Erstellung, die Instandstellung und der Ersatz von 
Schutzbauten und anlagen als beitragsberechtigt aufgeführt. Somit fehlt der 
Unterhalt im WaG. Das Argument, dass mit einem regelmässigen Unterhalt 
von wasserbaulichen Schutzmassnahmen die Lebensdauer verlängert wird, 
gilt jedoch nicht nur für Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern 
auch für solche nach Waldgesetz. Der Regierungsrat bittet daher, im 
Rahmen der laufenden Revision des Verordnungspakets oder bei der 
nächsten Revision die beiden Tatbestände einander anzugleichen, damit 
auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge an den Unterhalt für 
Schutzmassnahmen nach Waldgesetz und Waldverordnung geschaffen 
wird.



16 / 927

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe d: 

In Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe c des WaG ist festgehalten, dass der Bund 
Beiträge an die Einrichtung und den Betrieb von Messstellen als zentrales 
Element von Warneinrichtungen sowie den Aufbau von Frühwarndiensten 
zur Sicherung von Siedlungen und Verkehrswegen gewährt. Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe c der Wasserbauverordnung definiert, dass der Bund 
den Kantonen Beiträge an den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von 
technischen Vorkehrungen für Notfalleinsätze und Warneinrichtungen 
gewähren kann. In Absatz 2 Buchstabe d desselben Artikels wird 
festgehalten, dass keine Beiträge an den Betrieb von Warneinrichtungen 
gewährt werden. Durch die nun gewählte Formulierung entsteht ein 
Widerspruch bezüglich Warneinrichtungen: Das WaG regelt, dass der 
Betrieb beitragsberechtigt ist, die WBV schliesst entsprechende Beiträge 
aus.

Allenfalls handelt es sich um begriffliche Verwirrungen. Bei 
Massenbewegungen und Lawinen ist der Begriff «Überwachungssysteme» 
anstelle von «Warneinrichtungen» üblich. Der Regierungsrat empfiehlt den 
Begriff «Warneinrichtungen» noch einmal zu überdenken und den in der 
Praxis bereits weit verbreiteten Begriff «Überwachungssysteme» zu 
verwenden. Gerade bei Massenbewegungen geht es häufig um eine 
Überwachung und nicht «nur» um eine Warnung oder Alarmierung von 
Ereignissen.

Zudem ist unklar, was mit dem Betrieb gemeint ist, der nicht 
beitragsberechtigt sein soll. Gemäss SIA-Norm 269 zählt zum Betrieb die 
technische Betreuung eines Werks (insbesondere seiner technischen 
Anlagen). Unter dem Unterhalt wird das Bewahren oder Wiederherstellen 
eines Bauwerks ohne wesentliche Änderung der Anforderungen 
verstanden. Bei Überwachungssystemen für Massenbewegungsgefahren 
und Lawinen sind die unmittelbar mit dem Betrieb gekoppelten Kosten ein 
wesentlicher Teil der Aufwendungen solcher Systeme und wurden bisher 
durch das BAFU subventioniert. Dazu gehört beispielsweise die Miete von 
Überwachungsgeräten anstelle von deren Kauf (z.B. temporärer Einsatz 
von Georadarsystemen), das Prozessieren von Messdaten zur 
Interpretation durch Fachleute oder die Begleitung des Betriebs solcher An-
lagen durch Fachleute, welche die Daten analysieren, interpretieren und 
zuhanden der sicherheitsverantwortlichen Stelle Empfehlungen für 
Massnahmen abgeben. Das soll so beibehalten werden. Nicht 
beitragsberechtigt wären weiterhin alle Aufwendungen, die nach der 
Ausgabe einer Information oder eines Alarms geschehen, also z.B. der 
Einsatz von Führungsorganen oder der Feuerwehr. Folglich beantragt der 
Regierungsrat alle Aufwendungen bis und mit zur Ausgabe einer 
Information als beitragsberechtigter Teil einer Anlage (Betriebskosten) 
anzuerkennen.

Der Regierungsrat unterstützt schliesslich die Strategie, dass der 
Hochwasserschutz zuerst auf planerischer Ebene, dann in baulicher und 
letztendlich auf technischer Ebene sicherzustellen ist. Nicht schlüssig wäre 
für ihn, wenn beispielsweise feste bauliche Einrichtungen zum 
Hochwasserschutz durch die Partner im Bevölkerungsschutz 
beitragsberechtigt sind (z.B. stationäre Hochwassersperren, auch wenn sie 
von Hand im Ereignisfall angebracht werden müssten), je-doch besondere 
«mobile» Einsatzmittel, welche fester Teil von speziellen 
Hochwasserschutzdispositiven sind (vgl. z.B. Matte-Quartier in der Stadt 
Bern) nicht beitragsberechtigt wären. Mobile Einsatzmittel sind zwar nicht 
das optimale Mittel. An verschiedenen Stellen bestehen jedoch aus 
technischen oder baulichen Gründen kaum Alternativen. Der Regierungsrat 
bittet deshalb darum, die entsprechenden Formulierungen in der 
Verordnung und im erläuternden Bericht dahingehend zu überarbeiten, dass 
auch solche besonderen Einsatzmittel im Rahmen von entsprechenden 
Hochwasserschutzmassnahmen beitragsberechtigt sind.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.2 Abstimmung von Aufgaben und Finanzen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Regierungsrat weist darauf hin, dass er sich bereits in seiner 
Stellungnahme vom 30. Juni 2021 im Rahmen der Vernehmlassung zum 
Wasserbaugesetzes kritisch geäussert hat. Im Wasserbaugesetzes wurden 
die Bundesbeiträge für Einsatzplanungen als Gefahrengrundlagen mit 
Änderung von Artikel 6 von 50 auf 35 Prozent reduziert. Damit hat sich die 
Kostenverteilung in diesem Bereich stark zu Ungunsten der Kantone 
entwickelt. Diese Änderung ist auch im nun vorliegenden erläuternden 
Bericht zur Wasserbauverordnung unter Kapitel 2.2 u.a. aus 
Transparenzgründen auszuweisen. Der Regierungsrat beantragt daher, die 
Aussage, dass der Bund sich mit unveränderten Subventionsansätzen an 
den Aufwendungen der Kantone für den Schutz vor Naturgefahren beteiligt, 
entsprechend zu korrigieren.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat begrüsst die Änderungen der Verordnung über den 
Verkehr mit Abfällen. Es handelt sich dabei mehrheitlich um Präzisierungen, 
die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber notwendig 
wurden. Gewisse Abschnitte wurden somit an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton Bern begrüsst die vorliegende Revision der Verordnung über 
die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (VVEA) grundsätzlich. Sie 
berücksichtigt einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, 
andererseits gleicht sie die Verordnung der Vollzugspraxis an.

Die Regelung von Lagerkapazitäten bei einem Ausfall sämtlicher 
Kehrichtverwertungsanlagen (KVA) auf nationaler Ebene aufgrund von 
Strom- oder Betriebsmittelmangellage erachten wir als wichtig und sinnvoll. 
Für die Kantone und die Betreiber muss die Regelung jedoch umsetzbar 
sein. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs Monate sicherzustellen ist aus 
Sicht des Regierungsrats weder realistisch noch organisierbar. Er bittet bei 
der genauen Ausgestaltung der Regelung deshalb um eine enge 
Abstimmung mit den Kantonen.

Des Weiteren erkennt der Regierungsrat Schwierigkeiten, wenn KVA und 
Kantone separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Hier ist zwingend eine 
Koordination zwischen den beiden
Akteuren erforderlich. Der Regierungsrat beantragt deshalb, die Aufgabe 
unter der Führung der Kantone zusammenzulegen. Zudem sind die Kosten 
für die Zwischenlagerung verursachergerecht zu verteilen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den Kehrichtverwertungsanlagen für die Möglichkeit einer 
Zwischenlagerung für mindestens 3 Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
und Möglichkeiten der Kantone und der KVA. Die Frist von sechs Monaten 
wurde deshalb bereits in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den 
Kantonen in Frage gestellt oder gar abgelehnt. Zwischenlager müssen 
betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung 
umfangreiche Bedingungen ein-halten. Diese Bedingungen können nicht 
uneingeschränkt sichergestellt werden.

In Zusammenhang mit Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe h ergeben sich durch 
den Vorschlag des Regierungsrats jedoch eine ausreichende und geordnete 
Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten.



19 / 927

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der weitere Regelbetrieb 
für mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe h ist zu definieren, für welchen Zustand 
der Betriebsmittelvorrat reichen soll. Aus Sicht des Regierungsrats soll dies 
für den bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der Luftreinhalte-
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) berechnet werden.

Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA organisiert werden. Denn die Herausforderungen, 
die sich in einer solchen Ausnahmesituation ergeben würden, lassen sich 
nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. 

Diese Forderung ist bereits mit dem Antrag zu Artikel 4 der VVEA 
berücksichtigt. Buchstabe i kann somit ersatzlos gestrichen werden.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Aus den Erläuterungen zu Anhang 4 Ziffer 3.1 Buchstabe f ergibt sich ein 
Anpassungsbedarf bei Buchstabe h. Insbesondere die Feinfraktionen aus 
der Aufbereitung von Beton- und Mischabbruch eignen sich zur 
Verwendung als Zumahlstoffe.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich unterstützt er die vorliegenden Anpassungen an den 
aktuellen Kenntnisstand so-wie an die Erfahrungen der vergangenen Jahre 
und an die daraus abgeleitete Vollzugspraxis. Der Regierungsrat ist 
allerdings der Ansicht, dass entstehender finanzieller und personeller 
Mehraufwand u.a. bei geänderten Regelungen zu den Lagerkapazitäten bei 
einem Ausfall sämtlicher Kehrichtverwertungsanlagen oder aufgrund des 
Mehraufwands durch die Senkung des zulässigen Konzentrationswerts für 
Trichlorethen verursachergerecht verteilt zu verteilen ist. Auch wird mit 
Artikel 5 der Verordnung über Belastungen des Bodens die Harmonisierung 
des Vollzugs angestrebt. Der Regierungsrat ist jedoch nicht überzeugt, dass 
mit den vorgeschlagenen Änderungen die vorgesehene Harmonisierung 
erzielt werden kann. Schliesslich erachtet der Regierungsrat das Aufwand-
Nutzen-Verhältnis bezüglich einer flächendeckenden Ausscheidung von 
Freihalteräumen in bereits vollständig überbautem Gebiet innerhalb der 
Wasserbauverordnung als unzureichend.

Der Regierungsrat beantragt eine Überarbeitung von Artikel 5 Absatz 2 – 4 
der Verordnung über Belastungen des Bodens. Artikel 5 schlägt vor, dass 
die Kantone in Absprache mit dem BAFU für Stoffe, mit denen ein Boden 
belastet ist und für welche in der VBBo keine Richt-, Prüf- und 
Sanierungswerte existieren, solche Werte herleiten müssen. Ziel sei eine 
Harmonisierung im Vollzug.

Der Regierungsrat ist jedoch der Ansicht, dass die angestrebte 
Harmonisierung nur dann er-reicht werden kann, wenn der Bund die 
Grenzwerte in den Bundesverordnungen oder den relevanten Listen festlegt 
und die Kantone diese durchsetzen. Einzelfallspezifisch hergeleitete, fest-
gelegte und umgesetzte Werte, wie dies aktuell in der Verordnung 
vorgesehen ist, verunmöglichen eine Harmonisierung. Die Tatsache, dass z.
B. Sanierungswerte bei identischer Nutzung von einem Standort zum 
anderen voneinander abweichen können, ist deshalb nicht nachvollziehbar 
und widerspricht zudem den Grundsätzen der Rechtsgleichheit und 
Rechtssicherheit. Ferner führt die neu vorgesehene, erforderliche 
Zustimmung des BAFU zu den Einzelfallbeurteilungen zu mehr 
Verwaltungsaufwand.

Daneben begrüsst der Regierungsrat grundsätzlich die Bestrebungen für 
die Aufnahme von Prüf- und Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. 
Es fehlt seiner Ansicht nach jedoch eine Beleuchtung der Auswirkungen auf 
Vollzug und Wirtschaft, die seiner Meinung nach in Hin-blick auf Gärten mit 
Nutzungsverboten sowie der nicht möglichen Wiederverwertung von 
abgetragenem Boden beträchtlich sind. Denn im Vollzug der Prüf- und 
Sanierungswerte von Queck-silber gemäss Anhang 1 Ziffer 12 und 13 
resultieren durch den eher tief gesetzten Wert zahlreiche Nutzungsverbote. 
Die Einführung eines Prüf- resp. Sanierungswertes für das Quecksilber auf 
diesem Niveau könnte v.a. für Familien- und Schrebergärten zu einer nicht 
mehr handhabbaren Anzahl an Kinderaufenthaltsverboten führen. Um die 
Situation zu entschärfen, regt der Regierungsrat an, z.B. den Aufenthalt auf 
Flächen mit vollständiger Vegetation zuzulassen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Die bisherige Formulierung von Artikel 1 Buchstabe b ist beizubehalten. Die 
Formulierungen in der Vernehmlassungsvorlage und der Synoptischen 
Tabelle sind nicht identisch.
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Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Boden gilt als fruchtbar, wenn:
a.die Vielfalt, Biomasse und Aktivität der Bodenorganismen, die 
organische Bodensubstanz, die Bodenstruktur, der Bodenaufbau und die 
Mächtigkeit für seinen Standort typisch sind oder vom Menschen zur 
besseren Erfüllung der ökologischen Bodenfunktionen verändert wurden 
und er eine ungestörte Abbaufähigkeit aufweist;

Begründung Hinsichtlich Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sind im erläuternden Bericht 
Ausnahmefälle wie organische Böden zu erwähnen und zu erörtern.

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Es gibt verschiedene Definitionen von organischer Substanz. Im 
erläuternden Bericht ist deshalb die zu Artikel 2 Absatz 4bis massgebende 
Definition von organischer Substanz zu präzisieren.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten Belastungen des Bodens bestehen, so erstellen und 
aktualisieren die Kantone hierüber Karten. Diese Karten enthalten 
mindestens Angaben über Lage, Art und mögliche Ausdehnung der 
Bodenbelastungen.

Begründung In Bezug auf Artikel 4 Absatz 1 ist der Begriff «Ausmass» nicht präzise 
genug definiert. Geht es dem Bundesrat hier um die räumliche Ausdehnung 
oder die Höhe der Schadstoffbelastung?

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Erstellung von Hinweiskarten und die 
Überwachung der Bodenbelastung nötig sind, und berät die Kantone.

Begründung Die Kantone haben nicht die Kapazität, die erforderlichen Grundlagen für 
Hinweiskarten – insbesondere solcher für das Prüfwertniveau – herzuleiten. 
Ein durch die Bundesstellen koordinierter Rahmen würde Unterschiede im 
Vollzug verringern.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung •Die Anpassung von Anhang 2 Ziffer 11 und 13 ist bis zur vollständigen 
Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und VVEA zu sistieren, da das 
Beurteilungsungleichgewicht zwischen VBBo und AltlV mit der vorliegenden 
Revision nicht behoben wird (Multiplikation mit Faktor 4.3).

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat unterstützt die Anpassung der Konzentrationswerte in 
Anhang 1 der Altlasten-Verordnung (AltlV) an den aktuellen toxikologischen 
Kenntnisstand. Die Anpassungen führen jedoch zwangsläufig (unabhängig 
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens) zu Neubeurteilungen von Standorten, bei 
welchen bereits altlastenrechtliche Massnahmen durchgeführt wurden.

Die vorgesehenen Erhöhungen von Konzentrationswerten haben nach 
Ansicht des Regierungsrats keinen Einfluss auf den kantonalen 
Altlastenvollzug. Gleiches dürfte für die Senkung des Konzentrationswerts 
für Ethybenzol gelten.

Bezüglich Arsen weist der Regierungsrat darauf hin, dass in gewissen 
Kantonen bzw. Regionen von einem geogen bedingten, erhöhten 
Arsengehalt im Boden und im Grundwasser ausgegangen werden muss. 
Ob diese Werte den Vollzug hinsichtlich des Arsens bei einer Senkung des 
Konzentrationswerts um Faktor 5 beeinflusst oder gar erschwert, ist vor 
Verabschiedung der Verordnungsänderungen eingehend mit den 
Fachpersonen der betroffenen Kantone zu klären.

Die Senkung des Konzentrationswerts für Trichlorethen (TRI) wird seit 
Beginn der 2000er Jahre regelmässig thematisiert. Für den Kanton Bern 
wird mit einer zweistelligen Anzahl bereits beurteilter Standorte gerechnet, 
welche aufgrund der Senkung des Konzentrationswerts von 70 g/l auf 10 g/l 
sanierungsbedürftig werden. Durch die Senkung des Konzentrationswerts 
für TRI werden im Kanton daher Ausfallkosten entstehen, die zu einem 
wesentlichen Teil VASA-abgeltungsberechtigt sein dürften. Daraus wird 
dem Kanton Bern ein momentan noch nicht bezifferbarer Mehraufwand 
(personell und finanziell) entstehen. Die Auswirkungen auf die Kanto-ne 
können daher nicht als «insgesamt gering» bezeichnet werden. Wir 
beantragen, Ihre diesbezüglichen Aussagen zu korrigieren und besser 
einzuordnen.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Vernehmlassung  des  Bundes: Verordnungspaket Umwelt Frühling  2025  
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Frau Direktorin 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern dankt Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme zum 
Verordnungspaket Umwelt Frühling  2025.  

Grundsätzlich unterstützt er  die  vorliegenden Anpassungen  an den  aktuellen Kenntnisstand so-
wie  an die  Erfahrungen  der  vergangenen Jahre und  an die  daraus abgeleitete Vollzugspraxis.  
Der  Regierungsrat ist allerdings  der  Ansicht, dass entstehender finanzieller und personeller 
Mehraufwand u.a. bei geänderten Regelungen zu  den  Lagerkapazitäten bei einem Ausfall sämt-
licher Kehrichtverwertungsanlagen oder aufgrund  des  Mehraufwands durch  die  Senkung  des  
zulässigen Konzentrationswerts für Trichlorethen verursachergerecht verteilt zu verteilen ist. 
Auch wird mit Artikel  5 der  Verordnung über Belastungen  des  Bodens  die  Harmonisierung  des  
Vollzugs angestrebt.  Der  Regierungsrat ist jedoch nicht überzeugt, dass mit  den  vorgeschlage-
nen Änderungen  die  vorgesehene Harmonisierung erzielt werden kann. Schliesslich erachtet  
der  Regierungsrat das Aufwand-Nutzen-Verhältnis bezüglich einer flächendeckenden Ausschei-
dung  von  Freihalteräumen  in  bereits vollständig überbautem Gebiet innerhalb  der  Wasserbau-
verordnung als unzureichend. 

Gerne beantragt  der  Regierungsrat deshalb folgende Anpassungen und erläutert  seine  Anliegen 
nachfolgend im Detail. 
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Kanton Bern  
Canton de Berne 

1. Anträge zur Verordnung über  die  Sanierung  von  belasteten Standorten (Altlas-
ten-Verordnung, AltIV;  SR 814.680) 

Der  Regierungsrat unterstützt  die  Anpassung  der  Konzentrationswerte  in  Anhang  1 der  Altlas-
ten-Verordnung  (Alti  V)  an den  aktuellen toxikologischen Kenntnisstand.  Die  Anpassungen füh-
ren jedoch zwangsläufig (unabhängig vom Zeitpunkt  des  Inkrafttretens) zu Neubeurteilungen  
von  Standorten, bei welchen bereits altlastenrechtliche Massnahmen durchgeführt wurden.  

Die  vorgesehenen Erhöhungen  von  Konzentrationswerten haben nach Ansicht  des  Regierungs-
rats keinen Einfluss auf  den  kantonalen Altlastenvollzug. Gleiches dürfte für  die  Senkung  des  
Konzentrationswerts für Ethybenzol gelten. 

Bezüglich Arsen weist  der  Regierungsrat darauf hin, dass  in  gewissen Kantonen bzw. Regionen  
von  einem geogen bedingten, erhöhten Arsengehalt im Boden und im Grundwasser ausgegan-
gen werden muss. Ob diese Werte  den  Vollzug hinsichtlich  des  Arsens bei einer Senkung  des  
Konzentrationswerts um Faktor  5  beeinflusst oder gar erschwert, ist vor Verabschiedung  der  
Verordnungsänderungen eingehend mit  den  Fachpersonen  der  betroffenen Kantone zu klären.  

Die  Senkung  des  Konzentrationswerts für Trichlorethen  (TRI)  wird seit Beginn  der  2000er Jahre 
regelmässig thematisiert. Für  den  Kanton Bern wird mit einer zweistelligen Anzahl bereits beur-
teilter Standorte gerechnet, welche aufgrund  der  Senkung  des  Konzentrationswerts  von 70  µg/I 
auf  10 14/1  sanierungsbedürftig werden. Durch  die  Senkung  des  Konzentrationswerts für  TRI  
werden im Kanton daher Ausfallkosten entstehen,  die  zu einem wesentlichen Teil VASA-abgel-
tungsberechtigt sein dürften. Daraus wird dem Kanton Bern ein momentan noch nicht beziffer-
barer Mehraufwand (personell und finanziell) entstehen.  Die  Auswirkungen auf  die  Kantone 
können daher nicht als «insgesamt gering» bezeichnet werden. Wir beantragen, Ihre dies-
bezüglichen Aussagen zu korrigieren und besser einzuordnen.  

2. Anträge zur Verordnung über Belastungen  des  Bodens (VBBo;  SR 814.12) 

Der  Regierungsrat beantragt eine Überarbeitung  von  Artikel  5  Absatz  2  —  4 der  Verord-
nung über Belastungen  des  Bodens. Artikel  5  schlägt vor, dass  die  Kantone  in  Absprache mit 
dem BAFU für Stoffe, mit denen ein Boden belastet ist und für welche  in der  VBBo keine Richt-, 
Prüf- und Sanierungswerte existieren, solche Werte herleiten müssen. Ziel sei eine Harmonisie-
rung im Vollzug.  

Der  Regierungsrat ist jedoch  der  Ansicht, dass  die  angestrebte Harmonisierung nur dann er-
reicht werden kann, wenn  der  Bund  die  Grenzwerte  in den  Bundesverordnungen oder  den  rele-
vanten Listen festlegt und  die  Kantone diese durchsetzen. Einzelfallspezifisch hergeleitete, fest-
gelegte und umgesetzte Werte, wie  dies  aktuell  in der  Verordnung vorgesehen ist, verunmögli-
chen eine Harmonisierung.  Die  Tatsache, dass z.B. Sanierungswerte bei identischer Nutzung  
von  einem Standort zum anderen voneinander abweichen können, ist deshalb nicht nachvoll-
ziehbar und widerspricht zudem  den  Grundsätzen  der  Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit. 
Ferner führt  die  neu vorgesehene, erforderliche Zustimmung  des  BAFU zu  den  Einzelfallbeurtei-
lungen zu mehr Verwaltungsaufwand. 

Daneben begrüsst  der  Regierungsrat grundsätzlich  die  Bestrebungen für  die  Aufnahme  von  
Prüf- und Sanierungswerten für Quecksilber  in die  VBBo.  Es  fehlt seiner Ansicht nach jedoch 
eine Beleuchtung  der  Auswirkungen auf Vollzug und Wirtschaft,  die  seiner Meinung nach  in  Hin-
blick auf Gärten mit Nutzungsverboten sowie  der  nicht möglichen Wiederverwertung  von  abge- 
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tragenem Boden beträchtlich sind. Denn im Vollzug  der  Prüf- und Sanierungswerte  von  Queck-
silber gemäss Anhang  1  Ziffer  12  und  13  resultieren durch  den  eher tief gesetzten Wert zahlrei-
che Nutzungsverbote.  Die  Einführung eines Prüf- resp. Sanierungswertes für das Quecksilber 
auf diesem Niveau könnte v.a. für Familien- und Schrebergärten zu einer nicht mehr handhab-
baren Anzahl  an  Kinderaufenthaltsverboten führen. Um  die Situation  zu entschärfen, regt  der  
Regierungsrat  an,  z.B.  den  Aufenthalt auf Flächen mit vollständiger Vegetation zuzulas-
sen. 

Zu  den  einzelnen Artikeln beantragt  der  Regierungsrat folgende Präzisierungen  und  An-
passungen: 

• Die  bisherige Formulierung  von  Artikel  1  Buchstabe  b  ist beizubehalten.  Die  Formulie-
rungen  in der  Vernehmlassungsvorlage  und  der  Synoptischen  Tabelle  sind nicht iden-
tisch. 

• Hinsichtlich Artikel  2  Absatz  1  Buchstabe  a  sind im erläuternden Bericht Ausnahmefälle 
wie organische Böden zu erwähnen  und  zu erörtern.  Die  Definition ist wie folgt zu präzi-
sieren:  
«die  Vielfalt,  Biomasse und  Aktivität  der  Bodenorganismen,  die  organische Bodensub-
stanz,  die  Bodenstruktur,  der  Bodenaufbau  und  die  Mächtigkeit für seinen Standort ty-
pisch sind oder vom Menschen zur besseren Erfüllung  der  ökologischen Bodenfunktio-
nen verändert wurden  und  er eine ungestörte Abbaufähigkeit aufweist;» 

• Es  gibt verschiedene Definitionen  von  organischer Substanz. Im erläuternden Bericht ist 
deshalb  die  zu Artikel  2  Absatz 4bis massgebende Definition  von  organischer Substanz 
zu präzisieren. 

• In  Bezug auf Artikel  4  Absatz  1  ist  der  Begriff «Ausmass» nicht präzise genug definiert. 
Geht  es  dem  Bundesrat hier  um  die  räumliche Ausdehnung oder  die  Höhe  der  Schad-
stoffbelastung?  Der  Regierungsrat beantragt deshalb folgende Präzisierung  des  Artikels: 
«Steht fest oder ist  mit  grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass  in  bestimmten Ge-
bieten Belastungen  des  Bodens bestehen, so erstellen  und  aktualisieren  die  Kantone 
hierüber Karten. Diese Karten enthalten mindestens Angaben  über  Lage,  Art  und  Aus-
mass mögliche Ausdehnung  der  Bodenbelastungen.» 

• Die  Kantone haben nicht  die  Kapazität,  die  erforderlichen Grundlagen für Hinweiskarten 
— insbesondere solcher für das Prüfwertniveau — herzuleiten. Ein durch  die  Bundesstel-
len koordinierter Rahmen würde Unterschiede im Vollzug verringern. Artikel  4  Absatz  3  
ist deshalb wie folgt anzupassen: «Das BAFU sorgt  in  Zusammenarbeit  mit  dem BLW 
für  die  Beschaffung  der  fachlichen Grundlagen,  die  für  die  Erstellung  von  Hinweiskarten  
und  die  Überwachung  der  Bodenbelastung nötig sind,  und  berät  die  Kantone.» 

• Die  Anpassung  von  Anhang  2  Ziffer  11  und  13  ist  bis  zur vollständigen Harmonisierung 
zwischen VBBo, AltIV  und  VVEA zu sistieren,  da  das Beurteilungsungleichgewicht zwi-
schen VBBo  und  AltIV  mit  der  vorliegenden Revision nicht behoben wird (Multiplikation  
mit  Faktor  4.3). 

3. 	Zur Verordnung über  den  Verkehr mit Abfällen (VeVA;  SR 814.610) 

Der  Regierungsrat begrüsst  die  Änderungen  der  Verordnung über  den  Verkehr mit Abfällen.  Es  
handelt sich dabei mehrheitlich um Präzisierungen,  die  aufgrund  von  Anfragen  der  Kantone und  
der  Betreiber notwendig wurden. Gewisse Abschnitte wurden somit  an die  heutige Vollzugspra-
xis angepasst. 
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4. 	Anträge zur Verordnung über  die  Vermeidung und  die  Entsorgung  von  Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA;  SR 814.600) 

Der  Kanton Bern begrüsst  die  vorliegende Revision  der  Verordnung über  die  Vermeidung und 
Entsorgung  von  Abfällen (VVEA) grundsätzlich. Sie berücksichtigt einerseits  die  Erfahrungen  
der  vergangenen Jahre, andererseits gleicht sie  die  Verordnung  der  Vollzugspraxis  an. 

Die  Regelung  von  Lagerkapazitäten bei einem Ausfall sämtlicher Kehrichtverwertungsanlagen 
(KVA) auf nationaler Ebene aufgrund  von  Strom- oder Betriebsmittelmangellage erachten wir 
als wichtig und sinnvoll. Für  die  Kantone und  die  Betreiber muss  die  Regelung jedoch umsetz-
bar sein. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs Monate sicherzustellen ist aus Sicht  des  Re-
gierungsrats weder realistisch noch organisierbar.  Er  bittet bei  der  genauen Ausgestaltung  der  
Regelung deshalb um eine enge Abstimmung mit  den  Kantonen.  

Des  Weiteren erkennt  der  Regierungsrat Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone separat für  
die  Zwischenlager sorgen sollen.  Hier  ist zwingend eine Koordination zwischen  den  beiden 
Akteuren erforderlich.  Der  Regierungsrat beantragt deshalb,  die  Aufgabe unter  der  Füh-
rung  der  Kantone zusammenzulegen. Zudem sind  die  Kosten für  die  Zwischenlagerung 
verursachergerecht zu verteilen. 

Zu  den  einzelnen Artikeln beantragt  der  Regierungsrat nachfolgende Änderungen: 

Antrag zu Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  g  

Die  Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für  den  Zeitraum  von  
mindestens sechs Monaten übersteigt  die  Kapazitäten und Möglichkeiten  der  Kantone und  der  
KVA.  Die  Frist  von  sechs Monaten wurde deshalb bereits  in der  Arbeitsgruppe Betriebsmittel-
knappheit  von den  Kantonen  in  Frage gestellt oder gar abgelehnt. Zwischenlager müssen be-
treffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung umfangreiche Bedingungen 
einhalten. Diese Bedingungen können nicht uneingeschränkt sichergestellt werden.  

In  Zusammenhang mit Artikel  32  Absatz  2  Buchstabe  h  ergeben sich durch  den  Vorschlag  des  
Regierungsrats jedoch eine ausreichende und geordnete Entsorgung  von  gesamthaft fünf Mo-
naten.  Der  Regierungsrat beantragt daher folgende Änderung  von  Artikel  4  Absatz  1: 

Die  Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbesondere:  
g.  die  Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen  von  Verbrennungsanlagen für 

Siedlungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betreffend  
die  Entsorgung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum  von  mindestens 
sechs Monaten.  Die  Kantone sorgen zusammen mit  den  Kehrichtverwertungsanlagen für  
die  Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens  3  Monate.  

Antrag zu Artikel  32  Absatz  2  Buchstabe  h  und  i  

Bei Artikel  32  Absatz  2  Buchstabe  h  ist zu definieren, für welchen Zustand  der  Betriebsmittelvor-
rat reichen soll. Aus Sicht  des  Regierungsrats soll  dies  für  den  bewilligten Regelbetrieb ohne 
Erleichterung  der  Luftreinhalte-Verordnung (LRV;  SR 814.318.142.1)  berechnet werden.  

Die  Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll  von den  Kantonen gemeinsam mit  den  KVA or-
ganisiert werden. Denn  die  Herausforderungen,  die  sich  in  einer solchen Ausnahmesituation er-
geben würden, lassen sich nur  von  Kantonen  in  Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. 
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Diese Forderung ist bereits mit dem Antrag zu Artikel  4 der  VVEA berücksichtigt. Buchstabe  i  
kann somit ersatzlos gestrichen werden.  Der  Regierungsrat beantragt deshalb Artikel  32  Ab-
satz  2  Buchstabe  i  zu löschen und Artikel  32  Absatz  2  wie folgt zu ändern: 

«Inhaberinnen  und  Inhaber  von  Anlagen müssen diese so betreiben, dass:  
h.  bei einem Unterbruch  der  Versorgung  mit  notwendigen Betriebsmitteln eine Reserve zur 

Verfügung steht,  mit  welcher  der-Wei-ter-bet-net)"  weitere Regelbetrieb für mindestens zwei 
Monate sichergestellt ist;» 

Antrag zu Anhang  4  Ziffer  3.1  Buchstabe  f  und  h  

Aus  den  Erläuterungen zu Anhang  4  Ziffer  3.1  Buchstabe  f  ergibt sich ein Anpassungsbedarf 
bei Buchstabe  h.  Insbesondere  die  Feinfraktionen aus  der  Aufbereitung  von  Beton- und 
Mischabbruch eignen sich zur Verwendung als Zumahlstoffe. Deshalb ist  die  nachfolgende 
Präzisierung  von  Anhang  4  vorzunehmen: 

«Beim Mahlen  von  Zementklinker und bei  der  Herstellung  von  Zement und Beton dürfen fol- 
gende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe verwendet werden:  

f.  andere Abfälle, wenn sie  die  Grenzwerte nach Anhang  3  Ziffer  2  Buchstabe  c  einhalten; 
nicht eingehalten werden muss  der  Grenzwert für Chrom  (VI);  

h.  Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.»  

5. 	Anträge zur Verordnung über  den  Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV;  
SR 721.100.1)  

Grundsätzlich stimmt  der  Regierungsrat  den  Änderungen  der  Wasserbauverordnung zu. Ge-
rade wieder  die  tragischen Hochwasserereignisse dieses Jahres z.B. im Kanton Bern  in  Brienz  
haben gezeigt, dass das Thema Wasserbau resp. Hochwasserschutz aktueller denn je und äus-
serst  relevant  ist. Unter anderem ist das langfristige Sichern  von  sinnvollen Abflusskorridoren 
und Rückhaltegebieten  in  Bereichen,  die  heute keine intensiven Nutzungen und somit auch nur 
geringe Hochwasserrisiken aufweisen, eine zweckmässige Massnahme. Freihalteräume als na-
türliche Überschwemmungsgebiete  in der  Landschaft gehören unbestritten zu  den  zweckmässi-
gen raumplanerischen Hochwasserschutzmassnahmen. Damit kann das Hochwasserrisiko 
langfristig limitiert werden.  

Die  Ausscheidung  von  Freihalteräumen  in  heute bereits vollständig überbauten Gebieten kann 
zwar im Einzelfall eine sinnvolle und angemessene Massnahme darstellen. Auf eine flächende-
ckende Ausscheidung solcher Freihalteräume ist hingegen zu verzichten.  Der  Nutzen solcher 
Massnahmen steht  in  keinem Verhältnis zur grossflächigen Betroffenheit  der  Grundeigentümer  
in  Bauzonen beziehungsweise zum Aufwand für  die  Umsetzung mittels eigentümerverbindlicher 
Nutzungszonen mit ÖREB-Katastereinträgen.  Der  Regierungsrat beantragt daher,  die  Be-
stimmung  in  Artikel  5  Absatz  2 der  Wasserbauverordnung so anzupassen, dass auf eine 
flächendeckende Ausscheidung  von  Freihalteräumen  in  bereits vollständig überbautem 
Gebiet zu verzichten ist.  

Der  Regierungsrat weist darauf hin, dass er sich bereits  in  seiner Stellungnahme vom  30.  Juni  
2021  im Rahmen  der  Vernehmlassung zum Wasserbaugesetzes kritisch geäussert hat. Im Was-
serbaugesetzes wurden  die  Bundesbeiträge für Einsatzplanungen als Gefahrengrundlagen mit 
Änderung  von  Artikel  6 von 50  auf  35  Prozent reduziert. Damit hat sich  die  Kostenverteilung  in  
diesem Bereich stark zu Ungunsten  der  Kantone entwickelt. Diese Änderung ist auch im nun 
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vorliegenden erläuternden Bericht zur VVasserbauverordnung unter Kapitel  2.2  u.a. aus Trans-
parenzgründen auszuweisen.  Der  Regierungsrat beantragt daher,  die  Aussage, dass  der  
Bund sich mit unveränderten Subventionsansätzen  an den  Aufwendungen  der  Kantone 
für  den  Schutz vor Naturgefahren beteiligt, entsprechend zu korrigieren. 

Schliesslich regelt Artikel  10  Absatz  1  Buchstabe  d  VVBV, dass  der  Bund Beiträge  an den  Unter-
halt,  die  Instandstellung,  den Ersatz, den  Rückbau und  die  Erstellung  von  Schutzbauten und 
Schutzanlagen gewährt. Im Gegensatz dazu wird gemäss Artikel  36  Absatz  1  Buchstabe  a des  
Bundesgesetzes vom  4.  Oktober  1991  über  den Wald  (Waldgesetz, WaG;  SR 921.0)  nur  die  Er-
stellung,  die  lnstandstellung und  der Ersatz von  Schutzbauten und -anlagen als beitragsberech-
tigt aufgeführt. Somit fehlt  der  Unterhalt im WaG. Das  Argument,  dass mit einem regelmässigen 
Unterhalt  von  wasserbaulichen Schutzmassnahmen  die  Lebensdauer verlängert wird, gilt je-
doch nicht nur für Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern auch für solche nach Waldge-
setz.  Der  Regierungsrat bittet daher, im Rahmen  der  laufenden Revision  des  Verord-
nungspakets oder bei  der  nächsten Revision  die  beiden Tatbestände einander anzuglei-
chen, damit auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge  an den  Unterhalt für Schutzmas-
snahmen nach Waldgesetz und Waldverordnung geschaffen wird. 

Antrag zu Artikel  10  Absatz  1  Buchstabe  a  

Gemäss Buchstabe  a  leistet  der  Bund insbesondere Abgeltungen für  die  Erarbeitung  von  
Grundlagen wie Ereignisanalysen, Kataster, Gefahrenkarten, Risikoübersichten und Gesamtpla-
nungen. Auch nicht bindende Karten wie Gefährdungskarten (z.B. Gefährdungskarte «Oberflä-
chenabfluss») sollten hiervon erfasst sein. Ebenso sollten  die  Gefahrenhinweiskarten explizit 
erwähnt werden.  Der  Regierungsrat beantragt deshalb folgende Ergänzung: 

«Erhebungen  des  Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, Ereignisanalysen, Ereignis-
und Schutzbautenkataster, Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, Ge-
fahrenhinweiskarten und Gefährdungskarten, Gesamtplanungen und weitere übergeordnete 
Planungen;». 

Antrag zu Artikel  10  Absatz  2  Buchstabe  d  

In  Artikel  36  Absatz  1  Buchstabe  c des  WaG ist festgehalten, dass  der  Bund Beiträge  an die  
Einrichtung und  den  Betrieb  von  Messstellen als zentrales Element  von  Warneinrichtungen so-
wie  den  Aufbau  von  Frühwarndiensten zur Sicherung  von  Siedlungen und Verkehrswegen ge-
währt. Artikel  10  Absatz  1  Buchstabe  c der  Wasserbauverordnung definiert, dass  der  Bund  den  
Kantonen Beiträge  an den  Aufbau, Unterhalt und  Ersatz von  technischen Vorkehrungen für Not-
falleinsätze und Warneinrichtungen gewähren kann.  In  Absatz  2  Buchstabe  d  desselben Artikels 
wird festgehalten, dass keine Beiträge  an den  Betrieb  von  Warneinrichtungen gewährt werden. 
Durch  die  nun gewählte Formulierung entsteht ein Widerspruch bezüglich Warneinrichtungen: 
Das WaG regelt, dass  der  Betrieb beitragsberechtigt ist,  die  WBV schliesst entsprechende Bei-
träge aus. 

Allenfalls handelt  es  sich um begriffliche Verwirrungen. Bei Massenbewegungen und Lawinen 
ist  der  Begriff «Überwachungssysteme» anstelle  von  «Warneinrichtungen» üblich.  Der  Regie-
rungsrat empfiehlt  den  Begriff «Warneinrichtungen» noch einmal zu überdenken und  den in der 
Praxis  bereits weit verbreiteten Begriff «Überwachungssysteme» zu verwenden.1  Gerade bei 
Massenbewegungen geht  es  häufig um eine Überwachung und nicht «nur» um eine Warnung 
oder Alarmierung  von  Ereignissen. 

Vgl. u.a. BAFU: «Überwachungssysteme für  gravitative  Naturgefahren — Handbuch»,  2020.  
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Zudem ist unklar, was mit dem Betrieb gemeint ist,  der  nicht beitragsberechtigt sein soll. Ge-
mäss  SIA-Norm  269  zählt zum Betrieb  die  technische Betreuung eines Werks (insbesondere 
seiner technischen Anlagen). Unter dem Unterhalt wird das Bewahren oder Wiederherstellen 
eines Bauwerks ohne wesentliche Änderung  der  Anforderungen verstanden. Bei Überwa-
chungssystemen für Massenbewegungsgefahren und Lawinen sind  die  unmittelbar mit dem Be-
trieb gekoppelten Kosten ein wesentlicher Teil  der  Aufwendungen solcher Systeme und wurden 
bisher durch das BAFU subventioniert. Dazu gehört beispielsweise  die  Miete  von  Überwa-
chungsgeräten anstelle  von  deren Kauf (z.B. temporärer Einsatz  von  Georadarsystemen), das 
Prozessieren  von  Messdaten zur Interpretation durch Fachleute oder  die  Begleitung  des  Be-
triebs solcher Anlagen durch Fachleute, welche  die  Daten analysieren, interpretieren und zu-
handen  der  sicherheitsverantwortlichen Stelle Empfehlungen für Massnahmen abgeben. Das 
soll so beibehalten werden. Nicht beitragsberechtigt wären weiterhin alle Aufwendungen,  die  
nach  der  Ausgabe einer  Information  oder eines Alarms geschehen, also z.B.  der  Einsatz  von  
Führungsorganen oder  der  Feuerwehr. Folglich beantragt  der  Regierungsrat alle Aufwen-
dungen bis und mit zur Ausgabe einer  Information  als beitragsberechtigter Teil einer An-
lage (Betriebskosten) anzuerkennen.  

Der  Regierungsrat unterstützt schliesslich  die  Strategie, dass  der  Hochwasserschutz zuerst auf 
planerischer Ebene, dann  in  baulicher und letztendlich auf technischer Ebene sicherzustellen 
ist. Nicht schlüssig wäre für ihn, wenn beispielsweise feste bauliche Einrichtungen zum Hoch-
wasserschutz durch  die  Partner im Bevölkerungsschutz beitragsberechtigt sind (z.B. stationäre 
Hochwassersperren, auch wenn sie  von  Hand im Ereignisfall angebracht werden müssten), je-
doch besondere  «mobile»  Einsatzmittel, welche fester Teil  von  speziellen Hochwasserschutz-
dispositiven sind (vgl. z.B.  Matte-Quartier  in der  Stadt Bern) nicht beitragsberechtigt wären.  Mo-
bile  Einsatzmittel sind zwar nicht das optimale Mittel.  An  verschiedenen Stellen bestehen jedoch 
aus technischen oder baulichen Gründen kaum Alternativen.  Der  Regierungsrat bittet deshalb 
darum,  die  entsprechenden Formulierungen  in der  Verordnung und im erläuternden Be-
richt dahingehend zu überarbeiten, dass auch solche besonderen Einsatzmittel im Rah-
men  von  entsprechenden Hochwasserschutzmassnahmen beitragsberechtigt sind.  

Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  

 

Evi  Allemann 
Regierungspräsidentin 

Christoph  Auer  
Staatsschreiber 

Verteiler 
— Bau- und Verkehrsdirektion 
— Direktion für Inneres und Justiz 
— Finanzdirektion 
— Sicherheitsdirektion 
- Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
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Standeskanzlei des Kantons Uri

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton Uri begrüsst grundsätzlich die Änderungen in der neuen 
Wasserbauverordnung sowie die Aufnahme des Risikobegriffs und die 
entsprechenden Änderungen in diesen Verordnungen. 

Änderung der Wasserbauverordnung

Namentlich begrüsst der Kanton Uri die zusätzliche Abgeltung des Bundes 
an hochwasserschutz-wirksame Massnahmen zur Erhaltung der 
Abflusskapazität, wie beispielsweise das regelmässige Zurückschneiden 
der Ufervegetation.

Durch einen «besseren» Unterhalt der Schutzbauwerke sollen sich gemäss 
Berechnungen des Bundes durch eine Verlängerung des Lebenszyklus der 
Schutzbauten Einsparungen von rund 25 Millionen Franken für die Kantone 
ergeben. Hier ist darauf hinzuweisen, dass der Kanton Uri bereits ohne die 
neue Gesetzesgrundlage viel Aufwand betreibt und betrieben hat, um den 
Unter-halt der rund 6'000 Hochwasserschutzbauwerke im Kanton Uri 
möglichst optimal zu gestalten. Es ist daher zu bezweifeln, dass sich für den 
Kanton Uri aufgrund der neuen Gesetzesgrundlagen viel längere 
Lebensdauern der Schutzbauten sowie markante Einsparungen ergeben.

Im Handbuch zur Programmvereinbarung 2025-2028 wird festgelegt, dass 
für Bauwerksinspektionen oder periodische Gewässerbegehungen keine 
Beiträge des Bundes mehr getätigt werden. Diese Arbeiten sind jedoch ein 
zentrales Element für eine optimierte und langfristig vorausschau-ende 
Unterhaltsplanung und somit auch eine wichtige Grundlage für die 
Kantonalen Gesamtplanungen. Daher sollten aus Sicht des Kantons Uri 
diese Arbeiten subventioniert werden.

Antrag 1
Für die Bauwerkinspektionen oder die periodischen Gewässerbegehungen 
sind Bundesbeiträge vorzusehen.

Gemäss erläuterndem Bericht entstehen durch die Anpassung der 
verschiedenen Verordnungen für die Kantone einzig für die Erstellung der 
kantonalen Risikoübersichten sowie der strategischen Gesamtplanungen 
neue Aufgaben. Der Kanton Uri hat die Arbeiten zur Risikoübersicht bereits 
auf-genommen. Es gilt diesbezüglich zu erwähnen, dass der Kanton Uri 
hinsichtlich sinnvoller und nutz-barer Resultate, welche u.a. als Grundlage 
für die risikobasierte Raumplanung dienen können, von den aktuell 
vorliegenden Vorgaben des Bundes (Minimale Standards kantonale 
Risikoübersichten) abweicht, bzw. die Risikoübersichten auf die Bedürfnisse 
des Kantons Uri bezogen erweitert. Ger-ne wird der Kanton Uri seine 
Erfahrungen nach Abschluss der Arbeiten mit dem Bund teilen, um den 
bereits angekündigten Optimierungsprozess für dieses Produkt zu 
unterstützen.

Weiter wird auf die Stellungnahmen des Kantons Uri zu den BAFU-
Publikationen «Integrales Risikomanagement bei gravitativen 
Naturgefahren» und «Kantonale Gesamtplanung Naturgefahren» vom 14. 
März 2024 verwiesen. Die Punkte aus der genannten Stellungnahme mit 
direktem Bezug zur neuen Wasserbauverordnung werden mit dieser 
Stellungnahme nicht mehr aufgenommen.

Änderung der Waldverordnung

Der Kanton Uri ist mit den Änderungen der WaV grundsätzlich 
einverstanden. Folgende Bemerkungen werden an dieser Stelle jedoch 
angebracht:
- Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb in der WBV neu der «Unterhalt» von 
Schutzbauten explizit erwähnt wird, in der WaV aber nicht. Im Sinne einer 
Gleichbehandlung müsste dieser Punkt auch in der WaV erwähnt werden. 
- In Art. 15 wird festgehalten, dass «die Kantone die Risiken von 
Naturereignissen auf ein tragbares Mass reduzieren». Die Naturereignisse 
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sind hier allgemein gehalten und nicht näher spezifiziert. Wir gehen davon 
aus, dass sich diese Naturereignisse lediglich auf die im übergeordneten 
Waldgesetz (WaG) aufgeführten gravitativen Prozesse wie Sturz, Rutsch 
und Lawinen beziehen. Oder besteht hier die Gefahr, dass der Begriff auch 
einmal auf weitere Prozesse wie z.B. Erdbeben ausgedehnt werden 
könnte? Falls ja, müsste man hier den Begriff präzisieren, z.B. 
Naturereignisse gemäss WaG. 
- Ferner wird neu auch in der WaV die Ausscheidung von «Freihalte- bzw. 
Entlastungsräumen» aufgeführt. Dieses raumplanerische Instrument 
erachtet der Kanton Uri für Hochwasserprozesse als sehr wichtig. Hier stellt 
sich aber die Frage, ob Freihalteräume für die gravitativen 
Naturgefahrenprozesse, auf welche sich die WaV bezieht (Sturz-, Rutsch- 
und Lawinenprozesse), überhaupt Sinn machen. Betroffene Gebiete 
dürften, anders als bei den Wasserprozessen, schnell einmal durch starke 
Intensitäten betroffen sein, wodurch die Nutzung zum Vornherein bereits 
stark eingeschränkt wird. Der Kanton Uri hat aber nichts dagegen, diesen 
Artikel in der Verordnung zu belassen, da dieser für gewisse Spezialfälle 
einmal verwendet werden kann. 
- Sowohl in der WVB als auch in der WaV werden der Betrieb von 
Warneinrichtungen als nicht abgeltungsberechtigt aufgeführt. Dies macht 
aus Sicht des Kantons Uri keinen Sinn. Warneinrichtungen sind ein 
zentrales Element für organisatorische Massnahmen. Wenn schon der 
betriebliche Unterhalt neu bei Schutzbauten mitfinanziert wird, ist keinen 
Grund ersichtlich, dies nicht auch für diese Schutzmassnahmen 
anzuwenden. 
- Ein zentrales Element für den Unterhalt von Schutzbauten sind 
Inspektionen. Damit kann die dauernde Funktionsfähigkeit von 
Schutzbauwerken gewährleistet werden und die Lebensdau-er der 
Bauwerke kann verlängert werden. Gemäss neuer Programmvereinbarung 
sollen nun ausgerechnet diese Inspektionen neu nicht mehr 
abgeltungsberechtigt sein. Der Kanton Uri verlangt, wie bereits unter 
«Anpassung der Wasserbauverordnung» beantragt, dass die In-spektionen 
auch weiterhin abgeltungsberechtigt sind. 

Antrag 2
Die im Rahmen der WBV erforderlichen Inspektionen sind weiterhin 
abgeltungsberechtigt.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Änderungen und Ergänzungen der VeVA werden vom Kanton Uri 
gutgeheissen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Kanton Uri nicht betroffen

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Kanton Uri nicht betroffen

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton Uri begrüsst die grundsätzlichen Stossrichtungen der 
vorliegenden Revision der VVEA. Sie berücksichtigen einerseits die 
Erfahrungen der vergangenen Jahre, andererseits passen sie die 
Verordnung der Vollzugspraxis an. In Anbetracht der Erfahrungen der 
letzten Jahre erachtet der Kanton Uri auch die Regelung eines Ausfalls 
sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder Betriebsmittelmangellage als 
wichtig und sinnvoll. Sie muss aber solchermassen gestaltet sein, dass sie 
für die Kantone und die Betreiber umsetzbar ist. Der Kanton Uri bittet bei 
der genauen Ausgestaltung der Regelung deshalb um eine enge 
Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs 
Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch durchführbar.

Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2
Der Kanton Uri lehnt diese Ergänzung ab. Die Bereitstellung eines 
Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und 
KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 

Antrag 3
Auf die Aufnahme von Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Abs. 2 in die VVEA ist zu 
verzichten.

Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i
Der Kanton Uri begrüsst die Stossrichtung dieser Bestimmung. Jedoch ist 
hier zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat reichen soll. 
Aus Sicht des Kantons Uri soll dies für den bewilligten Regelbetrieb ohne 
Erleichterung der LRV berechnet werden. Zudem ist die Bestimmung i zu 
streiche. Die Begründung hierfür ist dieselbe wie zu Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 
2. 

Antrag 4
In der Bestimmung Art. 32 Abs. 2 Bst. h ist der Begriff «Weiterbetrieb» mit 
«Regelbetrieb» zu er-setzen. Zudem ist auf die Aufnahme der Bestimmung 
Art. 32 Abs. 2 Bst. i zu verzichten.

Anhang 4 Ziffer 3.1
Der Kanton Uri begrüsst grundsätzlich die Ergänzung von Buchstabe f mit 
der Nichteinhaltung der Grenzwerte für Chrom (VI) sowie der Erweiterung 
durch Buchstabe h mit Beton- und Mischabbruch. Jedoch soll der 
Buchstabe h gemäss Wortlaut aus dem erläuternden Bericht ergänzt 
werden: «Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen».

Antrag 5:
Der Wortlaut in Buchstabe Anh. 4 Ziff. 3.1 Bst h ist wie folgt anzupassen: 
«Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen».

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5
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Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 
Streichung Ziffer i. Begründung siehe Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2 .
In der Bestimmung Art. 32 Abs. 2 Bst. h ist der Begriff «Weiterbetrieb» mit 
«Regelbetrieb» zu er-setzen. Zudem ist auf die Aufnahme der Bestimmung 
Art. 32 Abs. 2 Bst. i zu verzichten.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Kanton Uri nicht betroffen
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Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Kanton Uri begrüsst grundsätzlich die Ergänzung von Buchstabe f mit 
der Nichteinhaltung der Grenzwerte für Chrom (VI) sowie der Erweiterung 
durch Buchstabe h mit Beton- und Mischabbruch. Jedoch soll der 
Buchstabe h gemäss Wortlaut aus dem erläuternden Bericht ergänzt 
werden: «Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen».

3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Vollständigkeit; entspricht dem Wortlaut im erläuternden Bericht.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Uri begrüsst die Anpassungen und Ergänzungen der VBBO 
gemäss den Unterlagen der Vernehmlassung im Grundsatz. Sie schaffen 
zum einen Rechtssicherheit für Instrumente und Re-gelungen, die im 
Vollzug vieler Kantone bereits länger Praxis sind. Zum anderen tragen sie 
den neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen im Bereich des chemischen 
und biologischen Bodenschutzes Rechnung. Die vorliegende Revision der 
VBBo bewirkt insgesamt eine Stärkung des Vollzugs Bodenschutz. In den 
nachfolgend ausgeführten Punkten beantragt der Kanton Uri Änderungen 
und Ergänzungen der Formulierung im Sinne einer Präzisierung.

Art. 1 Bst. b
Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt die VBBo gemäss 
geltendem Recht die Massnahmen zur Vermeidung von nachhaltiger 
Bodenverdichtung und -erosion. Die vorgesehen Änderung des Wortlauts 
«nachhaltig» in «langfristig» ist nachvollziehbar, aber zweitrangig. Viel 
wichtiger erscheint jedoch, dass die VBBo nicht nur Massnahmen zur 
Vermeidung von nachhaltigen physikalischen, sondern auch von 
chemischen und biologischen Bodenbelastungen regeln soll. Im 
entsprechend umfassenderen Sinn soll die VBBo die Massnahmen zur 
Vermeidung sämtlicher negativer Beeinträchtigungen der Bodenqualität 
regeln.

Art. 3 Abs. 1
Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO). Es ist wichtig zu 
betonen, dass sich die NABO auch an den Bedürfnissen der Kantone 
orientieren soll. Den Bedarf an Abstimmung und Miteinbezug der Kantone 
war stets auch Thema regelmässiger Austauschveranstaltungen. Artikel 2 
Absatz 1 ist daher dahingehend zu präzisieren und zu ergänzen, dass der 
Betrieb des NABO auch in Abstimmung mit den Kantonen zu erfolgen hat.

Art. 4 Abs. 1
Der Kanton Uri begrüsst es sehr, dass mit der vorliegenden Revision der 
VBBo die Kantone rechtlich verpflichtet werden, eine Hinweiskarte für mit 
grosser Wahrscheinlichkeit vorhandene Bodenbelastungen zu erstellen und 
zu aktualisieren. Allerdings sind Präzisierungen und eine Ergänzung 
erforderlich. Zum einen ist zu präzisieren, dass es sich um chemische 
Bodenbelastungen über den Richtwerten handelt. Zum anderen soll auch 
die Pflicht zur Veröffentlichung der Hinweiskarten eingeführt werden. Das 
Ziel einer möglichst grossen Wirkung und eines möglichst grossen Nutzens 
der Hinweiskarte kann umso mehr erreicht werden, wenn sie den 
Gemeinden, Fachbüros, Bauherren, Bauunternehmen etc. uneingeschränkt 
zur Verfügung stehen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b. die Massnahmen zur Vermeidung sämtlicher negativer 
Beeinträchtigungen der Bodenqualität;

Begründung Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit sollen in der VBBo nicht 
nur die Massnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtung und -erosion, 
sondern generell von sämtlichen negativen Beeinträchtigungen der 
Bodenqualität geregelt werden. Dies beinhaltet auch Massnahmen gegen 
chemische und biologische Bodenbelastungen.

In der Synoptischen Tabelle VBBo liegt ein Fehler vor. Gemäss dem 
Vorschlag der Vernehmlassungsvorlage-2 VBBo, Änderung Wortlaut 
nachhaltiger in langfristiger.



30 / 927

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die präzisierte und ergänzte Begriffsdefinition.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die präzisierte und ergänzte Begriffsdefinition.

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die ergänzte Begriffsdefinition. Die Auswirkungen auf den 
Vollzug sind allerdings zu klären.

Für uns stellt sich die Frage, welche Auswirkungen die Ergänzung der 
Organischen Bodensubstanz (OBS) in der VBBo für den Vollzug konkret 
hat. Vollzugstaugliche Instrumente zur Beurteilung der OBS auf 
Grünlandflächen fehlen, sind daher durch den Bund in Zusammenarbeit mit 
den Kantonen zeitnah zu erarbeiten und im Vollzug zu etablieren.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) und in Abstimmung mit den Kantonen 
ein nationales Referenznetz zur Beobachtung der Belastungen des Bodens 
(NABO).

Begründung Es ist wichtig zu betonen, dass sich die NABO auch an den Bedürfnissen 
der Kantone orientieren soll. Den Bedarf an Abstimmung und Miteinbezug 
der Kantone war stets auch Thema regelmässiger 
Austauschveranstaltungen. Artikel 2 Absatz 1 ist daher dahingehend zu 
präzisieren und zu ergänzen, dass der Betrieb des NABO auch in 
Abstimmung mit den Kantonen zu erfolgen hat.

Aus den vorliegenden Unterlagen geht nicht hervor, welche Änderungen 
geplant sind, d.h. das geltende Recht und der Vorentwurf sind inhaltlich 
identisch.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens über den 
Richtwerten bestehen, so erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber 
Karten und veröffentlichen diese. Diese Karten enthalten mindestens 
Angaben über Lage, Art und Ausmass der Bodenbelastungen.

Begründung Die Präzisierung, dass es sich um chemische Bodenbelastungen über den 
Richtwerten handelt, ist nötig. Zwecks möglichst grosser Wirkung und 
Nutzen sollen die Karten zudem öffentlich einsehbar sein und somit den 
Gemeinden, Fachbüros, Bauherren, Bauunternehmen etc. zur Verfügung 
stehen.
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass zu den im Einzelfall hergeleiteten Grenzwerten neu 
die Zustimmung des BAFU erforderlich sein soll. Damit wird der schweizweit 
einheitliche Vollzug gefördert und gestärkt.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass zu den im Einzelfall hergeleiteten Grenzwerten neu 
die Zustimmung des BAFU erforderlich sein soll. Damit wird der schweizweit 
einheitliche Vollzug gefördert und gestärkt.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass das BAFU über die im Einzelfall festgelegten 
Grenzwerten eine Liste führen und die Kantone darüber informieren soll. 
Dies vereinfacht die Koordination und fördert und stärkt den schweizweit 
einheitlichen Vollzug.

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die vorgesehene Satzumstellung präzisiert den Inhalt und ist somit 
nachvollziehbar begründet.



32 / 927

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Grundsätzlich begrüssen wir die vorgesehene Aufnahme von Prüf- und 
Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. Die neuen 
Beurteilungswerte weichen jedoch von der Dreistufigkeit des 
Bodenschutzkonzepts ab, da der neue Prüfwert dem bestehenden 
Richtwert entspricht. Auch wenn uns die toxikologische Herleitung der 
Beurteilungswerte nicht im Detail bekannt ist, ist gegebenenenfalls eine 
Senkung des Richtwerts zu prüfen, zumal die Bodenfruchtbarkeit ev. bereits 
früher beeinträchtigt werden kann.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Der Kanton Uri hat zur geplanten Revision der AltlV keine Vorbehalte oder 
Anträge anzubringen.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Nidwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme_Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025_visiert.pdf



34 / 927



35 / 927



36 / 927



37 / 927

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Regierungsrat Nidwalden befürwortet die klaren Begriffsbestimmungen 
und vollständige Aufzählung der Hochwassergefahren.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen die Verpflichtung der Kantone, die Gefahrengrundlagen 
allen Interessierten unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Es erscheint uns 
aber wichtig klarzustellen, dass sich die Weitergabe der Daten nicht auf 
veränderbare Daten beziehen darf. Werden veränderbare Informationen zu 
den Gefahrenbeurteilungen öffentlich gemacht, werden diese in privaten 
Portalen publiziert (und u.U. verändert), so dass deren Richtigkeit und 
Aktualität seitens der Kantone nicht mehr kontrolliert werden kann.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Notfallpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung Der Begriff «Einsatzplanung» ersetzt den Begriff «Notfallplanung». Der 
Begriff «Notfallplanung» ist beizubehalten. Die Wahl dieses Begriffs ist 
relevant, da er in Kantonen mit etablierten «Notfallplanungen» zur 
Verwirrung führt. Der Begriff «Einsatzplanung» ist hier als Planung der 
kommunalen Blau-lichtorganisationen geführt und somit operativer zu 
verorten als die übergeordneten «Notfall-planungen» auf kantonaler Ebene. 
Fortlaufend wiederkehrende Begriffswechsel führen zu 
Verständnisproblemen und vermindern die Akzeptanz der Massnahmen.
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Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die bereits bestehende Möglichkeit, ereignisbasierte 
Sofortmassnahmen über das Grundangebot subventionieren zu können. In 
ereignisreichen Jahren bedeutet dies aber gleichsam, dass weniger 
Hochwasserschutzprojekte gefördert werden können, da die 
Ereigniszahlungen zu Lasten des baulichen Hochwasserschutzes geht und 
dessen Kredit belastet. Durch die neu geschaffene Möglichkeit, auch 
hochwasserbasierten, regulären Unterhalt zu subventionieren, verschärft 
sich die Situation noch zusätzlich.

Beim regelmässigen Unterhalt ist nur der für den Erhalt des 
Hochwasserschutzes erforderliche Anteil beitragsberechtigt – ökologischer 
Unterhalt ist nicht beitragsberechtigt. Die Unter-teilung dieser beiden 
Unterhaltsarten ist in der Praxis nur schwer möglich und wird in der Um-
setzung zu Problemen führen.

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Beiträge des Bundes werden für Hochwasserschutz und Revitalisierung 
in verschiedenen Programmen gewährt. Eine direkte Verbindung der beiden 
Programme besteht im Rahmen von Kombi-Projekten. Aufgrund der in der 
Regel unterschiedlichen Verfügungshöhe der Bundesbeiträge (und der 
damit verbundenen Förderungsmöglichkeiten) kann dies dazu führen, dass 
Hochwasserschutzmassnahmen zurückgestellt werden müssen, da der 
Revitalisierungsanteil nicht ausbezahlt werden kann

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Präzisierung betreffend Art. 37 GSchG wird begrüsst.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Präzisierung betreffend Art. 37 GSchG wird begrüsst.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Präzisierung betreffend Art. 37 GSchG wird begrüsst.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Den geplanten Änderungen wird zugestimmt.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die grundsätzlichen Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VVEA 
werden unterstützt. Insbesondere aus den Erfahrungen der letzten Jahre 
wird auch die Regelung eines Ausfalls sämtlicher 
Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll erachtet. Wichtig ist, dass 
sie für die Kantone und die Betreiber umsetzbar ist.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die definitive Ausgestaltung der Regelung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2 VVEA) 
soll in enger Abstimmung mit den Kantonen erfolgen. Ein Zwischenlager für 
insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch 
durchführbar. Ausserdem ist eine separate Organisation der Zwischenlager 
durch Betreibende bzw. Kantone nicht sinnvoll. Für die Zwischenlager 
sollen deshalb die Betreibenden zusammen mit den Kantonen unter der 
Federführung der Kantone sorgen.
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Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.

Begründung Art. 32 Abs. 2 Bst. i ist zu streichen. 

Die Probleme in einem solchen Fall lassen sich nur von Kantonen in 
Zusammenarbeit mit den Betreiberinnen und Betreiber von KVA und 
Deponien lösen. 

Bei Art. 32 Abs. 2 Bst. h ist im Weiteren zu definieren, für welchen Zustand 
der Betriebsmittelvorrat reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den 
bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der Luftreinhalteverordnung 
(LRV; SR 814.318.142.1) berechnet werden.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung von langfristigen negativen 
Beeinträchtigungen der

Bodenqualität;

Begründung Zwischen der synoptischen Tabelle und dem Vorschlag der neuen 
Vernehmlassungsvorlage liegen Diskrepanzen vor. Es ist unklar, welche 
Änderung in die Revision aufgenommen werden soll. Grundsätzlich wird 
begrüsst, dass Art. 1 Bst. b breiter gefasst und auch anderen Belastungen 
Platz gegeben werden soll. Trotzdem soll die Bestimmung nicht zu 
allgemeingültig wirken und sich immer noch auf den Boden beziehen.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Grundsätzlich begrüssen wir, dass der Bodenbiodiversität in der 
Vollzugsverordnung mehr Platz gegeben werden soll und Art. 2 Abs. 1 
dementsprechend erweitert wurde. Für den kantonalen Vollzug ist es 
wichtig, dass dazu zeitnah Grundlagen geschaffen werden. Diese sollen 
aufzeigen, wie die Beurteilung im Vollzugsalltag vorgenommen werden soll.
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten der Boden chemisch belastet ist, so erstellen und 
aktualisieren die Kantone dazu Karten und veröffentlichen diese. Diese 
Karten enthalten mindestens Angaben über Lage, Art und Ausmass der 
Bodenbelastung.

Begründung Wir begrüssen, dass in der VBBo die Erstellung von Hinweiskarten 
aufgenommen wird. Es ist jedoch wichtig, dass Grundlagen geschaffen 
werden, dass die Kantone die Hinweiskarten auch veröffentlichen können. 
Des Weiteren ist es aus unserer Sicht notwendig, zu spezifizieren, dass es 
sich bei der Hinweiskarte um eine Karte handelt, die chemische 
Belastungen abbildet.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Kantone haben nicht die Kapazität, die notwendigen fachlichen 
Grundlagen für die Überwachung der Bodenbelastungen zu beschaffen, 
weshalb eine Unterstützung der Kantone durch das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU) als sehr wichtig angesehen wird.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Förderung eines harmonisierten Vollzuges über alle Kantone wird 
unterstützt. Ebenso wird die Führung einer Liste und die Zustimmung mit 
implizierter Beratung des BAFU positiv aufgenommen.

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 4.

Begründung Es wird begrüsst, dass die Werte der VBBo an die Werte der AltV und 
VVEA angepasst werden, um einen einheitlichen Vollzug über die 
unterschiedlichen Fachgebiete zu ermöglichen. Es tauchen jedoch Fragen 
auf, weshalb die Quecksilbergehalte für die Richt- und Prüfwerte gleich 
hoch sind und somit die Dreistufigkeit der VBBo hier nicht gegeben ist.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Eine periodische Überprüfung der Konzentrationswerte nach dem aktuellen 
toxikologischen Kenntnisstand wird als sinnvoll betrachtet und die 
Anpassung der Konzentrationswerte in Anhang 1 der AltlV wird begrüsst.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --



43 / 927

Kanton Zug

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Vernehmlassungsunterlagen zur WBV beschränken sich auf die 
revidierte Verordnung sowie den erläuternden Bericht. Aufgrund der 
fehlenden Synopse gestaltet sich die Prüfung und Beurteilung der 
Anpassungen und Änderungen als schwer nachvollziehbar und 
unübersichtlich. 

Die Einführung des Risikobegriffs im Umgang mit gravitativen 
Naturgefahren bzw. die Umsetzung des Integralen Risikomanagements 
(IRM) wird grundsätzlich begrüsst, da dadurch neben technischen 
Massnahmen auch die raumplanerischen, organisatorischen und 
ingenieurbiologischen Massnahmen gleichwertig behandelt werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Hochwassergefahren:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Bst. a: Die textliche Anpassung führt dazu, dass Oberflächenabfluss neu bei 
den Hochwassergefahren aufgeführt wird. In Kombination mit der 
öffentlichen Gefährdungskarte Oberflächenabfluss des Bundes kann dies zu 
Forderungen gegenüber den Kantonen für Massnahmen gegen 
Oberflächenabfluss führen.
Aufgrund der grossen von Oberflächenabfluss betroffenen Flächen, werden 
neben raumplanerischen Massnahmen viele baulichen Massnahmen 
erforderlich sein, welche gemäss Gesetzesüberarbeitung vom Kanton zu 
tragen sind. Dies bedeutet für die Kantone einen bedeutenden 
Mehraufwand und nimmt Grundeigentümer nicht in Pflicht. Zu 
berücksichtigen ist dabei, dass der Oberflächenabfluss durch die 
Bautätigkeit der Grundeigentümerschaften regelmässig beeinflusst wird. 
Insgesamt erscheinen die Auswirkungen dieser textlichen Anpassung zu 
wenig klar, weshalb sie zu streichen oder allenfalls zu präzisieren sind.
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Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Risiken in den Gefahrengebiete und die 
Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen 
raumwirksamen Tätigkeiten. Sie stellen in den Gefahrengebieten sicher, 
dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Es ist unbestritten, dass die Risiken durch raumplanerische Massnahmen 
reduziert werden können und sollen. Es muss jedoch sichergestellt sein, 
dass die Siedlungsentwicklung nach innen gestützt auf einer umfassenden 
Interessenabwägung nach wie vor erfolgen kann. Insbesondere wenn der 
Oberflächenabfluss auch berücksichtigt wird, muss gewährleistet sein, dass 
die Baugebiete an raumplanerisch sinnvollen Orten genutzt und überbaut 
werden können. Im Bericht ist von stark gefährdeten Gebieten die Rede, 
wobei die roten und blauen Gefahrenbereiche in den heutigen 
Gefahrenkarten erwähnt werden. Die blauen Gebiete bezeichnen die 
mittlere Gefahrenstufe und sind nicht mit den roten Gefahrengebieten 
gleichzusetzen.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Mit Art. 5 Abs. 2 WBV wird neu geregelt, dass die Kantone in der Richt- und 
Nutzungsplanung Freihalträume festlegen, in welchen sich Hochwasser 
ereignen können, um so andere Gebiete zu schützen. Es ist 
nachvollziehbar, dass solche Freihaltekorridore sinnvoll sind. Von den 
Kantonen wird aber neu verlangt, dass Freihalteräume identifiziert, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewertet und raumplanerisch 
ausgeschieden werden. Es ist nicht ersichtlich, von welcher Bestimmung 
des Bundesgesetzes über den Wasserbau sich diese neue Pflicht ableiten 
lässt. Die Kantone können nicht verpflichtet werden, solche 
Freihaltekorridore in den Richtplänen festzulegen. Davon betroffen ist auch 
Art. 17 Abs. 2 Verordnung über den Wald (Waldverordnung; WAV), der 
analog angepasst werden soll. Beide Artikel sind zu streichen.

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Werden Anlagen oder Einrichtungen, an die Abgeltungen geleistet wurden, 
ihrem Zweck entfremdet, so kann das BAFU vom Kanton verlangen, dass er 
innerhalb einer angemessenen Frist die Unterlassung oder 
Rückgängigmachung der Zweckentfremdung erwirkt.

Begründung --
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Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Bevor die Kantone über Massnahmen des Hochwasserschutzes nach 
Artikel 3 Absätze 1 und 2 des Gesetzes entscheiden, unterbreiten sie das 
Projekt dem BAFU zur Stellungnahme; davon ausgenommen sind 
Massnahmen ohne besonderen Aufwand.

Begründung In Art. 24 Abs. 1 WBV wird einerseits «baulich» gestrichen, sodass 
sämtliche Massnahmen dem Bund unterbreitet werden müssen. 
Andererseits wird in der Bestimmung neu Art. 3 Abs 1 und 2 WBV 
aufgeführt, während in der alt WBV einzig auf Art. 3 Abs. 2 verwiesen 
wurde. Eine Anpassung und Aufweitung der Bestimmung ist nicht 
notwendig.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2030 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Empfehlung: Die Frist für das Erstellen von Risikoübersichten bis 1. 
Dezember 2030 erscheint knapp, da entsprechende Aufträge aller Kantone 
durch die limitierte Anzahl geeigneter Ingenieurbüros zu bearbeiten sind.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um 
Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton Zug begrüsst die grundsätzliche Stossrichtung der VVEA 
Revision mit Ausnahme der neuen Aufgaben in der Abfallplanung – nämlich 
der neu durchzuführenden, vorsorglichen Planung allfälliger 
Zwischenlagerungen von brennbaren KVA-Abfällen in seltenen Notlagen. 
Solche vorsorgliche Notfallplanungen gehören u. E. nicht in die regulären 
kantonalen Abfallplanungen, sondern in den Bereich des Notrechts.

Die KVAs sollten sich eigenverantwortlich um die Aufrechterhaltung der 
kritischen Infrastruktur bemühen und realistische Ausfallszenarien 
berücksichtigen. Für einen möglichst unterbruchsfreien Betrieb und damit 
Entsorgungssicherheit zu sorgen, ist eine betriebliche Hauptaufgabe. 
Entsprechend müssen die vereinbarten Abfallmengen von den Gemeinden 
übernommen werden können.

Betriebsmittelknappheit oder auch kürzere Betriebsunterbrüche gehören 
zum betrieblichen Regelbetrieb und müssen die Anlagen im Griff haben. Mit 
den neuen Erfahrungen wie der Energiemangellage und dem Ukrainekrieg 
sind neue Aspekte und Ausfallszenarien hinzugekommen. Diese neuen 
Aspekte sind angemessen zu berücksichtigen. Unseres Erachtens liegt es 
primär in der Verantwortung der KVA-Betriebe, solche Ereignisse in deren 
betriebliche Planung aufzunehmen und sich besser für die Zukunft zu 
rüsten. Die Standortkantone der Anlagen können ggf. im Rahmen der 
Betriebsbewilligungen prüfen, ob die Ausfallszenarien der KVAs 
ausreichend berücksichtigt wurden oder ob Nachbesserungen nötig sind. 
Eine Vorhaltung von Lagerflächen für die Zwischenlagerung von 
brennbaren KVA-Abfällen für das doch sehr unwahrscheinliche Szenario 
eines sechsmonatigen totalen Betriebsunterbruchs in der ganzen Schweiz 
scheint uns völlig unverhältnismässig und unrealistisch zu sein. Auch die für 
ein solches Szenario benötigten Lagerflächen sind schlicht nicht vorhanden 
und die Vorhaltekosten für neue Lagerflächen dürften entsprechend hoch 
ausfallen. Zu beachten ist, dass sich viele Deponien in Privatbesitz befinden 
und deren Zweck in erster Linie ein sicherer und rentabler Deponiebetrieb 
ist. Die Vorhaltung von Zwischenlagerflächen für extrem seltene Notfälle ist 
nicht die primäre Aufgabe dieser Deponien. Im tatsächlich eintreffenden 
Notfall resp. in einer Notlage scheint uns die Zwischenlagerung in einer 
geeigneten, abgedichteten Deponie eine der wenigen, letzten Optionen zu 
sein.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die kantonalen Abfallplanungen sollten nicht mit den sehr 
unwahrscheinlichen Notfallszenarien belastet werden. Realistische 
Betriebsunterbrüche sollten durch reguläre Betriebsplanungen resp. 
betriebliche Nofallpläne abgedeckt werden. Bei ggf. regionenübergreifenden 
Notfällen müssen ggf. die Kantone mittels Notrecht agieren.
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Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 

Die Zwischenlagerung von brennbaren KVA-Abfällen der ganzen Schweiz 
durch die Betriebe für zwei Monate wäre eine enorme Herausforderung und 
nur mit sehr hohem Aufwand und Kosten realisierbar. Die Ausfallszenarien 
sollten gemeinsam mit der Branche der KVA-Betreiber überarbeitet werden.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen, dass der Begriff «organische Substanz» und seine 
Definition in die VBBo aufgenommen werden. Andererseits existieren zu 
dieser Thematik aktuell keine Vollzugsinstrumente bzw. Richt-, Prüf- und 
Sanierungswerte. Es stellt sich die Frage, wie die Kantone den Gehalt der 
organischen Substanz im Boden künftig beurteilen sollen. Durch das BAFU 
sind deshalb möglichst zeitnah vollzugstaugliche Instrumente zur 
Beurteilung der organischen Bodensubstanz in Grünlandflächen zu 
erarbeiten.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7
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Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Auswirkungen der Massnahmen zur Vermeidung von 
Beeinträchtigung der Bodenqualität;

Begründung Der Wortlaut im Vorentwurf stimmt nicht mit demjenigen in der 
Vernehmlassungsvorlage überein. Wir gehen davon aus, dass der neue 
Wortlaut demjenigen im Vorentwurf entspricht. Grundsätzlich begrüssen wir 
eine Verallgemeinerung des Wortlauts, würden die Verallgemeinerung 
jedoch nicht auf alle Umweltaspekte beziehen, sondern auf die 
Bodenqualität.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) und abgestimmt mit den Kantonen ein 
nationales Referenznetz zur Beobachtung der Belastungen des Bodens 
(NABO).

Begründung Der Vorentwurf unterscheidet sich nicht zum geltenden Recht. Wir wollen 
uns jedoch dafür aussprechen, dass dieser Artikel im Rahmen der aktuellen 
Revision um die Zusammenarbeit mit den Kantonen ergänzt werden soll.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten Belastungen des Bodens bestehen, so erstellen und 
aktualisieren die Kantone hierüber Karten und veröffentlichen diese. Diese 
Karten enthalten mindestens Angaben über chemische Bodenbelastungen 
grösser Richtwert.

Begründung Die Änderungen sind grundsätzlich zu begrüssen. Wir plädieren allerdings 
dafür, die Veröffentlichung dieser Karten in den Artikel aufzunehmen. Im 
erläuternden Bericht steht, dass momentan keine Rechtsgrundlage dafür 
besteht. Damit diese Karten kein rein verwaltungsinternes 
Vollzugsinstrument bleiben, soll im Rahmen dieser Revision die 
Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung dieser Hinweiskarten geschaffen 
werden. Wir würden es begrüssen, wenn der Artikel ergänzt/präzisiert 
würde.

Der zweite Teil dieses Absatzes geht in unseren Augen zu weit ins Detail 
bzw. erachten wir es als selbstverständlich, dass im Zusammenhang mit 
Bodenbelastungen Lage, Art und Ausmass aufgezeigt werden. Viel eher 
würden wir ergänzen, dass sich die Karten auf ausschliesslich chemische 
Bodenbelastungen grösser Richtwert beschränken.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Steht fest oder ist zu erwarten, dass in bestimmten Gebieten Belastungen 
des Bodens die Bodenfruchtbarkeit gefährden, so sorgen die Kantone mit 
Unterstützung der NABO dort für eine Überwachung der Bodenbelastung.

Begründung Wir als kleiner Kanton mit knappen Ressourcen sind der Ansicht, dass in 
diesem Absatz die Zusammenarbeit bzw. Unterstützung durch die NABO 
gestärkt werden muss.
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Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Satz «Das BAFU sorgt für die Beratung der Kantone» ist im Vorentwurf 
bedauerlicherweise nicht mehr enthalten. Im erläuternden Bericht wird 
jedoch auf die Pflicht des BAFU betreffend Beratung der Kantone 
hingewiesen, worauf man im Zweifelsfall zurückgreifen kann.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Dies fördert den schweizweit einheitlichen Vollzug und gewährleistet eine 
viel bessere Koordination unter den Kantonen.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8
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Titel 4.5 Anhang 1 und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Grenzwerte der VBBo stammen aus dem Jahr 1998 und müssen 
angesichts des wissenschaftlichen Fortschritts aktualisiert werden. Darüber 
hinaus gibt es Bedarf zur Harmonisierung der VBBo, AltlV und VVEA. 
Anhänge 1 und 2 VBBo definieren Richt-, Prüf- und Sanierungswerte für 
anorganische (Anhang 1) und für organische (Anhang 2) Schadstoffe im 
Boden. Die Prüf- und Sanierungswerte werden für Nutzungsarten 
(Prüfwerte), z.B. für den Nahrungspflanzenanbau, und Nutzungskategorien 
(Sanierungswerte), z.B. als Haus- und Familiengärten, festgelegt.
In den Ziffern 12 und 13 des Anhangs 1 werden Prüf- und Sanierungswerte 
für Quecksilber aufgenommen. Ziffer 12 definiert einen Prüfwert von 0.5 mg 
pro kg Trockensubstanz Boden für Nahrungs- und Futterpflanzenanbau und 
2 mg pro kg Trockensubstanz Boden für Nutzungen mit möglicher direkter 
Bodenaufnahme. Ziffer 13 gibt einen Sanierungswert von 2 mg pro kg 
Trockensubstanz Boden für Haus- und Familiengärten sowie 
Kinderspielplätze und 20 mg pro kg Trockensubstanz Boden für 
Landwirtschaft und Gartenbau vor. Gestützt auf Artikel 5 Absatz 3 der 
geltenden VBBo werden diese Werte in der Praxis bereits angewendet.
Als erster Schritt der notwendigen Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV 
und VVEA werden die Liste und die Masseinheiten der PCBs, Dioxine und 
Furane in der VBBo aktualisiert. Konkret werden dazu folgende 
Anpassungen im Anhang 2 gemacht: Die aktuell gültige Fassung der Ziffer 
11 in Anhang 2 listet Richt-, Prüf- und Sanierungswerte für polychlorierte 
Dibenzodioxine und -furane auf. Neu werden jene Kongenere der PCB 
hinzugezählt, deren räumliche Struktur ähnlich zu jener der Dioxine ist. 
Diese Gruppe der so genannten dioxin-like PCB (dl-PCB) umfasst 12 
einzelne Substanzen, deren toxische Wirkung mit jener der Dioxine 
vergleichbar ist. Durch den Zusammenzug zur Gruppe der Dioxine wird dies 
adäquat berücksichtigt. In Europa werden die Dioxine und dl-PCB in der 
Regel ebenfalls zusammen betrachtet, z.B. im Kontext der öffentlichen 
Gesundheit und Ernährung. Die Verordnung des EDI über die 
Höchstgehalte für Kontaminanten vom 16. Dezember 2016 
(Kontaminantenverordnung, VHK; SR 817.022.15) rechnet die dl-PCB 
ebenfalls zu den Dioxinen. Die Summierung der Konzentrationen der nun 
insgesamt 29 Kongenere umfassenden Gruppe wird mit der vorliegenden 
Anpassung auf den Stand der WHO im Jahre 2005 (WHO2005) aktualisiert.
In Ziffer 13 des Anhangs 2 wird die Gruppe der sieben bisherigen PCB 
entsprechend auf sechs reduziert, da das PCB-118 als dl-PCB in die 
Gruppe der Dioxine aufgenommen wird.

Begründung Dass der Richtwert für Quecksilber jenem des Prüfwerts entspricht, 
erscheint uns widersprüchlich und ist schwierig nachzuvollziehen. Wir 
würden es begrüssen, den erläuternden Bericht um eine Erklärung
/Begründung zur toxikologischen Herleitung zu ergänzen.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die geplanten Änderungen der Altlastenverordnung betreffen 
ausschliesslich die Konzentrationswerte (K-Werte) für die Schutzgüter 
Grundwasser und Oberflächengewässer (Anhang 1 der AItIV). Die 
Überprüfung der K-Werte und deren Anpassung an den aktuellen 
Wissensstand hinsichtlich der toxikologischen Beurteilung der Stoffe ist 
sinnvoll und wird begrüsst. Den vorgesehenen Änderungen kann 
zugestimmt werden.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Chancellerie d'Etat du Canton de Fribourg

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: L'OACE et l'OFo constituent le fondement juridique de la lutte contre les 
dangers naturels. La révision totale en cours constitue une actualisation 
bienvenue. De nombreuses nouveautés sont introduites qui répondent à 
l'évolution des connaissances (p. ex. liste des dangers) et aux pratiques 
(gestion intégrée des risques : études de base, mesures d'aménagement du 
territoire / d'organisation / techniques et de génie biologique / espaces libres et 
de délestage, planifications, etc.). 
De manière générale, nous demandons qu'il soit clarifié si les terres agricoles 
entrent dans la catégorie « biens à protéger ». Les plus gros conflits en 
matière d'aménagement des cours d'eau ont lieu en terrain agricole et une 
clarification permettrait une mise en pratique de l'OACE bien plus efficace et 
transparente. 
Globalement, nous saluons le fait que la nouvelle OACE ne se limite plus aux 
mesures 
constructives qui ont un impact néfaste sur la dynamique des cours d'eau et 
que les aspects écologiques soient davantage intégrés dans le processus de 
protection contre les crues.

Concernant le chapitre 1 : La nouvelle OACE demande à ce que tout risque 
soit évalué concrètement avant toute action. La protection contre les crues 
devra dorénavant se faire en premier lieu par des mesures de prévention et 
d'organisation du territoire et les mesures constructives dans les cours d'eau 
sont à réaliser en dernier retour. La nouvelle OACE accentue le fait de devoir 
tenir compte des aspects écologiques du cours d'eau et le rôle central qu'il 
joue. Nous soutenons tous les éléments précités et estimons que ces 
modifications devraient avoir un gros impact positif sur la diminution des 
nombreuses
atteintes à la dynamique naturelle des cours d'eau qui ont lieu sous prétexte de 
« protection contre les crues » par facilité.

Sur le chapitre 2 : La nouvelle OACE met l'accent sur le fait de tout 
documenter et analyser en détail. Nous saluons notamment les mesures de 
prévention et d'organisation telle que la délimitation d'espaces libres dans 
lesquels les dangers naturels ont la priorité sur toutes les autres exigences. 
L'idée est excellente mais nous craignons pour la mise en pratique au vu de la 
densification du milieu urbain autour des cours d'eau. Le déplacement des 
ouvrages dès
que possible s'avère également être problématique dans sa mise en pratique. 
En effet, le déplacement d'ouvrage est coûteux et bien que cela devrait déjà 
être appliqué selon la loi (espace réservé au cours d'eau), cela n'est presque 
jamais fait. Nous espérons que la nouvelle OACE permettra d'insister sur cette 
mesure.
Nous émettons un bémol quant à l'article 8. N'importe quel ouvrage dans ou 
sur les berges d'un cours d'eau limite déjà et systématiquement la dynamique 
naturelle de ce dernier. L'article a « à limiter si nécessaire la dynamique des 
eaux » est une formulation vague qui permet à tout un chacun d'estimer la 
nécessité et ne met pas suffisamment l'accent sur la pesée des intérêts à faire 
avec les exigences écologiques. Le risque existe que les communes ou toute 
autre entité responsable fassent de l'entretien abusif sous prétexte d'un risque 
en cas de crue. Une clarification de la nécessité serait la bienvenue.
Finalement, nous nous posons la question de la possibilité d'utiliser les lacs de 
retenue pour la gestion des crues. Actuellement, la plupart des lacs de retenue 
font des déversements massifs pour gérer les crues. Un abaissement en 
prévision d'une crue semble difficile à estimer. Sans parler de pertes de 
production qui peuvent être remboursées sans problème, nous nous 
inquiétons des pertes en matière de biodiversité sur les rives que pourraient 
provoquer ces marnages dans le cas où il n'y a pas de crue ou encore de la 
perte du semblant de dynamique naturelle qu'offre ces lâchers d'eau en aval 
des barrages. Nous estimons que cette partie de l'OACE devrait clarifier ce qui 
est entendu par « judicieux » à l'article 6 alinéa 2.

Concernant le chapitre 3 : Nous saluons la possibilité de pouvoir démanteler 
des ouvrages dans le cadre de la protection contre les crues. Par expérience, 
nous savons que la frontière avec la revitalisation est mince. Il conviendrait de 
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réaliser une aide à l'exécution ou tout autre document qui explique comment 
classifier l'intervention afin d'éviter de se retrouver face à un blocage, 
notamment financier, comme c'est souvent le cas.
Concernant plus particulièrement les géodonnées de base relevant de ces 
ordonnances, il faut s'interroger sur la manière dont ces nouvelles bases 
légales impacteront l'existant, et notamment les cartes des dangers qui sont le 
fruit d'un immense travail et la base de la lutte contre les dangers naturels. Il 
semble à cet égard que l'ensemble du projet, qui reflète une vision idéale 
(études de base, mesures, vues d'ensemble, planifications), est peut-être trop 
ambitieux et par conséquent difficilement réalisable.

Modification de l'ordonnance sur la protection des eaux: Les éléments 
nouvellement intégrés dans l'ordonnance sur la protection des eaux sont 
salvateurs et apporteront beaucoup de bénéfices aux écosystèmes 
aquatiques. Nous saluons tout particulièrement l'ajout des articles 41cter et 
41cquater qui répondent à un manquement important de l'actuelle OEaux. 
L'intégration notamment des notions de « bancs de graviers, berges naturelles 
et variables ainsi que du bois mort » va permettre une réelle amélioration des
limites à poser à l'entretien des cours d'eau à l'avenir et représente un grand 
gain pour les écosystèmes aquatiques. Nous saluons également tout 
spécialement l'alinéa 2 qui demande qu'un ombrage naturel soit favorisé.

Modification de l'ordonnance sur les forêts: De manière générale, l'adaptation 
de la structure des articles sur la base de la gestion intégrée des risques est 
saluée. Des précisions importantes sont apportées dans le cadre de cette 
révision sur les tâches et les prestations des différents acteurs.
Le terme « supportable » doit être remplacé par « acceptable » (risque 
acceptable et pas supportable, cf. lexique PLANAT).
Finalement, la construction des articles et des chapitres montre que plusieurs 
acteurs différents les ont établis et la cohérence manque parfois entre les 
formulations et les termes utilisés. Les traductions entre le français et 
l'allemand ne sont pas non plus optimales selon les articles. Les termes 
techniques sont parfois mal traduits (par exemple « Erosionschutz » en « laves 
torrentielles »).

Anhang: FR_Formular OACE.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag La présente ordonnance règle la protection des personnes et des biens 
matériels importants contre les dangers suivants:

a. inondations dues à des débordements des eaux, au ruissellement, à 
la résurgence des eaux souterraines ou à des vagues débordant au-delà 
des berges ;
b. laves torrentielles;
c. érosion et alluvionnements;
d. accumulations de matériaux flottants.

Begründung Les dangers énumérés dans cet article aux lettres a à d ne sont pas tous « 
dus aux crues ».

Les termes « vagues de vent » et « vagues impulsives » sont très bizarres. 
Nous proposons de ne mentionner que le terme générique de « vagues » et 
de préciser dans le rapport explicatif que ces vagues peuvent aussi des 
vagues de type « tsunami » (qui sont extrêmement
rares !).
« Berge des eaux » est un pléonasme. En effet, le mot « berge » désigne le 
bord d'un cours d'eau ou d'un lac.

Par définition, un embâcle est une accumulation de matériaux flottants qui 
obstrue un cours d'eau.
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Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau supportable et le 
limitent à long terme, en inventoriant et en évaluant les dangers et les 
risques, puis en planifiant et en mettant en œuvre les mesures appropriées 
de manière intégrée; ils tiennent compte en particulier des aspects 
écologiques, des effets des changements climatiques et de l'évolution de 
l'utilisation du territoire.

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réalisent les études de base relatives à la protection contre les 
crues. À cet effet:

a.ils effectuent un relevé de l'état des eaux et de leur modification;
b.ils documentent et analysent les événements;
c.ils documentent et évaluent les ouvrages de protection;
d.ils tiennent un cadastre des événements et des ouvrages de protection;
e.ils recensent les dangers et les risques;
f.ils établissent des évaluations des dangers et des vues d'ensemble des 
risques;
g.ils établissent des planifications globales et des planifications 
supérieures.

Begründung Préciser la fréquence des relevés de l'état des eaux. Le terme « 
régulièrement » n'est pas très clair.

Mentionner les cartes d'aléas et les cartes indicatives. 
Le projet mentionne des évaluations des dangers et des vues d'ensemble 
des risques. Les cartes d'aléas et cartes indicatives doivent être ici 
spécifiquement mentionnées.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons tiennent compte des zones dangereuses et des risques dans 
les plans directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans les autres 
activités ayant des effets sur l'organisation du territoire. Dans les zones 
dangereuses, ils veillent en particulier:

a.à limiter les risques lors du classement en zone à bâtir, de 
l'augmentation du degré d'utilisation d'une zone ou du changement 
d'affectation d'une zone, ainsi que lors de l'octroi d'autorisations de 
construire des ouvrages ou des installations;
b.à réduire les risques non supportables moyennant le changement 
d'affectation de la zone, le déclassement partiel ou total de la zone ou le 
déplacement des ouvrages et des installations menacés.

Begründung N'est-ce pas trop restrictif que les corridors d'écoulement et les zones de 
rétention
ne doivent pas faire l'objet d'une utilisation intensive ?
Eventuellement préciser cet élément d'utilisation intensive dans le rapport 
explicatif.



59 / 927

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils désignent des espaces de délestage donnant droit à des 
dédommagements, où l'eau des crues est dirigée et écoulée par des 
mesures de protection, de sorte que ces espaces sont plus fréquemment ou 
plus fortement affectés, afin de protéger d'autres zones.

Begründung Comment gérer la moins-value des terrains identifiés comme zone de 
délestage ? 
Qui pourraient également être des terrains à bâtir ! indemnités pour 
moinsvalue ?

Eviter les blocages futurs des propriétaires fonciers.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons veillent à ce que les ouvrages et les installations de protection 
soient entretenus de manière appropriée. Ils les entretiennent de façon:

a.à maintenir leur capacité d'écoulement et à limiter si nécessaire la 
dynamique des eaux;
b.à optimiser leur fonctionnement et leur durée de vie.

Begründung Formulation à revoir, l'entretien des berges n'apparaît pas clairement dans 
l'article.
Mention des ouvrages et installations porte à confusion

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'Office fédéral de l'environnement (OFEV) alloue des indemnités aux 
cantons pour:

a.le relevé de l'état des eaux, la documentation des événements, 
l'analyse d'événement, le cadastre des événements et des ouvrages de 
protection, l'évaluation des dangers, la détermination et l'évaluation des 
risques, les planifications globales et autres planifications supérieures;
b.les études portant sur la limitation et sur l'évolution des risques à l'aide 
de mesures d'aménagement du territoire, ainsi que pour la démolition et 
le déplacement d'ouvrages et d'installations menacés vers des lieux sûrs;
c.la mise en place de dispositions techniques facilitant les interventions 
d'urgence, l'installation, l'entretien et le remplacement de dispositifs 
d'alerte, l'élaboration de plans d'intervention, la formation de conseillers 
locaux en dangers naturels et l'organisation de cours pour organes de 
conduite et services d'intervention;
d.l'entretien, la remise en état, le remplacement, le démantèlement et la 
construction d'ouvrages et d'installations de protection;
e.le maintien des profils d'écoulement ou des bassins de rétention et la 
plantation de ligneux adaptés à la station afin de stabiliser les berges;
f.les travaux de déblaiement, le manque à gagner et le remplacement 
des cultures agricoles après des événements affectant des espaces de 
délestage donnant droit à des dédommagements;
g.le manque à gagner lié à l'abaissement préventif de lacs de retenue 
avant un événement et les autres types de manque à gagner liés à 
l'utilisation conjointe de lacs de retenue;
h.l'élaboration d'autres études de base et la prise d'autres mesures 
nécessaires au titre de la gestion efficace des dangers dus aux crues et 
des risques visés à l'art. 3.

Begründung al. 1, let. g: Comment seront indemnisés les manques à gagner ? Sur quelle 
base seront calculées ces indemnités ?
Le cas des indemnisations doit être très clair avant de demander la mise en 
place d'une telle mesure (argument non négligeable).
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Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Aucune indemnité n'est allouée pour:
a.les mesures visant à protéger des bâtiments et des installations qui ont 
été construits dans des zones déjà définies comme dangereuses ou 
réputées dangereuses et sans être liés impérativement à ces 
emplacements;
b.les mesures visant à protéger des bâtiments et des installations 
touristiques telles que téléphériques, remontées mécaniques, pistes de 
ski ou sentiers pédestres qui se trouvent en dehors des zones bâties;
c.la mise en œuvre des études de base et des mesures dans les plans 
directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans les autres activités 
ayant des effets sur l'organisation du territoire;
d.l'exploitation de dispositifs d'alerte ainsi que les dépenses des organes 
de conduite et des services d'intervention couvertes par leur mission de 
base;
e.les mesures d'aménagement hydraulique relevant de la gestion des 
eaux de pluie dans les zones bâties;
f.l'élaboration de guides et de lignes directrices cantonaux.

Begründung Introduire également l'indemnisation des systèves d'évacuation des eaux 
contribuant
à la prévention des dommages dus au ruissellement.

Le ruissellement de surface étant une source non négligeable de 
dommages, la
gestion des eaux de pluie revêt une importance majeure. Lorsque le 
système d'évacuation des eaux contribue à prévenir les dommages causés 
par le ruissellement des eaux de surface, il devrait donner droit à des 
indemnités. Il est bien entendu que l'évacuation régulière des eaux ne 
donne pas droit à des indemnités, mais la formulation sous Art. 10, al. 2, let. 
e, OACE est trop exclusive.

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Si, en dépit d'une mise en demeure, le canton bénéficiaire d'une indemnité 
n'exécute pas la mesure ou l'exécute de manière imparfaite, l'indemnité 
n'est pas versée ou est réduite.

Begründung Redondant avec l'art. 17…

Titel Art. 25 Unterlagen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Pourquoi le chiffre de l'alinéa s'il n'y en a qu'un ? Enlever le chiffre d'alinéa.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Lors de l'aménagement et de l'entretien des eaux et de l'espace réservé aux 
eaux, il faut contrer le réchauffement excessif de ces dernières. Il convient 
notamment d'en favoriser l'ombrage naturel.

Begründung Contradictoire avec l'explication de l'al. 1 : « […] les berges ne doivent pas 
être entièrement boisées. »
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Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV réalise les études de base qui présentent un intérêt national en 
matière de protection contre les catastrophes naturelles. À cet effet:

a.il effectue les relevés en rapport avec la protection contre les 
catastrophes naturelles;
b.il tient un inventaire des mesures qui sont soutenues financièrement 
par la Confédération;
c.il analyse les événements;
d.il établit des vues d'ensemble.

Begründung Une précision (définition) du terme intérêt national est nécessaire.
Cet alinéa est très flou et ne permet pas de comprendre réellement les 
tâches et
missions qui pourraient en découler pour l'OFEV.

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons tiennent compte des zones dangereuses et des risques dans 
les plans directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans les autres 
activités ayant des effets sur l'organisation du territoire. Dans les zones 
dangereuses, ils veillent en particulier:

a.à limiter les risques lors du classement en zone à bâtir, de 
l'augmentation du degré d'utilisation d'une zone ou du changement 
d'affectation d'une zone, ainsi que lors de l'octroi d'autorisations de 
construire des constructions ou des installations;
b.à réduire les risques non supportables moyennant le changement 
d'affectation de la zone, le déclassement partiel ou total de la zone ou le 
déplacement des constructions et des installations menacées.

Begründung Biffer les détails des points a. et b.
Si le détail est maintenu, il faut absolument ajouter la précision suivante « 
limiter le risque à un niveau acceptable ».
Il faut garder uniquement le paragraphe de base et enlever les détails des 
points a. et b. Ces précisions ne sont pas utiles et il peut y avoir d'autres 
situations. Il appartient au canton de définir la mise en oeuvre des solutions 
dans l'aménagement du territoire.
Par exemple, le terme « limiter le risque » n'est pas opportun. C'est un 
élément, mais pas le seul.

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils prévoient si nécessaire, dans les plans directeurs et les plans 
d'affectation, des espaces libres où des catastrophes naturelles peuvent se 
produire, afin de protéger d'autres zones. Dans les espaces libres, le risque 
doit être limité par le type d'affectation.

Begründung Ce n'est pas obligatoire selon les situations.
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Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent, en collaboration avec les autorités locales, des 
mesures d'organisation propres à sauver des vies humaines et à limiter 
l'étendue des dommages en cas de sinistre. À cet effet:

a.ils veillent à ce que des plans d'intervention soient établis, exercés et 
connus des organes de conduite civils et des services d'intervention , 
dans les secteurs où le danger et les risques qui en découlent justifient 
leur mise en place;
b.ils s'assurent que les organes de conduite civils et les services 
d'intervention bénéficient de conseils spécialisés lors de leur préparation 
ainsi que lors de la gestion de catastrophes naturelles;
c.ils mettent en place les dispositifs d'alerte nécessaires pour protéger 
les zones bâties et les voies de communication contre les catastrophes 
naturelles et les exploitent;
d.ils prennent des dispositions techniques propres à soutenir les 
services d'intervention lors de la gestion de catastrophes naturelles.

Begründung Les cantons ne peuvent pas prendre les mesures seuls sans une 
collaboration avec les autorités communales.

let. a: En effet, des plans d'interventions ne doivent pas être 
systématiquement établis. Cela dépend des situations de danger et de 
risque.

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent, en collaboration avec les autorités locales, des 
mesures biologiques et techniques visant à réduire et à limiter les risques à 
un niveau acceptable liés aux catastrophes naturelles. Font partie de ces 
mesures:

a.les mesures sylvicoles dans les forêts protectrices y compris la 
création et le soin de jeunes peuplements;
c.l'entretien, la remise en état, le remplacement, le démantèlement et la 
constructiond'ouvrages et d'installation de protection contre les 
catastrophes naturelles (y compris déclenchement préventif);
f.des mesures concomitantes dans le lit des torrents, liées à la 
conservation des forêts (endiguement forestier).

Begründung Les cantons ne peuvent pas prendre les mesures seules sans une 
collaboration avec les autorités communales. Il est nécessaire d'intégrer la 
notion de risque acceptable à cet article.

Let. a: Le terme « délimitation de forêts de protection » n'est pas clair ici. 
Cela comprend-il la mise en place de nouvelles surfaces de forêt de 
protection ?

Let c: Remarque : le terme catastrophe naturelle est définit dans la LFo au 
niveau des processus naturels

Nécessité d'homogénéité dans les termes utilisés. Il est parfois indiqué « 
construction», « travaux » ou « mesures ».
Il est proposé :
- d'utiliser systématiquement le terme « mesure de protection ».
- d'intégrer aux articles 38a ou 39, les notions d'entretien, de remise en état, 
de remplacement et de construction.
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Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les indemnités pour les études de base et les mesures sont allouées sous 
forme globale. Le montant des indemnités globales est négocié entre 
l'OFEV et le canton concerné et est fonction:

a.du risque lié aux catastrophes naturelles;
b.de l'ampleur, de l'effet et de la qualité des mesures.

Begründung Proposition de remplacer le terme « protection contre les catastrophes 
naturelles » par « Indemnités pour les études de base et les mesures des 
cantons »

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Veuillez consulter le tableau dans le document original (page 18-19)

Begründung ID 80 Protection contre les catastrophes naturelles (relevés d'intérêt 
national): Base légale: RS 721.100.1, art. 29

ID 81 Protection contre les catastrophes naturelles (autres relevés): 
Supprimer du catalogue
Le rapport explicatif stipule que cette géodonnée de base est maintenus « à 
titre de clause générale ». Parmi les études de base mentionnées à l'art 4 
OACE et à l'art. 16 al. 2 OFo, seuls le « relevé de l'état des eaux et de leur 
modification » et les « planifications globales et des planifications 
supérieures » ne sont pas identifiés comme des géodonnées. S'il s'agit de 
géodonnées, alors, il faut les ajouter dans le catalogue figurant en annexe 
de l'OGéo. Dans tous les cas, l'ID 81 semble désormais superflu et peut 
être supprimé du catalogue.

ID 166 Zones dangereuses: Base légale: RS 721.100.1, art. 4 al. 1 let. e et 
f, art. 4 al. 2 RS 921.01, art. 16 al. 2 let. d et e, art. 16 al. 3
Pour bien illustrer le fait que le recensement des dangers (art. 4 al. 1 let. e 
OACE et art. 16 al. 2 let. d OFo) et leur évaluation (art. 4 al. 1 let. f OACE et 
art. 16 al. 2 let. e OFo) permet de désigner les zones dangereuses (art. 4 al. 
2 OACE et art. 16 al. 3 OFo).

ID 167 Cadastre des événements de dangers naturels: Base légale : RS 
721.100.1, art. 4 al. 1 let. b et d, RS 921.01, art. 16 al. 2 let. a et c

Cadastre des ouvrages de protection: Base légale : RS 721.100.1, art. 4 al. 
1 let. c et d, RS 921.01, art. 16 al. 2 let. b et c

Vues d'ensemble cantonales des risques liés aux dangers naturels: Base 
légale : RS 721.100.1, art. 4, al. 1, let. f, RS 921.01, art. 16 al. 2 let. e

Mensuration des cours d'eau: Renommer en « Relevé des cours d'eau 
(cours d'eau présentant un intérêt national) »
Base légale : RS 721.100.1, art. 29 al. 1 let. b
Ajouter une autre géodonnée de base « Relevé des cours d'eau (autres 
cours d'eau) »
Base légale : RS 721.100.1, art. 4 al. 1 let. a
Le terme de « mensuration » n'est pas très heureux. Il ne figure pas dans 
l'OACE et prête à confusion avec la mensuration officielle. Nous proposons 
le terme de « relevé ».
Il s'agit d'être conforme à la pratique et de distinguer deux géodonnées (cf. 
explication fournie dans le rapport explicatif au chap. 4.5.2)

Vues d'ensemble nationales des risques: Base légale : RS 721.100.1, art. 
29 al. 1 let. f, RS 921.01, art. 16 al. 1 let. d

Ajouter une géodonnée de base « Planifications globales et planification 
supérieures des cantons »
Base légale : RS 721.100.1, art. 4 al. 1 let. g, RS 921.01, art. 16 al. 1 let f

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat accepte la proposition de modification de l'OMoD telle que 
proposée.

Anhang: FR_Formular OMoD.pdf
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Nous partageons l'évaluation faite par le Cercle Déchets et vous demandons 
de vous y référer.
En résumé :
Les orientations fondamentales de la présente révision de l'OLED sont saluées 
car elles tiennent compte des expériences des années précédentes.
Nous considérons que le fait de réglementer le cas d'une panne de toutes les 
UVTD en raison d'une pénurie d'électricité ou de moyens d'exploitation est 
important et judicieux. La réglementation doit toutefois être conçue de manière 
à pouvoir être mise en oeuvre par les cantons et les exploitants. Il n'est ni 
réaliste ni réalisable de garantir un stockage intermédiaire pendant six mois au 
total. De même, nous voyons des difficultés à ce que les UVTD et les cantons 
s'occupent séparément du stockage intermédiaire. Nous demandons que cela 
se fasse sous la direction des cantons.

Anhang: FR_Formular OLED.pdf



67 / 927



68 / 927

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. 
Ce dernier comprend notamment:

g.les informations relatives aux mesures à prendre en cas d'interruptions 
d'exploitation des installations d'incinération des déchets urbains et des 
déchets de composition analogue; notamment en ce qui concerne 
l'élimination ou le stockage provisoire de ces déchets. Les cantons 
veillent, en collaboration avec les UIOM, à ce qu'un stockage 
intermédiaire soit possible pendant au moins trois mois.

Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en 
particulier pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au 
besoin des régions de planification supracantonales.

Begründung Se référer aux explications du Cercle Déchets

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse la 
poursuite de l'exploitation pour une durée de deux mois au moins;

Begründung Se référer aux explications du Cercle Déchets

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets suivants peuvent être utilisés comme ajouts ou adjuvants lors 
du broyage du clinker de ciment ou de la fabrication de ciment et de béton:

f.d'autres déchets, à condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, 
ch. 2, let. c, soient respectées; ne doit pas être respectée la valeur limite 
du chrome (VI);
h. le béton de démolition et les matériaux de démolition non triés ainsi 
que leurs fractions valorisables.

Begründung Se référer aux explications du Cercle Déchets

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: FR_Formular OSol.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Les cantons élaborent et actualisent des cartes indicatives pour les 
régions où il est établi ou pour les régions où il est très probable que des 
atteintes portées aux sols existent. Ces cartes contiennent au moins des 
données sur l'endroit et le type d'atteintes portées aux sols, ainsi que le 
critère déclencheur de l'inscription de la surface sur la carte.

Begründung Ajouter: « Les cantons publient ces cartes indicatives.»
(L'obligation de publier les cartes devrait être ancrée dans cette base 
légale.)
Ces cartes ne sont pas seulement un outil interne à l'administration, mais 
aussi un outil de sensibilisation et de prévention pour éviter la dissémination 
des matériaux terreux pollués lors de travaux de construction, et la 
prévention des risques pour la santé sur les sols potentiellement pollués. 
Pour pouvoir préparer les projets de construction en prenant en compte 
cette potentielle pollution, les architectes, requérants, etc. doivent avoir 
accès à la carte, qui doit être publique.

2ème phrase: De par la nature de la carte (indicative, donc généralement 
sans mesures réelles !) il n'est généralement pas possible d'indiquer 
l'ampleur de la potentielle pollution. Par contre, indiquer la raison pour 
laquelle une surface figure sur la carte indicative est utile.

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Si l'on ne dispose pas d'une valeur indicative pour une substance qui porte 
atteinte à un sol et peut en menacer la fertilité à long terme, l'OFEV, en 
étroite collaboration avec le canton concerné, définit une telle valeur. sur la 
base des critères mentionnés à l'art. 2, al. 1.

Begründung L'OFEV devrait prendre en charge le développement des valeurs de 
référence, mais en collaboration étroite avec les cantons
concernés. Une harmonisation et coordination éventuelle
entre différents cantons peut ainsi être assurée. 
Les cantons pauvres en ressources ne sont pas toujours à même de 
développer des valeurs de références.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Si l'on ne dispose pas de seuils d'investigation ou de valeurs 
d'assainissement pour une substance qui porte atteinte à un sol et peut 
menacer la santé de l'homme, des animaux et des plantes dans le cadre 
d'un type donné d'utilisation du sol, l'OFEV, en étroite collaboration avec
le canton concerné, définit une telle valeur.

Begründung L'OFEV devrait prendre en charge le développement des valeurs de 
référence, mais en collaboration étroite avec les cantons
concernés. Une harmonisation et coordination éventuelle
entre différents cantons peut ainsi être assurée. 
Les cantons pauvres en ressources ne sont pas toujours à même de 
développer des valeurs de références.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Nous approuvons l'adaptation des valeurs de concentration OSites du fait 
qu'elle tient compte des connaissances actuelles sur la toxicologie humaine 
des substances répertoriées dans l'annexe 1 OSites.
Après avoir évalué l'impact des nouvelles valeurs de concentration, cette 
révision ne devrait pas avoir d'effet significatif sur la gestion du cadastre 
cantonal en termes de ressources humaines et financières.

Anhang: FR_Formular OSites.pdf
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --



 Conseil d’Etat CE 
Staatsrat SR 
 
Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 
 
T +41 26 305 10 40 
www.fr.ch/ce  

 

Fribourg, le 10 septembre 2024 

 
2024-791 
Paquet d’ordonnances environnementales du printemps 2025 – Procédure de 
consultation 

Madame, Monsieur, 

Suite au courrier de Monsieur le Conseiller fédéral Albert Rösti, Chef du Département fédéral de 
l’environnement, des transports, de l’énergie et de la communication, du 24 mai 2024, les services 
spécialisés de l’administration cantonale ont analysé les projets de modification des cinq 

ordonnances en consultation, à savoir : l’ordonnance sur l’aménagement des cours d’eau, 

l’ordonnance sur les mouvements de déchets, l’ordonnance sur les déchets, l’ordonnance sur les 

sites contaminés et l’ordonnance sur les atteintes portées aux sols. 

Le Conseil d’Etat à l’avantage de vous faire part de ses commentaires sous forme de tableaux en 

annexe. 

Nous vous prions de croire, Madame, Monsieur, à l’assurance de nos sentiments les meilleurs. 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Jean-Pierre Siggen, Président 

 

 

 

 

Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 

 

 

 

 

L’original de ce document est établi en version électronique 
 

Conseil d’Etat 
Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 

PAR COURRIEL 

Département fédéral de l’environnement, des transports, 

de l’énergie et de la communication DETEC 
3003 Berne 
 
 
Courriel : polg@bafu.admin.ch 

http://www.fr.ch/ce
mailto:polg@bafu.admin.ch


Conseil d’Etat CE 
Page 2 de 2 

 

Annexes 
— 
Formulaires de réponses 

Copie 
— 
à la Direction du développement territorial, des infrastructures, de la mobilité et de l’environnement, pour elle et le Service de 
l’environnement ; 
à la Direction des institutions, de l’agriculture et des forêts, pour elle et le Service des forêts et de la nature ;  
à la Direction de la sécurité, de la justice et du sport, pour elle, le Service de la sécurité civile et militaire, et l’Etablissement cantonal 
d’assurance des bâtiments ; 
à la Direction de finances, pour elle et le Service du cadastre et de la géomatique ; 
à la Chancellerie d'Etat. 
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Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir stimmen den vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung über den 
Wasserbau (Wasser-bauverordnung, WBV) zu.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir stimmen den vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung über den 
Verkehr mit Abfällen (VeVA) zu.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir erachten die Regelung für den Fall eines Ausfalls sämtlicher 
Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) aufgrund einer Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als sinnvoll. Hier ist zu beachten, dass bei der 
Bereitstellung von Zwischenlagern, diese auch betreffend 
Geruchsminderung gemäss Anhang 2 Ziffer 717 LRV bestimmte 
Bedingungen einhalten müssen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5
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Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Ablagerung für mindestens drei 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Ebenso sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und 
Kantone separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Zwischenlager 
müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und 
Platzbefestigung bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht 
uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. Zusammen mit Art. 
32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA von Betriebsmitteln für den 
Weiterbetrieb für zwei Monate) ergeben sich so eine geordnete Entsorgung 
von gesamthaft fünf Monaten, was ausreichend ist. Andernfalls muss der 
Kanton mittels Notrecht agieren. Die Frist von sechs Monaten wurde bereits 
in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage 
gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bst h: Es ist aus unserer Sicht wesentlich zu definieren, für welchen 
Zustand der Betriebsmittelvorrat reichen soll. Dies soll für den bewilligten 
Regelbetrieb berechnet werden - und nicht mögliche Erleichterungen der 
Luftreinhalteverordnung LRV im Ernstfall bereits vorwegnehmen. Daher 
stimmen wir dem Artikel 32 unter Rücksichtnahme der ergänzenden 
Präzisierung für die Versorgung der notwendigen Betriebsmittel für den 
Regelbetrieb zu.

Bst. i: Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA organisiert werde (s. unseren Vorschlag zu Art. 4 
Abs. 1 Bst. g). Die Probleme lassen sich in so einem Fall nur von Kantonen 
in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir stimmen den vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo) zu.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir stimmen den vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung über die 
Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV) zu.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Regierungsratsbeschluss vom 3. September 2024

Vernehmlassung zur Revision Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025; Stellungnahme
des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrter Herr Bundesrat
sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 haben Sie uns die Vernehmtassungsunterlagen zum Verord-
nungspaket Umwelt Frühling 2025 zukommen lassen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur
Stellungnahme.

Wir stimmen den vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung über den Wasserbau (Wasser-
bauverordnung, WBV), die Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV), die Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo), die Verordnung über
den Verkehr mit Abfällen (VeVA) zu. Zur Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung
von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA) haben wir nachstehende Änderungs- bzw. Präzisierungs-
wünsche:

Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA)

Allgemeine Bemerkungen

Wir erachten die Regelung für den Fall eines Ausfalls sämtlicher Kehrichtverbrennungsanla-
gen (KVA) aufgrund einer Strom- oder Betriebsmittelmangellage als sinnvoll. Hier ist zu beachten,
dass bei der Bereitstellung von Zwischenlagern, diese auch betreffend Geruchsminderung ge-
mass Anhang 2 Ziffer 717 LRV bestimmte Bedingungen einhalten müssen.

Art. 4 Abs. 1 Bst. a

Antrag:
Abs. 1 Bst. g und 2 ist wie folgt zu ändern und zu ergänzen:
«1 Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbesondere:
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

g. die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von Verbrennungsanlagen für Sied-
lungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsor-
gung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten.
Die Kantone samen zusammen mit den KVA für die Möalichkeit einer AblaQerunq für mindestens
drei_Monate.»

Begründung:
Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum von min-
destens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und KVA. Ebenso sehen wir
Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Zwischen-
lager müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte
Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. Zusam-
men mit Art. 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA von Betriebsmitteln für den Weiterbe-
trieb für zwei Monate) ergeben sich so eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten,
was ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. Die Frist von sechs
Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage
gestellt bzw. abgelehnt.

Art. 32 Abs. 2 Bst. h
Antrag:
Bei Bst. h ist wie folgt zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat reichen soll:
«Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h. bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln eine Reserve zurVerfü-
gung steht, mit welcher der Weiterbetrieb Regelbetheb für mindestens zwei Monate sichergestellt
ist.»

Begründung:
Es ist aus unserer Sicht wesentlich zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat
reichen soll. Dies soll für den bewilligten Regelbetrieb berechnet werden - und nicht mögliche Er-
leichterungen der Luftreinhalteverordnung LRV im Ernstfall bereits vorwegnehmen. Daher stim-
men wir dem Artikel 32 unter Rücksichtnahme der ergänzenden Präzisierung für die Versorgung
der notwendigen Betriebsmittel für den Regelbetrieb zu.

Art. 32 Abs. 2 Bst. i
Antrag:
Bst. i. ist ersatzlos zu streichen

Begründung:
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen gemeinsam mit den KVA orga-
nisiert werde (s. unseren Vorschlag zu Art. 4 Abs. 1 Bst. g). Die Probleme lassen sich in so einem
Fall nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die Zwi-
schenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Anhang 4

Antrag:
Ziff. 3.1 Bst. h ist wie folgt anzupassen:
«h. Beton- und Mischabbruch some deren verwertbaren Fraktionen.»

Begründung:
Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es ist allerdings darauf zu
achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe handelt, die nicht den Zementofen passie-
ren. Ausserdem ist unklar, was dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen steht Ihnen gerne
das Amt für Umwelt und Energie, Harald Hikel, harald.hikel@bs.ch, Tel. 061 267 08 04, zur Ver-
fügung.

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Dr. Conradin Cramer
Regierungspräsident

^? ^ (^^^ -
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Kantonskanzlei des Kantons Appenzell Ausserrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton AR begrüsst die Umsetzung des integralen Risikomanagements 
im Umgang mit Naturgefahren in der Verordnung über den Wasserbau und 
anerkennt den Bedarf einer Totalrevision. Vor dem Hintergrund, dass beim 
integralen Risikomanagement alle Arten von Massnahmen betrachtet und 
schlussendlich die geeigneten realisiert werden sollen, erscheint die 
Vernehmlassungsversion insbesondere in Kapitel 2 teilweise zu konkret 
sowie zu umfangreich und absolut. Den Kantonen soll im Umgang mit 
Naturgefahren weiterhin ein sinnvoller Handlungsspielraum gewährt werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone legen, soweit notwendig, in der Richt- und Nutzungsplanung 
Freihalteräume fest, in welchen sich Hochwasser ereignen können, um so 
andere Gebiete zu schützen. In den Freihalteräumen ist das Risiko durch 
die Art der Nutzung zu begrenzen.

Begründung Die Festlegung von Freihalteräumen ist als mögliche raumplanerische 
Massnahme zu betrachten, die dann angezeigt ist, falls insbesondere die 
raumplanerischen Massnahmen nach Art. 5 Abs. 1 nicht ausreichen und 
geeignete Räume für diesen Massnahmentyp vorliegen.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen robust. Bestehende 
risikorelevante Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung Die Überprüfung der Überlastbarkeit und Systemsicherheit ist auf diejenigen 
Schutzbauten und -anlagen einzugrenzen, welche in Bezug auf den 
Hochwasserschutz bedeutend sind. Den Kantonen ist diesbezüglich ein 
Ermessenspielraum zu gewähren. Der Aufwand für die Überprüfung aller 
Schutzbauten und -anlagen wäre aus unserer Sicht nicht verhältnismässig.
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Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Auszahlung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Berichterstattung und Kontrolle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 25 Unterlagen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 26 Stellungnahme zu anderen Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 28 Geoinformation

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Aufhebung bisherigen Rechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Inkrafttreten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --



90 / 927

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4. Gebührenverordnung BAFU vom 3. Juni 2005 Anhang, Ziffer 8, 
Einleitungssatz, Feste Gebührenansätze und Gebührenrahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage / 2.1 Die beantragte Neuregelung / 2.1.1 
Neuregelungen im Gesetz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2.2 Abstimmung von Aufgaben und Finanzen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1.2 Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 2. Kapitel: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen / 4.2.1 Art. 4 
Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel beschreibt die Grundlagen, welche die Kantone für den 
risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren erarbeiten müssen. Er 
lehnt sich weitgehend an Artikel 27 der alt WBV an. In Absatz 1 werden die 
Reihenfolge der Tätigkeiten leicht umgestellt, die Begriffe angepasst und 
einzelne Aufgaben neu zugewiesen. So werden die Kantone neu 
verpflichtet, Risikoübersichten und Gesamtplanungen zu erarbeiten. Die in 
der alt WBV erwähnten Not-fallplanungen (Bst. c) und Messstellen (Bst. f) 
werden als Elemente der organisatorischen Massnahmen (Art. 6 WBV) 
übernommen.
Buchstabe a verlangt, dass die Kantone den Zustand der Gewässer und 
ihre Veränderung erheben. Damit gemeint ist die regelmässige Erhebung 
des Zustands der oberirdischen Ge-wässer (Eintiefung, Ansammlung von 
Geschiebe, Veränderung des Schwemmholzpotenzials, Freihalten des 
Abflussprofils) einschliesslich der Vermessung der Gewässer, wo dies in 
Bezug auf den Hochwasserschutz erforderlich ist. 
Buchstabe b führt aus, dass Ereignisse zu dokumentieren und analysieren 
sind. Während die Aufgabe zur Dokumentation auch für Ereignisse ohne 
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grössere Schäden gilt, ist es Sache der Kantone zu prüfen, welche 
Ereignisse ergänzend zur Dokumentation auch analysiert werden müssen. 
Buchstabe c: Die Kantone haben den Auftrag, die Schutzbauten zu 
dokumentieren und zu beurteilen. Denn nur, wenn bekannt ist, welche 
Schutzbauten wo bestehen, kann periodisch ihr Zustand kontrolliert, der 
entsprechende Unterhalt und die Instandstellungsarbeiten geplant, 
priorisiert und ausgeführt werden.
Buchstabe d benennt ein Produkt aus den in den Buchstaben b und c 
genannten Tätigkeiten. Die Kantone sind verpflichtet, einen Ereigniskataster 
(im Geobasiskatalog unter dem Begriff Naturereigniskataster vermerkt) zu 
führen. Die Kenntnis der Prozessräume, Ursa-chen und Auswirkungen hilft, 
die Gefahren abzuschätzen. Der Bund stellt den Kantonen mit der WebGIS-
Applikation und Datenbank StorMe ein Werkzeug zur Verfügung. Die 
Kantone legen ebenfalls einen Kataster über die Schutzbauten an. 
Buchstabe e verpflichtet die Kantone, Hochwassergefahren und -risiken zu 
erfassen. Dabei sind verschieden Szenarien aber auch Prozesswechsel, 
Prozessverkettungen und kombi-nierte Ereignisse einzubeziehen. 
Gefahrenprozesse können sich verändern, so zum Beispiel durch 
Terrainveränderungen, umgesetzte Massnahmen oder veränderte 
hydrologische Be-dingungen. Die Gefahren gilt es daher regelmässig auf 
ihre Aktualität zu prüfen. 
Buchstabe f benennt ein Produkt aus den in Buchstaben e genannten 
Tätigkeiten. Der Begriff «Gefahrenbeurteilungen» ersetzt den bislang 
verwendeten Begriff «Gefahrenkarte». Die Ge-fahrenbeurteilung ist viel 
breiter zu verstehen und dient als Grundlage für verschiedene An-
wendungen. Sie umfasst Szenarien, Intensitäten, Wahrscheinlichkeiten 
sowie die räumliche Ausdehnung der Gefahrenprozesse und deren 
technische Beschreibung. Für die Risiko-übersichten werden die 
Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung mit Angaben zur Nutzung ver-
schnitten. Daraus entsteht eine Übersicht über die betroffenen Personen 
und Sachwerte im gefährdeten Gebiet (betroffene Schutzgüter). Das BAFU 
hat zusammen mit den Kantonen minimale Standards erarbeitet, um die 
Ergebnisse der kantonalen Risikoübersichten mitei-nander vergleichbar zu 
machen und eine schweizweite Risikoübersicht erstellen zu können. Die 
Risikoübersichten sind nach den Vorgaben des Bundes periodisch zu 
erstellen.
Buchstabe g führt das neue Instrument Gesamtplanungen ein. Dies ist eine 
strategische Pla-nung der Kantone, welche anhand der bestehenden 
Grundlagen und Massnahmen sowie auf Basis des bestehenden Risikos 
und der Risikoentwicklung, den Handlungsbedarf bestimmt und die 
Handlungsoptionen aufzeigt, um die Risiken möglichst schnell zu begrenzen 
und wo notwendig zu reduzieren. Darauf aufbauend wird das strategische 
Vorgehen festgelegt und eine mittelfristige Planung erstellt. Übergeordnete 
Planungen sind z. B. eine Einzugsgebiets-planung oder ein 
Gewässerrichtplan, wie ihn der Kanton Bern für ein Massnahmenkonzept 
entlang des gesamten Gewässers kennt.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Gefahrengebiete bezeichnen. 
Diese Bestim-mung ist von Artikel 21 Absatz 1, alt WBV übernommen. 
Gefahrengebiete sind Gebiete in denen sich gefährliche Prozesse, wie 
beispielsweise Überschwemmungen, ereignen können. Die 
Gefahrengebiete werden auf Basis der Gefahrenbeurteilung räumlich 
festgelegt («be-zeichnet»).
Gemäss Absatz 3 berücksichtigen die Kantone bei der 
Grundlagenbeschaffung die Vollzugs-hilfen des Bundes. Diese umfassen 
insbesondere das Handbuch Programmvereinbarungen im Umweltbereich 
und weitere spezifische Vollzugshilfen zu einzelnen Grundlagen. Berück-
sichtigen die kantonalen Vollzugsbehörden diese Vollzugshilfen, so können 
sie davon ausge-hen, dass sie das Bundesrecht rechtskonform vollziehen 
und die entsprechenden Subven-tionen erhalten; andere Lösungen sind 
auch zulässig, sofern sie rechtskonform sind.
Die Kantone stellen die Grundlagen allen Interessierten zur Verfügung und 
sie tun dies unent-geltlich (Absatz 4). Bereits heute machen eine Mehrheit 
der Kantone ihre Grundlagen und insbesondere die Geodaten, öffentlich 
und kostenfrei zugänglich. Das steht im Einklang mit der «Open 
Government Data»-Strategie , die besagt, dass offene und frei nutzbare 
Daten der Verwaltung zur Transparenz und Teilhabe beitragen. Gerade im 
integralen Risikoma-nagement ist ein uneingeschränkter Zugang zu 
Informationen wichtig, damit auch weitere verantwortliche Akteurinnen und 
Akteure, wie z. B. eine Bauherrschaft, naturgefahrengerecht bauen kann, 
um so neue Risiken zu vermeiden.
Die folgenden Artikel 5 bis 8 nehmen Bezug auf Artikel 3 Wasserbaugesetz 
und umschreiben und präzisieren die verschiedenen Arten von 
Massnahmen, die dazu dienen, das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. 
Ihre Wirkung ist vielfältig: Während Schutzbauten die Gefahr vermindern, 
begrenzen raumplanerische Massnahmen das Schadenpotenzial und der 
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Gewässerunterhalt die Gefahr. Organisatorische Massnahmen vor und 
während eines Ereignisses dämmen dessen Ausmass ein. Es gilt, die 
Massnahmen gleichwertig zu prüfen und opti-mal zu kombinieren.

Begründung Zu Buchstabe a: Den Kantonen muss in Bezug auf die Notwendigkeit und 
den Detaillierungsgrad der Erhebung des Zustands der Gewässer und ihre 
Veränderung ein Ermessenspielraum zugestanden werden. Der Aufwand 
für die Erhebungen bei allen Gewässern wäre nicht verhältnismässig.

Zu Buchstabe d: Anpassungsvorschlag dient dem besseren Verständnis 
und erfolgt analog zur Erläuterung des Buchstabens f.

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt und auf den 
«Raumbedarf der Gewässer» verzichtet. Letzteres deshalb, weil dies in den 
Aufgabenbereich der Gewässerschutzgesetzgebung gehört. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung zu berücksichtigen 
und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. Es gilt, neue 
untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, untragbare 
Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im Einleitungssatz von 
Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an und ergänzt ihn um 
die in den Gefahrengebieten bestehenden und künftigen Risiken. Für die 
Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in der Raumplanung bedeutet 
dies, dass neben der Gefahr auch das Schadenpotenzial berück-sichtigt 
wird. Die massgebenden Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung 
der Risiken sind der kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. 
Im Richtplan sind unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren aufzuzeigen. Dazu gehört auch, dass Prinzipen und 
Verfahren ausgewiesen werden wie beispielsweise die Grundsätze der 
Raum-planung im Umgang mit Naturgefahren , die Organisation, 
Koordination und Zuständigkeiten oder die Aufträge an die Gemeinden. Im 
Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der 
Gefahrengebiete, wie beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen 
im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in 
Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die Vorschriften 
beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark gefährdeten 
Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen Gefahren-
karten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder Restgefährdung 
(gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen Gefahrenkarten) 
begrenzt und reduziert werden müssen. Zu den weiteren 
Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu berück-sichtigen 
sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder Sondernutzungspläne auf 
kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
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Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 
erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und, wo notwendig, 
raumplanerisch ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche 
Freihalteräume sind beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete 
oder Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen 
haben Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Die Festlegung von Freihalteräumen ist als mögliche raumplanerische 
Massnahme zu betrachten, die dann angezeigt ist, falls insbesondere die 
raumplanerischen Massnahmen nach Art. 5 Abs. 1 nicht ausreichen und 
geeignete Räume für diesen Massnahmentyp vorliegen.

Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 4.2.4 Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel wird neu eingeführt, um die ingenieurbiologischen und 
technischen Massnahmen in ähnlicher Ausführlichkeit wie die anderen 
Massnahmen zu beschreiben. Inhaltlich bildet der Artikel jedoch die gängige 
Praxis ab. Als neue Aufgabe wird formuliert, dass die bestehenden 
Bauwerke auf ihre Systemsicherheit zu prüfen sind.
Absatz 1 beschreibt die Wirkung und Funktion von technischen 
Massnahmen. Schutzbauten und -anlagen sollen in dafür geeigneten 
Flächen das Hochwasser möglichst zurückhalten. Wo nötig werden 
Hochwasser durch Siedlungsgebiete durchgeleitet oder in dafür vorgesehe-
ne Räume umgeleitet. Bestehende Geländeaufschüttungen, 
Terrainveränderungen, perma-nente Freihaltung in Stauseen oder 
abgesenkte Strassen können für diesen Zweck ebenfalls eingesetzt werden. 
Technische Massnahmen sind so zu bauen und zu unterhalten, dass sie 
über eine möglichst lange Zeit funktionstüchtig sind. 
Absatz 2 beschreibt einen wichtigen Aspekt, der bei der Planung und beim 
Bau von techni-schen Massnahmen beachtet werden soll: das robuste 
Bauen. Die Bauwerke werden auf ein bestimmtes Ereignis 
(Wahrscheinlichkeit und Intensität des Gefahrenprozesses) ausgelegt und 
verhalten sich dann robust, wenn das Überlasten der Schutzbaute nicht zu 
unkontrollier-tem Versagen mit sprunghaft ansteigenden Schäden führt und 
die vorgesehene Wirkung auch bei einer Überlastung erhalten bleibt. Kann 
ein robustes Verhalten nicht erreicht werden, sind allenfalls weitere 
Massnahmen zu ergreifen und die verbleibenden Risiken sind zu tra-gen. 
Zudem verpflichtet Absatz 2 die Kantone dazu, bestehende risikorelevante 
Schutzbauten und -anlagen daraufhin zu prüfen, wie sie bei einer extremen 
Belastung (Überlastung) reagieren. Dabei sind verschieden Szenarien, 
Prozesswechsel, Prozessverkettungen und kombinierte Ereig-nisse 
einzubeziehen. Weiter müssen die Kantone die Systemsicherheit 
untersuchen, das heisst prüfen, wo die Wirkungsgrenze des 
Schutzkonzeptes – also der Kombination ver-schiedener Massnahmen – 
liegt. Auf Basis der Über-prüfung und Bewertung der Bauwerke und ihrer 
Funktionstüchtigkeit wird der Handlungsbedarf bestimmt und die not-
wendigen An-passungen für ein robustes Verhalten sind vorzunehmen.
Absatz 3: Technische Massnahmen müssen möglichst naturnah gestaltet 
werden. Dabei sind soweit möglich natürliche Baustoffe einzusetzen und die 
Schutzwirkung der Vegetation durch optimale Auswahl und Anordnung wie 
lebende Buhnen, Erosionsschutz durch Weiden etc. zu verwenden. Dies 
trägt dazu bei, dass die natürlichen Funktionen erhalten oder wiederherge-
stellt und damit die Bauwerke gut in die Landschaft eingefügt werden. 
Absatz 4 verlangt von den Kantonen, dass sie entschädigungsberechtigte 
Entlastungsräume festlegen. Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume 
sind Räume, in die Hochwasser im Zusammenhang mit technischen 
Massnahmen bewusst ein- und durchgeleitet werden. Vo-raussetzung für 
entschädigungsberechtigte Entlastungsräume ist somit, dass Entlastungs-
räume mit dem Zweck, andere Gebiete zu schützen, häufiger oder 
intensiver belastet und im Rahmen eines Projektes realisiert werden. Der 
Bund subventioniert den finanziellen Aus-gleich der in diesen Räumen 
auftretenden Schäden (Art. 6 Abs. 3 Bst. e Wasserbaugesetz in Verbindung 
mit Art. 10 Abs. 1 Bst. f WBV). In raumplanerischer Hinsicht sind 
Entlastungs-räume als Freihalteräume gemäss Artikel 5 Absatz 2 
auszuscheiden.

Begründung Die Überprüfung der Überlastbarkeit und Systemsicherheit ist auf diejenigen 
Schutzbauten und -anlagen einzugrenzen, welche in Bezug auf den 
Hochwasserschutz bedeutend sind. Den Kantonen ist diesbezüglich ein 
Ermessenspielraum zu gewähren. Der Aufwand für die Überprüfung aller 
Schutz-bauten und -anlagen wäre aus unserer Sicht nicht verhältnismässig.

Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 4.3 3.Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen / 1. Abschnitt: 
Voraussetzungen / 4.3.1 Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen an 
Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2. Abschnitt: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen 4.3.2 Art. 10 
Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen der 
Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In diesem Artikel werden die Abgeltungen, die der Bund an Grundlagen und 
Massnahmen leistet, abgegrenzt. 
Absatz 1 ergänzt Artikel 6 Wasserbaugesetz und führt auf, welche 
Grundlagen und Mass-nahmen abgeltungsberechtigt sind. Die 
Massnahmen sind in Artikel 5 bis 8 WBV umfassend beschrieben.
Buchstabe a: Die Erarbeitung von Grundlagen durch die Kantone orientiert 
sich an Artikel 4 WBV und umfasst u. a. die Erhebung der Gewässer, 
Ereignis- und Schutzbautenkataster, Gefahrenbeurteilungen sowie 
Ereignisdokumentationen und -analysen. Neu werden die Kan-tone 
verpflichtet, nebst den Gefahren auch Risiken periodisch zu erfassen und 
zu bewerten, indem sie kantonale Risikoübersichten und Gesamtplanungen 
erarbeiten.
Buchstabe b: Bei raumplanerischen Massnahmen unterstützt der Bund 
diejenigen erforderli-chen Abklärungen zur Risikobegrenzung und -
entwicklung, welche vor der raumplanerischen Umsetzung getätigt werden. 
Der Bund unterstützt – wie bis anhin – die Verlegung von Bauten und 
Anlagen. Nach dem Grundsatz, dass alle Massnahmenarten gleichwertig 
abgegolten werden, werden alle Kosten der Verlegung abgegolten. Diese 
umfassen insbesondere die Entschädigung für das bisherige Gebäude zum 
Neuwert, den Abbruch des Gebäudes und den Rückbau der 
Erschliessungen und des Terrains. Bei Aufgabe der Nutzung werden der 
Verkehrswert, der Abbruch und der Rückbau abgegolten. Bei Auszonungen 
von noch nicht bebauten Grundstücken beteiligt sich der Bund an den 
geschuldeten Entschädigungen zum Beispiel für bereits realisierte 
Erschliessungen. Bei Verlegungen werden am Ersatzstandort insbesondere 
die Kosten für Planung, Vermarkung, Landerwerb, etc. sowie der 
Verkehrswert einer neuen Parzelle an vergleichbarer Lage in der Region 
und von vergleichbarer Grösse abgegolten. Von dieser Abgeltung 
abgezogen werden insbesondere allfällige Versicherungs-leistungen infolge 
Gebäudeschäden, der Wert des bisherigen Grundstückes und eine allfälli-
ge Restnutzung sowie die Mehrwertabschöpfung des Kantons resp. der 
Gemeinde bei Neu-einzonungen. 
Buchstabe c: Der Bund beteiligt sich bei den organisatorischen 
Massnahmen an örtlich fest-gelegte technische Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze. Die Notwendigkeit von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze muss sich aus der Einsatzplanung ergeben. Allgemeines 
Material oder die Ausrüstung der Einsatzkräfte sind darin nicht enthalten. 
Der Bund beteiligt sich an den Kosten für die Erstellung der 
Einsatzplanungen. Bei Warneinrichtungen beteiligt sich der Bund an deren 
Aufbau und Unterhalt. In der Regel sind solche Warneinrichtungen 
Bestandteil eines Hochwasserschutzprojektes. Damit die Instrumente der 
Optimierung der Warnung und Alarmierung vor Naturgefahren in der 
Schweiz in Wert gesetzt werden können, unterstützt der Bund den Einbezug 
der lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater in die Führungsstäbe 
(siehe auch Erläuterungen zu Art. 6). Damit lokale 
Naturgefahrenberaterinnen und -berater diese Aufgabe wahrnehmen 
können, werden sie von den Kantonen in Kursen ausgebildet. Der Bund 
entwickelt die Kursunterlagen auf Deutsch und Französisch und stellt diese 
den Kantonen zur Verfügung. Subventioniert werden die Ausbildungszeit 
der lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater, die Anpassung der 
Kursunterlagen auf den lokalen Kontext und die Kosten für die 
Durchführung der Kurse. Organisieren die Kantone Kurse für Führungs- und 
Einsatzkräfte, so werden hier nur die Auslagen wie Raummieten oder 
Honora-re der Referierenden unterstützt.
Buchstabe d entspricht der gesetzlichen Bestimmung (Art. 6, Abs. 3, Bst. d 
Wasserbauge-setz (WBG)). Der Unterhalt beinhaltet sowohl den 
periodischen wie auch den regelmässigen Unterhalt. Mit der Ergänzung 
«Rückbau» von Schutzbauten und -anlagen wird auf die Mög-lichkeit 
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hingewiesen, Verbauungen zu entfernen oder gezielt aufzulassen. Allfällige 
Kosten werden abgegolten.
Buchstabe e: Abgeltungsberechtigt sind auch die Unterhaltstätigkeiten, 
welche neben dem Erhalt der Schutzbauten erforderlich sind. Dazu 
gehören, dass Uferböschungen mit Pflan-zungen stabilisiert werden, damit 
sie nicht erodieren. Ufergehölz wird soweit zurückgeschnit-ten, dass es den 
erforderlichen Abfluss nicht behindert oder die Uferstabilisierung gewährleis-
tet ist. Abflussprofile und Rückhalteräume wie Geschiebesammler werden 
bei Auflandungen geleert. Dieses Geschiebe wird soweit möglich ins 
Gewässer zurückgegeben. 
Buchstabe f: Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume sind Teil einer 
optimalen Mass-nahmenkombination und beruhen auf einer Vereinbarung 
mit der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer. Kommt es in 
diesen Gebieten zu Schäden durch ein Hochwasser, so beteiligt sich der 
Bund an den Entschädigungen für Ertragsausfälle (basierend auf einer 
Schadensschätzung) sowie an den Kosten für Räumungsarbeiten, 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes und am Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen.
Buchstabe g: Eine Vorabsenkung von Speicherseen als Teil des 
Hochwassermanagements kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
Ereignisses zu Ertragsausfällen bei der Ener-gieproduktion führen, wenn 
der Wasserstand durch das Ereignis nicht wieder ausgeglichen wird. Diese 
Ertragsausfälle werden abgegolten. Nebst Energie- und Wasserverlusten 
durch ereignisbasierter Vorabsenkung oder permanentem Mitnutzen von 
Stauseen, können auch weitere Ertragsausfälle an Erlösmärkten entstehen. 
So ist denkbar, dass die Möglichkeit der Stauseebetreibenden, 
Systemdienstleistungen anzubieten, eingeschränkt wird. Erlöseinbus-sen 
dieser Art werden entsprechend abgegolten.
Buchstabe h: Der Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken erfordert 
eine Vielzahl von Grundlagen und Massnahmen. Entsprechen solche nicht 
den Abgeltungstatbeständen nach Buchstaben a bis g, sind für die 
Umsetzung des integralen Risikomanagements aber erfor-derlich und 
haben eine optimale Wirkung, können sie gemäss Buchstabe h abgegolten 
wer-den. 
In Absatz 2 sind zur Abgrenzung der Abgeltungen diejenigen Massnahmen 
aufgeführt, an die der Bund keine Abgeltungen gewährt.
Buchstabe a und b entsprechen dem geltenden Recht (Art. 2 Abs. 5, Bst. a 
und b alt WBV).
Buchstabe c weist darauf hin, dass die eigentlichen «Massnahmen der 
Raumplanung» (2. Titel des Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700)) nicht 
abgegolten werden. Damit sind die Verfahren wie Änderung der Richt- und 
Nutzungsplanung gemeint, bei denen z. B. die Gefah-ren- und 
Risikogrundlagen in die Raumplanungsinstrumente übertragen, 
vernehmlasst und genehmigt werden (siehe auch Ausführungen zu Art. 5 
WBV).
Buchstabe d: Bei Warneinrichtungen wird der Aufbau und Unterhalt 
finanziert, nicht aber der Betrieb. Die Aufwendungen der Führungs- und 
Einsatzkräfte, die zu ihrem Auftrag für den Bevölkerungsschutz gehören, 
werden nicht mitfinanziert. Das ist beispielsweise die allgemei-ne 
Ausrüstung der Feuerwehr.
Buchstabe e: Im Siedlungsgebiet ergreift die Siedlungsentwässerung 
Massnahmen, um das anfallende Niederschlagswasser zurückzubehalten 
oder an Ort versickern zu lassen. Die Grundsätze sind in einer Richtlinie 
des Verbandes Schweizer Abwasser- und Gewässer-schutzfachleute (VSA) 
festgehalten. Diese Massnahmen tragen ebenfalls dazu bei, die Schäden 
durch den Oberflächenabfluss zu vermindern, werden aber nicht durch den 
Hoch-wasserschutzkredit finanziert. Massnahmen, die über die Aufgaben 
der Siedlungsentwässe-rung hinausgehen und dem Hochwasserschutz 
dienen, können anteilmässig subventioniert werden (Bemerkung: 
Abgrenzung zwischen Aufgaben der Siedlungsentwässerung und dem 
Hochwasserschutz ist unklar und soll genauer erläutert werden).
Buchstabe f: Nicht abgegolten wird die Erarbeitung von kantonalen 
Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien, da sich diese Instrumente primär an der 
kantonalen Rechtsgrundlage orientieren.

Begründung Die Abgrenzung zwischen nicht subventionsberechtigtem 
Siedlungswasserbau und subventionsberechtigten Massnahmen die 
darüber hinausgehen, ist in Bezug auf den Schutz vor Oberflächenabfluss 
unklar und soll genauer erläutert werden.
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Titel 4.3.3 Art. 11 Anrechenbare Kosten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Abschnitt: Rechtsform der Bundesbeiträge / 4.3.4 Art. 12 Gewährung der 
Abgeltungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4. Abschnitt: Verfahren bei der Gewährung globaler Abgeltungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5. Abschnitt: Verfahren bei der Gewährung von Abgeltungen im Einzelfall

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6. Abschnitt: Verfahren bei Finanzhilfen 4.3.5 Artikel 22 und 23

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4 4. Kapitel: Aufsicht des Bundes

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4.1 Art. 24 Stellungnahmen zu Massnahmen des Hochwasserschutzes

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4.2 Art. 25 Unterlagen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4.3 Art. 26 Stellungnahmen zu anderen Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 4.4.4 Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4.5 Art. 28 Geoinformation

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 5. Kapitel: Vollzug 1. Abschnitt: Vollzug durch den Bund 4.5.1 Art. 29 
Grundlagenbeschaffung durch den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2. Abschnitt: Vollzug durch die Kantone 4.5.2 Art. 30 Vollzug durch die 
Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.6 6. Kapitel: Schlussbestimmungen 4.6.1 Art. 31 Aufhebung des 
bisherigen Rechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.6.3 Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1 Gewässerschutzverordnung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.1 Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen 
Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 5.1.2 Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.3 Art. 58 Anrechenbare Kosten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2 Waldverordnung 3. Kapitel Schutz vor Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.1 Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.2 Art. 16 Grundlagen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.3 Art. 17 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.4 Art. 17a Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.5 Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.6 Art. 38a Anrechenbare Kosten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 5.2.7 Art. 39 Schutz vor Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.8 Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3 Geoinformationsverordnung (GeoIV; SR 510.620)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.4 Gebührenverordnung BAFU (GebV-BAFU; SR 814.014)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6 Auswirkungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.2 Auswirkungen auf die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat ist mit den geplanten Änderungen der VeVA 
einverstanden; diese stellen eine Anpassung an die heutigen Bedürfnisse 
und die gängige Praxis im Vollzug dar.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Anpassungen an die Vollzugspraxis sind grundsätzlich nachvollziehbar 
und werden vom Regierungsrat grundsätzlich begrüsst. Abgelehnt wird 
jedoch die Anforderung, dass die Kehrichtverbrennungsanlagen im Rahmen 
ihrer Notfallplanung eine Lagerkapazität für Kehricht von sechs Monaten 
vorhalten müssen. Dies wird als unverhältnismässig erachtet. Zur Lagerung 
von Kehricht wird ein befestigter Platz mit entsprechender 
Platzentwässerung verlangt. Dies bedeutet – wenn solche Plätze nicht 
bereits bestehen und umgenutzt werden können – eine zusätzliche 
Versiegelung von Böden mit hohen Kosten.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens 3 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft 5 Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von 6 Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVAs organisiert werde (s. Gegenvorschlag Art. 4 Abs. 
1). Die Probleme in so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in 
Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6
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Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen / 4.1 Notfallplanung für 
KVA (Art. 4 Abs. 1 Bst g und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) / 4.1.1 Kantonale 
Abfallplanung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g) und Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen bei Betriebsunterbruch (Art. 32 Abs. 2 Bst. i)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Artikel 4 VVEA beinhaltet die Aufgaben der Abfallplanung der Kantone. Neu 
sollen mit Buch-stabe g die Kantone verpflichtet werden, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Entsorgungs-sicherheit bei längeren 
Betriebsunterbrüchen bei KVA zu planen, die beispielsweise durch Havarien 
oder Versorgungsausfall von notwendigen Betriebsmitteln verursacht 
werden. Ein entsprechender Artikel war bereits in der Vorgängerverordnung 
der VVEA enthalten (Art. 16 Abs. 2 Bst. k TVA). Der vorliegende Artikel 
enthält zusätzlich die Verpflichtung zur Planung der Entsorgung oder 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 3 Monaten durch 
die Inhaber von Abfallanlagen und die Kantone. Die Zwischenlagerung lässt 
sich nur von den Kantonen in enger Zusammenarbeit mit den Betreibern der 
KVA sicherstellen. Die hierfür notwendigen Massnahmen sind deshalb im 
Vorfeld durch die Kantone zu koordinieren. Die anfallenden Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen. Die Massnahmen 
können beispielsweise überregionale Vereinbarun-gen zur Weiterleitung an 
andere KVA, Abklärungen potentieller Orte für Zwischenlager etc. 
beinhalten.
Der Einbezug der KVA-Notfallplanung in die kantonale Abfallplanung 
bedeutet für die Kantone einen zusätzlichen administrativen Aufwand. Da 
manche Kantone bereits über detaillierte Notfallpläne verfügen, kann der 
Aufwand durch einen diesbezüglichen Informationsaustausch verringert 
werden. Für die KVA beinhaltet die Verpflichtung für Zwischenlager sowohl 
einen administrativen Zusatzaufwand als auch allfälligen Investitionsbedarf 
für Lagerinfrastruktur wie Lagerraum, Ballenpresse etc. Hier bietet sich eine 
Zusammenarbeit für ein koordiniertes Vorgehen mit anderen Anlagen an, 
damit die Kapazitäten für die Zwischenlagerung nicht zwingend in der 
eigenen Anlage geschaffen werden müssen, sondern zentral gemeinsam 
für mehrere Anlagen sichergestellt werden können.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft 5 Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von 6 Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat erachtet eine Revision der VBBo grundsätzlich als 
notwendig und dringend. Ziel muss es sein, den biologischen Bodenschutz 
zu stärken und die seit längerem notwendige Harmonisierung des 
Bodenschutzrechts (VBBo, AltlV und VVEA) umzusetzen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7
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Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion sowie unerwünschten Verlusts von organischer Bodensubstanz;

Begründung Die organische Bodensubstanz ist eine unverzichtbare Komponente für die 
langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und 
die Erstellung von Hinweiskarten durch die Kantone nötig sind, und berät 
die Kantone.

Begründung Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzunehmen
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Anhänge 1 und 2 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat unterstützt die Anpassung der AltV. Durch die 
sachgerechte Anpassung der Konzentrationswerte kann die Umwelt und die 
menschliche Gesundheit besser geschützt resp. die Altlastenbearbeitung 
effizienter abgewickelt werden. Allerdings kann die Senkung des 
Konzentrationswertes von Arsen zu Problemen auf Deponiestandorten 
führen. Deutlich erhöhte Belastungen durch geogenes Arsen sind in den 
Alpen und im Jura bekannt. Aber auch in den weiteren Gebieten der 
Schweiz können erhöhte Vorkommen von geogenem Arsen nicht 
ausgeschlossen werden. Geogen belastetes Arsen kann unter Umständen 
durch Niederschlag ausgewaschen werden.

Antrag: Für die Behandlung resp. Ablagerung von Material mit geogen 
erhöhten Arsenwerten ist eine Lösung zu erarbeiten.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1 der Altlasten-Verordnung vom 26. August 1998 wird gemäss 
Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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Herisau, 5. September 2024 

 

Eidg. Vernehmlassung; Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025; Stellungnahme des Regie-
rungsrates von Appenzell Ausserrhoden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 unterbreitete das Eidg. Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation das Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 bis zum 16. September 2024 zur Vernehmlassung.  
 
Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 
 
1. Altlasten-Verordnung 
 
Der Regierungsrat unterstützt die Anpassung der AltV. Durch die sachgerechte Anpassung der Konzentrati-
onswerte kann die Umwelt und die menschliche Gesundheit besser geschützt resp. die Altlastenbearbeitung 
effizienter abgewickelt werden. Allerdings kann die Senkung des Konzentrationswertes von Arsen zu Proble-
men auf Deponiestandorten führen. Deutlich erhöhte Belastungen durch geogenes Arsen sind in den Alpen 
und im Jura bekannt. Aber auch in den weiteren Gebieten der Schweiz können erhöhte Vorkommen von geo-
genem Arsen nicht ausgeschlossen werden. Geogen belastetes Arsen kann unter Umständen durch Nieder-
schlag ausgewaschen werden. 
 
Antrag: 
Für die Behandlung resp. Ablagerung von Material mit geogen erhöhten Arsenwerten ist eine Lösung zu erar-
beiten. 
 
2. Verordnung über Belastungen des Bodens 
 
Der Regierungsrat erachtet eine Revision der VBBo grundsätzlich als notwendig und dringend. Ziel muss es 
sein, den biologischen Bodenschutz zu stärken und die seit längerem notwendige Harmonisierung des Boden-
schutzrechts (VBBo, AltlV und VVEA) umzusetzen. 
 

Eidg. Departement für Umwelt,  
Verkehr, Energie und Kommunikation 
3003 Bern 
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Anträge: 
Art. 1 Bst b 
Der Artikel ist wie folgt anzupassen: "Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verord-
nung: b. die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -erosion sowie unerwünschten 
Verlusts von organischer Bodensubstanz;" 
Begründung: Die organische Bodensubstanz ist eine unverzichtbare Komponente für die langfristige Erhaltung 
der Bodenfruchtbarkeit.  
 
Art. 4 Abs. 3 
Der Artikel ist wie folgt zu ergänzen "Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung 
der fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und die Erstellung von Hinweiskarten 
durch die Kantone nötig sind und berät die Kantone." 
Begründung: Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzunehmen. 
 
3. Verordnung über den Verkehr mit Abfällen 
 
Der Regierungsrat ist mit den geplanten Änderungen der VeVA einverstanden; diese stellen eine Anpassung 
an die heutigen Bedürfnisse und die gängige Praxis im Vollzug dar.  
 
4. Abfallverordnung 
 
Die Anpassungen an die Vollzugspraxis sind grundsätzlich nachvollziehbar und werden vom Regierungsrat 
grundsätzlich begrüsst. Abgelehnt wird jedoch die Anforderung, dass die Kehrichtverbrennungsanlagen im 
Rahmen ihrer Notfallplanung eine Lagerkapazität für Kehricht von sechs Monaten vorhalten müssen. Dies wird 
als unverhältnismässig erachtet. Zur Lagerung von Kehricht wird ein befestigter Platz mit entsprechender Plat-
zentwässerung verlangt. Dies bedeutet – wenn solche Plätze nicht bereits bestehen und umgenutzt werden 
können – eine zusätzliche Versiegelung von Böden mit hohen Kosten. 
 
Antrag: 
Die verlangte Lagerkapazität für Kehricht ist auf maximal drei Monate zu reduzieren. 
 
5. Wasserbauverordnung 
 
Der Regierungsrat begrüsst die Umsetzung des integralen Risikomanagements im Umgang mit Naturgefahren 
in der Verordnung über den Wasserbau und anerkennt den Bedarf einer Totalrevision. Vor dem Hintergrund, 
dass beim integralen Risikomanagement alle Arten von Massnahmen betrachtet und schlussendlich die geeig-
neten realisiert werden sollen, erscheint die Vernehmlassungsversion insbesondere in Kapitel 2 (Grundlagen-
beschaffung und Massnahmen) teilweise zu konkret sowie zu umfangreich und absolut. Den Kantonen soll im 
Umgang mit Naturgefahren weiterhin ein sinnvoller Handlungsspielraum gewährt werden. 
 
Anträge: 
Art. 5 Abs. 2 
Der Artikel ist wie folgt anzupassen: "Die Kantone legen, soweit notwendig, in der Richt- und Nutzungsplanung 
Freihalteräume fest, in welchen sich Hochwasser ereignen können, um so andere Gebiete zu schützen. In den 
Freihalteräumen ist das Risiko durch die Art der Nutzung zu begrenzen." 
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Begründung: Die Festlegung von Freihalteräumen ist als mögliche raumplanerische Massnahme zu betrach-
ten, die dann angezeigt ist, falls insbesondere die raumplanerischen Massnahmen nach Art. 5 Abs. 1 nicht 
ausreichen und geeignete Räume für diesen Massnahmentyp vorliegen. 
 
Art. 7 Abs. 2 
Der Artikel ist wie folgt anzupassen: "Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen robust. Bestehende risikore-
levante Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen 
sie bei Bedarf an." 
Begründung: Die Überprüfung der Überlastbarkeit und Systemsicherheit ist auf diejenigen Schutzbauten 
und -anlagen einzugrenzen, welche in Bezug auf den Hochwasserschutz bedeutend sind. Den Kantonen ist 
diesbezüglich ein Ermessenspielraum zu gewähren. Der Aufwand für die Überprüfung aller Schutzbauten 
und -anlagen wäre aus Sicht des Regierungsrates unverhältnismässig. 
 
Die weiteren Ausführungen entnehmen Sie bitte den ausgefüllten Rückmeldeformularen. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Im Auftrag des Regierungsrates 
    

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber  
 

 

 

Beilagen: Rückmeldeformulare 
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Staatskanzlei des Kantons Graubünden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich begrüssen wir die Harmonisierung der Waldverordnung im 
Be-reich Naturgefahren mit der WBV.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Gemäss Vollzugshilfe "Schutz vor Massenbewegungsgefahren" (BAFU 
2016) werden vier Stufen der Überwachung unterschieden (Messsystem, 
Beobachtungs- oder Monitoringsystem, Warnsystem, Alarmsystem). 
Anstelle des Be-griffs "Warneinrichtungen" sollte deshalb der generelle 
Überbegriff "Überwachungssysteme" Anwendung finden.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung "Notfalleinsätze" ist falsch getrennt. 

Überbegriff "Überwachungssysteme" anstelle "Warneinrichtungen" 
verwenden.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 10 Abs. 2 lit. d:

Der Begriff "Betrieb" ist unklar, aktuell wird er weder in der vorliegenden 
Verordnung noch im erläuternden Bericht oder im Handbuch zur 
Programmvereinbarung 2025 – 2028 geklärt. 
Bei einer strengen Auslegung dieser Formulierung wären beispielsweise die 
Kosten für ein autarkes Alarmsystem (z. B. mit PV-Energieversorgung) 
durch den Bund praktisch vollumfänglich beitragsberechtigt. Bereits bei 
einem Warnsystem wären aber ein bedeutender Teil der für den Betrieb des 
Überwachungssystems erforderlichen Aufwendungen nicht 
beitragsberechtigt (z. B. Auswertung und Interpretation von Messdaten 
durch eine Fachperson, vgl. Aufwendungen der CSD beim 
Überwachungssystem Brienz). Dies könnte Bauherrschaften dazu verleiten, 
bei der Evaluation von Überwachungssystemen vermehrt auf 
vollautomatische und energieautarke Alarmsysteme zu setzen. Diesen 
Fehlanreiz gilt es zu korrigieren, indem entweder in der Verordnung, 
mindestens aber in den Erläuterungen präzisiert wird, was unter Betrieb zu 
verstehen ist, respektive welche Aufwendungen (z. B. Datenerhebung, -
auswertung und -interpretation) beitragsberechtigt sind.
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Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 17a Abs. 1 lit. c:
Anstelle von Warneinrichtungen soll ebenfalls der Begriff 
"Überwachungssysteme" verwendet werden.

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 17b Abs. 1 lit. a:
"Neu" wird die Schaffung von Wald mit Schutzfunktion einschliesslich der 
entsprechenden Jungwaldpflege und die Ausscheidung von Schutzwald 
aufgeführt. Im Vollzug durch den Kanton stellt sich die Frage, ob und wie 
die Schaffung von Schutzwald durch den Bund mit Subventionen unterstützt 
werden kann (vgl. Schutz vor Naturereignissen, Beitrag an die Kosten der 
Massnahmen gemäss Art. 39 Abs. 3 WaV neu), da die Beiträge an die 
Schutz-waldpflege gemäss Art. 37 WaG namentlich nur die "Pflege" des 
Schutzwaldes und nicht die Begründung von Wald umfasst.

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 39 Abs. 6 lit. d:
Vgl. Bemerkungen zu Art. 10 Abs. 2 lit. d WBV: Der Begriff "Betrieb" ist 
unklar und der entsprechende Fehlanreiz ist zu korrigieren, indem entweder 
in der Verordnung, mindestens aber in den Erläuterungen präzisiert wird, 
was unter Betrieb zu verstehen ist, respektive welche Aufwendungen (z. B. 
Datenerhebung, -auswertung und -interpretation) beitragsberechtigt sind.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Bei den geplanten Änderungen in der VVEA wird lediglich beim Thema 
«KVA-Notfallplanung» ein gewisser Anpassungsbedarf gesehen. Die 
übrigen Änderungen werden begrüsst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den Inhaberinnen und Inhabern von Verbrennungsanlagen für 
Siedlungsabfälle für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für 
mindestens drei Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Gemäss dem neuen Art. 4 Abs. 1 lit. g VVEA müssen die Kantone sowie die 
Betreiber von Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) bei einem 
Betriebsunterbruch einer KVA gewährleisten können, dass die 
Siedlungsabfälle für mindestens sechs Monate zwischengelagert werden 
können. Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche 
Siedlungsabfälle für den Zeitraum von mindestens sechs Monaten 
übersteigt die Kapazitäten der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen 
betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung 
bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung 
gestellt werden können. Daher soll die minimale Lagerdauer von sechs auf 
drei Monate reduziert werden. 
Beim wahrscheinlichsten Notfallszenario, wonach Schweizer KVAs nicht 
mehr über ausreichend Betriebsmittel verfügen, würde im Zusammenhang 
mit dem neuen Art. 32 Abs. 2 lit. h VVEA (Bereitstellung seitens KVA von 
Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) eine geordnete 
Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten sichergestellt sein, was aus 
unserer Sicht ausreichend ist. Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in 
der Arbeitsgruppe «Betriebsmittelknappheit» von den Kantonen in Frage 
gestellt bzw. abgelehnt.

Art. 4 (Abfallplanung)
Hinweis: grundsätzlich keine Entsorgung und Zwischenlagerung im Wald 
insbesondere aufgrund fehlender Zonenkonformität und zur Vermeidung 
umweltgefährdender Stoffe im Wald (vgl. u. a. Art. 25 KWaV).
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Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Betreffend den neuen Art. 32 Abs. 2 lit. h VVEA sind wir der Auffassung, 
dass der Zustand zu definieren ist, für dessen Aufrechterhaltung der 
Betriebsmittevorrat reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den 
bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 

Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den Inhaberinnen oder Inhabern von Anlagen zur 
thermischen Behandlung von Siedlungsabfällen 
(Kehrichtverbrennungsanlagen) organisiert werden. Die bei den 
angesprochenen Notfällen entstehenden Probleme lassen sich nur 
koordiniert zwischen den Kantonen und den Inhaberinnen resp. Inhabern 
von KVA lösen. Entsprechend wurde bereits eine Anpassung des neuen 
Art. 4 Abs. 1 lit. g VVEA beantragt, welcher eine Zusammenarbeit zwischen 
den Inhaberinnen resp. Inhabern der KVA und den Kantonen vorsieht. Die 
neu in Art. 32 Abs. 2 lit. i VVEA vorgesehene Verpflichtung der einzelnen 
Inhaberinnen resp. Inhabern von KVA zur Sicherstellung von Kapazitäten 
für die Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen kann folglich gestrichen 
wer-den.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Mit den geplanten Änderungen in der VBBo soll der biologische 
Bodenschutz gestärkt und auf die langjährigen Anliegen der Kantone zur 
Harmonisierung der bodenrelevanten Verordnungen (VBBo, AltlV und 
VVEA) reagiert werden. Die vorgeschlagenen Anpassungen erreichen die 
Harmonisierung jedoch nur teilweise und schaffen zudem neue 
Widersprüche. Ausführungen zu voll-zugstechnischen Schwierigkeiten 
werden im Erläuternden Bericht nicht auf-geführt. Wir beantragen deshalb 
die nachfolgenden Anpassungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens über den 
Richtwerten bestehen, so erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber 
Karten und veröffentlichen diese.

Begründung Eventualantrag:
Sollte die Veröffentlichung der Hinweiskarten auf dem Verordnungsweg 
nicht möglich sein, so ist hierfür eine gesetzliche Grundlage im 
Umweltschutzgesetz zu schaffen.

Gemäss dem Erläuternden Bericht sind entsprechend dem 
Belastungsniveau differenzierte Hinweiskarten erforderlich. Für räumliche 
Prognosen von wahrscheinlichen Überschreitungen der Prüfwerte bestehen 
bisher allerdings keine verlässlichen Methoden. Solche Methoden müssten 
durch das BAFU erarbeitet und bereitgestellt werden. Die Veröffentlichung 
der Hinweiskarten ist für einen praktischen Vollzug hilfreich und hinsichtlich 
der Umweltinformation gegenüber der Öffentlichkeit angezeigt. Eine 
Hinweiskarte enthält definitionsgemäss Angaben über Lage und 
Ausdehnung einer spezifischen Bodenbelastung, weshalb der letzte Satz 
des neuen Art. 4 Abs. 1 VBBo über die Mindestinhalte der Hinweiskarte 
überflüssig ist und gestrichen werden kann.

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir beantragen: Die neuen Prüf- und Sanierungswerte für Quecksilber sind 
nicht einzuführen.

Grundsätzlich begrüssen wir die Aufnahme von Prüf- und Sanierungswerten 
für Quecksilber in die VBBo. Die neuen Beurteilungswerte weichen jedoch 
von der Dreistufigkeit des Bodenschutzkonzepts ab. Es fehlt an einer 
ausreichenden Berücksichtigung der Auswirkungen dieser neuen 
Beurteilungswerte auf den Vollzug (erheblicher Aufwand und Kosten), die 
Nutzungsmöglichkeiten sowie auf den Bodenschutz bei mittel- und 
langfristiger Betrachtung. Diese neuen Beurteilungswerte dürften zu 
einschneidenden Nutzungsverboten bei Gärten sowie einer erheblich 
verminderten Wiederverwertung von ab-getragenem Boden führen.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Neuer Anhang 2 Ziff. 13 (Prüf- und Sanierungswerte für PCB): 

Wir beantragen: Die angepasste Definition des PCB-Gehalts in Ziffer 13 in 
Anhang 2 wird abgelehnt. PCB sind weiterhin als Summe der sieben 
Kongenere zu beurteilen bis eine Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und 
VVEA erfolgt.

Gemäss der neuen Ziffer 13 in Anhang 2 der VVEA wird die Gruppe der 
sieben bisherigen polychlorierten Bipheyle (PCB) auf sechs reduziert, da 
das PCB-118 als dl-PCB in die Gruppe der Dioxine aufgenommen wird. 
Diese Anpassung der Werte für PCB entspricht nicht den langjährigen 
Wünschen der Kantone nach einer Harmonisierung der VBBo, AltlV und 
VVEA. In der AltlV und der VVEA werden PCB ebenfalls als Summe der 6 
PCB-Kongenere ermittelt, jedoch im Hinblick auf eine 
Konzentrationswertüberschreitung zusätzlich mit dem Faktor 4,3 
multipliziert. Die VBBo sieht hingegen keine solche Multiplikation vor. Mit 
dieser Anpassung wird die Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und 
AltlV nicht beseitigt.
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Mit den Änderungen in der AltlV sollen die Konzentrationswerte einzelner 
Stoffe angepasst werden. Während die Werte für Arsen, Trichlorethen (Tri) 
und Ethylbenzol gesenkt werden, sind bei anderen Stoffen Erhöhungen 
vorgesehen. Diese Erhöhungen betreffen 1,1-Dichlorethen, Dichlormethan 
sowie sieben polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK).
Die periodische Überprüfung der Konzentrationswerte und deren 
Anpassung basierend auf den aktuellen toxikologischen Grundlagendaten 
wird begrüsst. Im Kanton Graubünden gibt es keine laufenden oder 
geplanten Sanierungen, welche aufgrund der angepassten Grenzwerte neu 
beurteilt werden müssten. 
Jedoch weist unser Kanton in diversen Gebieten geogene 
Grundbelastungen auf. Aufgrund der geplanten Senkung des 
Konzentrationswerts für Arsen rechnen wir künftig mit Mehraufwand, da in 
noch mehr Fällen abgeklärt wer-den muss, ob die Arsenbelastung 
geogenen Ursprungs ist oder auf die anthropogene Belastung am Standort 
zurückzuführen ist. Wir haben jedoch keine Einwände gegen die Senkung 
resp. Erhöhung der einzelnen Konzentrationswerte.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 
Vernehmlassung 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für die uns eingeräumte Möglichkeit zur Vernehmlassung in vorbezeichneter Angele-

genheit danken wir Ihnen. 

Zu den einzelnen Vorlagen äussern wir uns wie folgt: 

1. Altlastenverordnung (AltlV) 

Mit den Änderungen in der AltlV sollen die Konzentrationswerte einzelner Stoffe 

angepasst werden. Während die Werte für Arsen, Trichlorethen (Tri) und Ethyl-

benzol gesenkt werden, sind bei anderen Stoffen Erhöhungen vorgesehen. 

Diese Erhöhungen betreffen 1,1-Dichlorethen, Dichlormethan sowie sieben po-

lyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK). 

mailto:polg@bafu.admin.ch
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Die periodische Überprüfung der Konzentrationswerte und deren Anpassung 

basierend auf den aktuellen toxikologischen Grundlagendaten wird begrüsst. Im 

Kanton Graubünden gibt es keine laufenden oder geplanten Sanierungen, wel-

che aufgrund der angepassten Grenzwerte neu beurteilt werden müssten.  

Jedoch weist unser Kanton in diversen Gebieten geogene Grundbelastungen 

auf. Aufgrund der geplanten Senkung des Konzentrationswerts für Arsen rech-

nen wir künftig mit Mehraufwand, da in noch mehr Fällen abgeklärt werden 

muss, ob die Arsenbelastung geogenen Ursprungs ist oder auf die anthropo-

gene Belastung am Standort zurückzuführen ist. Wir haben jedoch keine Ein-

wände gegen die Senkung resp. Erhöhung der einzelnen Konzentrationswerte. 

2. Verordnung über die Belastungen des Bodens (VBBo) 

Mit den geplanten Änderungen in der VBBo soll der biologische Bodenschutz 

gestärkt und auf die langjährigen Anliegen der Kantone zur Harmonisierung der 

bodenrelevanten Verordnungen (VBBo, AltlV und VVEA) reagiert werden. Die 

vorgeschlagenen Anpassungen erreichen die Harmonisierung jedoch nur teil-

weise und schaffen zudem neue Widersprüche. Ausführungen zu vollzugstech-

nischen Schwierigkeiten werden im Erläuternden Bericht nicht aufgeführt. Wir 

beantragen deshalb die nachfolgenden Anpassungen. 

2.1  Neuer Art. 4 Abs. 1 VBBo (Hinweiskarten) 

Gemäss dem Erläuternden Bericht sind entsprechend dem Belastungsniveau 

differenzierte Hinweiskarten erforderlich. Für räumliche Prognosen von wahr-

scheinlichen Überschreitungen der Prüfwerte bestehen bisher allerdings keine 

verlässlichen Methoden. Solche Methoden müssten durch das BAFU erarbeitet 

und bereitgestellt werden. Die Veröffentlichung der Hinweiskarten ist für einen 

praktischen Vollzug hilfreich und hinsichtlich der Umweltinformation gegenüber 

der Öffentlichkeit angezeigt. Eine Hinweiskarte enthält definitionsgemäss Anga-

ben über Lage und Ausdehnung einer spezifischen Bodenbelastung, weshalb 

der letzte Satz des neuen Art. 4 Abs. 1 VBBo über die Mindestinhalte der Hin-

weiskarte überflüssig ist und gestrichen werden kann. 
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 Wir beantragen, den neuen Art. 4 Abs. 1 VBBo wie folgt zu ändern: 

Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwar-

ten, dass in bestimmten Gebieten chemische Belastungen 

des Bodens über den Richtwerten bestehen, so erstellen 

und aktualisieren die Kantone hierüber Karten und veröf-
fentlichen diese. Diese Karten enthalten mindestens Anga-

ben über Lage, Art und Ausmass der Bodenbelastungen.  

 Eventualantrag: 

Sollte die Veröffentlichung der Hinweiskarten auf dem Verordnungs-
weg nicht möglich sein, so ist hierfür eine gesetzliche Grundlage im 
Umweltschutzgesetz zu schaffen. 

2.2  Neuer Anhang 1 Ziff. 12 und Ziff. 13 (Prüf- und Sanierungswerte für 
Quecksilber) 

Grundsätzlich begrüssen wir die Aufnahme von Prüf- und Sanierungswerten für 

Quecksilber in die VBBo. Die neuen Beurteilungswerte weichen jedoch von der 

Dreistufigkeit des Bodenschutzkonzepts ab. Es fehlt an einer ausreichenden 

Berücksichtigung der Auswirkungen dieser neuen Beurteilungswerte auf den 

Vollzug (erheblicher Aufwand und Kosten), die Nutzungsmöglichkeiten sowie 

auf den Bodenschutz bei mittel- und langfristiger Betrachtung. Diese neuen Be-

urteilungswerte dürften zu einschneidenden Nutzungsverboten bei Gärten so-

wie einer erheblich verminderten Wiederverwertung von abgetragenem Boden 

führen.  

 Wir beantragen: 

Die neuen Prüf- und Sanierungswerte für Quecksilber sind nicht einzu-
führen.  

2.3  Neuer Anhang 2 Ziff. 13 (Prüf- und Sanierungswerte für PCB) 

Gemäss der neuen Ziffer 13 in Anhang 2 der VVEA wird die Gruppe der sieben 

bisherigen polychlorierten Bipheyle (PCB) auf sechs reduziert, da das PCB-118 

als dl-PCB in die Gruppe der Dioxine aufgenommen wird. Diese Anpassung der 

Werte für PCB entspricht nicht den langjährigen Wünschen der Kantone nach 
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einer Harmonisierung der VBBo, AltlV und VVEA. In der AltlV und der VVEA 

werden PCB ebenfalls als Summe der 6 PCB-Kongenere ermittelt, jedoch im 

Hinblick auf eine Konzentrationswertüberschreitung zusätzlich mit dem Faktor 

4,3 multipliziert. Die VBBo sieht hingegen keine solche Multiplikation vor. Mit 

dieser Anpassung wird die Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und AltlV 

nicht beseitigt.  

 Wir beantragen: 

Die angepasste Definition des PCB-Gehalts in Ziffer 13 in Anhang 2 
wird abgelehnt. PCB sind weiterhin als Summe der sieben Kongenere 
zu beurteilen bis eine Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und 
VVEA erfolgt. 

3. Abfallverordnung (VVEA) 

Bei den geplanten Änderungen in der VVEA wird lediglich beim Thema «KVA-

Notfallplanung» ein gewisser Anpassungsbedarf gesehen. Die übrigen Ände-

rungen werden begrüsst.  

3.1 Neuer Art. 4 Abs. 1 lit. g VVEA (Abfallplanung – Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen) 

Gemäss dem neuen Art. 4 Abs. 1 lit. g VVEA müssen die Kantone sowie die 

Betreiber von Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) bei einem Betriebsunter-

bruch einer KVA gewährleisten können, dass die Siedlungsabfälle für mindes-

tens sechs Monate zwischengelagert werden können. Die Bereitstellung eines 

Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum von mindestens 

sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und KVA. Zwischenla-

ger müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefesti-

gung bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfü-

gung gestellt werden können. Daher soll die minimale Lagerdauer von sechs 

auf drei Monate reduziert werden.  

Beim wahrscheinlichsten Notfallszenario, wonach Schweizer KVAs nicht mehr 

über ausreichend Betriebsmittel verfügen, würde im Zusammenhang mit dem 

neuen Art. 32 Abs. 2 lit. h VVEA (Bereitstellung seitens KVA von Betriebsmitteln 
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für den Weiterbetrieb für zwei Monate) eine geordnete Entsorgung von gesamt-

haft fünf Monaten sichergestellt sein, was aus unserer Sicht ausreichend ist. 

Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe «Betriebsmit-

telknappheit» von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt. 

 Wir beantragen, den neuen Art. 4 Abs. 1 lit. g VVEA wie folgt zu ändern: 

1 Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbe-

sondere: 

g.  die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen 

von Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle und Abfälle 

vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betref-

fend die Entsorgung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle, 

für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten. Die 
Kantone sorgen zusammen mit den Inhaberinnen und 
Inhabern von Verbrennungsanlagen für Siedlungsab-
fälle für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für 
mindestens drei Monate. 

3.2 Neuer Art. 32 Abs. 2 lit. h und i VVEA (Betriebsmittelsicherheit und Kapa-
zität für Zwischenlagerung) 

Betreffend den neuen Art. 32 Abs. 2 lit. h VVEA sind wir der Auffassung, dass 

der Zustand zu definieren ist, für dessen Aufrechterhaltung der Betriebsmittel-

vorrat reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 

ohne Erleichterung der LRV berechnet werden.  

 Wir beantragen, den neuen Art. 32 Abs. 2 lit. h VVEA wie folgt zu ändern: 

2 Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass: 

h. bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Be-

triebsmitteln eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher 

der Weiterbetrieb Regelbetrieb für mindestens zwei Mo-

nate sichergestellt ist. 

Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen gemeinsam 

mit den Inhaberinnen oder Inhabern von Anlagen zur thermischen Behandlung 
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von Siedlungsabfällen (Kehrichtverbrennungsanlagen) organisiert werden. Die 

bei den angesprochenen Notfällen entstehenden Probleme lassen sich nur ko-

ordiniert zwischen den Kantonen und den Inhaberinnen resp. Inhabern von KVA 

lösen. Entsprechend wurde bereits eine Anpassung des neuen Art. 4 Abs. 1 

lit. g VVEA beantragt, welcher eine Zusammenarbeit zwischen den Inhaberin-

nen resp. Inhabern der KVA und den Kantonen vorsieht. Die neu in Art. 32 

Abs. 2 lit. i VVEA vorgesehene Verpflichtung der einzelnen Inhaberinnen resp. 

Inhabern von KVA zur Sicherstellung von Kapazitäten für die Zwischenlagerung 

von Siedlungsabfällen kann folglich gestrichen werden.  

 Wir beantragen, den neuen Art. 32 Abs. 2 lit. i VVEA ersatzlos zu strei-
chen. 

4. Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen  
(Abfall-Verordnung, VVEA) 

Art. 4 (Abfallplanung) 
Hinweis: grundsätzlich keine Entsorgung und Zwischenlagerung im 

Wald insbesondere aufgrund fehlender Zonenkonformität und zur 

Vermeidung umweltgefährdender Stoffe im Wald (vgl. u. a. Art. 25 

KWaV). 

5. Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV) 

Grundsätzlich begrüssen wir die Harmonisierung der Waldverordnung im Be-

reich Naturgefahren mit der WBV. 

Bemerkungen zu: 

Art. 6 Abs. 1 lit. c 
1 Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall Men-

schenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu diesem 

Zweck: 

c. bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen und Ver-

kehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und betreiben sie; 
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Gemäss Vollzugshilfe "Schutz vor Massenbewegungsgefahren" (BAFU 2016) 

werden vier Stufen der Überwachung unterschieden (Messsystem, Beobach-

tungs- oder Monitoringsystem, Warnsystem, Alarmsystem). Anstelle des Be-

griffs "Warneinrichtungen" sollte deshalb der generelle Überbegriff "Überwa-
chungssysteme" Anwendung finden. 

Art. 10 Abs. 1 lit. c 
1 Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für: 

c. den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für Notfal-

leinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die Ausbildung von loka-

len Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie die Organisation von Kur-

sen für Führungs- und Einsatzkräfte; 

– "Notfalleinsätze" ist falsch getrennt 

– Überbegriff "Überwachungssysteme" anstelle "Warneinrichtungen" ver-

wenden 

Art. 10 Abs. 2 lit. d 
2 Keine Abgeltungen werden gewährt für: 

d. den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag abge-

deckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte; 

Der Begriff "Betrieb" ist unklar, aktuell wird er weder in der vorliegenden Ver-

ordnung noch im erläuternden Bericht oder im Handbuch zur Programmverein-

barung 2025 – 2028 geklärt.  

Bei einer strengen Auslegung dieser Formulierung wären beispielsweise die 

Kosten für ein autarkes Alarmsystem (z. B. mit PV-Energie-versorgung) durch 

den Bund praktisch vollumfänglich beitragsberechtigt. Bereits bei einem Warn-

system wären aber ein bedeutender Teil der für den Betrieb des Überwa-

chungssystems erforderlichen Aufwendungen nicht beitragsberechtigt (z. B. 

Auswertung und Interpretation von Messdaten durch eine Fachperson, vgl. Auf-

wendungen der CSD beim Überwachungssystem Brienz). Dies könnte Bauherr-

schaften dazu verleiten, bei der Evaluation von Überwachungssystemen ver-

mehrt auf vollautomatische und energieautarke Alarmsysteme zu setzen. Die-

sen Fehlanreiz gilt es zu korrigieren, indem entweder in der Verordnung, min-
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destens aber in den Erläuterungen präzisiert wird, was unter Betrieb zu verste-

hen ist, respektive welche Aufwendungen (z. B. Datenerhebung, -auswertung 

und -interpretation) beitragsberechtigt sind. 

6. Waldverordnung vom 30. November 1992 

Art. 17a Abs. 1 lit. c 
Anstelle von Warneinrichtungen soll ebenfalls der Begriff "Überwachungssys-
teme" verwendet werden. 

Art. 17b Abs. 1 lit. a 
1 Die Kantone ergreifen biologische und technische Massnahmen, um das Ri-

siko vor Naturereignissen zu begrenzen. Zu diesen Massnahmen gehören: 

a. die Schaffung von Wald mit Schutzfunktion einschliesslich der entsprechen-

den Jungwaldpflege und die Ausscheidung von Schutzwald; 

"Neu" wird die Schaffung von Wald mit Schutzfunktion einschliesslich der ent-

sprechenden Jungwaldpflege und die Ausscheidung von Schutzwald aufge-

führt. Im Vollzug durch den Kanton stellt sich die Frage, ob und wie die Schaf-

fung von Schutzwald durch den Bund mit Subventionen unterstützt werden 

kann (vgl. Schutz vor Naturereignissen, Beitrag an die Kosten der Massnahmen 

gemäss Art. 39 Abs. 3 WaV neu), da die Beiträge an die Schutzwaldpflege ge-

mäss Art. 37 WaG namentlich nur die "Pflege" des Schutzwaldes und nicht die 

Begründung von Wald umfasst. 

Art. 39 Abs. 6 lit. d 
6 Keine Abgeltungen werden gewährt für: 

d. den Betrieb von Warneinrichtungen sowie… 

Vgl. Bemerkungen zu Art. 10 Abs. 2 lit. d WBV: Der Begriff "Betrieb" ist unklar 

und der entsprechende Fehlanreiz ist zu korrigieren, indem entweder in der 

Verordnung, mindestens aber in den Erläuterungen präzisiert wird, was unter 

Betrieb zu verstehen ist, respektive welche Aufwendungen (z. B. Datenerhe-

bung, -auswertung und -interpretation) beitragsberechtigt sind. 
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Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen.  

 

  
 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  
Dr. Jon Domenic Parolini Daniel Spadin 
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Staatskanzlei des Kantons Thurgau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Kanton Thurgau stimmt der vorliegenden Änderung der 
Wasserbauverordnung grundsätzlich zu. Er begrüsst die Schaffung der 
rechtlichen Grundlagen für den Paradigmenwechsel von der 
Gefahrenabwehr hin zur Umsetzung des integralen Risikomanagements im 
Umgang mit Naturgefahren.
Wir erwarten aufgrund des vorliegenden Entwurfs einen gewissen 
Mehraufwand von Seiten Kanton, insbesondere mit Blick auf die 
Gesamtplanung. Der Entwurf sollte aus-reichend Spielraum gewährleisten, 
um den verschiedenen kantonalen Gegebenheiten, bereits erfolgten 
Planungen sowie Schutzmassnahmen gerecht zu werden. Dies ermöglicht 
einen pragmatischen Vollzug. Ausserdem bitten wir, den Kantonen 
ausreichend Zeit für die Umsetzung zu geben.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmungen in Art. 3 werden explizit unterstützt. Damit wird beim 
Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken die grundsätzliche 
Berücksichtigung der ökologischen Aspekte gefordert. Dies ist wichtig, weil 
die ökologischen Anforderungen an Hochwasserschutz- und 
Revitalisierungsprojekte ansonsten in der Wasserbauverord-nung nicht 
mehr erwähnt werden (diese Anforderungen sind neu nur noch im 
Gewässerschutzgesetz und in der -verordnung aufgeführt).

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie berücksichtigen die Grundlagen des Bundes.

Begründung Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht 
sachgerecht, weil die Vollzugshilfen Bestandteil der vielen fachlichen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind, die berücksichtigt werden müssen. 
Den Vollzugshilfen kommt materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren 
Grundlagen keine Stellung zu, die einer besonderen Hervorhebung bedarf. 
Die Formulierung, dass ganz allgemein die Grund-lagen des Bundes zu 
berücksichtigen sind, genügt.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen Notfallplanungen, um im Ereignisfall Menschenleben 
zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung Der Kanton Thurgau hat in den letzten Jahren gemeinsam mit den 
Gemeinden, Feuerwehren etc. signifikante Ressourcen in die Notfallplanung 
investiert. In der neuen Verordnung wird von "Organisatorischen 
Massnahmen" gesprochen. Der Einfachheitshalber würden wir uns den 
Begriff "Notfallplanung" auch in der überarbeiteten Wasserverordnung 
wünschen.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Auszahlung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Berichterstattung und Kontrolle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 25 Unterlagen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 26 Stellungnahme zu anderen Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 28 Geoinformation

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Aufhebung bisherigen Rechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Inkrafttreten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Die Frist für die Erarbeitung der Risikoübersichten und Gesamtplanungen 
wird als äusserst kurz erachtet. Der Umgang sowie die Anwendung der 
Extremen Punktniederschlägen (B04) ist noch nicht klar, bildet aber die 
Basis für die Hochwasserabschätzung, worauf anschliessend die Erstellung 
der Gefahrenbeurteilung, die Risikoübersichten und final die 
Gesamtplanungen folgen kann. Deshalb sollten die hydrologischen 
Grundlagen im Zusammenhang mit dem Klimawandel prioritär aktualisiert 
werden.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Gewässer und Gewässerraum müssen so gestaltet und unterhalten werden, 
dass standorttypische Lebensräume erhalten bleiben oder sich entwickeln 
können. Standorttypische Lebensräume beruhen auf:

a.einer Vegetation, die sich natürlich entwickelt und selbst verjüngt;
b.charakteristischen dynamischen Prozessen;
c.charakteristischen Strukturen wie Kiesbänken, natürlichen und 
variablen Ufern sowie Totholz.

Begründung In der revidierten WBV ist der Titel von Art. 41cquater GSchV wie folgt zu 
ändern: Gestaltung und Unterhalt der Gewässer nach Hochwasserschutz- 
und Revitalisierungsmassnahmen.
Mit einer Ergänzung nach Hochwasserschutz- und 
Revitalisierungsmassnahmen wird klargemacht, dass Art. 41cquater GSchV 
nur auf revitalisierte Gewässer und Gewässerräume anwendbar ist. 
Dadurch entsteht kein Konflikt mit Art. 41c GSchV, wo insbesondere die 
landwirtschaftliche Nutzung des rechtskräftig ausgeschiedenen, 
eigentümerverbindlichen Gewässerraums, der jedoch noch nicht durch ein 
Hochwasser-schutz- oder Revitalisierungsprojekt umgestaltet worden ist, 
geregelt wird.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei der Gestaltung und dem Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums ist einer übermässigen Erwärmung der Gewässer 
entgegenzuwirken. Insbesondere ist die natürliche Beschattung zu fördern.

Begründung In der revidierten WBV ist der Titel von Art. 41cquater GSchV wie folgt zu 
ändern: Gestaltung und Unterhalt der Gewässer nach Hochwasserschutz- 
und Revitalisierungsmassnahmen.
Mit einer Ergänzung nach Hochwasserschutz- und 
Revitalisierungsmassnahmen wird klargemacht, dass Art. 41cquater GSchV 
nur auf revitalisierte Gewässer und Gewässer-räume anwendbar ist. 
Dadurch entsteht kein Konflikt mit Art. 41c GSchV, wo insbe-sondere die 
landwirtschaftliche Nutzung des rechtskräftig ausgeschiedenen, 
eigentümerverbindlichen Gewässerraums, der jedoch noch nicht durch ein 
Hochwasser-schutz- oder Revitalisierungsprojekt umgestaltet worden ist, 
geregelt wird.
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Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4. Gebührenverordnung BAFU vom 3. Juni 2005 Anhang, Ziffer 8, 
Einleitungssatz, Feste Gebührenansätze und Gebührenrahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um 
Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3



131 / 927

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die grundsätzlichen Stossrichtungen der vorliegenden 
Revision der VVEA. Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der 
vergangenen Jahre, andererseits passen sie die Verordnung der 
Vollzugspraxis an. 
In Anbetracht der Erfahrungen hinsichtlich der Notfallplanung bei den KVAs 
erachten wir auch die Regelung eines Ausfalls aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Die Regelung muss aber 
für die Kantone und die Betreiber umsetzbar sein. Dies bedarf einer engen 
Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs 
Monate sicherzustellen, ist kaum realistisch durchführbar. Ebenso sehen wir 
Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone separat für die Zwischenlager 
sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der Führung der Kantone 
zusammenzulegen.

Darüber hinaus möchten wir zu den Anhängen 3, 4 und 5 folgenden Antrag 
bezüglich des Faktors bei PCB stellen:
In der Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600), der Altlasten-Verordnung 
(AltlV; SR 814.680) und der Verordnung über Belastungen des Bodens 
(VBBo; SR 814.12) sind dieselben Kongenere und derselbe Faktor zu 
verwenden.
Begründung: In der Teilrevision der VBBo wird vorgeschlagen, anstelle der 
heutigen 7 dieselben 6 Kongenere wie in VVEA und AltlV zu verwenden. 
Jedoch wird der in diesen Verordnungen vorgesehene Faktor 4.3 nicht 
verwendet. Somit würde es auch weiterhin keine harmonisierte Mess- und 
Berechnungsvorschrift geben. Wir lehnen dies ab und verlangen eine 
Vereinheitlichung.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens drei 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVAs. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Art. 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA von 
Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich so eine 
geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer Sicht 
ausreichend ist. Andernfalls muss der Standortkanton mittels Notrecht 
agieren. Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Bei lit. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der Luftreinhalte-Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) 
berechnet werden.

Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung in lit. i soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA organisiert werden (siehe Gegenvorschlag Art. 4 
Abs. 1). Die Probleme in so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in 
Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der 
Verordnung über Belastungen des Bodens. Die vorliegende Revision 
verbessert den Bodenschutz und ist eine Unterstützung für den kantonalen 
Vollzug. Dennoch handelt es sich nicht um die seit Jahren diskutierte 
"grosse Harmonisierung" mit dem Altlasten- und dem Abfallrecht, so dass 
weiterhin wichtige Punkte widersprüchlich bleiben. Die Stellungnahme 
umfasst daher neben den Punkten, in denen sich die Kantone einig waren, 
auch solche, die wir kritisch beurteilen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmungen in Art. 2 Abs. 1 Bst. a, Abs. 3 und 4bis werden explizit 
unterstützt. Sie unterstreichen die zentralen Funktionen des Bodens für das 
Klima, die Biodiversi-tät, den Wasserhaushalt und die Eindämmung von 
Naturgefahren.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmungen in Art. 2 Abs. 1 Bst. a, Abs. 3 und 4bis werden explizit 
unterstützt. Sie unterstreichen die zentralen Funktionen des Bodens für das 
Klima, die Biodiversi-tät, den Wasserhaushalt und die Eindämmung von 
Naturgefahren.
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Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmungen in Art. 2 Abs. 1 Bst. a, Abs. 3 und 4bis werden explizit 
unterstützt. Sie unterstreichen die zentralen Funktionen des Bodens für das 
Klima, die Biodiversi-tät, den Wasserhaushalt und die Eindämmung von 
Naturgefahren.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO) und koordiniert es mit 
den Kantonen.

Begründung Auch in diesem Punkt kann Entwurf, Synopse und erläuterndem Bericht 
nicht zweifelsfrei entnommen werden, was Gegenstand der Teilrevision ist 
(Art. 3 fehlt im erläuternden Bericht). 
Die Kantone beteiligen sich am Aufbau und an der Verwaltung der NABO-
Daten, insbesondere durch die Übermittlung der kantonalen Daten. Die 
Kantone investieren zudem erhebliche personelle Ressourcen in die 
Optimierung der Daten.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten 
zu Bodenbelastungen. Solche Karten sind bewährte Hilfsmittel für den 
Vollzug und die Bauwirtschaft. Damit diese Karten ihren Nutzen entfalten, 
müssen diese jedoch zwingend veröffentlicht werden. Eine Veröffentlichung 
der Karten stünde im Einklang mit den Ergebnissen der kantonalen 
Bodenüberwachung (bisheriger Art. 4 Abs. 3 VBBo). Der Kanton Thurgau 
hat seine Hinweiskarte im Jahr 2012 veröffentlicht.

Der vorgeschlagene Text schliesst auch andere als chemische 
Bodenbelastungen ein und umfasst auch Belastungen über den Prüf- und 
Sanierungswerten. Hierfür sind noch keine ausreichenden Grundlagen 
verfügbar, weshalb wir anregen, hier ggf. einzuschränken, bis diese 
Grundlagen vorliegen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und 
die Erstellung von Hinweiskarten durch die Kantone nötig sind, und berät 
die Kantone.

Begründung Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzunehmen 
und der erläuternde Bericht entsprechend anzupassen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass diejenigen Kantone, welche bereits seit Jahren über 
entsprechende Vollzugshilfsmittel verfügen, ihr Know-How einbringen 
können und nicht plötzlich zu weitreichenden Anpassungen gezwungen 
werden, welche den bisherigen Vollzug gefährden.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 zu 
Einzelfallbeurteilungen und zur Herleitung fehlender Beurteilungswerte 
verpflichtet und haben dies in den letzten Jahren auch immer wieder getan. 
Sie stellen den Wissenstransfer im Rahmen der Arbeitsgruppen 
Interventionswerte und Risikobeurteilungen (AGIR) des Cercle Sol sicher. 
Dass nun die explizite Zustimmung des BAFU zu Einzelfallbeurteilungen 
erforderlich ist, führt zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand.

Wir würden es begrüssen, wenn das BAFU die jeweils durchgeführten 
Einzelfallbeurteilungen aktiv, transparent und moderiert bewirtschaften 
würde, anstatt nur darüber zu informieren. Im Altlastenbereich gibt es seit 
einigen Jahren eine halb öffentliche Liste, jedoch ohne Würdigung. Im 
Abfallbereich dagegen gibt es keine Transparenz. Für den Boden wünschen 
wir uns eine zentrale Informationsplattform.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 4.

Begründung Grundsätzlich begrüssen wir die Aufnahme von Richt-, Prüf- und 
Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. Die vorgeschlagenen 
Beurteilungswerte erfüllen jedoch das in der Praxis bewährte dreistufige 
System des Bodenschutzkonzeptes nicht (vgl. auch BUWAL Nr. 83), 
weshalb wir sie ablehnen. Im Vorfeld der Teilrevision der AltlV 2014 hatte 
das BAFU Prüfwerte herleiten lassen. Der Prüfwert nach VBBo für die di-
rekte Bodenaufnahme wurde von Agroscope mit 2 mg/kg vorgeschlagen 
und vom Swiss Centre for Applied Human Toxicology (SCAHT) bestätigt. Im 
Zuge der Teilrevision wurde indessen der vorgeschlagene Prüfwert als 
Konzentrationswert nach AltlV festgesetzt, womit dieser faktisch zum 
Sanierungswert wurde (aber nur auf belasteten Standorten nach 
Altlastenrecht). Hintergrund war, dass man sich nicht vorstellen konnte, die 
VBBo vorgesehenen Gefährdungsabschätzungen und 
Nutzungseinschränkungen, die für den Bereich zwischen Prüf- und 
Sanierungswert vorgesehen sind, umzusetzen und zu vollziehen. Wenn nun 
dieselben Werte (Prüfwert = Sanierungswert) in die VBBo eingeführt 
werden, betrifft dies sämtliche Böden und damit ei-ne ungleich grössere 
Anzahl Flächen.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 5

Begründung Antrag: PCB: Anpassung Faktor 4.3 in AltlV und VVEA Dioxine/Furane/dl-
PCB: An-passung der TEFs von WHO2005 auf WHO2022.

Begründung: Grundsätzlich begrüssen wir die Harmonisierung zwischen der 
VBBo, AltlV und VVEA sehr. Die Anpassung des dl-PCB zu den Dioxinen
/Furanen und von 7 zu 6 Kongenere der Summe PCB ist sinnvoll. Jedoch ist 
in der AltlV und VVEA zu den 6 Kongeneren ein Faktor 4.3 festgehalten, der 
in der VBBo fehlt. Daher liegt hier keine wirkliche Harmonisierung vor. Der 
Faktor 4.3 wurde ursprünglich eingeführt, da davon ausgegangen wird, dass 
die Summe aller PCB etwa 4.3-fach höher ist als die Summer der 6 
Kongenere. Gemäss der Beurteilung des SCAHT liegt bei einem 
Sanierungswert von 1 mg/kg in der VBBo jedoch ein ausreichender 
Spielraum vor, dass der Faktor 4.3 weggelassen werden kann. Um der 
Harmonisierung zwischen den Verordnungen Rechnung zu tragen, sollte 
der Faktor 4.3 der Summe PCB (6 Kongenere) aus der AltlV und VVEA 
gestrichen werden. Dies wurde so an der AGIR-Sitzung vom 6. September 
2022 durch das BAFU (Ruedi Stähli) kommuniziert. Diese Anpassung des 
Faktors ist jedoch weder in der AltlV noch in der VVEA zu finden. Daher 
schlagen wir vor, den Faktor 4.3 der Summe PCB (6 Kongenere) aus der 
AltlV und VVEA zu streichen oder ansonsten vorerst auf diese Anpassung 
der VBBo zu verzichten. Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden 
Bericht festgehalten wird, wie sich diese Änderungen auf die Auswertung 
der Analyseresultate auswirken.

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für die Umrechnung von ng TEQ/kg Trockensubstanz in ng TEQ/dm3 bzw. 
von mg/kg Trockensubstanz in mg/dm3 der Schadstoffgehalte in Böden mit 
einem Humusgehalt über 15 Prozent werden die gewichtsbezogenen 
Gehalte mit dem Trockenraumgewicht multipliziert.

Begründung Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, 
wie sich diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate 
auswirken.
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Natürliche Böden erfüllen verschiedenste Bodenfunktionen: so z.B. als 
Motor des Nährstoffkreislaufs, als Wasser- und Kohlenstoffspeicher, als 
Puffer bei Niederschlagsspitzen und Hitzewellen oder als Grundlage für die 
terrestrische Biodiversität. Der Boden ist essentiell für die Produktion von 
Nahrungs- und Futtermitteln sowie von organischen Rohstoffen. Er spielt 
eine zentrale Rolle für das Klima, die Biodiversität, den Wasserhaushalt und 
die Eindämmung von Naturgefahren.
Damit diese Leistungen des Bodens auch für zukünftige Generationen 
gewährleistet bleiben, hat der Bundesrat am 8. Mai 2020 die Bodenstrategie 
Schweiz für einen nachhaltigen Umgang mit dem Boden verabschiedet. Das 
dritte Handlungsfeld der Bodenstrategie sieht eine Überprüfung und 
allenfalls Revision des Bodenschutzrechts vor, insbesondere der 
Verordnung über Belastungen des Bodens vom 1. Juli 1998 (VBBo; 
SR 814.12).
Der Vollzug der VBBo stellt die kantonalen Behörden vor Probleme. 
Namentlich gibt es Unklarheiten in Bezug auf die Abstimmung mit den 
Vorgaben der Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten 
vom 26. August 1998 (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680) und der 
Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen vom 
4. Dezember 2015 (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600). Weiter fehlen 
Vorgaben bezüglich des biologischen Bodenschutzes und der organischen 
Bodensubstanz.
Mit der vorliegenden Revision der VBBo erfolgen Anpassungen im Hinblick 
auf einen effizienteren Vollzug der Bodenschutzgesetzgebung und es 
werden Unklarheiten beseitigt.

Begründung Die Biodiversität ist von verschiedenen Faktoren abhängig. Ein zentraler 
Faktor ist der Boden, beeinflusst er doch die Lebensräume und ihre 
Artenzusammensetzung wesentlich.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die zwölf Konzentrationswertanpassungen an den aktuellen 
Stand der Wissenschaft und unterstützen somit die vorliegende Anpassung 
der Altlasten-Verordnung. Die Auswirkungen der Vorlage auf die Kantone 
werden als gering ausgestuft mit einer Ausnahme; Arsen geogenen 
Ursprungs kommt in erhöhten Konzentrationen im Wallis, in Graubünden, 
im Tessin sowie im Jura vor. Wir gehen davon aus, dass der 
Überwachungs- und Sanierungswert im Gewässerschutzbereich Au 
insbesondere in solchen Gebieten im natürlichen Schwankungsbereich zu 
liegen kommen kann. Dies wird zu einem höheren Vollzugsaufwand und zu 
allfälligen Kosten für Sanierungsmassnahmen führen. Die Senkung des 
Konzentrationswerts von Arsen scheint uns aber toxikologisch begründet 
und im Sinne des Vorsorgeprinzips angezeigt. Die Auswirkungen für den 
Vollzug in den Kantonen kann allerdings noch nicht abgeschätzt werden.

Darüber hinaus möchten wir zum Anhang 3 Ziffer 2 folgenden Antrag 
bezüglich des Faktors bei PCB stellen:
In VVEA, AltlV und VBBo sind dieselben Kongenere und derselbe Faktor zu 
verwenden.
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Begründung: In der Teilrevision der VBBo wird vorgeschlagen, anstelle der 
heutigen 7, dieselben 6 Kongenere wie in VVEA und AltlV zu verwenden. 
Jedoch wird der in diesen Verordnungen vorgesehene Faktor 4.3 nicht 
verwendet. Somit würde es auch weiterhin keine harmonisierte Mess- und 
Berechnungsvorschrift geben. Wir lehnen dies ab und verlangen eine 
Vereinheitlichung.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf für die Teilrevi-
sion des Verordnungspakets Umwelt Frühling 2025 und nehmen wie folgt Stellung zu 
den fünf Verordnungen: 

1. 	Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV; 
SR 721.100.1) 

1.1. 	Allgemeine Bemerkungen 

Der Kanton Thurgau stimmt der vorliegenden Änderung der WBV grundsätzlich zu. Er 
begrüsst die Schaffung der rechtlichen Grundlagen für den Paradigmenwechsel von der 
Gefahrenabwehr hin zur Umsetzung des integralen Risikomanagements im Umgang mit 
Naturgefahren. 

Wir erwarten aufgrund des vorliegenden Entwurfs einen gewissen Mehraufwand von 
Seiten Kanton, insbesondere mit Blick auf die Gesamtplanung. Der Entwurf sollte aus-
reichend Spielraum gewährleisten, um den verschiedenen kantonalen Gegebenheiten, 
bereits erfolgten Planungen sowie Schutzmassnahmen gerecht zu werden. Dies ermög-
licht einen pragmatischen Vollzug. Ausserdem bitten wir Sie, den Kantonen ausrei-
chend Zeit für die Umsetzung zu geben. 

1.2. 	Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Art. 3 

Die Bestimmungen in Art. 3 werden explizit unterstützt. Damit wird beim Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken die grundsätzliche Berücksichtigung der ökologi-
schen Aspekte gefordert. Dies ist wichtig, weil die ökologischen Anforderungen an 
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Hochwasserschutz- und Revitalisierungsprojekte ansonsten in der WBV nicht mehr er-
wähnt werden (diese Anforderungen sind neu nur noch im Gewässerschutzgesetz 
[GSchG; SR 814.20] und in der Gewässerschutzverordnung [GSchV; SR 814.201] auf-
geführt). 

Art. 4 Abs. 3 

Antrag: Diese Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

3  Sie berücksichtigen die Grundlagen tind-Vollzugshil-fen des Bundes. 

Begründung: Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht sach-
gerecht, weil die Vollzugshilfen Bestandteil der vielen fachlichen und verfahrenstechni-
schen Grundlagen sind, die berücksichtigt werden müssen. Den Vollzugshilfen kommt 
materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren Grundlagen keine Stellung zu, die einer 
besonderen Hervorhebung bedarf. Die Formulierung, dass die Grundlagen des Bundes 
zu berücksichtigen sind, genügt. 

Art. 6 Abs. 1 

Antrag: Diese Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

1  Die Kantone erstellen Notfallplanunqen 
	

* : . • 

um im Ereignisfall Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. 
Zu diesem Zweck: 

Begründung: Der Kanton Thurgau hat in den letzten Jahren gemeinsam mit den Ge-
meinden, Feuerwehren etc. signifikante Ressourcen in die Notfallplanung investiert. In 
der neuen Verordnung wird von „Organisatorischen Massnahmen" gesprochen. Ein-
fachheitshalber würden wir uns den Begriff „Noffallplanung" auch in der überarbeiteten 
Wasserverordnung wünschen. 

Art. 33 

Antrag: Diese Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen gemäss Arti-
kel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 2030 und aktualisieren diese 
gemäss den Vorgaben des BAFU. 

Begründung: Die Frist für die Erarbeitung der Risikoübersichten und Gesamtplanungen 
wird als äusserst kurz erachtet. Der Umgang und die Anwendung der Extremen Punkt- 
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niederschlägen (B04) ist noch nicht klar, bildet aber die Basis für die Hochwasserab-
schätzung, worauf anschliessend die Erstellung der Gefahrenbeurteilung, die Risiko-
übersichten und final die Gesamtplanungen folgen können. Deshalb sollten die hydrolo-
gischen Grundlagen im Zusammenhang mit dem Klimawandel prioritär aktualisiert 
werden. 

Art. 41cquater 

Antrag: In der revidierten WBV ist der Titel von Art. 41cquater GSchV wie folgt zu ändern: 
Gestaltung und Unterhalt der Gewässer nach Hochwasserschutz- und Revitalisierungs-
massnahmen. 

Begründung: Mit einer Ergänzung nach Hochwasserschutz- und Revitalisierungsmass-
nahmen wird klargemacht, dass Art. 41 Cquater  GSchV nur auf revitalisierte Gewässer und 
Gewässerräume anwendbar ist. Dadurch entsteht kein Konflikt mit Art. 41c GSchV, wo 
insbesondere die landwirtschaftliche Nutzung des rechtskräftig ausgeschiedenen, ei-
gentümerverbindlichen Gewässerraums, der jedoch noch nicht durch ein Hochwasser-
schutz- oder Revitalisierungsprojekt umgestaltet worden ist, geregelt wird. 

2. Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA; SR 814.610) 

Wir begrüssen die Änderungen der VeVA. Es handelt sich zum grossen Teil um Präzi-
sierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber notwendig waren. 
Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis angepasst. 

3. Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Ab-
fallverordnung, VVEA; SR 814.600) 

3.1. 	Allgemeine Bemerkungen 

Wir begrüssen die grundsätzlichen Stossrichtungen der vorliegenden Revision der 
VVEA. Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, anderer-
seits passen sie die Verordnung der Vollzugspraxis an. 

In Anbetracht der Erfahrungen hinsichtlich der Notfallplanung bei den Kehrrichtverwer-
tungsanlagen (KVA) erachten wir auch die Regelung eines Ausfalls aufgrund von 
Strom- oder Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Die Regelung muss aber 
für die Kantone und die Betreiber umsetzbar sein. Dies bedarf einer engen Abstimmung 
mit den Kantonen. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist 
kaum realistisch durchführbar. Ebenso sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und Kan-
tone separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der Füh-
rung der Kantone zusammenzulegen. 
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3.2. 	Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Art. 4 Abs. 1 lit. g 

Antrag: Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

1  Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbesondere: 

g. die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von Verbrennungsanlagen 
für Siedlungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere be-
treffend die Entsorgung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen 
zusammen mit den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindes-
tens drei Monate. 

Begründung: Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone 
und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und 
Platzbefestigung bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Ver-
fügung gestellt werden können. In Zusammenhang mit Art. 32 Abs. 2 lit. h (Bereitstel-
lung seitens KVA von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich 
so eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer Sicht 
ausreichend ist. Andernfalls muss der Standortkanton mittels Notrecht agieren. Die Frist 
von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den 
Kantonen in Frage gestellt und abgelehnt. 

Art. 32 Abs. 2 lit. h und i 

Antrag: Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

2Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass: 

h. bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln eine Re-
serve zur Verfügung steht, mit welcher der Reqelbetrieb  für mindestens zwei Mo-
nate sichergestellt ist; 

i. bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die Zwischenlagerung 
von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer Zusammensetzung zur Verfü-
gung stehen, mit denen die Annahme solcher Abfälle für mindestens zwei Monate 
sichergestellt ist. 

Begründung: Bei lit. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat rei-
chen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichte-
rung der Luftreinhalte-Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) berechnet werden. 
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Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung in lit. i soll von den Kantonen gemeinsam 
mit den KVA organisiert werden (siehe Gegenvorschlag Art. 4 Abs. 1). Die Probleme in 
so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien 
lösen. Die Kosten für die Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen. 

Ziff. 3.1 lit. f und h 

Antrag: Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

3.1 Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement und Beton 
dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe verwendet werden: 

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 Buchstabe c einhal-
ten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für Chrom (VI); 

h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen. 

Begründung: Die Anpassung von lit. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei lit. f. Es ist 
allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe handelt, die 
nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was dies für die Schadstoffe in 
der Feinfraktion bedeutet. 

Anhänge 3, 4 und 5 - Faktor bei Polychlorierten Biphenylen (PCB) 

Antrag: In der Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600), der Altlasten-Verordnung (AltIV; 
SR 814.680) und der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo; SR 814.12) 
sind dieselben Kongenere und derselbe Faktor zu verwenden. 

Begründung: In der Teilrevision der VBBo wird vorgeschlagen, anstelle der heutigen 7 
dieselben 6 Kongenere wie in VVEA und AltIV zu verwenden. Jedoch wird der in diesen 
Verordnungen vorgesehene Faktor 4.3 nicht verwendet. Somit würde es auch weiterhin 
keine harmonisierte Mess- und Berechnungsvorschrift geben. Wir lehnen dies ab und 
verlangen eine Vereinheitlichung. 

4. 	Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Ver- 
ordnung, AltIV; SR 814.680) 

4.1. 	Allgemeine Bemerkungen 

Wir begrüssen die zwölf Konzentrationswertanpassungen an den aktuellen Stand der 
Wissenschaft und unterstützen somit die vorliegende Anpassung der AltIV. Die Auswir-
kungen der Vorlage auf die Kantone werden als gering eingestuft - mit einer Aus-
nahme: Arsen geogenen Ursprungs kommt in erhöhten Konzentrationen im Wallis, in 
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Graubünden, im Tessin sowie im Jura vor. Wir gehen davon aus, dass der Überwa-
chungs- und Sanierungswert im Gewässerschutzbereich Au insbesondere in solchen 
Gebieten im natürlichen Schwankungsbereich zu liegen kommen kann. Dies wird zu ei-
nem höheren Vollzugsaufwand und zu allfälligen Kosten für Sanierungsmassnahmen 
führen. Die Senkung des Konzentrationswerts von Arsen scheint uns aber toxikologisch 
begründet und im Sinne des Vorsorgeprinzips angezeigt. Die Auswirkungen für den 
Vollzug in den Kantonen kann allerdings noch nicht abgeschätzt werden. 

4.2. 	Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Wir stimmen der Vorlage mit einer Anpassung zu: 

Anhang 3 Ziffer 2, Faktor bei PCB 

Antrag: In VVEA, AltIV und VBBo sind dieselben Kongenere und derselbe Faktor zu 
verwenden. 

Begründung: In der Teilrevision der VBBo wird vorgeschlagen, anstelle der heutigen 7 
dieselben 6 Kongenere wie in VVEA und AltIV zu verwenden. Jedoch wird der in diesen 
Verordnungen vorgesehene Faktor 4.3 nicht verwendet. Somit würde es auch weiterhin 
keine harmonisierte Mess- und Berechnungsvorschrift geben. Wir lehnen dies ab und 
verlangen eine Vereinheitlichung. 

5. 	Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo; SR 814.12) 
5.1 	Allgemeine Bemerkungen 

Wir begrüssen die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VBBo. Die vorlie-
gende Revision verbessert den Bodenschutz und ist eine Unterstützung für den kanto-
nalen Vollzug. Dennoch handelt es sich nicht um die seit Jahren diskutierte „grosse 
Harmonisierung" mit dem Altlasten- und dem Abfallrecht, so dass weiterhin wichtige 
Punkte widersprüchlich bleiben. Die Stellungnahme umfasst daher neben den Punkten, 
in denen sich die Kantone einig waren, auch solche, die wir kritisch beurteilen. 

5.2. 	Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Erläuternder Bericht, S. 3 Einleitung 

Antrag: Kapitel 1, Absatz 1, letzter Satz ist wie folgt zu ergänzen: 

„Er [der Boden] spielt eine zentrale Rolle far das Klima, die Biodiversität,  den Wasser-
haushalt und die Eindämmung von Naturgefahren." 
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Begründung: Die Biodiversität ist von verschiedenen Faktoren abhängig. Ein zentraler 
Faktor ist der Boden, beeinflusst er doch die Lebensräume und ihre Artenzusammen-
setzung wesentlich. 

Art. 2 Abs. 1 lit. a, Abs. 3 und 4bis 

Die Bestimmungen in Art. 2 Abs. 1 lit. a, Abs. 3 und 4b's werden explizit unterstützt. Sie 
unterstreichen die zentralen Funktionen des Bodens für das Klima, die Biodiversität, 
den Wasserhaushalt und die Eindämmung von Naturgefahren. 

Art. 3 Abs. 1 

Antrag: Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

1  Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt 
für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur Beobachtung der Belastun-
gen des Bodens (NABO) und koordiniert es mit den Kantonen. 

Begründung: Auch in diesem Punkt kann dem Entwurf, der Synopse und dem erläutern-
den Bericht nicht zweifelsfrei entnommen werden, was Gegenstand der Teilrevision ist 
(Art. 3 fehlt im erläuternden Bericht). Die Kantone beteiligen sich am Aufbau und an der 
Verwaltung der NABO-Daten, insbesondere durch die Übermittlung der kantonalen Da-
ten. Die Kantone investieren zudem erhebliche personelle Ressourcen in die Optimie-
rung der Daten. 

Art. 4 Abs. 1 

Wir begrüssen die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten zu Boden-
belastungen. Solche Karten sind bewährte Hilfsmittel für den Vollzug und die Bauwirt-
schaft. Damit diese Karten ihren Nutzen entfalten, müssen diese jedoch zwingend ver-
öffentlicht werden. Eine Veröffentlichung der Karten stünde im Einklang mit den 
Ergebnissen der kantonalen Bodenüberwachung (bisheriger Art. 4 Abs. 3 VBBo). Der 
Kanton Thurgau hat seine Hinweiskarte im Jahr 2012 veröffentlicht. Der vorgeschla-
gene Text schliesst auch andere als chemische Bodenbelastungen ein und umfasst 
auch Belastungen über den Prüf- und Sanierungswerten. Hierfür sind noch keine aus-
reichenden Grundlagen verfügbar, weshalb wir anregen, hier gegebenenfalls einzu-
schränken, bis diese Grundlagen vorliegen. 



Thurgau 

8/9 

Art. 4 Abs. 3 

Antrag: Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen: 

3  Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der fachlichen 
Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und die Erstellung von Hin-
weiskarten durch die Kantone  nötig sind, und berät die Kantone. 

Begründung: Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzuneh-
men und der erläuternde Bericht entsprechend anzupassen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass diejenigen Kantone, die bereits seit Jahren über entsprechende Vollzugshilfs-
mittel verfügen, ihr Know-how einbringen können und nicht plötzlich zu weitreichenden 
Anpassungen gezwungen werden, die den bisherigen Vollzug gefährden. 

Art. 5 

Die Kantone sind bereits mit der bestehenden Form von Art. 5 zu Einzelfallbeurteilun-
gen und zur Herleitung fehlender Beurteilungswerte verpflichtet und haben dies in den 
letzten Jahren auch immer wieder getan. Sie stellen den Wissenstransfer im Rahmen 
der Arbeitsgruppen Interventionswerte und Risikobeurteilungen (AGIR) des Cercle Sol 
sicher. Dass nun die explizite Zustimmung des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) zu 
Einzelfallbeurteilungen erforderlich ist, führt zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand. 

Wir würden es begrüssen, wenn das BAFU die jeweils durchgeführten Einzelfallbeurtei-
lungen aktiv, transparent und moderiert bewirtschaften würde, anstatt nur darüber zu 
informieren. Im Altlastenbereich gibt es seit einigen Jahren eine halb öffentliche Liste, 
jedoch ohne Würdigung. Im Abfallbereich dagegen gibt es keine Transparenz. Für den 
Boden wünschen wir uns eine zentrale Informationsplattform. 

Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte) und Ziffer 13 (Sanierungswerte) 

Grundsätzlich begrüssen wir die Aufnahme von Richt-, Prüf- und Sanierungswerten für 
Quecksilber in die VBBo. Die vorgeschlagenen Beurteilungswerte erfüllen jedoch das in 
der Praxis bewährte dreistufige System des Bodenschutzkonzeptes nicht (vgl. auch BU-
WAL Nr. 83), weshalb wir sie ablehnen. Im Vorfeld der Teilrevision der AltIV 2014 hatte 
das BAFU Prüfwerte herleiten lassen. Der Prüfwert nach VBBo für die direkte Boden-
aufnahme wurde von Agroscope mit 2 mg/kg vorgeschlagen und vom Swiss Centre for 
Applied Human Toxicology (SCANT) bestätigt. Im Zuge der Teilrevision wurde indessen 
der vorgeschlagene Prüfwert als Konzentrationswert nach AltIV festgesetzt, womit die-
ser faktisch zum Sanierungswert wurde (aber nur auf belasteten Standorten nach Alt-
lastenrecht). Hintergrund war, dass man sich nicht vorstellen konnte, die VBBo vorgese-
henen Gefährdungsabschätzungen und Nutzungseinschränkungen, die für den Bereich 
zwischen Prüf- und Sanierungswert vorgesehen sind, umzusetzen und zu vollziehen. 
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Wenn nun dieselben Werte (Prüfwert = Sanierungswert) in die VBBo eingeführt werden, 
betrifft dies sämtliche Böden und damit eine ungleich grössere Anzahl Flächen. 

Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine [PCDD], Furane [PCDF] und di-
oxin-ähnliche PCB (dl-PCB]), Ziffer 13 Werte für polychlorierte Biphenyle (PCB) 

Antrag:  PCB:  Anpassung Faktor 4.3 in AltIV und VVEA Dioxine/Furane/dl-PCB: Anpas-
sung der TEFs von WH02005 auf WH02022. 

Begründung:  Grundsätzlich begrüssen wir die Harmonisierung zwischen der VBBo, 
AltIV und VVEA sehr. Die Anpassung des dl-PCB zu den Dioxinen/Furanen und von 7 
zu 6 Kongenere der Summe PCB ist sinnvoll. Jedoch ist in der AltIV und VVEA zu den 6 
Kongeneren ein Faktor 4.3 festgehalten, der in der VBBo fehlt. Daher liegt hier keine 
wirkliche Harmonisierung vor. Der Faktor 4.3 wurde ursprünglich eingeführt, da davon 
ausgegangen wird, dass die Summe aller PCB etwa 4.3-fach höher ist als die Summer 
der 6 Kongenere. Gemäss der Beurteilung des SCANT liegt bei einem Sanierungswert 
von 1 mg/kg in der VBBo jedoch ein ausreichender Spielraum vor, dass der Faktor 4.3 
weggelassen werden kann. Um der Harmonisierung zwischen den Verordnungen Rech-
nung zu tragen, sollte der Faktor 4.3 der Summe PCB (6 Kongenere) aus der AltIV und 
VVEA gestrichen werden. Dies wurde so an der AGIR-Sitzung vom 6. September 2022 
durch das BAFU (Ruedi Stahl') kommuniziert. Diese Anpassung des Faktors ist jedoch 
weder in der AltIV noch in der VVEA zu finden. Daher schlagen wir vor, den Faktor 4.3 
der Summe PCB (6 Kongenere) aus der AltIV und VVEA zu streichen oder ansonsten 
vorerst auf diese Anpassung der VBBo zu verzichten. Wir würden es begrüssen, wenn 
im erläuternden Bericht festgehalten wird, wie sich diese Änderungen auf die Auswer-
tung der Analyseresultate auswirken. 

Anhang 2, Art. 5 Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4 

Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, wie sich 
diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate auswirken. 

Mit freundlichen Grüssen 

räsident,des Regierungsrates 
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Cancelleria dello Stato del Cantone Ticino

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: La modifica dell'OSCA concretizza e precisa quanto previsto dalla revisione 
della Legge sulla sistemazione dei corsi d'acqua, recentemente approvata 
dal Parlamento federale. Essa dispone in particolare la messa in 
applicazione dei principi della gestione integrale dei rischi legati ai pericoli 
naturali, GIR, e nello specifico in relazione con le piene, con un accento 
sugli aspetti ambientali e sull'ecologia nella sistemazione corsi d'acqua. Tra 
le nuove misure concrete previste rileviamo da una parte il compito per i 
Cantoni di completare il quadro dei dati di base, la panoramica sui rischi e la 
pianificazione globale delle misure con la presa in considerazione del 
cambiamento climatico. D'altro canto, si conferma l'importanza di disporre di 
opere di premunizione efficaci, di strutture vegetali sane nel tempo e di 
spazi per l'espansione delle acque in grado di rispondere in maniera 
adeguata alle sollecitazioni in caso di eventi di maltempo e piene, da cui 
l'ampliamento delle prestazioni al beneficio di sussidi, che include 
nuovamente la manutenzione ordinaria, oltre a quella straordinaria, e la 
messa a disposizione di aree e volumi per la ritenzione e la laminazione 
delle piene.

In relazione al tema della GIR (art. 2 e 3), osserviamo che tale principio è di 
fatto già applicato nella prassi e ancorato nelle normative cantonali.

Con l'ampiamento del quadro e l'introduzione della panoramica cantonale 
sui rischi e della pianificazione globale vengono disposti i nuovi strumenti 
necessari per la concretizzazione dell'approccio orientato alla gestione del 
rischio e alla definizione delle priorità delle misure. Tuttavia, si segnala che 
l'allestimento e l'aggiornamento di tali strumenti costituisce di fatto un nuovo 
onere in termini di risorse umane e finanziarie per i Cantoni, di cui a nostro 
modo di vedere è per ora difficile stabilire l'entità reale.

La nuova disposizione costituisce di fatto un importante aumento del carico 
finanziario e un non indifferente compito amministrativo supplementare per i 
nostri servizi. Si renderà necessario un adeguamento delle risorse federali 
messe a disposizione dei Cantoni nel quadro degli accordi programmatici 
per la sistemazione dei corsi d'acqua, includendo sufficienti risorse da 
dedicare alla manutenzione ordinaria e ai nuovi strumenti in termini di dati di 
base. La modifica dell'OSCA non può infatti essere considerata neutra sul 
piano finanziario, per lo meno non nel breve o nel medio termine. Occorre 
prendere in conto gli impegni in essere per nuove misure di premunizione, 
tenuto conto delle necessità in base ai dati in essere sui rischi e a seguito di 
recenti e ricorrenti eventi di maltempo. Di conseguenza, non condividiamo 
le conclusioni esposte al punto 6.2 del rapporto esplicativo, che indica come 
nel complesso il progetto comporti un leggero sgravio finanziario per i 
Cantoni.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 6.2 Auswirkungen auf die Kantone

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Kantone haben mit geringen finanziellen und personellen Mehrkosten 
im Vollzug zu rech-nen, die der Bund teilweise durch Subventionen mitträgt.
Die Nettokosten der Kantone für die zu ergänzenden Grundlagen betragen 
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rund 0,3 Millionen Franken jährlich. Bei den Schutzmassnahmen werden die 
Kantone durch die Abgeltungen des Bundes an den regelmässigen 
Unterhalt um rund 20 Millionen Franken entlastet. Zudem ergeben sich 
durch die Verlängerung des Lebenszyklus der Schutzbauten beim 
kantonalen Kostenanteil Einsparungen von rund 25 Millionen Franken. Vor 
allem aber profitieren auch die Kantone mittel bis längerfristig von den 
kostengünstigen risikobegrenzenden Massnahmen, die weniger zusätzliche 
teure Schutzbauten erfordern.
Durch die Umstellung beim kantonalen Vollzug sowie für die Erarbeitung 
von ergänzenden Unterlagen – beispielsweise Gesamtplanungen – entsteht 
für die Kantone ein personeller Mehraufwand: Aufgrund der Angaben 
mehrerer Kantone wird mit einmaligen Personalkosten von 5 Millionen 
Franken innerhalb von fünf Jahren gerechnet. Der jährlich wieder-kehrende 
Personalaufwand wird für alle Kantone zusammen auf 2,7 Millionen 
Franken geschätzt.
Die Vorlage bringt für die Kantone insgesamt eine leichte finanzielle 
Entlastung. Zudem profi-tieren auch sie von den kostengünstigeren 
Massnahmen, welche die Aufwendungen für kos-tenintensive Schutzbauten 
reduzieren. Diese Einsparungen werden jedoch nicht von Dauer sein, da 
das Risiko insbesondere aufgrund des Klimawandels stetig zunimmt.
Die kantonalen Gesetzesgrundlagen müssen gegebenenfalls angepasst 
werden.

Begründung La nuova disposizione costituisce di fatto un importante aumento del carico 
finanziario e un non indifferente compito amministrativo supplementare per i 
nostri servizi. Si renderà necessario un adeguamento delle risorse federali 
messe a disposizione dei Cantoni nel quadro degli accordi programmatici 
per la sistemazione dei corsi d'acqua, includendo sufficienti risorse da 
dedicare alla manutenzione ordinaria e ai nuovi strumenti in termini di dati di 
base. La modifica dell'OSCA non può infatti essere considerata neutra sul 
piano finanziario, per lo meno non nel breve o nel medio termine. Occorre 
prendere in conto gli impegni in essere per nuove misure di premunizione, 
tenuto conto delle necessità in base ai dati in essere sui rischi e a seguito di 
recenti e ricorrenti eventi di maltempo. Di conseguenza, non condividiamo 
le conclusioni esposte al punto 6.2 del rapporto esplicativo, che indica come 
nel complesso il progetto comporti un leggero sgravio finanziario per i 
Cantoni.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Accogliamo con favore la modifica dell'OTRif senza formulare particolari 
osservazioni.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Lo scrivente Consiglio accoglie con favore gli orientamenti fondamentali 
della revisione dell'OPSR. Le proposte tengono conto degli sviluppi occorsi 
negli ultimi anni e adeguano l'ordinanza alla prassi.

Condividiamo la proposta di regolamentare le misure minime di resilienza 
richieste in caso di perturbazioni o interruzione d'esercizio degli impianti di 
termovalorizzazzione dei rifiuti urbani, circostanza che potrebbe verificarsi a 
seguito di eventi quali la carenza o la mancanza di elettricità o di risorse 
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operative. Tuttavia, le misure devono essere concepite in modo tale da 
poter essere attuate dai Cantoni e dai detentori degli impianti.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cpv- 1
I Cantoni allestiscono un piano di gestione dei rifiuti per il proprio territorio. Il 
piano include in particolare:

g.le informazioni sulle misure in caso d'interruzione dell'esercizio degli 
impianti d'incenerimento dei rifiuti urbani e dei rifiuti di composizione 
analoga, in particolare sullo smaltimento o il deposito intermedio di 
questi rifiuti per un periodo di almeno tre mesi.

Cpv 2
I Cantoni collaborano tra loro per allestire il piano di gestione dei rifiuti, in 
particolare per gli ambiti di cui al capoverso 1 lettere c–g, definendo, se 
necessario, regioni di pianificazione che si estendono al di là dei propri 
confini territoriali.

Begründung Garantire lo smaltimento o il deposito intermedio dei rifiuti per un periodo di 
almeno sei mesi, come proposto con il nuovo art. 4 cpv. 1 lett. g), è poco 
realistico. Con il nuovo art. 32, cpv. 2 lett. i), si chiede inoltre ai detentori 
degli impianti di provvedere a capacità di deposito intermedio dei rifiuti 
urbani per almeno due mesi, richiesta questa che dovrebbe 
presumibilmente confluire nel piano di gestione dei rifiuti di cui all'art. 4 cpv. 
1 lett. g). 

Per raggiungere gli scopi, riteniamo utile specificare e separare chiaramente 
le competenze dei Cantoni e dei gestori degli impianti. Secondo logica, i 
Cantoni dovrebbero prevedere nei loro piani di gestione dei rifiuti la 
possibilità di deposito intermedio dei rifiuti urbani. Chiediamo in questo 
contesto una riduzione della tempistica prevista dall'art. 4 cpv. 1 lett. g) da 
almeno sei ad almeno tre mesi. I gestori degli impianti dovrebbero per 
contro garantire esclusivamente i mezzi necessari a garantire l'esercizio per 
almeno due mesi, come proposto dal nuovo art. 32, cpv. 2 lett. h) e 
calcolando il fabbisogno con le modalità necessarie per rispettare i requisiti 
fissati dall'Ordinanza contro l'inquinamento atmosferico. Chiediamo quindi di 
stralciare art. 32, cpv. 2 lett. i).

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cpv 1
L'asfalto di demolizione con un tenore di idrocarburi aromatici policiclici 
(PAH) fino a 250 mg al kg, il calcestruzzo di demolizione, il materiale 
proveniente dal rifacimento delle strade, il materiale di demolizione non 
separato, il materiale di scavo dei binari e i cocci di mattoni devono essere 
riciclati, nella misura più completa possibile, come materia prima per la 
fabbricazione di materiali da costruzione.
Cpv 3
Abrogato

Begründung In relazione all'art. 20, rubrica cpv. 1, segnaliamo come in virtù 
dell'aggiornamento proposto la categoria “materiale di scavo dei binari” 
dovrebbe essere citata anche nella lista presente all'art. 17. Sarebbe inoltre 
opportuno cogliere l'occasione della modifica dell'art. 20 cpv. 1 per 
aggiungere, nello stesso capoverso, anche la categoria del “gesso” fra i 
materiali da riciclare nella misura più completa possibile.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag I detentori degli impianti devono fare in modo che:
h.in caso d'interruzione dell'approvvigionamento con mezzi d'esercizio 
necessari, sia disponibile una riserva per garantire il mantenimento in 
esercizio per almeno due mesi;
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Begründung Vedi commenti all'art. 4

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Nella macinazione di clinker di cemento e nella fabbricazione di cemento 
e calcestruzzo possono essere utilizzati come costituenti secondari o 
aggiunte minerali i seguenti rifiuti:

f. gli altri rifiuti che non superino i valori limite di cui all'allegato 3 
numero 2 lettera c; il valore limite per il cromo (VI) non deve essere 
rispettato;
h. calcestruzzo di demolizione e materiale di demolizione non separato e 
le relative frazioni riciclabili.

Begründung Richiediamo infine, per la modifica dell'Allegato 4, N. 3.1 lett. h) e alla luce 
del contenuto della lettera f), di adottare il testo come segue: “calcestruzzo 
di demolizione e materiale di demolizione non separato e le relative frazioni 
riciclabili”.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: In generale, sosteniamo le modifiche proposte con la revisione dell'O suolo, 
in quanto consentiranno una migliore protezione di questo comparto e 
un'esecuzione più uniforme dell'ordinanza, con misure tangibili e 
un'armonizzazione, seppure ancora da completare, con quanto previsto 
dall'OSiti e dall'OPSR.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In mancanza di un valore indicativo per una sostanza che deteriora un suolo 
e che può comprometterne la fertilità a lungo termine, d'intesa con l'UFAM il 
Cantone ne stabilisce uno per il singolo caso sulla base dei criteri di cui 
all'articolo 2 capoverso 1.

Begründung In relazione all'art. 5 cpv. 2 e 3 chiediamo una riformulazione del testo 
invertendo i ruoli previsti per l'Ufficio federale dell'ambiente e i Cantoni. 
Come indicato nel rapporto esplicativo, questi nuovi articoli mirano a 
garantire un'esecuzione uniforme a livello nazionale di come, in mancanza 
di valori indicativi, di guardia e di risanamento, tali valori debbano essere 
determinati. Per raggiungere lo scopo, riteniamo necessario allocare la 
competenza di determinare i valori a livello federale.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In mancanza di valori di guardia o di risanamento per una sostanza con cui 
il suolo è deteriorato e che, utilizzata in un determinato modo, mette in 
pericolo la salute dell'uomo, degli animali o delle piante, il Cantone 
stabilisce tali valori nel singolo caso d'intesa con l'UFAM.

Begründung Vedi commento all'art. 5 cpv. 2
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Accogliamo con favore la modifica dell'OSiti senza formulare particolari 
osservazioni.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Procedura di consultazione 
Pacchetto di Ordinanze in materia ambientale, primavera 2025 
 
 
Signor Consigliere federale, 
gentili signore, egregi signori, 
 
vi ringraziamo per essere stati coinvolti nella procedura di consultazione relativa al 
pacchetto di Ordinanze in materia ambientale della primavera 2025, che riguarda 
modifiche dell’Ordinanza sulla sistemazione dei corsi d’acqua (OSCA), dell’Ordinanza sul 
traffico di rifiuti (OTRif), dell’Ordinanza sulla prevenzione e lo smaltimento dei rifiuti 
(OPSR), dell’Ordinanza sul risanamento dei siti inquinati (OSiti) e dell’Ordinanza contro 
il deterioramento del suolo (O suolo). Esprimiamo di seguito le nostre considerazioni a 
riguardo. 
 
Modifiche OPSR 
 
Lo scrivente Consiglio accoglie con favore gli orientamenti fondamentali della revisione 
dell’OPSR. Le proposte tengono conto degli sviluppi occorsi negli ultimi anni e adeguano 
l'ordinanza alla prassi.   
Condividiamo la proposta di regolamentare le misure minime di resilienza richieste in 
caso di perturbazioni o interruzione d’esercizio degli impianti di termovalorizzazzione dei 
rifiuti urbani, circostanza che potrebbe verificarsi a seguito di eventi quali la carenza o la 
mancanza di elettricità o di risorse operative. Tuttavia, le misure devono essere concepite 
in modo tale da poter essere attuate dai Cantoni e dai detentori degli impianti. Garantire 
lo smaltimento o il deposito intermedio dei rifiuti per un periodo di almeno sei mesi, come 
proposto con il nuovo art. 4 cpv. 1 lett. g), è poco realistico. Con il nuovo art. 32, cpv. 2 
lett. i), si chiede inoltre ai detentori degli impianti di provvedere a capacità di deposito 
intermedio dei rifiuti urbani per almeno due mesi, richiesta questa che dovrebbe 
presumibilmente confluire nel piano di gestione dei rifiuti di cui all’art. 4 cpv. 1 lett. g).  
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Per raggiungere gli scopi, riteniamo utile specificare e separare chiaramente le 
competenze dei Cantoni e dei gestori degli impianti. Secondo logica, i Cantoni 
dovrebbero prevedere nei loro piani di gestione dei rifiuti la possibilità di deposito 
intermedio dei rifiuti urbani. Chiediamo in questo contesto una riduzione della tempistica 
prevista dall’art. 4 cpv. 1 lett. g) da almeno sei ad almeno tre mesi. I gestori degli impianti 
dovrebbero per contro garantire esclusivamente i mezzi necessari a garantire l’esercizio 
per almeno due mesi, come proposto dal nuovo art. 32, cpv. 2 lett. h) e calcolando il 
fabbisogno con le modalità necessarie per rispettare i requisiti fissati dall’Ordinanza 
contro l’inquinamento atmosferico. Chiediamo quindi di stralciare art. 32, cpv. 2 lett. i). 
In relazione all’art. 20, rubrica cpv. 1, segnaliamo come in virtù dell’aggiornamento 
proposto la categoria “materiale di scavo dei binari” dovrebbe essere citata anche nella 
lista presente all’art. 17. Sarebbe inoltre opportuno cogliere l’occasione della modifica 
dell’art. 20 cpv. 1 per aggiungere, nello stesso capoverso, anche la categoria del “gesso” 
fra i materiali da riciclare nella misura più completa possibile. 
 
Richiediamo infine, per la modifica dell’Allegato 4, N. 3.1 lett. h) e alla luce del contenuto 
della lettera f), di adottare il testo come segue: “calcestruzzo di demolizione e materiale 
di demolizione non separato e le relative frazioni riciclabili”. 
 
Modifiche O suolo 
 
In generale, sosteniamo le modifiche proposte con la revisione dell’O suolo, in quanto 
consentiranno una migliore protezione di questo comparto e un’esecuzione più uniforme 
dell’ordinanza, con misure tangibili e un’armonizzazione, seppure ancora da completare, 
con quanto previsto dall’OSiti e dall’OPSR. 
 
In relazione all’art. 5 cpv. 2 e 3 chiediamo una riformulazione del testo invertendo i ruoli 
previsti per l’Ufficio federale dell’ambiente e i Cantoni. Come indicato nel rapporto 
esplicativo, questi nuovi articoli mirano a garantire un’esecuzione uniforme a livello 
nazionale di come, in mancanza di valori indicativi, di guardia e di risanamento, tali valori 
debbano essere determinati. Per raggiungere lo scopo, riteniamo necessario allocare la 
competenza di determinare i valori a livello federale.    
 
Modifiche OSCA 
 
La modifica dell’OSCA concretizza e precisa quanto previsto dalla revisione della Legge 
sulla sistemazione dei corsi d’acqua, recentemente approvata dal Parlamento federale. 
Essa dispone in particolare la messa in applicazione dei principi della gestione integrale 
dei rischi legati ai pericoli naturali, GIR, e nello specifico in relazione con le piene, con un 
accento sugli aspetti ambientali e sull’ecologia nella sistemazione corsi d’acqua. Tra le 
nuove misure concrete previste rileviamo da una parte il compito per i Cantoni di 
completare il quadro dei dati di base, la panoramica sui rischi e la pianificazione globale 
delle misure con la presa in considerazione del cambiamento climatico. D’altro canto, si 
conferma l’importanza di disporre di opere di premunizione efficaci, di strutture vegetali 
sane nel tempo e di spazi per l’espansione delle acque in grado di rispondere in maniera 
adeguata alle sollecitazioni in caso di eventi di maltempo e piene, da cui l’ampliamento 
delle prestazioni al beneficio di sussidi, che include nuovamente la manutenzione 
ordinaria, oltre a quella straordinaria, e la messa a disposizione di aree e volumi per la 
ritenzione e la laminazione delle piene. 
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In relazione al tema della GIR (art. 2 e 3), osserviamo che tale principio è di fatto già 
applicato nella prassi e ancorato nelle normative cantonali. 
 
Con l’ampiamento del quadro e l’introduzione della panoramica cantonale sui rischi e 
della pianificazione globale vengono disposti i nuovi strumenti necessari per la 
concretizzazione dell’approccio orientato alla gestione del rischio e alla definizione delle 
priorità delle misure. Tuttavia, si segnala che l’allestimento e l’aggiornamento di tali 
strumenti costituisce di fatto un nuovo onere in termini di risorse umane e finanziarie per 
i Cantoni, di cui a nostro modo di vedere è per ora difficile stabilire l’entità reale. 
 
La nuova disposizione costituisce di fatto un importante aumento del carico finanziario e 
un non indifferente compito amministrativo supplementare per i nostri servizi. Si renderà 
necessario un adeguamento delle risorse federali messe a disposizione dei Cantoni nel 
quadro degli accordi programmatici per la sistemazione dei corsi d’acqua, includendo 
sufficienti risorse da dedicare alla manutenzione ordinaria e ai nuovi strumenti in termini 
di dati di base. La modifica dell’OSCA non può infatti essere considerata neutra sul piano 
finanziario, per lo meno non nel breve o nel medio termine. Occorre prendere in conto gli 
impegni in essere per nuove misure di premunizione, tenuto conto delle necessità in base 
ai dati in essere sui rischi e a seguito di recenti e ricorrenti eventi di maltempo. Di 
conseguenza, non condividiamo le conclusioni esposte al punto 6.2 del rapporto 
esplicativo, che indica come nel complesso il progetto comporti un leggero sgravio 
finanziario per i Cantoni. 
 
Accogliamo infine con favore le modifiche dell’OSiti e dell’OTRif senza formulare 
particolari osservazioni. 
 
Vogliate gradire, signor Consigliere federale, gentili signore, egregi signori, i sensi della 
nostra massima stima. 
 
 

PER IL CONSIGLIO DI STATO 
 

Il Presidente Il Cancelliere 
 
 
Christian Vitta Arnoldo Coduri 
 

 
 
 
 
Copia a: 
- Dipartimento del territorio (dt-dir@ti.ch) 
- Divisione dell’ambiente (dt-da@ti.ch) 
- Divisione delle costruzioni (dt-dc@ti.ch) 
- Sezione della protezione dell’aria, dell’acqua e del suolo (dt-spaas@ti.ch)  
- Ufficio dei corsi d’acqua (dt-uca@ti.ch)  
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)  
- Pubblicazione in internet 
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Département du territoire

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: L'OACE est cohérente et reflète l'évolution récente de la gestion intégrée 
des risques.

Le Canton de Genève soutient les modifications proposées, qui renforcent 
l'action possible contre les dommages liés à l'eau.

Nous pensons que des précisions devraient être apportées, dans la loi, 
dans l'exposé des motifs, ou dans d'autres documents :

Définition des risques (délimitation du concept, critère, liberté 
d'appréciation);

Impact de la délimitation des zones concernées par les dispositions du 
projet OACE sur la planification et l'articulation des différentes zones et 
espaces, notamment impact sur l'aménagement du territoire. Des directives 
en ce sens seraient souhaitables.

Coordination de la planification intégrée: des directives destinées à faciliter 
les tâches de l'autorité cantonale (d'exécution) seraient également 
souhaitables, notamment au niveau du PDCn.

Droit transitoire concernant la délimitation éventuelle des nouveaux espaces 
et zones

Préciser l'impact de l'OACE sur les eaux souterraines: sont-elles 
intégralement inclues dans "les eaux"? En particulier vu la LACE dont le 
champ d'application concerne les eaux superficielles.

La coordination avec la formulation de l'OFo est également jugée positive, 
même si un effort supplémentaire semble nécessaire, notamment au niveau 
des définitions, ceci afin de renforcer la cohérence globale des mesures 
prises selon l'une ou l'autre législation.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag La présente ordonnance règle la protection des personnes et des biens 
matériels importants contre l'action dommageable des eaux, tels que:

a. inondations dues à des débordements des eaux, au ruissellement, à 
la résurgence des eaux souterraines ou à des vagues de vent ou des 
vagues impulsives débordant au-delà des berges des eaux;
b. laves torrentielles;
c. érosion et alluvionnements;
d. dépôts de matériaux flottants et embâcles.

Begründung La terminologie doit être cohérente avec la nouvelle LACE qui mentionne 
une "action dommageable des eaux".

Cette dénomination englobe tous les processus détaillés dans ce 1er article, 
sous les lettre a) à d), dont les "dangers dus aux crues" ne sont qu'une 
partie du danger.

Cette remarque vaut pour tout le reste de l'OACE, où le terme "crue" devrait 
être remplacé par "inondation" lorsque le phénomène ne concerne pas 
seulement un débordement de cours d'eau.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Au sens de la présente ordonnance, on entend par:
a. planification intégrée: une planification fondée sur la participation des 
milieux concernés, la prise en compte équilibrée des intérêts en jeu (en 
particulier de ceux de la protection de la nature et du paysage, de 
l'aménagement des eaux, de l'agriculture, de l'aménagement du territoire 
et des forêts) et la combinaison optimale de mesures;
b. approche fondée sur les risques: une approche selon laquelle les 
risques actuels et futurs sont systématiquement déterminés, évalués et 
pris en compte de manière transparente lors de la mise en œuvre de 
mesures.

Begründung Au vu des enjeux fondamentaux d'une bonne préservation des 
fonctionnalités naturelles, il convient de mettre en évidence les enjeux de la 
protection de la nature, par analogie à l'art. 15 al. 2 OFo.

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Lettre g): les "planifications globales" ont été mentionnées depuis 
longtemps dans le processus de consultation, ce qui n'est pas le cas des 
"planifications supérieures". Il conviendrait de mieux définir en quoi elles 
consistent, notamment dans le rapport explicatif. Pouvons-nous imaginer 
qu'il s'agisse des SPAGE genevois ?

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Nous souhaiterions que soient élaborées des aides à la décision pour 
soutenir les cantons et assurer une certaine uniformité dans la pratique.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent des mesures techniques visant à réduire et à limiter 
le risque. En font partie, la renaturation des cours d'eau, les ouvrages et les 
installations de protection qui permettent de retenir, de dévier ou de faire 
écouler l'eau des crues. Ces ouvrages et installations sont remis en état, 
remplacés ou construits de manière à en optimiser le fonctionnement et la 
durée de vie.

Begründung Il semble important, dans une vision intégrée, de mentionner également les 
mesures de renaturation en tant qu'outil basé sur la nature pour réduire les 
risques.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils utilisent prioritairement des matériaux de construction naturels et 
appliquent les méthodes de génie biologique et des solutions fondées sur la 
nature.

Begründung Il convient de soutenir la recherche en priorité des solutions fondées sur la 
nature, afin de soutenir la mise en œuvre de la stratégie biodiversité Suisse 
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et éviter que des méthodes plus naturelles n'interviennent que de manière 
subsidiaires et mineures.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV réalise les études de base sur les cours d'eau qui présentent un 
intérêt national en matière de protection contre les crues. À cet effet:

a.il effectue les relevés en rapport avec la protection contre les crues;
bil mesure les cours d'eau;
c.il réalise les études de base hydrologiques;
d.il tient un inventaire des mesures de protection contre les crues qui 
sont soutenues financièrement par la Confédération;
e.il analyse les événements;
f.il établit des vues d'ensemble.

Begründung Il faut préciser que ces actions ne sont réalisées par l'OFEV que sur les 
cours d'eau d'importance nationale.

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent les risques liés aux catastrophes naturelles à un 
niveau supportable et les limitent à long terme, en réalisant et en évaluant 
les études de base nécessaires, puis en planifiant et en mettant en œuvre 
les mesures appropriées de manière intégrale; ils tiennent compte en 
particulier des aspects écologique, des effets des changements climatiques 
et de l'évolution de l'utilisation du territoire.

15A - Définition
Au sens de la présente ordonnance ...

Begründung Au vu du commentaire qui mentionne que les aspects écologiques doivent 
être pris en compte conformément à l'art. 1 LFo, le fait de mentionner 
explicitement cette obligation dans l'art. 15, par analogie à l'art. 3 OACE, est 
indispensable.

Au vu des changements fondamentaux apportés par l'approche fondée sur 
les risques, un simple renvoi indirect aux définition de l'OACE, par le biais 
du rapport explicatif n'est pas suffisant.

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent des mesures biologiques et techniques visant à 
réduire et à limiter les risques liés aux catastrophes naturelles. Font partie 
de ces mesures:

a.la création et le traitement de jeunes peuplements ayant une fonction 
protectrice et la délimitation de forêts de protection;
b.les mesures sylvicoles;
c.les constructions visant à prévenir les dégâts d'avalanches ainsi que 
l'aménagement d'installations pour le déclenchement préventif 
d'avalanches;
d.les travaux de défense et ouvrages de réception contre les chutes de 
pierres et les éboulements, ainsi que le minage préventif de matériaux 
risquant de tomber;
e.des travaux contre les glissements de terrain, les coulées de boue et 
les laves torrentielles, les drainages nécessaires et la protection contre 
l'érosion;
f.des mesures concomitantes dans le lit des torrents, liées à la 
conservation des forêts (endiguement forestier).

Begründung
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Les coulées de boue font partie de la grande famille des glissements de 
terrain, mais vu la particularité de leur déroulement et leur connaissance 
encore partielle, il convient de renforcer la visibilité sur la nécessité de 
traiter ce type de risque de manière spécifique.

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 3
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung lettre b : il est bien d'avoir précisé que les sentiers pédestres ne sont exclus 
que lorsqu'ils se trouvent en dehors des zones bâties. Cela permet 
d'intégrer explicitement les sentiers situés dans des zones d'agglomération 
et qui servent à des déplacements fonctionnels.

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Canton de Genève soutient les modifications proposées, qui renforcent 
l'action possible contre les dommages liés à l'eau.

Nous pensons que des précisions devraient être apportées, dans la loi, 
dans l'exposé des motifs, ou dans d'autres documents :

Définition des risques (délimitation du concept, critère, liberté 
d'appréciation);

Impact de la délimitation des zones concernées par les dispositions du 
projet OACE sur la planification et l'articulation des différentes zones et 
espaces, notamment impact sur l'aménagement du territoire. Des directives 
en ce sens seraient souhaitables.

Coordination de la planification intégrée: des directives destinées à faciliter 
les tâches de l'autorité cantonale (d'exécution) seraient également 
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souhaitables, notamment au niveau du PDCn.

Droit transitoire concernant la délimitation éventuelle des nouveaux espaces 
et zones

Préciser l'impact de l'OACE sur les eaux souterraines: sont-elles 
intégralement inclues dans "les eaux"? En particulier vu la LACE dont le 
champ d'application concerne les eaux superficielles.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Une partie du commentaire de l'art. 5 proposé peut inquiéter : « Il s'agit de 
PREVENIR tout nouveau risque non supportable (let. a) et de réduire les 
risques non supportables existants (let. b) » (p. 12) . Alors que lorsqu'on lit 
l'art. 5 al. 1 let. a, il est plus simplement question de « LIMITER les risques 
lors de classement en zone à bâtir, de l'augmentation du degré d'utilisation 
d'une zone ». Mais ce même commentaire dit plus loin que « lors du 
classement en zone à bâtir, de l'augmentation du degré d'utilisation d'une 
zone ou du changement d'affectation d'une zone, ainsi que lors de l'octroi 
d'autorisations de construire, les autorités compétentes en matière 
d'aménagement du territoire et d'autorisations de construire VEILLENT à ce 
que les nouvelles affectations ou les utilisations plus intensives 
N'ENTRAINENT SI POSSIBLE DANS D'AUGMENTATION DES RISQUES 
ou que l'intensité de l'utilisation soit réduite afin de rendre les risques dans 
la zone dangereuse supportables.
Nous recommandons de préciser dans le rapport explicatif ce qu'on entend 
par ces termes EN LETTRES MAJUSCULE.

Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'entretien des eaux est une mesure importante qui garantit le maintien du 
niveau existant de protection contre les crues. Cette disposition reprend en 
substance l'art. 23 de l'ordonnance en vigueur, mais avec une formulation 
plus précise.
Les cantons ayant pour tâche d'assurer l'entretien des ouvrages et des 
installations de pro-tection de manière appropriée, il leur incombe 
également de définir les compétences et les obligations en relation avec cet 
entretien. Il s'agit là d'un élément important de la gestion des ouvrages de 
protection, qui repose sur les informations du cadastre de ces ouvrages 
(voir l'art. 4, al. 1, let. c et d) ainsi que sur l'évaluation des ouvrages de 
protection quant à leur bon fonctionnement (art. 7, al. 2).
La let. a porte sur les interventions relevant de l'entretien des eaux qu'il y a 
lieu d'effectuer régulièrement ou après chaque événement dommageable, 
afin de maintenir la capacité d'écoulement des ouvrages et des installations 
de protection et de limiter si nécessaire la dynamique des eaux. En font 
notamment partie le dégagement du profil d'écoulement et des dépotoirs à 
alluvions, le rabattage régulier et par étapes de la végétation riveraine 
destiné à maintenir la capacité d'écoulement ainsi que, si nécessaire, la 
stabilisation du fond du lit ou des berges.
La let. b précise le deuxième aspect important de l'entretien des eaux : les 
ouvrages et les installations de protection doivent être entretenus, ce qui 
implique par exemple que ceux qui sont endommagés doivent être réparés. 
Les travaux d'entretien ont pour but de prolonger la durée de vie des 
ouvrages et des installations de protection et d'en assurer le bon fonction-
nement. 
Les exigences écologiques en matière d'entretien sont définies à l'art. 37 P-
LEaux et préci-sées à l'art. 41cquater P-OEaux.

A nuancer et compléter.

Begründung Il convient de compléter les propos avec des explications sur les modalités 
d'entretien des eaux en dehors des zones où des ouvrages ou des 
installations de protection ont été construites (par exemple dans les zones 
renaturées, ou dans les cours d'eau libre). 

Les modalités d'entretien sont présenté de manière très invasive et peu en 
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adéquation avec les fonctionnalités naturelles des cours d'eau, en particulier 
pour le déplacement des espèces. Une vision intégrée s'appuyant sur les 
dynamiques naturelles et les typologie de végétation et de milieu les plus 
adaptés doit guider une nouvelle rédaction.

Titel 2. Abschnitt: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen 4.3.2 Art. 10 
Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen der 
Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag "Let a : la réalisation des études de base par les cantons repose sur l'art. 4 
et comprend no-tamment le relevé des eaux, le cadastre des événements et 
des ouvrages de protection, les évaluations des dangers ainsi que la 
documentation et les analyses des événements. À l'avenir, les cantons 
seront tenus de recenser et d'évaluer périodiquement non seulement les 
dangers, mais également les risques, moyennant l'établissement de vues 
d'ensemble des risques et de planifications globales."

Nous recommandons de préciser la périodicité attendue pour ces mises à 
jour.

Même demande en ce qui concerne l'OFo.

Begründung --

Titel 4. Abschnitt: Verfahren bei der Gewährung globaler Abgeltungen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag "La teneur des art. 15 et 17 correspond à celle des art. 6 et 8 de 
l'ordonnance en vigueur.
Les art. 13, 14 et 16 sont modifiés. L'art. 13, al. 1, contient nouvellement 
l'indication « tous les quatre ans ». "
Est-ce une indication quant à la périodicité des mesures / études à mettre à 
jour ?
Nous recommandons de préciser à quoi correspond cette période de 4 ans.

Begründung --

Titel 5.2 Waldverordnung 3. Kapitel Schutz vor Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les art. 15, 16 et 17 OFo concernant la protection contre les catastrophes 
naturelles sont restructurés en un art. 15 relatif à la gestion des risques liés 
aux catastrophes naturelles, un art. 16 consacré aux études de base et trois 
articles réglant les divers types de mesures de protection (art. 17, 17a et 
17b). Leur contenu est ainsi adapté aux principes de la gestion intégrée des 
risques et aux tâches tels que définis dans la P-OACE. L'OFo ne contient 
pas de définitions. Les termes qui y sont utilisés, comme « planification 
intégrale » et « approche fondée sur les risques », ont la même signification 
que dans la P-OACE.

Ajouter un nouvel article avec les définitions.

Begründung Vu l'importance de l'évolution avec une approche fondée sur les risques, 
l'ajout de définitions directement dans l'OFo est indispensable.

Titel 5.2.1 Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'al. 1 reprend largement la formulation de l'art. 3 P-OACE et a la même 
signification que ce dernier. Il définit les tâches des cantons découlant de 
l'art. 19 P-LFo, qui consistent à réduire et à limiter les risques moyennant la 
réalisation des études de base nécessaires et la mise en œuvre des 
mesures fondées sur ces dernières. À la différence de l'art. 3 P-OACE, il ne 
men-tionne toutefois pas explicitement les aspects écologiques. Ceux-ci 
doivent néanmoins être pris en considération, conformément aux 
dispositions de l'art. 1 LFo.
L'al. 2 s'inspire de l'art. 17, al. 3, de l'OFo en vigueur, qui prescrit déjà une 
planification inté-grale. Il est complété par l'obligation de concertation avec 
les milieux concernés, qui vise à souligner l'aspect participatif du processus 
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de planification, ainsi que par la mention de la combinaison optimale des 
mesures, autrement dit par le principe selon lequel tous les types de 
mesures doivent être examinés en leur accordant la même valeur et 
combinés de manière que leurs interactions réduisent les risques avec 
efficacité et efficience.

Begründung L'explication mentionne que les enjeux écologique doivent être intégrés. Il 
est étonnant que ce terme ne soit pas intégré dans l'art. 15.

Titel 5.2.5 Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cet article s'inspire largement de l'art. 17 de l'OFo en vigueur. L'ordre de 
succession des mesures et certains termes ont été adaptés à des fins 
d'harmonisation avec l'art. 7 P-OACE. Les possibilités de construction en 
matière de protection contre les avalanches, les glisse-ments de terrain, les 
éboulements et l'érosion y sont d'un autre type que celles relevant de la 
protection contre les crues. Les mesures biologiques, en particulier, 
revêtent une plus grande importance, car la forêt protectrice assure déjà par 
elle-même une certaine protection.
La phrase introductive de l'al. 1 prévoit la mise en œuvre de mesures 
biologiques et tech-niques pour réduire le risque.
La let. a reprend les mesures de reboisement et de soins aux jeunes 
peuplements déjà pré-vues dans l'OFo en vigueur. Elle oblige les cantons à 
délimiter des forêts de protection, de manière que la fonction forestière de 
protection (voir aussi art. 2, al. 1, LFo) puisse être rem-plie de manière 
ciblée. Cette tâche d'exécution est déjà de la compétence des cantons, dont 
la pratique en vigueur en la matière repose sur la méthode SilvaProtect .
La let. b, qui prévoit des mesures sylvicoles, correspond à l'art. 17, al. 1, let. 
a, de l'OFo en vigueur.
La let. c correspond en substance à l'art. 17, al. 1, let. b, de l'OFo en 
vigueur. La formulation est simplifiée et l'adverbe « exceptionnellement » 
supprimé.
La let. d relative aux ouvrages contre les chutes de pierres et les 
éboulements correspond à l'art. 17, al. 1, let. e, de l'OFo en vigueur. Dans 
cette disposition également, l'expression « à titre exceptionnel » est 
supprimée et le terme français « chutes de rochers », remplacé par le terme 
« éboulements ».
La let. e est reprise de l'art. 17, al. 1, let. d, de l'OFo en vigueur, avec une 
modification en français, qui remplace « le ravinement » par « les laves 
torrentielles » . La notion de coulée de boue est ajoutée, afin de traiter de 
manière spécifique ce type de glissement de terrain, au vu de ces 
caractéristiques particulières, et notamment de son interaction avec le 
ruisellement.
Le déplacement de constructions et d'installations menacées vers des lieux 
sûrs (art. 17, al. 1, let. f, de l'OFo en vigueur) est une mesure relevant de 
l'aménagement du territoire et figure donc à l'art. 17 P-OFo.
L'al. 2 concernant la robustesse et la capacité de surcharge des ouvrages 
de protection ainsi que la sécurité des systèmes a la même teneur que l'art. 
7, al. 2, P-OACE, mais se réfère aux processus de dangers relevant de la 
LFo.
L'al. 3 relatif aux espaces de délestage donnant droit à des 
dédommagements est formulé par analogie avec l'art. 7, al. 4, P-OACE, 
mais se réfère aux processus de dangers relevant de la LFo.

Begründung Ajouter la notion de coulées de boue (voir commentaire sur le projet de loi).

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Luzern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der 
Kanton Luzern mit den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist. Die 
revidierte Wasserbaugesetzgebung wurde vom eidgenössischen Parlament 
am 15. März 2024 verabschiedet. Sie erfolgte mit Blick auf den grossen 
Handlungsbedarf beim Umgang mit Naturgefahren. Der vorliegende Entwurf 
einer totalrevidierten Wasserbauverordnung präzisiert die 
Gesetzesänderung auf Verordnungsstufe. Der Verordnungstext ist 
allerdings aus unserer Sicht sehr bzw. zu umfangreich, was sich mitunter in 
Wiederholungen und auch Ungereimtheiten widerspiegelt. Dies gilt es für 
die praktische Umsetzung unbedingt zu vermeiden. Klare und eindeutige 
Formulierungen (widerspruchsfrei, abgestimmt, konsistent und koordiniert) 
müssen das Ziel sein. Hier erkennen wir noch Optimierungsbedarf.

Richtig und wichtig ist, dass die Ausführungsvorschriften in der 
Waldverordnung auf die neuen Regelungen in der Wasserbauverordnung 
abgestimmt und dementsprechend ebenfalls angepasst werden. So lässt 
sich der harmonisierte Vollzug auch bei den gravitativen Naturgefahren 
weiterhin sicherstellen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Begriffsdefinitionen sollen nur soweit nötig erfolgen und müssen sich in 
jedem Fall mit solchen in anderen Rechtserlassen decken.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 4-8:

Antrag: Wo möglich und sinnvoll sollen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen aus anderen Artikeln nicht wiederholt (oder gar 
umformuliert) werden. Vielmehr soll bei Bedarf auf diese verwiesen werden.

Begründung: Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten und der Inhalte mit 
der Schaffung von Differenzen sind unbedingt zu beheben. Denn nur eine 
klare Begrifflichkeit mit entsprechenden Inhalten erlaubt eine zweck-
mässige und einheitliche Umsetzung und unterstützt bzw. ermöglicht eine 
konsequente Verwendung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete und die Risiken sowie 
den Raumbedarf der Gewässer gemäss Artikel 36a des 
Gewässerschutzgesetzes vom 24. Januar 1991 bei ihrer Richt- und 
Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeit. Sie 
stellen in den Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:
a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von Baubewilligungen 
für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.
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Begründung Art. 4-8:

Antrag: Wo möglich und sinnvoll sollen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen aus anderen Artikeln nicht wiederholt (oder gar 
umformuliert) werden. Vielmehr soll bei Bedarf auf diese verwiesen werden.

Begründung: Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten und der Inhalte mit 
der Schaffung von Differenzen sind unbedingt zu beheben. Denn nur eine 
klare Begrifflichkeit mit entsprechenden Inhalten erlaubt eine zweck-
mässige und einheitliche Umsetzung und unterstützt bzw. ermöglicht eine 
konsequente Verwendung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis.

Artikel 5: 
Die konsequente Entflechtung von Wasserbau (WBG) und Gewässerschutz 
(GSchG) – beispielsweise betreffend den Raumbedarf – birgt 
unnötigerweise das Risiko, dass sich die Disziplinen weiter entfernen. Dies 
ist gerade mit Blick auf immer wieder auf-tretende Interessenkonflikte zu 
vermeiden, auch um die Auflösung solcher Konflikte nicht ausschliesslich 
der Praxis zu überlassen.

Artikel 5 Absatz 1: 
Art. 36a GSchG verpflichtet die Kantone, einen Gewässerraum festzulegen, 
der u.a. den Schutz vor Hochwasser gewährleisten soll. Gemäss Art. 3 Abs. 
1 WBG gewährleisten die Kantone den Hochwasserschutz in erster Linie 
durch den Unterhalt der Gewässer und durch raumplanerische 
Massnahmen. Art. 21 Abs. 3 der bisherigen WBV macht den expliziten 
Bezug auf Art. 36a GSchG. Dieser Bezug ist auch in der revidierten WBV in 
Art. 5 Abs. 1, der im Wesentlichen dem bisherigen Art. 21 Abs. 3 entspricht, 
wiederaufzunehmen. Die Festlegung des Gewässerraums ist eine zentrale 
raumplanerische Massnahme, um u.a. den Hochwasserschutz zu 
gewährleisten.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 4-8:

Antrag: Wo möglich und sinnvoll sollen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen aus anderen Artikeln nicht wiederholt (oder gar 
umformuliert) werden. Vielmehr soll bei Bedarf auf diese verwiesen werden.

Begründung: Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten und der Inhalte mit 
der Schaffung von Differenzen sind unbedingt zu beheben. Denn nur eine 
klare Begrifflichkeit mit entsprechenden Inhalten erlaubt eine zweck-
mässige und einheitliche Umsetzung und unterstützt bzw. ermöglicht eine 
konsequente Verwendung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 4-8:

Antrag: Wo möglich und sinnvoll sollen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen aus anderen Artikeln nicht wiederholt (oder gar 
umformuliert) werden. Vielmehr soll bei Bedarf auf diese verwiesen werden.

Begründung: Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten und der Inhalte mit 
der Schaffung von Differenzen sind unbedingt zu beheben. Denn nur eine 
klare Begrifflichkeit mit entsprechenden Inhalten erlaubt eine zweck-
mässige und einheitliche Umsetzung und unterstützt bzw. ermöglicht eine 
konsequente Verwendung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --
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Begründung Art. 4-8:

Antrag: Wo möglich und sinnvoll sollen Gesetzes- und 
Verordnungsbestimmungen aus anderen Artikeln nicht wiederholt (oder gar 
umformuliert) werden. Vielmehr soll bei Bedarf auf diese verwiesen werden.

Begründung: Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten und der Inhalte mit 
der Schaffung von Differenzen sind unbedingt zu beheben. Denn nur eine 
klare Begrifflichkeit mit entsprechenden Inhalten erlaubt eine zweck-
mässige und einheitliche Umsetzung und unterstützt bzw. ermöglicht eine 
konsequente Verwendung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis.

Artikel 8: Der Artikel soll analog des Aufbaus im Gesetz eingeordnet werden 
(-> Art. 5) und ganzheitlich, also unter Bezugnahme auch auf die 
Gewässerschutzgesetzgebung formuliert werden.

Der Bezug zu Art. 10 Abs. 1e fehlt. Ein zielorientierter Unterhalt beschränkt 
sich nicht nur auf die Schutzbauten und -anlagen, sondern fokussiert auf 
das Gewässersystem als Gesamtes (Berücksichtigung u.a. auch von 
Abflusskapazität, Gewässerdynamik und –stabilität.

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Es irritiert, dass hier zum Gesetz ergänzende Anforderungen formuliert, 
zumal nicht klar ist, ob die Aufzählung in Art. 9 Abs. 1 WBG abschliessend 
ist.

Massnahmenbezogen kann der Unterhalt von Massnahmen (vgl. 
Erläuterungsbericht) zum Zeitpunkt der Beitragsgewährung (Gesuchstellung 
oder Programmvereinbarung) höchstens in Aussicht gestellt werden, kaum 
jedoch schon gewährleistet sein.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Artikel 10: Ein klarer Bezug zu den Aufgaben (Art. 4 bis 8) ist mit Sicherheit 
zielführender und schafft Klarheit. Die (wiederholte) Ausformulierung ist 
unnötig (vgl. auch erläutern-der Bericht).

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Es ist unnötig, dass gesetzliche Anforderungen noch explizit aufzuführen 
sind (vgl. Art. 17 und Art. 21). Deshalb genügt es, sich hier auf die bilateral 
zu regelnden Aspekte zu beschränken.

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Bezug des «Einzelfalls» zu den im Gesetz genannten «besonders 
aufwendigen Projekten» ist nicht erkennbar bzw. geklärt.

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22-23:
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Antrag: Ergänzung/Klärung betreffend kantonale Mass-nahmen im Bereich 
Weiterbildung, Forschung, Information

Begründung: Kantonale Anstrengungen in den genannten Bereichen 
können auch überregionale oder gar eidgenössische Ausstrahlung 
entfalten. Es ist davon auszugehen, dass solche Anstrengungen auch 
Finanzhilfen rechtfertigen, die es in der Programmvereinbarung zu 
berücksichtigen gilt.

Im Verbund ist der Risikodialog (Weiterbildung, Forschung, Information) 
nicht nur als Bundesaufgabe zu klassifizieren. Dies ist als Aufgabe der 
Kantone (Verbundpartner) auch im Verordnungstext zu ergänzen.

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22-23:

Antrag: Ergänzung/Klärung betreffend kantonale Mass-nahmen im Bereich 
Weiterbildung, Forschung, Information

Begründung: Kantonale Anstrengungen in den genannten Bereichen 
können auch überregionale oder gar eidgenössische Ausstrahlung 
entfalten. Es ist davon auszugehen, dass solche Anstrengungen auch 
Finanzhilfen rechtfertigen, die es in der Programmvereinbarung zu 
berücksichtigen gilt.

Im Verbund ist der Risikodialog (Weiterbildung, Forschung, Information) 
nicht nur als Bundesaufgabe zu klassifizieren. Dies ist als Aufgabe der 
Kantone (Verbundpartner) auch im Verordnungstext zu ergänzen.

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Artikel 24:
Die Formulierung «generell, exkl. Massnahmen ohne besonderen Aufwand» 
ist schwerfällig. Besser wird hier direkt Bezug zu den Massnahmen mit 
besonderem Aufwand oder eben zum Einzelfall (Art. 18 ff.) genommen.

Die verpflichtende Formulierung in Abs. 2 widerspricht der Kann-
Formulierung in 
Art. 12 Abs. 3.

Titel Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bundesstellen sind bei Verbundaufgaben zur Koordination mit den 
Kantonen verpflichtet. Daher gilt es in der Verordnung zu verankern, dass 
bei der Erstellung von Vollzugshilfen eine Vernehmlassungspflicht besteht.

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU erarbeitet die Grundlagen für den Hochwasserschutz, die von 
gesamtschweizerischem Interesse sind. Zu diesem Zweck:

a.führt es Erhebungen durch über die Belange des Hochwasserschutzes;
b.vermisst es Fliessgewässer;
c.erhebt es die hydrologischen Grundlagen;
e.analysiert es Ereignisse;
f.erstellt es Übersichten.

Begründung Was ist mit dem Inventar (Bst. d) gemeint ist, ist unklar (nur vom Bund 
mitfinanzierte 
Massnahmen mit besonderem Aufwand, die auch vom Bund selbst 
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inventarisiert werden oder ein Teilaspekt des Schutzbautenkatasters, 
enthalten im bestehenden minimalen. Datenmodell?). Solange dies und 
auch die Beschaffung und Bewirtschaftung dieser Daten nicht geklärt ist, 
soll dieser Punkt (zumindest vorläufig) ausgeklammert bleiben.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Eine Frist zu setzen, ohne gleichzeitig auch die Folgen bei einer 
Nichterfüllung festzuhalten, wirkt «zahnlos», weshalb darauf auch verzichtet 
werden kann.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die Einführung dieses neuen Artikels in der GSchV ist zu 
verzichten.

Begründung: Der neu vorgeschlagene Artikel der GSchV bringt keine 
Verbesserung. Die Grundsätze sind in der Botschaft zum Bundesgesetz 
über den Wasserbau vom 10 März 2023 und in den Bestimmungen des 
GSchG abgehandelt. Der Mehrwert dieser fachlichen Ergänzung ist gering 
und führt zu einer Überfrachtung der GSchV.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Auf die Einführung dieses neuen Artikels in der GSchV ist zu 
verzichten. Andernfalls ist er so an-zupassen, dass keine Widersprüche zu 
Art. 41c Abs. 3 GSchV bzw. zur DZV geschaffen werden.

Begründung: siehe Ausführungen zuvor. 

Zudem ist der neue Artikel nicht wider-spruchsfrei zu Art. 41c Abs. 4 GSchV 
– mit der im Gewässerraum zugelassenen land-wirtschaftlichen Nutzung 
gemäss Direktzahlungsverordnung (BFF Typ Uferwiese widerspricht einer 
‘Vegetation, die sich natürlich entwickelt').

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Artikel 16: siehe Ausführungen zu Art. 29 WBV

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung:



160 / 927

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der 
Kanton Luzern mit den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der 
Kanton Luzern mit den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und der KVA. Zwischenlager ausserhalb von Deponien 
müssen betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und 
Platzbefestigung, Brandschutz etc. sehr hohe Anforderungen erfüllen. Eine 
Bereitstellung von Lagerplätzen in diesem Umfang ist ausserhalb von 
Deponien unmöglich.

Die Lagerung von Siedlungsabfällen auf Deponien des Typs C-D ist gemäss 
Art. 30 Abs. 2 VVEA zulässig. Bevor hier fixe Zwischenlagerzeiträume 
festgelegt werden, ist zu klären, unter welchen Bedingungen die 
Zwischenlagerung bereitgestellt werden muss. Sollten die Deponien 
gezwungen sein, zu jeder Zeit die Zwischenlagerkapazität zur Verfügung zu 
stellen, so müsste der Einbau so geplant werden, dass ständig eine Fläche 
für die Zwischenlagerung verfügbar ist oder dass auch schon 
abgeschlossene Bereiche für die Zwischenlagerung erneut genutzt werden 
könnten. Dies ist mit hohen Kosten verbunden und es stellt sich vor allem 
auch die Frage, ob bei der eher zunehmenden Deponieknappheit ein 
solches Regime umsetzbar ist (Freihalten von Deponieflächen). Es ist daher 
zu prüfen, ob die Zwischenlagerpflicht und die dazu notwendigen 
Bedingungen nicht im Rahmen des Notrechts vorzubereiten und zu klären 
wären. Fallen mehrere KVA's gleichzeitig aus, so handelt es sich ohnehin 
um eine nationale Ausnahmesituation, die eine schweizweite Koordination 
erfordern.

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt gesammelten und 
nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die 
sich aus der Behandlung von getrennt gesammelten Siedlungsabfällen 
ergeben und nicht stofflich verwertet werden können, dürfen bei der 
Herstellung von Zement und Beton als Brennstoff verwendet werden.

Begründung Für die Herstellung von Beton sollen keine Sortierreste verwendet werden 
dürfen, um die Rezyklierfähigkeit über mehrere Zyklen sowie das Image von 
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RC-Beton nicht zu gefährden.

Die Verwendung von Sortierresten für die Herstellung von Zement ist 
aufgrund der im Vergleich zu KVA geringeren Abscheideleistung der 
Rauchgasreinigung nicht zuzulassen.

Die Erläuterungen sprechen nur von einer thermischen Verwertung von 
Sortierrresten als Brennstoff. Die ursprüngliche Formulierung lässt aber die 
Verwertung sämtlicher Sortierreste als Rohmaterial, als 
Rohmelkorrekturstoff als Zumahl-oder Zuschlagstoff sowie als Brennstoff zu.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung In Absatz 2h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 

Streichung von Absatz 2i; Begründung sie-he Art. 4 Abs. 1g und 2.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. verwertbare Fraktionen aus der Aufbereitung von Beton- und 
Mischabbruch welche die Qualitätsanforderungen an Recyclingbaustoffe 
erfüllen.

Begründung Als Zuschlagstoffe sollen nicht die ungeprüften Abfälle, sondern die 
qualitätsgeprüften Fraktionen aus der Bauschuttaufbereitung verwendet 
werden dürfen. Weiter ist darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und 
Zumahlstoffe handelt, die nicht den Zementofen passieren. Es ist unklar, 
was dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der 
Kanton Luzern mit den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
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b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Beeinträchtigungen der 
Bodenqualität;

Begründung Der ausschliessliche Fokus auf die Bodengefährdungen, Verdichtung und 
Erosion ist im Gesamtkontext der Regelungsbreite der VBBo nicht (mehr) 
nachvollziehbar bzw. zielführend.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Auswirkungen auf Biomasse oder Aktivität der Bodenorganismen sind z.
B. mangels Richtwerte (aktuell) keine vollzugs-tauglichen Parameter. Eine 
Konkretisierung ist daher unnötig bzw. bereits in Art. 2 Abs. 1a 
vorgenommen worden, die Wiederholung in Art. 2 Abs. 3 ist unnötig.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) in Abstimmung mit den Kantonen ein 
nationales Referenznetz zur Beobachtung der Belastungen des Bodens 
(NABO).

Begründung Um eine bessere Wirksamkeit für den Bodenschutz zu erzielen, soll sich 
das NABO in Zusammenarbeit mit den Kantonen weg vom starren 
Referenznetz hin zur Orientierung an den Vollzugsbedürfnissen entwickeln 
können.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens über den 
Richtwerten bestehen, so erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber 
Karten und veröffentlichen diese. Diese Karten enthalten mindestens 
Angaben über Lage, Art und Ausmass der Bodenbelastungen.

Begründung Die Pflicht zur Erstellung von Kartenwerken sollte auf chemische 
Bodenbelastungen beschränkt werden, da eine Darstellung von 
physikalischen oder biologischen Belastungen etwa auf Grund fehlender 
Beurteilungsmethoden oder dynamischer Belastungsentwicklung zurzeit als 
nicht umsetzbar betrachtet wird.

In Übereinstimmung mit Art. 4 Abs. 3 empfehlen wir eine 
Veröffentlichungspflicht, damit die Information als wertwolle 
Planungsgrundlage für die Bauwirtschaft und Vollzugsbehörden 
uneingeschränkt zur Verfügung stehen. Weitere Inhaltliche Vorgaben, sind 
(falls diese als notwendig erachtet werden) im Erläuterungsbericht 
beispielhaft aufzuführen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Steht fest oder ist zu erwarten, dass in bestimmten Gebieten Belastungen 
des Bodens die Bodenfruchtbarkeit gefährden, so sorgen die Kantone dort 
in Zusammenarbeit mit dem NABO für eine Überwachung der 
Bodenbelastung.

Begründung Um daraus eine bewältigbare Aufgabe für die Kantone zu machen, sollten 
sich die Kantone auf regionale Besonderheiten konzentrieren. Schweizweit 
uniform er-wartbare Belastungsmuster sollten mit konzeptioneller 
Unterstützung der NABO eingegrenzt und untersucht werden. Als 
Grundlage für eine entsprechende Arbeitsteilung soll in der VBBo die 
notwendige Grundlage geschaffen werden.

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)
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Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Antrag: Der Hg-Prüfwert ist in sinnvolle Übereinstimmung mit dem Richtwert 
zu bringen (der Prüfwert ist zu erhöhen, oder so-fern als sinnvoll erachtet, 
der Richtwert gleichzeitig abzusenken). Das Gleiche gilt für die 
vorgeschlagene Gleichsetzung des Prüf- und Sanierungswerts.

Begründung: Die Gleichsetzung von Richt- und Prüfwert (bzw. Prüf- und 
Sanierungswert) stellt für die allgemeine Stimmigkeit der Grenzwerte per 
Definition und die entsprechenden Vollzugskonsequenzen ein 
grundlegendes Problem dar.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der 
Kanton Luzern mit den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --



Luzern, 6. September 2024

Protokoll-Nr.: 972

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025: Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren
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KANTON
LUZERN

Zu detaillierten Rückmeldungen zu einzelnen Bestimmungen in den verschiedenen Verord­
nungsvorlagen erlauben wir uns, Sie auf den Anhang zu diesem Schreiben zu verweisen.

Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 haben Sie die Kantone und weitere Interessierte eingeladen, 
zum Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 Stellung zu nehmen.

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der Kanton Luzern mit 
den Vorlagen grundsätzlich einverstanden ist. Die revidierte Wasserbaugesetzgebung wurde 
vom eidgenössischen Parlament am 15. März 2024 verabschiedet. Sie erfolgte mit Blick auf 
den grossen Handlungsbedarf beim Umgang mit Naturgefahren. Der vorliegende Entwurf 
einertotalrevidierten Wasserbauverordnung präzisiert die Gesetzesänderung auf Verord­
nungsstufe. Der Verordnungstext ist allerdings aus unserer Sicht sehr bzw. zu umfangreich, 
was sich mitunter in Wiederholungen und auch Ungereimtheiten widerspiegelt. Dies gilt es 
für die praktische Umsetzung unbedingt zu vermeiden. Klare und eindeutige Formulierungen 
(widerspruchsfrei, abgestimmt, konsistent und koordiniert) müssen das Ziel sein. Hier erken­
nen wir noch Optimierungsbedarf.

Richtig und wichtig ist, dass die Ausführungsvorschriften in der Waldverordnung auf die 
neuen Regelungen in der Wasserbauverordnung abgestimmt und dementsprechend eben­
falls angepasst werden. So lässt sich der harmonisierte Vollzug auch bei den gravitativen Na­
turgefahren weiterhin sicherstellen.

Eidgenössisches Departement für Um­
welt, Verkehr, Energie und Kommunika­
tion UVEK

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement
Bahnhofstrasse 15
Postfach 3768
6002 Luzern
Telefon 041 228 51 55
buwd@lu.ch
www.lu.ch

Per E-Mail:
polg@bafu.admin.ch

mailto:buwd@lu.ch
http://www.lu.ch
mailto:polg@bafu.admin.ch


Freundliche Grüsse
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Fabian Peter 
Regierungsrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer 
Ausführungen.

Anhang:
- Detaillierte Rückmeldungen zu einzelnen Bestimmungen der WBV, VVEA, AltIV und VBBo



Wasserbauverordnung

Antrag

Art. 4-8

Art. 5

Art. 5 Abs. 1

Art. 8
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Wo möglich und sinnvoll 
sollen Gesetzes- und Ver- 
Ordnungsbestimmungen 
aus anderen Artikeln nicht 
wiederholt (oder gar um­
formuliert) werden. Viel­
mehr soll bei Bedarf auf 
diese verwiesen werden.

Der Bezug zu Art. 10 Abs. 1e fehlt. Ein zielori­
entierter Unterhalt beschränkt sich nicht nur 
auf die Schutzbauten und -anlagen, sondern 
fokussiert auf das Gewässersystem als Ge-

Artikel
Art. 2

Begründung/Bemerkung_________________  
Begriffsdefinitionen sollen nur soweit nötig 
erfolgen und müssen sich in jedem Fall mit 
solchen in anderen Rechtserlassen decken. 
Die Wiederholungen der Begrifflichkeiten 
und der Inhalte mit der Schaffung von Diffe­
renzen sind unbedingt zu beheben. Denn 
nur eine klare Begrifflichkeit mit entspre­
chenden Inhalten erlaubt eine zweckmässige 
und einheitliche Umsetzung und unterstützt 
bzw. ermöglicht eine konsequente Verwen- 
dung von Begrifflichkeiten auch in der Praxis. 
Die konsequente Entflechtung von Wasser­
bau (WBG) und Gewässerschutz (GSchG) - 
beispielsweise betreffend den Raumbedarf- 
birgt unnötigerweise das Risiko, dass sich die 
Disziplinen weiter entfernen. Dies ist gerade 
mit Blick auf immer wieder auftretende Inte­
ressenkonflikte zu vermeiden, auch um die 
Auflösung solcher Konflikte nicht aus- 
schliesslich der Praxis zu überlassen.________ 
Art. 36a GSchG verpflichtet die Kantone, ei­
nen Gewässerraum festzulegen, der u.a. den 
Schutz vor Hochwasser gewährleisten soll. 
Gemäss Art. 3 Abs. 1 WBG gewährleisten die 
Kantone den Hochwasserschutz in erster Li­
nie durch den Unterhalt der Gewässer und 
durch raumplanerische Massnahmen. Art. 21 
Abs. 3 der bisherigen WBV macht den expli­
ziten Bezug auf Art. 36a GSchG. Dieser Bezug 
ist auch in der revidierten WBV in Art. 5 Abs. 
1, der im Wesentlichen dem bisherigen Art. 
21 Abs. 3 entspricht, wiederaufzunehmen. 
Die Festlegung des Gewässerraums ist eine 
zentrale raumplanerische Massnahme, um 
u.a. den Hochwasserschutz zu gewährleisten. 
Der Artikel soll analog des Aufbaus im Ge­
setz eingeordnet werden (-> Art. 5) und 
ganzheitlich, also unter Bezugnahme auch 
auf die Gewässerschutzgesetzgebung formu­
liert werden.

Art. 5 Abs. 1 ist wie folgt 
anzupassen: «Die Kantone 
berücksichtigen die Gefah­
rengebiete und die Risiken 
sowie den Raumbedarf der 
Gewässer gemäss Artikel 
36a des Gewässerschutzge­
setzes vom 24. Januar 1991 
bei ihrer Richt- und Nut­
zungsplanung sowie bei 
ihrer übrigen raumwirksa­
men Tätigkeit.» (...)



Artikel Antrag

Art. 9

Art. 10

Art. 18

Art. 22-23

Art. 24
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Art. 14
Abs. 2e

Ergänzung/Klärung betref­
fend kantonale Massnah­
men im Bereich Weiterbil­
dung, Forschung, Informa­
tion

Im Verbund ist der Risikodialog (Weiterbil­
dung, Forschung, Information) nicht nur als 
Bundesaufgabe zu klassifizieren. Dies ist als 
Aufgabe der Kantone (Verbundpartner) auch 
im Verordnungstext zu ergänzen.__________  
Die Formulierung «generell, exkl. Massnah­
men ohne besonderen Aufwand» ist schwer­
fällig. Besser wird hier direkt Bezug zu den 
Massnahmen mit besonderem Aufwand oder 
eben zum Einzelfall (Art. 18 ff.) genommen.

Massnahmenbezogen kann der Unterhalt 
von Massnahmen (vgl. Erläuterungsbericht) 
zum Zeitpunkt der Beitragsgewährung (Ge­
suchstellung oder Programmvereinbarung) 
höchstens in Aussicht gestellt werden, kaum 
jedoch schon gewährleistet sein.___________ 
Ein klarer Bezug zu den Aufgaben (Art. 4 bis 
8) ist mit Sicherheit zielführender und schafft 
Klarheit. Die (wiederholte) Ausformulierung 
ist unnötig (vgl. auch erläuternder Bericht). 
Es ist unnötig, dass gesetzliche Anforderun­
gen noch explizit aufzuführen sind (vgl. Art. 
17 und Art. 21). Deshalb genügt es, sich hier 
auf die bilateral zu regelnden Aspekte zu be- 
schränken._____________________________  
Der Bezug des «Einzelfalls» zu den im Gesetz 
genannten «besonders aufwendigen Projek- 
ten» ist nicht erkennbar bzw. geklärt._______ 
Kantonale Anstrengungen in den genannten 
Bereichen können auch überregionale oder 
gar eidgenössische Ausstrahlung entfalten. 
Es ist davon auszugehen, dass solche An­
strengungen auch Finanzhilfen rechtfertigen, 
die es in der Programmvereinbarung zu be­
rücksichtigen gilt.

Begründung/Bemerkung_________________  
samtes (Berücksichtigung u.a. auch von Ab­
flusskapazität, Gewässerdynamik und —stabi- 
lität.________________________________  
Es irritiert, dass hier zum Gesetz ergänzende 
Anforderungen formuliert, zumal nicht klar 
ist, ob die Aufzählung in Art. 9 Abs. 1 WBG 
abschliessend ist.



Artikel Antrag

Art. 27

streichen

streichenArt. 33

Gewässerschutzverordnung:

siehe Ausführungen zu Art. 29 WBV
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Art. 29
Abs. 1d

Zudem ist der neue Artikel nicht wider­
spruchsfrei zu Art. 41c Abs. 4 GSchV - mit 
der im Gewässerraum zugelassenen land­
wirtschaftlichen Nutzung gemäss Direktzah­
lungsverordnung (BFF Typ Uferwiese wider­
spricht einer 'Vegetation, die sich natürlich 
entwickelt').

Auf die Einführung dieses 
neuen Artikels in der 
GSchV ist zu verzichten. 
Andernfalls ist er so anzu­
passen, dass keine Wider­
sprüche zu Art. 41c Abs. 3 
GSchV bzw. zur DZV ge­
schaffen werden.

Begründung/Bemerkung_________________  
Die verpflichtende Formulierung in Abs. 2 
widerspricht der Kann-Formulierung in
Art. 12 Abs. 3,___________________________  
Die Bundesstellen sind bei Verbundaufgaben 
zur Koordination mit den Kantonen ver­
pflichtet. Daher gilt es in der Verordnung zu 
verankern, dass bei der Erstellung von Voll­
zugshilfen eine Vernehmlassungspflicht be- 
steht.__________________________________  
Was ist mit dem Inventar (Bst. d) gemeint ist, 
ist unklar (nur vom Bund mitfinanzierte 
Massnahmen mit besonderem Aufwand, die 
auch vom Bund selbst inventarisiert werden 
oder ein Teilaspekt des Schutzbautenkatas­
ters, enthalten im bestehenden minimalen. 
Datenmodell?). Solange dies und auch die 
Beschaffung und Bewirtschaftung dieser Da­
ten nicht geklärt ist, soll dieser Punkt (zumin- 
dest vorläufig) ausgeklammert bleiben._____  
Eine Frist zu setzen, ohne gleichzeitig auch 
die Folgen bei einer Nichterfüllung festzuhal­
ten, wirkt «zahnlos», weshalb darauf auch 
verzichtet werden kann.

Antrag
Auf die Einführung dieses 
neuen Artikels in der 
GSchV ist zu verzichten

Begründung/Bemerkung__________________ 
Der neu vorgeschlagene Artikel der GSchV 
bringt keine Verbesserung. Die Grundsätze 
sind in der Botschaft zum Bundesgesetz über 
den Wasserbau vom 10 März 2023 und in 
den Bestimmungen des GSchG abgehandelt. 
Der Mehrwert dieser fachlichen Ergänzung 
ist gering und führt zu einer Überfrachtung 
der GSchV.______________________________  
siehe Ausführungen zuvor.Art. 41 cquater

Waldverordnung
Art. 16

Artikel
Art. 41cter



Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen

Art. 24 Abs. 1

Seite 6 von 92101.2209 / VM-BUWD-Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025

Die Verwendung von Sortierresten für die 
Herstellung von Zement ist aufgrund der im

Anpassung:
Abfälle dürfen als Rohma­
terial, als Rohmehlkorrek­
turstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zu­
schlagstoffe bei der Her­
stellung von Zement und 
Beton verwendet werden,

Antrag
Ablehnung

Die Lagerung von Siedlungsabfällen auf De­
ponien des Typs C-D ist gemäss Art. 30 Abs.
2 VVEA zulässig. Bevor hier fixe Zwischenla­
gerzeiträume festgelegt werden, ist zu klä­
ren, unter welchen Bedingungen die Zwi­
schenlagerung bereitgestellt werden muss. 
Sollten die Deponien gezwungen sein, zu je­
der Zeit die Zwischenlagerkapazität zur Ver­
fügung zu stellen, so müsste der Einbau so 
geplant werden, dass ständig eine Fläche für 
die Zwischenlagerung verfügbar ist oder 
dass auch schon abgeschlossene Bereiche 
für die Zwischenlagerung erneut genutzt 
werden könnten. Dies ist mit hohen Kosten 
verbunden und es stellt sich vorallem auch 
die Frage, ob bei der eher zunehmenden De­
ponieknappheit ein solches Regime umsetz­
bar ist (Freihalten von Deponieflächen). Es ist 
daher zu prüfen, ob die Zwischenlagerpflicht 
und die dazu notwendigen Bedingungen 
nicht im Rahmen des Notrechts vorzuberei­
ten und zu klären wären. Fallen mehrere 
KVA's gleichzeitig aus, so handelt es sich oh­
nehin um eine nationale Ausnahmesituation, 
die eine schweizweite Koordination erfor- 
dern.___________________________________ 
Für die Herstellung von Beton sollen keine 
Sortierreste verwendet werden dürfen, um 
die Rezyklierfähigkeit über mehrere Zyklen 
sowie das Image von RC-Beton nicht zu ge­
fährden.

Artikel
Art. 4 Abs. 1g 
und 2

Begründung____________________________  
Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für 
sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum 
von mindestens sechs Monaten übersteigt 
die Kapazitäten der Kantone und der KVA. 
Zwischenlager ausserhalb von Deponien 
müssen betreffend Entwässerung, Löschwas­
serrückhalt und Platzbefestigung, Brand­
schutz etc. sehr hohe Anforderungen erfül­
len. Eine Bereitstellung von Lagerplätzen in 
diesem Umfang ist ausserhalb von Deponien 
unmöglich.



Ablehnung
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Art. 32 Abs. 2 
h und i

Vergleich zu KVA geringeren Abscheideleis­
tung der Rauchgasreinigung nicht zuzulas­
sen.

In Absatz 2h ist zu definieren, für welchen 
Zustand der Betriebsmittelvorrat reichen soll. 
Aus unserer Sicht soll dies für den bewillig­
ten Regelbetrieb ohne Erleichterung der LRV 
berechnet werden.

Anpassung:
3.1 Beim Mahlen von Ze­
mentklinker und bei der 
Herstellung von Zement 
und Beton dürfen fol­
gende Abfälle als Zumahl­
oder Zuschlagstoffe ver­
wendet werden:
f. andere Abfälle, wenn sie 
die Grenzwerte nach An­
hang 3 Ziffer 2 Buchstabe 
c einhalten; nicht einge­
halten werden muss der 
Grenzwert für Chrom (VI);

Die Erläuterungen sprechen nur von einer 
thermischen Verwertung von Sortierrresten 
als Brennstoff. Die ursprüngliche Formulie­
rung lässt aber die Verwertung sämtlicher 
Sortierreste als Rohmaterial, als Rohmelkor­
rekturstoff als Zumahl-oder Zuschlagstoff 
sowie als Brennstoff zu.

Ziff. 3.1 Bst. f 
und h

wenn sie die Anforderun­
gen nach Anhang 4 erfül­
len. Als Rohmaterial oder 
als Brennstoffe dürfen je­
doch keine gemischten 
Siedlungsabfälle und keine 
gemischt gesammelten 
und nachträglich sortier­
ten Siedlungsabfälle ver­
wendet werden. Sortier­
reste, die sich aus der Be­
handlung von getrennt 
gesammelten Siedlungs­
abfällen ergeben und nicht 
stofflich verwertet werden 
können, dürfen bei der 
Herstellung von Zement 
und Beton als Brennstoff 
verwendet werden._______  
Anpassung: 
Inhaberinnen und Inhaber 
von Anlagen müssen diese 
so betreiben, dass: 
h. bei einem Unterbruch 
der Versorgung mit not­
wendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfü­
gung steht, mit welcher 
der Regelbetrieb für min­
destens zwei Monate si­
chergestellt ist;

Streichung von Absatz 2i; Begründung siehe 
Art. 4 Abs. 1g und 2._____________________  
Als Zuschlagstoffe sollen nicht die ungeprüf­
ten Abfälle, sondern die qualitätsgeprüften 
Fraktionen aus der Bauschuttaufbereitung 
verwendet werden dürfen. Weiter ist darauf 
zu achten, dass es sich um Zuschlag- und 
Zumahlstoffe handelt, die nicht den Zement­
ofen passieren. Es ist unklar, was dies für die 
Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.



Verordnung über Belastungen des Bodens VBBo

Art. 2 Abs. 3

Art. 3 Abs. 1

Art. 4 Abs. 1
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In Übereinstimmung mit Art. 4 Abs. 3 emp­
fehlen wir eine Veröffentlichungspflicht, da­
mit die Information als wertwolle Planungs­
grundlage für die Bauwirtschaft und Voll­
zugsbehörden uneingeschränkt zur Verfü- 
gung stehen. Weitere Inhaltliche Vorgaben,

h. verwertbare Fraktionen 
aus der Aufbereitung von 
Beton- und Mischabbruch 
welche die Qualitätsanfor­
derungen an Recycling­
baustoffe erfüllen.

Anpassung:
Das Bundesamt für Um­
welt (BAFU) betreibt in Zu­
sammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirt­
schaft (BLW) in Abstim­
mung mit den Kantonen 
ein nationales Referenz­
netz zur Beobachtung 
der Belastungen des Bo- 
dens (NABO).___________  
Anpassung:
Steht fest oder ist mit 
grosser Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten, dass in be­
stimmten Gebieten chemi­
sche Belastungen des Bo­
dens über den Richtwerten 
bestehen, so erstellen die 
Kantone hierüber Karten 
und veröffentlichen diese.

Die Pflicht zur Erstellung von Kartenwerken 
sollte auf chemische Bodenbelastungen be­
schränkt werden, da eine Darstellung von 
physikalischen oder biologischen Belastun­
gen etwa auf Grund fehlender Beurteilungs­
methoden oder dynamischer Belastungsent­
wicklung zurzeit als nicht umsetzbar betrach­
tet wird.

Artikel
Art. 1 Bst. b

Begründung____________________________  
Der ausschliessliche Fokus auf die Bodenge­
fährdungen, Verdichtung und Erosion ist im 
Gesamtkontext der Regelungsbreite der 
VBBo nicht (mehr) nachvollziehbar bzw. ziel- 
führend.________________________________  
Die Auswirkungen auf Biomasse oder Aktivi­
tät der Bodenorganismen sind z.B. mangels 
Richtwerte (aktuell) keine vollzugstauglichen 
Parameter. Eine Konkretisierung ist daher 
unnötig bzw. bereits in Art. 2 Abs. la vorge­
nommen worden, die Wiederholung in Art. 2 
Abs. 3 ist unnötig._______________________  
Um eine bessere Wirksamkeit für den Bo­
denschutz zu erzielen, soll sich das NABO in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen weg vom 
starren Referenznetz hin zur Orientierung an 
den Vollzugsbedürfnissen entwickeln kön­
nen.

Antrag_________________
Anpassung:
b. Die Massnahmen zur 
Vermeidung langfristiger 
Beeinträchtigungen der Bo­
denqualität;_____________  
Ablehnung der Änderung



Artikel Antrag

Art. 4 Abs. 2
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Anhang 1, 
Ziffer 12-13

Die Gleichsetzung von Richt- und Prüfwert 
(bzw. Prüf- und Sanierungswert) stellt für die 
allgemeine Stimmigkeit der Grenzwerte per 
Definition und die entsprechenden Vollzugs­
konsequenzen ein grundlegendes Problem 
dar.

Begründung____________________________ 
sind (falls diese als notwendig erachtet wer­
den) im Erläuterungsbericht beispielhaft auf- 
zuführen._______________________________ 
Um daraus eine bewältigbare Aufgabe für 
die Kantone zu machen, sollten sich die Kan­
tone auf regionale Besonderheiten konzent­
rieren. Schweizweit uniform erwartbare Be­
lastungsmuster sollten mit konzeptioneller 
Unterstützung der NABO eingegrenzt und 
untersucht werden. Als Grundlage für eine 
entsprechende Arbeitsteilung soll in der 
VBBo die notwendige Grundlage geschaffen 
werden.

Anpassung:
Steht fest oder ist zu er­
warten, dass in bestimm­
ten Gebieten Belastungen 
des Bodens die Boden­
fruchtbarkeit gefährden, 
so sorgen die Kantone 
dort in Zusammenarbeit 
mit dem NABO für eine 
Überwachung der Boden- 
belastung.______________  
Ablehnung:
Der Hg-Prüfwert ist in 
sinnvolle Übereinstim­
mung mit dem Richtwert 
zu bringen (der Prüfwert 
ist zu erhöhen, oder sofern 
als sinnvoll erachtet, der 
Richtwert gleichzeitig ab­
zusenken). Das Gleiche gilt 
für die vorgeschlagene 
Gleichsetzung des Prüf- 
und Sanierungswerts.
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Staatskanzlei des Kantons Obwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Bisherige Praxis wird nun rechtlich abgestützt.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Sinnvolle Erweiterung der Prozesse.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung
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--

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 15 Auszahlung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Berichterstattung und Kontrolle, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 19 Gewährung und Auszahlung der Beiträge, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Berichterstattung und Kontrolle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 21 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Art. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 1
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22 Gesuch, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Gewährung und Festlegung, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 25 Unterlagen

Akzeptanz Zustimmung



171 / 927

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 26 Stellungnahme zu anderen Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 28 Geoinformation

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund , Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Aufhebung bisherigen Rechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 32 Inkrafttreten

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Nicht anrechenbar nach den Artikeln 52 und 52a sind insbesondere 
Gebühren und Steuern sowie Kosten für den Landerwerb.

Begründung Landerwerb soll anrechenbar sein.

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4. Gebührenverordnung BAFU vom 3. Juni 2005 Anhang, Ziffer 8, 
Einleitungssatz, Feste Gebührenansätze und Gebührenrahmen

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --



176 / 927

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir stützen uns auf die Einschätzung des Cercle déchets ab und begrüssen 
die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um Präzisierungen, 
die aufgrund von Anfragen der Kan-tone und der Abgeberbetriebe 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir stützen uns auf die Einschätzung des Cercle Déchets ab und begrüssen 
die grundsätzlichen Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VVEA. 
Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, 
andererseits passen sie die Verordnung der Vollzugspraxis an. In 
Anbetracht der Erfahrungen der letzten Jahre erachten wir auch die 
Regelung eines Ausfalls sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Sie muss aber so 
gestaltet sein, dass sie für die Kantone und die Betreiber umsetzbar ist. Wir 
bitten bei der genauen Ausgestaltung der Regelung deshalb um eine enge 
Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager für insgesamt sechs 
Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch durchführbar. Ebenso 
sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone separat für die 
Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der Führung der 
Kantone zusammenzulegen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens 3 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft 5 Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von 6 Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA's organisiert werde (s. Gegenvorschlag Art. 4 Abs. 
1). Die Probleme in so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in 
Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verur-sachergerecht zu verteilen.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
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h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.3.1
Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:
f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen / 4.1 Notfallplanung für 
KVA (Art. 4 Abs. 1 Bst g und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) / 4.1.1 Kantonale 
Abfallplanung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g) und Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen bei Betriebsunterbruch (Art. 32 Abs. 2 Bst. i)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Artikel 4 VVEA beinhaltet die Aufgaben der Abfallplanung der Kantone. Neu 
sollen mit Buchstabe g die Kantone verpflichtet werden, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Entsorgungs-sicherheit bei längeren 
Betriebsunterbrüchen bei KVA zu planen, die beispielsweise durch Havarien 
oder Versorgungsausfall von notwendigen Betriebsmitteln verursacht 
werden. Ein entsprechender Artikel war bereits in der Vorgängerverordnung 
der VVEA enthalten (Art. 16 Abs. 2 Bst. k TVA). Der vorliegende Artikel 
enthält zusätzlich die Verpflichtung zur Planung der Entsorgung oder 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 3 Monaten durch 
die Inhaber von Abfallanlagen und die Kantone. Die Inhaberinnen oder 
Inhaber von Abfallanlagen sollen ihrerseits ebenfalls zur Zwischenlagerung 
von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer Zusammensetzung für 
die Dauer von mindestens 2 Monaten verpflichtet werden (vgl. Art. 32 Abs. 
2 Buchstabe i des vorliegenden Revisionsentwurfes). Die Zwischenlagerung 
lässt sich nur von den Kantonen in enger Zusammenarbeit mit den 
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Betreibern der KVA sicherstellen. Die hierfür notwendigen Massnahmen 
sind deshalb im Vorfeld durch den Kantonen zu koordinieren. Die 
anfallenden Kosten für die Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu 
verteilen. Die Verpflichtung der Kantone, die Entsorgung und die 
Zwischenlagerung der Abfälle zu planen, versteht sich inklusive der 
Mindestvorgabe von 2 Monaten, die durch die Betreiber der Abfallanlagen 
sichergestellt werden müssen. Für längere Betriebsunterbrüche von mehr 
als 2 Monaten sollen die Kantone Massnahmen planen. Die Massnahmen 
können beispielsweise überregionale Vereinbarun-gen zur Weiterleitung an 
andere KVA, Abklärungen potentieller Orte für Zwischenlager etc. 
beinhalten.
Der Einbezug der KVA-Notfallplanung in die kantonale Abfallplanung 
bedeutet für die Kantone einen zusätzlichen administrativen Aufwand. Da 
manche Kantone bereits über detaillierte Notfallpläne verfügen, kann der 
Aufwand durch einen diesbezüglichen Informationsaustausch verringert 
werden. Für die KVA beinhaltet die Verpflichtung für Zwischenlager sowohl 
einen administrativen Zusatzaufwand als auch allfälligen Investitionsbedarf 
für Lagerinfrastruktur wie Lagerraum, Ballenpresse etc. Hier bietet sich eine 
Zusammenarbeit für ein koordiniertes Vorgehen mit anderen Anlagen an, 
damit die Kapazitäten für die Zwischenlagerung nicht zwingend in der 
eigenen Anlage geschaffen werden müssen, sondern zentral gemeinsam 
für mehrere Anlagen sichergestellt werden können.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft 5 Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von 6 Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel 4.1.2 Betrieb von Abfallanlagen, Betriebsmittelreserven (Art. 32 Abs. 2 Bst. 
h)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.3 Betonabbruch nicht explizit als Baustoff auf Deponien nennen (Art. 20 
Abs. 3)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4 Energetische Verwertung von Sortierresten in der Zementindustrie (Art. 
24 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 Anpassung Berichterstattung (Art. 27 Abs. 1 Bst. e)

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.6 Ausnahme bei Sanierungsfrist bei KVA (Art. 54 Abs. 2)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.7 Streichen des Codes 7304 Feinmaterial aus der Bauschuttaufbereitung 
(Anh. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.8 Chrom (VI)-Vorgaben streichen und Beton- und Mischabbruch explizit 
erwähnen (Anh. 4 Ziff. 3.1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5 Auswirkungen / 5.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3 Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.3 Energetische Verwertung von Sortierresten in der Zementindustrie 
(Art. 24 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.4 Chrom-(VI)-Vorgaben streichen und Beton- und Mischabbruch explizit 
erwähnen (Anh. 4 Ziff. 3.1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VBBo 
und stützen uns für die detaillierte Stellungnahme auf die Einschätzung des 
Cercle Sol ab. Die vorliegende Revision verbessert den Bodenschutz und 
ist eine Unterstützung für den kantonalen Vollzug.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion sowie unerwünschten Verlusts von organischer Bodensubstanz;

Begründung Wie im erläuterndern Bericht auf Seite 6 korrekterweise festgehalten wird, 
ist die organische Bodensubstanz eine unverzichtbare Komponente für die 
langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO) und koordiniert es mit 
den Kantonen.

Begründung Die Kantone beteiligen sich an der Verwaltung der NABO-Daten, 
insbesondere durch die Übermittlung der kantonalen Daten. Die Kantone 
investieren viele personelle Ressourcen in die Optimierung der SOLS-Daten.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und 
die Erstellung von Hinweiskarten durch die Kantone nötig sind, und berät 
die Kantone.

Begründung Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzunehmen 
und der erläuternde Bericht entsprechend anzupassen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder anders beansprucht, 
muss unter Berücksichtigung der physikalischen Eigenschaften und der 
Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so auswählen 
und einsetzen, dass Verdichtungen, andere Strukturveränderungen des 
Bodens sowie der unerwünschte Verlust organischer Bodensubstanz, 
welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, vermieden werden.

Begründung Wie im erläuterndern Bericht auf Seite 6 korrekterweise festgehalten wird, 
ist die organische Bodensubstanz eine unverzichtbare Komponente für die 
langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

Titel Die Anhänge 1 und 2 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 5

Begründung Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, 
wie sich diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate 
auswirken.

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für die Umrechnung von ng TEQ/kg Trockensubstanz in ng TEQ/dm3 bzw. 
von mg/kg Trockensubstanz in mg/dm3 der Schadstoffgehalte in Böden mit 
einem Humusgehalt über 15 Prozent werden die gewichtsbezogenen 
Gehalte mit dem Trockenraumgewicht multipliziert.

Begründung Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, 
wie sich diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate 
auswirken.
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.3 Artikel 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4 Artikel 5 Absätze 2, 3 und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 Anhang 1 und 2

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.4 Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die zwölf Konzentrationswertanpassungen an den aktuellen 
Stand der Wissenschaften und unterstützt somit die vorliegende Anpassung 
der Altlasten-Verordnung. Die Auswirkungen der Vorlage auf die Kantone 
werden als gering eingestuft mit einer Ausnahme; Arsen geogenen 
Ursprungs kommt in erhöhten Konzentrationen im Wallis, in Graubünden, 
im Tessin sowie im Jura vor. Wir gehen davon aus, dass der 
Überwachungs- und Sanierungswert im Gewässerschutzbereich Au 
insbesondere in solchen Gebieten im natürlichen Schwankungsbereich zu 
liegen kommen kann. Dies wird zu einem höheren Vollzugsaufwand und zu 
allfälligen Kosten für Sanierungsmassnahmen führen. Die Senkung des 
Konzentrationswerts von Arsen scheint uns aber toxikologisch begründet 
und im Sinne des Vorsorgeprinzips angezeigt. Die Auswirkungen für den 
Vollzug in den Kantonen kann allerdings noch nicht abgeschätzt werden. 
Wir stimmen der Vorlage jedoch insgesamt zu.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1 der Altlasten-Verordnung vom 26. August 1998 wird gemäss 
Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme10

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1 Senkung des Konzentrationswerts für Arsen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 Senkung des Konzentrationswerts für Trichlorethen (Tri)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.3 Senkung des Konzentrationswerts für Ethylbenzol

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 4.4 Erhöhung des Konzentrationswerts für 1,1-Dichlorethen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 Erhöhung des Konzentrationswerts für Dichlormethan (Methylenchlorid, 
DCM)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.6 Erhöhung des Konzentrationswerts für 7 polyzyklische aromatische 
Kohlen-wasserstoffe (PAK)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5 Änderung anderer Erlasse: Auswirkungen auf die Verordnung über die 
Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 
814.600)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6 Auswirkungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.3 Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Kanton Glarus

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU erarbeitet die Grundlagen von gesamtschweizerischem 
Interesse für den Schutz vor Naturereignissen. Zu diesem Zweck:
a. führt es Erhebungen durch über die Belange des Schutzes vor 
Naturereignissen;
b. führt es ein Inventar über die vom Bund mitfinanzierten Massnahmen;
c. analysiert es Ereignisse;
d. erstellt es Übersichten.

Die Kantone erarbeiten die Grundlagen für den Hochwasserschutz. Zu 
diesem Zweck:

a.erheben sie den Zustand der Gewässer und ihre Veränderung;
b.dokumentieren und analysieren sie die Ereignisse;
c.dokumentieren und beurteilen sie die Schutzbauten;
d.führen sie einen Kataster der Ereignisse und der Schutzbauten;
e.erfassen sie die Gefahren und Risiken;
f.erstellen sie Gefahrenbeurteilungen und Risikoübersichten, namentlich 
durch die Erstellung von Gefährdungskarten und Gefahrenhinweiskarten;
g.erstellen sie Gesamtplanungen und übergeordnete Planungen.

Begründung In Art. 16 Abs. 1 der WaV werden die Leistungen des BAFU eingefügt. Dies 
sollte auch in der WBV ergänzt werden.

In Bst. f wird eine Ergänzung mit der Erstellung von Gefährdungskarten und 
Gefahrenhinweiskarten beantragt, da diese zu den wichtigen Grundlagen 
für den Hochwasserschutz gehören.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen die Gefahrengebiete und erstellen dazu Gefahrenkarten.

Begründung Die Gefahrenkarten sind ein etabliertes Instrument, das in den meisten 
Kantonen mit dem Begriff "Gefahrenkarte" umgesetzt wird. Die kantonale 
Gesetzgebung (Art. 16 EG WaG Kanton Glarus) stützt sich entsprechend 
auf den Begriff "Gefahrenkarte" ab. Das Entfernen des Begriffs aus der 
WaV schwächt die Umsetzungsebene und es ist nicht nachvollziehbar, 
wieso dieser bekannte Begriff entfernt werden soll. Vielmehr ist er eben 
auch in der Wasserbauverordnung einzuführen, um die Koordination und 
gleiche Umsetzung zu gewährleisten.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
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b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.die durch den Grundauftrag abgedeckten Aufwendungen der 
Führungs- und Einsatzkräfte;
e.Massnahmen des Siedlungswasserbaus im Umgang mit 
Regenwasser, sofern es sich nicht um Massnahmen handelt, welche 
über die Aufgaben der Siedlungsentwässerung hinausgehen und dem 
Hochwasserschutz dienen;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Wenn keine Abgeltungen für den Betrieb der Warneinrichtungen gewährt 
werden, hätte dies drastische Folgen für alle Überwachungssysteme. In der 
Schweiz gibt es zahlreiche Überwachungssysteme, welche nicht gekauft 
sondern lediglich gemietet sind (Lawinenradar, Steinschlagradar, etc.), 
diese Kosten wären somit nicht mehr gedeckt und die Bauherrschaften 
gezwungen, Anlagen zu kaufen, obwohl die deutlich teurere Variante. 
Weiter erfolgt die Auswertung vieler Überwachungssysteme bei den 
Prozessen nach Waldverordnung noch nicht automatisch, sondern manuell 
von Geologen und Ingenieuren. Da diese Auswertungen im laufenden 
Betrieb erfolgen, wären diese künftig nicht mehr anrechenbare Kosten. Dies 
hätte zur Folge, dass schweizweit der Einsatz von Warneinrichtungen 
reduziert werden müsste aus finanziellen Gründen und somit die 
organisatorischen Massnahmen geschwächt werden würden. Dies 
entspricht jedoch nicht der Strategie des Bundes betreffend integraler 
Schutz. Allein im Kanton Glarus wird jährlich für den Betrieb der 
Warneinrichtungen 500'000.- eingesetzt (Auswertungen durch Geologen 
und Ingenieure, Miete von Messgeräten, etc.).

Die Kostenbeiträge, die der Bund nach Art. 10 Abs. 1 den Kantonen 
gewährt, schliessen gemäss Abs. 2 Bst. d insbesondere die gemäss 
"Grundauftrag abgedeckten" Aufwendungen der Führungs- und 
Einsatzkräfte aus. Wir weisen explizit darauf hin, dass auch der Einsatz bei 
Katastrophen- und Notlagen (Extremereignisse) sowie bei starken 
Hochwasserereignissen zum "Grundauftrag" der Einsatz- und 
Führungskräfte gehört und damit die Formulierung aus unserer Sicht 
missverständlich ist.
Aus unserer Sicht müssen besondere "mobile" Einsatzmittel, welche fester 
Teil von speziellen Hochwasserschutzdispositiven sind (vgl. z. B. Matte-
Quartier in der Stadt Bern) ebenfalls beitragsberechtigt sein. Mobile 
Einsatzmittel sind zwar nicht das "optimale Mittel", an verschiedenen Stellen 
bestehen jedoch aus technischen oder baulichen Gründen kaum 
Alternativen. Dementsprechend sind die entsprechenden Formulierungen in 
der Verordnung (Art. 10 Abs. 1 Bst. c und Abs. 2 Bst. d) und der in der 
Erläuterung dahingehend zu überarbeiten, dass auch solche besonderen 
Einsatzmittel im Rahmen von entsprechenden 
Hochwasserschutzmassnahmen beitragsberechtigt sind.

Art. 10 Abs. 2 Bst. e WBV schliesst Massnahmen im Umgang mit 
Regenwasser kategorisch von Abgeltungen aus. Dies ist, in dieser 
Absolutheit, zu kurz gegriffen. Sicherlich ist die "reguläre" Entwässerung im 
Sinne der WBV grundsätzlich nicht abgeltungswürdig. Demgegenüber hat 
sich in den vergangenen Jahren in aller Deutlichkeit gezeigt, dass der 
Oberflächenwasserabfluss eine nicht zu unterschätzende Quelle von 
Elementarschäden darstellt. Wo Massnahmen der Entwässerung der 
Vorbeugung von Elementarschäden durch Oberflächenwasserabfluss 
dienen, sollten sie daher abgeltungsberechtigt sein. Wir regen daher an, 
Bst. e im vorgeschlagenen Sinne zu präzisieren.

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen die Gefahrengebiete und erstellen dazu Gefahrenkarten.

Begründung Die Gefahrenkarten sind ein etabliertes Instrument, das in den meisten 
Kantonen mit dem Begriff "Gefahrenkarte" umgesetzt wird. Die kantonale 
Gesetzgebung (Art. 16 EG WaG Kanton Glarus) stützt sich entsprechend 
auf den Begriff "Gefahrenkarte" ab. Das Entfernen des Begriffs aus der 
WaV schwächt die Umsetzungsebene und es ist nicht nachvollziehbar, 
wieso dieser bekannte Begriff entfernt werden soll. Vielmehr ist er auch in 
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der Wasserbauverordnung einzuführen, um die Koordination und gleiche 
Umsetzung zu gewährleisten.

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden, und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in den übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.die durch den Grundauftrag abgedeckten Aufwendungen der 
Führungs- und Einsatzkräfte;
e.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Wenn keine Abgeltungen für den Betrieb der Warneinrichtungen gewährt 
werden, hätte dies drastische Folgen für alle Überwachungssysteme. In der 
Schweiz gibt es zahlreiche Überwachungssysteme, welche nicht gekauft 
sondern lediglich gemietet sind (Lawinenradar, Steinschlagradar, etc.), 
diese Kosten wären somit nicht mehr gedeckt und die Bauherrschaften 
gezwungen, Anlagen zu kaufen, obwohl die deutlich teurere Variante. 
Weiter erfolgt die Auswertung vieler Überwachungssysteme bei den 
Prozessen nach Waldverordnung noch nicht automatisch, sondern manuell 
von Geologen und Ingenieuren. Da diese Auswertungen im laufenden 
Betrieb erfolgen, wären diese künftig nicht mehr anrechenbare Kosten. Dies 
hätte zur Folge, dass schweizweit der Einsatz von Warneinrichtungen 
reduziert werden müsste aus finanziellen Gründen und somit die 
organisatorischen Massnahmen geschwächt werden würden. Dies 
entspricht jedoch nicht der Strategie des Bundes betreffend integraler 
Schutz. Allein im Kanton Glarus wird jährlich für den Betrieb der 
Warneinrichtungen 500'000.- eingesetzt (Auswertungen durch Geologen 
und Ingenieure, Miete von Messgeräten, etc.).

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5



192 / 927

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Anpassung der VVEA wird begrüsst. Eine Harmonisierung zwischen 
VBBo, AltlV und VVEA ist anzustreben.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Die Revision der VBBo wird als notwendig erachtet. Eine Harmonisierung 
zwischen VBBo, AltlV und VVEA wird leider verfehlt. Die Stärkung des 
biologischen Bodenschutzes wird begrüsst es bestehen jedoch weiterhin 
Unklarheiten insbesondere für den Vollzug (Mess- und Umsetzbarkeit) die 
weder in der Verordnungsanpassung noch im erläuternden Bericht dazu 
geklärt werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion;

Begründung In der Synopse wird zu diesem Artikel eine Revision aufgeführt, im 
erläuternden Bericht ist die Anpassung nicht erwähnt, zudem wird in der 
Synopse ein anderer Wortlaut aufgeführt. Beide Änderungen sind nicht 
erläutert, was zu Missverständnissen führen kann.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO).

Begründung Es sind bei diesem Artikel in den verfügbaren Dokumenten (Synopse, 
Bericht, VNL) keine Änderungen ersichtlich.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten zur 
Bodenbelastung wird begrüsst. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass 
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bisher keine verlässlichen Methoden zur räumlichen Prognose von 
möglichen Überschreitungen der Richtwerte bestehen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung die 
Hinweiskarten nötig sind, und berät die Kantone.

Begründung Die Kantone haben nicht die Kapazität die erforderlichen Erhebungen für 
die Erstellung der Hinweiskarten selbst durchzuführen. Ausserdem würde 
ein durch die Bundesstellen koordinierte Verfahren den Vollzug in den 
Kantonen vereinheitlichen.

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Fehlt für einen Stoff, mit dem ein Boden belastet ist und der die langfristige 
Bodenfruchtbarkeit gefährden kann, ein Richtwert, so legt der Kanton einen 
solchen anhand der Kriterien in Artikel 2 Absatz 1 mit Zustimmung des 
BAFU im Einzelfall fest.

Begründung Mit Art. 5 Abs. 4 ist wie im erläuternden Bericht erwähnt bereits 
sichergestellt, dass die Kantone einen einheitlichen Vollzug ausüben. 
Gerade bei der Herleitung von fehlenden Beurteilungswerten tauschen sich 
die Kantone untereinander aus und greifen auf bestehende Listen mit 
festgelegten Werten zurück. Art. 5 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bedeuten einen 
unbegründeten Mehraufwand für die Kantone.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Fehlen für einen Stoff, mit dem ein Boden belastet ist und der bei einer 
bestimmten Nutzung die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen 
gefährden kann, Prüf- oder Sanierungswerte, so legt der Kanton solche mit 
Zustimmung des BAFU im Einzelfall fest.

Begründung Mit Art. 5 Abs. 4 ist wie im erläuternden Bericht erwähnt bereits 
sichergestellt, dass die Kantone einen einheitlichen Vollzug ausüben. 
Gerade bei der Herleitung von fehlenden Beurteilungswerten tauschen sich 
die Kantone untereinander aus und greifen auf bestehende Listen mit 
festgelegten Werten zurück. Art. 5 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bedeuten einen 
unbegründeten Mehraufwand für die Kantone.

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Mit Art. 5 Abs. 4 ist wie im erläuternden Bericht erwähnt bereits 
sichergestellt, dass die Kantone einen einheitlichen Vollzug ausüben. 
Gerade bei der Herleitung von fehlenden Beurteilungswerten tauschen sich 
die Kantone untereinander aus und greifen auf bestehende Listen mit 
festgelegten Werten zurück. Art. 5 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bedeuten einen 
unbegründeten Mehraufwand für die Kantone.

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 4.

Begründung Grundsätzlich wird die Bestimmung von Prüf- und Sanierungswerten bzgl. 
Quecksilber begrüsst. Die geplanten Werte sind jedoch einerseits für den 
Vollzug sehr aufwendig, andererseits sind die Folgen für die Wirtschaft 
gross und schwierig abschätzbar.
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Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 5

Begründung Ziffer 13: Die Anpassung widerspricht dem langjährigen Wunsch der 
Kantone nach einer Harmonisierung von VBBo, AltlV und VVEA. In der AltlV 
und der VVEA werden PCB zwar als Summe der 6 PCB-Kongenere 
ermittelt, jedoch nach Multiplikation mit dem Faktor 4.3 beurteilt. Mit der 
Revision wird die massive Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und 
AltlV nicht beseitigt. Dass ein Kongener auch in der Summe der Dioxine 
enthalten ist, stellt unseres Erachtens kein Problem dar.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Die Anpassung der AltlV auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse ohne 
grosse finanzielle Auswirkungen wird begrüsst. Es wird auf die 
Stellungnahme zur VBBo verwiesen, Eine Harmonisierung zwischen VBBo, 
AltlV und VVEA ist anzustreben.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Amt für Umwelt des Kantons St. Gallen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen im Grundsatz den Paradigmenwechsel von der 
Gefahrenabwehr zur Risikokultur und damit die Schaffung der rechtlichen 
Grundlagen dazu. Die zunehmenden Anforderungen an Übersichten, 
Analysen und Zustandserhebungen bedeuten jedoch einen erheblichen 
Mehraufwand für den Kanton. Es scheint, dass die Anforderungen von 
Seiten des Bundes und die Möglichkeiten des Kantons sich hier zunehmend 
weiter voneinander entfernen. Aus diesem Grund ersuchen wir den Bund 
die Formulierungen im Erläuternden Bericht so zu wählen, dass den 
Kantonen ein gewisser Handlungsspielraum zugestanden wird.

Ebenfalls zu begrüssen sind im Grundsatz die Berücksichtigung des 
Themas Naturgefahren in der Wasserbauverordnung und in der 
Waldverordnung. Allerdings gehen die vorgesehenen Anpassungen der 
Verordnung über das Ziel hinaus. Die Anpassungen erfordern erhebliche 
zusätzliche finanzielle und personelle Ressourcen der Kantone, da 
einerseits mehr Aufgaben zu erfüllen sind und andererseits die Erfüllung der 
bereits bekannten Aufgaben komplizierter und aufwändiger wird (z.B. 
geforderte Übersichten, Analysen und Zustandserhebungen). Daher ist es 
wichtig, dass nur notwendige Verordnungsanpassungen eingeführt werden 
oder der Erläuternde Bericht so formuliert ist, dass den Kantonen ein 
gewisser Handlungsspielraum zugestanden wird.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Im Erläuternden Bericht ist den Kantonen die Möglichkeit einzuräumen, den 
Detaillierungsgrad bei der Erstellung der erforderlichen Unterlagen 
festzulegen.

Begründung Hinsichtlich des Detaillierungsgrades bei der Erarbeitung der erforderlichen 
Unterlagen (insbesondere Bst. a) soll den Kantonen ein gewisser Spielraum 
eingeräumt werden. Den Kantonen ist die Möglichkeit einzuräumen, den 
Zustand und die Veränderungen der Gewässer auf die relevanten 
Gewässer zu beschränken.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Im Erläuternden Bericht ist zu ergänzen, dass diese Überprüfung der 
bestehenden Schutzbauten auf ihre Überlastbarkeit und Sicherheit bei den 
relevanten Schutzbauten und Anlagen durchzuführen ist.

Begründung Es wird von den Kantonen gefordert, dass sie die bestehenden 
Schutzbauten auf ihre Überlastbarkeit und Sicherheit überprüfen und diese 
bei Bedarf anpassen. Im Kanton St.Gallen sind aufgrund der 
unterschiedlichen Gewässerklassen gemäss kantonalem Wasserbaugesetz 
der Kanton, die Gemeinden oder gar die Anstösser unterhalts- und 
baupflichtig. Die Forderung soll auf die relevanten Schutzbauten beschränkt 
werden, damit den Kantonen ein Handlungsspielraum eingeräumt wird, 
welcher den unterschiedlichen Regelungen bez. Verantwortlichkeiten 
gerecht wird.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung
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Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.die durch den Grundauftrag abgedeckten Aufwendungen der 
Führungs- und Einsatzkräfte;
e.Massnahmen des Siedlungswasserbaus im Umgang mit Regenwasser;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Der Betrieb von Warneinrichtungen muss weiterhin mit Bundes- und 
Kantonsbeiträgen unterstützt werden können. Die Weiterentwicklung und 
der Betrieb des interkantonalen Mess- und Informationssystems für die 
Lawinenwarnung (IMIS) sollte unserer Auffassung nach weiterhin eine 
übergeordnete Verbundaufgabe von Bund und Kantonen bleiben. Eine 
Standortgemeinde sollte nicht allein für den Betrieb der auf ihrem 
Gemeindegebiet befindlichen IMIS-Stationen aufkommen müssen, während 
eine breite Öffentlichkeit direkt oder indirekt von den IMIS-Stationen 
profitiert, ohne dafür eine finanzielle Abgeltung zu leisten. Vom Betrieb der 
IMIS-Stationen profitieren weite Teile der Bevölkerung, wie beispielsweise 
die Benutzer von Autobahnen und anderen Verkehrswegen, Sport- und 
Eisenbahnen, Kraftwerke, Wetterdienste, Schneesportler und andere mehr. 
Wir sind daher der Meinung, dass es dem Bund und den Kantonen möglich 
sein muss, die Weiterentwicklung und den Betrieb des IMIS weiterhin mit 
finanziellen Mitteln unterstützen zu können.

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag -Art. 16 Abs. 2e: Gewisse Aspekte der Methodik der Risikoübersichten sind 
kritisch zu hinterfragen und können zu kantonal unterschiedlichen 
Ergebnissen führen. 

-Art. 16 Abs. 2f WaV: Die kantonalen Gesamtplanungen verursachen einen 
erheblichen Mehraufwand bei den Kantonen. Es ist daher wichtig, sich auf 
die wesentlichen Aspekte zu beschränken und den Kantonen zur 
Umsetzung genügend Spielraum einzuräumen.

Begründung Inwiefern inner- und interkantonale Ergebnisse adäquat verglichen werden 
können, ist noch nicht abzuschätzen. Daher sollte die Formulierung im 
Erläuternden Bericht vorsichtig gewählt werden, sodass letztlich keine 
Risikoübersichten miteinander verglichen werden, die nicht vergleichbar 
sind.

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden, und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in den übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.die durch den Grundauftrag abgedeckten Aufwendungen der 
Führungs- und Einsatzkräfte;
e.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Der Betrieb von Warneinrichtungen muss weiterhin mit Bundes- und 
Kantonsbeiträgen unterstützt werden können. Die Weiterentwicklung und 
der Betrieb des interkantonalen Mess- und Informationssystems für die 
Lawinenwarnung (IMIS) sollte unserer Auffassung nach weiterhin eine 
übergeordnete Verbundaufgabe von Bund und Kantonen bleiben. Eine 
Standortgemeinde sollte nicht allein für den Betrieb der auf ihrem 
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Gemeindegebiet befindlichen IMIS-Stationen aufkommen müssen, während 
eine breite Öffentlichkeit direkt oder indirekt von den IMIS-Stationen 
profitiert, ohne dafür eine finanzielle Abgeltung zu leisten. Vom Betrieb der 
IMIS-Stationen profitieren weite Teile der Bevölkerung, wie beispielsweise 
die Benutzer von Autobahnen und anderen Verkehrswegen, Sport- und 
Eisenbahnen, Kraftwerke, Wetterdienste, Schneesportler und andere mehr. 
Wir sind daher der Meinung, dass es dem Bund und den Kantonen möglich 
sein muss, die Weiterentwicklung und den Betrieb des IMIS weiterhin mit 
finanziellen Mitteln unterstützen zu können

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen im Grundsatz den Paradigmenwechsel von der 
Gefahrenabwehr zur Risikokultur und damit die Schaffung der rechtlichen 
Grundlagen dazu. Die zunehmenden Anforderungen an Übersichten, 
Analysen und Zustandserhebungen bedeuten jedoch einen erheblichen 
Mehraufwand für den Kanton. Es scheint, dass die Anforderungen von 
Seiten des Bundes und die Möglichkeiten des Kantons sich hier zunehmend 
weiter voneinander entfernen. Aus diesem Grund ersuchen wir den Bund 
die Formulierungen im Erläuternden Bericht so zu wählen, dass den 
Kantonen ein gewisser Handlungsspielraum zugestanden wird.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um 
Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Von der Bewilligungspflicht ausgenommen sind:
e.von Behörden bezeichnete Sammelstellen, die ausschliesslich 
Motorenöl, Speiseöl, Leuchtstoffröhren, Gerätebatterien nach der 
Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung vom 18. Mai 2005 
(ChemRRV) oder andere kontrollpflichtige Abfälle entgegennehmen und 
lediglich zwischenlagern.

Begründung Wir begrüssen es, wenn eine Präzisierung des Begriffs Batterien gemacht 
wird. Soweit wir das nun richtig verstanden haben, ist die Annahme von 
Bleibatterien und Lithiumbatterien von z.B. e-Bikes und e-Trottinetts etc. auf 
einer Gemeindesammelstelle ohne VeVA-Bewilligung nicht erlaubt. 
Wie fällt die Beurteilung bei Abgabe eines ganzen e-Bikes oder e-Trottinetts 
mit Akku aus? Dabei handelt es sich um einen anderen kontrollpflichtigen 
Abfall, da SENS-Gerät.

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die Möglichkeit, dass die Kantone neu vorsehen können, 
dass sie für die Erteilung von Bewilligungen für die Ausfuhr von 
unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial aus ihrem Kanton ins 
grenznahe Ausland zuständig sind.
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die grundsätzlichen Stossrichtungen der vorliegenden 
Revision der VVEA. Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der 
vergangenen Jahre, andererseits passen sie die Verordnung der 
Vollzugspraxis an. 
In Anbetracht der Erfahrungen der letzten Jahre erachten wir auch die 
Regelung eines Ausfalls sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Sie muss aber 
solchermassen gestaltet sein, dass sie für die Kantone und die Betreiber 
umsetzbar ist. Wir bitten bei der genauen Ausgestaltung der Regelung 
deshalb um eine enge Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager 
für insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch 
durchführbar. Ebenso sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone 
separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der 
Führung der Kantone zusammenzulegen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens drei 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. 
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA organisiert werden (siehe Gegenvorschlag Art. 4 
Abs. 1). Die Probleme in so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in 
Zusammenarbeit mit KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
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handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Überarbeitung der Verordnung über Belastungen des Bodens ist im 
Hinblick auf einen effizienteren Vollzug der Bodenschutzgesetzgebung im 
Grundsatz zu begrüssen. 
Aus forstlicher Sicht ist diese Anpassung positiv zu bewerten, da der Wald 
auf einen gesunden Boden angewiesen ist.

Es ist jedoch zu beachten, dass gemäss Art. 5 VBBo die Festlegung von 
Grenzwerten für per- und polyfluorierte Chemikalien (PFAS) den Kantonen 
überlassen wird. Hier ist es entscheidend, dass der Bund verbindliche 
Richtwerte vorschreibt, um eine einheitliche und wirksame Kontrolle dieser 
Stoffe zu gewährleisten. Die kantonale Regelung von PFAS würde zu einer 
uneinheitlichen und ineffizienten Kontrolle dieser gefährlichen Stoffe führen. 
Somit stellen wir den Antrag, dass der Bund Grenzwerte festlegt, um eine 
konsistente und effektive Handhabung sicherzustellen und die Bevölkerung 
sowie die Umwelt zu schützen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion und den dauerhaften Verlust von organischer Bodensubstanz;

Begründung Gemäss Vernehmlassungsvorlage sind keine Änderungen im Wortlaut 
vorgesehen. In der Synopse wird zu diesem Artikel eine Revision 
aufgeführt, die wir ablehnen, da sie unklar ist. In den Erläuterungen wird die 
Revision nicht ausgeführt.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Es ist nicht ersichtlich, ob und was an diesem Artikel geändert werden soll?

Begründung Aus den vorliegenden Unterlagen (Synopse, Erläuternder Bericht und 
Vernehmlassungsvorlage) geht nicht hervor, welche Änderungen geplant 
sind.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Eins steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens bestehen, so 
erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber Karten. Diese Karten 
enthalten mindestens Angaben über Lage, Art und Ausmass der 
Bodenbelastungen.

Begründung Fachliche Präzisierung
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Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Revision wird abgelehnt. Prüf- und Sanierungswert sind unter 
Berücksichtigung der Folgen für Vollzug und Wirtschaft festzulegen.

Begründung Grundsätzlich begrüssen wir Bestrebungen für die Aufnahme von Prüf- und 
Sanierungswerte für Quecksilber in die VBBo. Die neuen Beurteilungswerte 
weichen jedoch von der Dreistufigkeit des Bodenschutzkonzepts ab, da der 
Prüf- und Sanierungswert den gleichen Wert aufweisen. Es fehlt eine 
Beleuchtung der Auswirkungen auf Vollzug und Wirtschaft, die unserer 
Meinung nach beträchtlich sind in Hinblick auf Gärten mit Nutzungsverboten 
sowie der nicht möglichen Wiederverwertung von abgetragenem Boden. Die 
Revision wird abgelehnt. Prüf- und Sanierungswert sind unter 
Berücksichtigung der Folgen für Vollzug und Wirtschaft festzulegen.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Änderung wird abgelehnt, PCB sind weiterhin als Summe der 7 
Kongenere zu beurteilen bis eine Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und 
VVEA erfolgt.

Begründung Die Anpassung widerspricht dem langjährigen Wunsch der Kantone nach 
einer Harmonisierung von VBBo, AltlV und VVEA. In der AltlV und der 
VVEA werden PCB zwar als Summe der 6 PCB-Kongenere ermittelt, jedoch 
nach Multiplikation mit dem Faktor 4.3 beurteilt. Mit der Revision wird die 
Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und AltlV nicht beseitigt. Dass ein 
Kongener auch in der Summe der Dioxine enthalten ist, stellt unseres 
Erachtens kein Problem dar. Die Änderung wird abgelehnt, PCB sind 
weiterhin als Summe der 7 Kongenere zu beurteilen bis eine 
Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und VVEA erfolgt.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Erhöhung der 7 PAK um den Faktor 7.

Im Erläuternden Bericht ist zu erwähnen, dass im Grundwasser geogene 
Arsen-Belastungen von deutlich über 0.01 mg/l gemessen werden.

Begründung Die AltlV-Konzentrationswerte der PAK basieren auf den 
gesundheitsbasierten Referenzwerten der US EPA. Bei 7 PAK hat die US 
EPA im Jahre 2017 diese Referenzwerte um einen Faktor 7.3 erhöht. Aus 
Gründen der Rundung wird eine Erhöhung um den Faktor 8 vorgeschlagen. 
Aus Vorsorgeaspekt scheint eine Erhöhung um Faktor 7 angezeigt. 
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Im Kt. SG wurden im Grundwasser lokal Arsen-Konzentrationen in der 
Grössenordnung von 0.2 mg/l gemessen (Faktor 20 über dem neuen AltlV-
Konzentrationswert), mutmasslich geogenen Ursprungs. Der geogenen 
Hintergrundbelastung ist bei der Beurteilung von belasteten Standorten die 
notwendige Aufmerksamkeit zu schenken.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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Vernehmlassung Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025; 
Stellungnahme des Kantons St.Gallen 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 haben Sie die Kantonsregierungen zur Vernehmlassung 
zum Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 mit Frist bis zum 16. September 2024 
eingeladen. Mit dem Verordnungspaket sollen die folgenden Verordnungen angepasst 
werden: 
— Verordnung über den Wasserbau (SR 721.100.1; abgekürzt WBV); 
— Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (SR 814.610; abgekürzt VeVA); 
— Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (SR 814.600; 

abgekürzt VVEA); 
— Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (SR 814.680; abgekürzt 

AltIV); 
— Verordnung über Belastungen des Bodens (SR 814.12; abgekürzt VBBo) 

Ich danke für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussere mich für den Kanton 
St.Gallen wie folgt: 

Der Kanton St.Gallen begrüsst die vorgeschlagenen Anpassungen an den Bundesver-
ordnungen zum überwiegenden Teil. Für die detaillierte Rückmeldung zu den einzelnen 
Verordnungsänderungen verweise ich auf unsere Stellungnahme im Vernehmlassungs-
tool  «Consultations»  des Bundes. Die aus Sicht des Kantons St.Gallen wichtigsten Punkte 
der Rückmeldung im Tool  «Consultations»  möchte ich nachfolgend kurz erläutern. 

Ein Schwerpunkt des Verordnungspakets ist die Totalrevision der WBV. Der Kanton 
St.Gallen begrüsst den Paradigmenwechsel von der Gefahrenabwehr hin zum integralen 
Risikomanagement, wie er bereits mit der Teilrevision des Wasserbaugesetzes vorge-
nommen wurde und nun auch auf Stufe Verordnung umgesetzt wird. Durch diese 
Umstellung werden die Kantone jedoch zusätzliche Unterlagen und Zustandserhebungen 
erstellen müssen, was zu einem erheblichen Mehraufwand an personellen und 
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finanziellen Aufwendungen führt. Aus diesem Grund muss den Kantonen auch ein 
sinnvoller Handlungsspielraum eingeräumt werden, damit sie ihre Aufgaben effizient 
umsetzen können. Auch soll der Betrieb von Warneinrichtungen zum Schutz vor 
Naturereignissen, wie beispielsweise das interkantonale  Mess-  und Informationssystem 
für die Lawinenwarnung, weiterhin im Sinn einer übergeordneten Verbundsaufgabe 
gemeinsam durch den Bund und die Kantone mit Abgeltungen unterstützt werden können. 
Auf die Streichung dieser Unterstützung soll daher verzichtet werden. 

Die Anpassungen bei der VBBo stellen den Anfang einer umfangreicheren Überarbeitung 
dar, die in den nächsten Jahren umgesetzt werden soll. Wir begrüssen diese Absichten 
und erhoffen uns eine Stärkung des Bodenschutzes und Vereinfachungen im Vollzug. 

Mit der Revision der VVEA soll künftig unter anderem bei Kehrichtverbrennungsanlagen 
(KVA) die Möglichkeit geschaffen werden, Siedlungsabfälle und Abfälle mit vergleichbarer 
Zusammensetzung für sechs Monate zwischenzulagern. Diese Vorgaben sind zwar aus 
Sicht der Versorgungssicherheit sinnvoll, sie übersteigen aber die Kapazitäten der 
Kantone und vieler KVA. Wir beantragen daher, die Zwischenlagerkapazität lediglich auf 
drei Monate auszulegen. Zusammen mit der ebenfalls neu eingeführten Pflicht an die 
Betreiber von KVA, für den Fall von Versorgungsunterbrüchen Betriebsmittel für einen 
Weiterbetrieb von zwei Monaten vorrätig zu haben, ergibt das eine geordnete Entsorgung 
von gesamthaft fünf Monaten. Dies ist aus unserer Sicht ausreichend. 

Ich danke für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Susanne Hartmann 
Regierungspräsidentin 

Beilage: 
Zusammenfassung der eingereichten Rückmeldung im Vernehmlassungstool 
«Consultations»  des Bundes 

Kopie an: 
- Volkswirtschaftsdepartement 
- Amt für Umwelt 
- Amt für Wasser und Energie 
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Staatskanzlei des Kantons Aargau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Das Parlament hat am 15. März 2024 eine Teilrevision des Bundesgesetzes 
über den Wasserbau (Wasserbaugesetz, WBG, SR 721.100) 
verabschiedet, die die rechtlichen Grundlagen für die Umsetzung des 
Integralen Risikomanagements (IRM) im Bereich der Naturgefahren schafft. 
In der Vorlage enthalten waren auch Änderungen in der 
Anschlussgesetzgebung, wie des Bundesgesetzes über den Wald 
(Waldgesetz, WaG; SR 921.0) und des Bundesgesetzes über den Schutz 
der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, GSchG; SR 814.20) sowie formale 
Anpassungen in weiteren Gesetzen. Diese Gesetzesanpassungen werden 
in Verordnungsrevisionen präzisiert. Dies erfolgt in der vorliegenden 
Totalrevision der Wasserbauverordnung. Die Ausführungsvorschriften der 
Verordnung über den Wald (Waldverordnung, WaV; SR 921.01) werden 
entsprechend der Wasserbauverordnung angepasst, um den 
harmonisierten Vollzug bei den gravitativen Naturgefahren weiterhin sicher 
zu stellen. Punktuell ebenfalls angepasst wird die 
Gewässerschutzverordnung (GSchV; SR 814.201).

Die Kantone haben aufgrund der geänderten Wasserbauverordnung mit 
finanziellen und personellen Mehrkosten im Vollzug zu rechnen, die der 
Bund teilweise mitträgt. Für den Kanton Aargau mit einem grossen 
Gewässernetz und der entsprechenden Bevölkerung ist mit Mehrkosten von 
rund 0,3–0,5 Millionen Franken jährlich zu rechnen. Bei den 
Schutzmassnahmen sollen die Kantone laut Bund durch die Abgeltungen 
des Bundes an den regelmässigen Unterhalt um rund 20 Millionen Franken 
entlastet werden. Für den Kanton Aargau ist dies nicht der Fall: Es können 
nur geringe Bundesmittel für den Unterhalt eingesetzt werden, weil die 
Beiträge des Bundes gemäss Programmvereinbarung Schutzbauten kaum 
für die Realisierung der prioritären Hochwasserschutzprojekte reichen. 
Durch die Umstellung beim kantonalen Vollzug sowie für die Erarbeitung 
von ergänzenden Unterlagen – beispielsweise Gesamtplanungen – entsteht 
für die Kantone ein personeller Mehraufwand.

Generell stellt der Regierungsrat fest, dass der Bund direkt und indirekt 
mehr Einfluss auf Umsetzung und den Vollzug durch die Kantone ausüben 
möchte. Als Beispiele seien die neu von den Kantonen verlangte 
Gesamtplanung Naturgefahren oder die zahlreichen Vollzugshilfen genannt, 
die der Bund publiziert. 

Der Regierungsrat ist mit der vorliegenden Totalrevision der 
Wasserbauverordnung und der Anpassung der Waldverordnung und der 
Anpassung der Gewässerschutzverordnung weitgehend einverstanden und 
stellt folgende Anträge:

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie berücksichtigen die Grundlagen des Bundes.

Begründung Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht 
sachgerecht, weil die Vollzugshilfen Bestandteil der vielen fachlichen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind, die berücksichtigt werden müssen. 
Den Vollzugshilfen kommt materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren 
Grundlagen keine Stellung zu, die einer besonderen Hervorhebung bedarf. 
Die Formulierung, dass ganz allgemein die Grundlagen des Bundes zu 
berücksichtigen sind, genügt.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Abgeltungen können mittels Verfügung einzeln gewährt werden, wenn die 
Massnahmen:

a.mehr als 10 Millionen Franken kosten;
b.einen kantonsübergreifenden Bezug aufweisen oder 
Landesgrenzgewässer betreffen;
c.Schutzgebiete oder Objekte nationaler Inventare berühren;
d.wegen der möglichen Alternativen oder aus anderen Gründen in 
besonderem Mass eine komplexe oder spezielle fachliche Beurteilung 
erfordern; oder
e.unvorhersehbar waren.

Begründung Die Schwelle für die Gewährung von Abgeltungen mittels Einzelverfügung 
soll von 5 Millionen Franken auf 10 Millionen Franken angehoben werden. 

Der vorgesehene Schwellenwert von 5 Millionen Franken ist zu tief 
angesetzt und bedeutet auf Seite Bund und Seite Kanton einen erheblichen 
administrativen Zusatzaufwand und Doppelspurigkeiten. Massnahmen im 
Umfang von 5 Millionen Franken sind als vergleichsweise klein zu 
bezeichnen, die zwar wichtig für eine Gemeinde sind, aber keine regionale 
oder überregionale Bedeutung haben. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips 
gemäss Art. 5a der Bundesverfassung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft (BV) braucht es in diesen Projekten kein Verfahren mit 
Einzelverfügung, sondern die normale Abwicklung über die 
Programmvereinbarung in der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Es ist nicht 
stufengerecht, dass der Bund bei Massnahmen im Umfang von 5–10 
Millionen Franken ein bundesinternes Vernehmlassungsverfahren 
durchführt, obwohl die Massnahmen bei den Kantonen im Rahmen eines 
Wasserbauprojektverfahrens geprüft und zumindest im Kanton Aargau 
durch den Regierungsrat genehmigt werden. Zugunsten der personellen 
Mehraufwände, welche die totalrevidierte Verordnung mit sich bringt, sollte 
diese personelle Entlastung bei Bund und Kantonen realisiert werden. Eine 
Anhebung des Schwellenwerts für Einzelverfügungen von 5 auf 10 Millionen 
Franken widerspricht übergeordnetem Recht nicht.

Titel Art. 29 Grundlagenbeschaffung durch den Bund, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU erarbeitet die Grundlagen für den Hochwasserschutz, die von 
gesamtschweizerischem Interesse sind. Zu diesem Zweck:

a.führt es Erhebungen durch über die Belange des Hochwasserschutzes;
b.vermisst es Fliessgewässer;
c.erhebt es die hydrologischen Grundlagen;
d.führt es ein Inventar über die vom Bund mitfinanzierten Massnahmen;
e.analysiert es Ereignisse;
f.erstellt es Übersichten.

Begründung Hinweis: Der Kanton Aargau versteht unter der Erhebung der 
hydrologischen Grundlagen auch den Umgang mit den Extremen 
Punktniederschlägen B04 (Hydrologischer Atlas der Schweiz [HADES]). 
Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) ist gebeten, einen besonderen Fokus 
(Priorisierung) auf das weitere Vorgehen und die weitere Anwendung der 
Extremen Punktniederschläge (B04) zu legen. Für die Umsetzung in den 
Kantonen ist die Realisierung von aktuellen Werkzeugen zur 
Hochwasserabschätzung dringlich, weil diese die Grundlage von 
Risikobetrachtungen bilden

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2030 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Hinweis: Mit Art. 33 WBV respektive Art. 70 WaV wird ein neuer Artikel 
eingeführt, damit die Kantone die Risikoübersichten und Gesamtplanungen 
für Hochwasser, Lawinen, Rutschung, Steinschlag und Erosion gemeinsam 
dem BAFU einreichen. Die Kantone müssen die Risikoübersichten und die 
Gesamtplanungen gemäss Art. 4 Abs. 1 Bst. e WBV und Art. 16 Abs. 2 Bst. 
e WBV bis zum 1. Dezember 2030 erstellen und diese gemäss den 
Vorgaben des BAFU aktualisieren. Die Frist für die Erarbeitung der 
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Risikoübersichten und Gesamtplanungen wird als äusserst kurz erachtet. 
Der Umgang und die Anwendung mit den Extremen Punktniederschlägen 
(B04) ist noch nicht klar, bildet aber die Basis für die 
Hochwasserabschätzung, worauf anschliessend die Erstellung der 
Gefahrenbeurteilung, die Risikoübersichten und final die Gesamtplanungen 
folgen kann. Das BAFU ist gebeten, diese Grundlagen mit hoher 
Dringlichkeit zu bearbeiten.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat ist mit der Vorlage einverstanden. Die geplanten 
Änderungen der VeVA beinhalten Präzisierungen und Anpassungen an die 
heutige Praxis

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat ist mit der Vorlage weitgehend einverstanden und stellt 
folgende Anträge:

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung dieser 
Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit den betroffenen 
Anlagebetreibenden für die Möglichkeit einer Entsorgung für mindestens 
drei Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Der Regierungsrat anerkennt den Handlungsbedarf zur Aufrechterhaltung 
der Entsorgungssicherheit bei Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA). Der 
Regierungsrat erachtet einen Notfallplan für den Be-trieb dieser Anlagen als 
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wichtig und befürwortet, dass dieser Teil der Abfallplanung ist. Er anerkennt 
die Notwendigkeit gewisser Lagerkapazitäten für Siedlungsabfälle und eines 
Vorrats an Betriebsmitteln.
Die in Art. 32 Abs. 2 Bst. h VVEA vorgeschlagene Sicherstellung eines 
zweimonatigen Regelbetriebs durch entsprechende Betriebsmittelreserven 
erachtet er als sinnvoll. Der Regierungsrat weist darauf hin, dass die 
Betriebe frei darin sein müssen, ob diese Reserve im eigenen Betrieb oder 
extern sichergestellt werden.
Für den Fall, dass der Regelbetrieb nicht mehr sichergestellt werden kann, 
müssen die zu treffenden Massnahmen zwingend koordiniert (das heisst 
Kanton und Anlagebetreibende) ausgearbeitet und umgesetzt werden. Die 
Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den 
Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der 
Kantone und KVA. Zum Beispiel müssen Zwischenlager betreffend 
Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte 
Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt 
werden können. In Zusammenhang mit Art. 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung 
seitens KVA von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) 
ergibt sich gemäss vorliegendem Vorschlag des Regierungsrats zu Art. 4 
Abs. 1 Bst. g VVEA eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf 
Monaten, was aus Sicht des Kantons Aargau ausreichend ist. Im Fall eines 
mehrmonatigen Unterbruchs des Regelbetriebs dürfte ein genereller und 
aus heutiger Sicht nicht vorhersehbarer Ausnahmezustand herrschen. Das 
Vorgehen und die konkreten Massnahmen müssen dann unter 
Berücksichtigung der Gesamtsituation definiert und umgesetzt werden.
Entsorgung als umfassender Begriff im Sinne des Bundesgesetzes über 
den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz, USG) beinhaltet unter anderem 
auch die Zwischenlagerung, weshalb vorgeschlagen wird den Ausdruck 
"oder Zwischenlagerung" zu streichen.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll, nämlich für den bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der 
LRV. 
Bst. i ist zu streichen, da die Sicherstellung einer Zwischenlagerung von den 
Kantonen gemeinsam mit den KVA organisiert werden soll (siehe Antrag 
und Begründung zu Art. 4 Abs. 1 Bst. g). Die Probleme in so einem Fall 
lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien 
lösen.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat ist mit der Vorlage weitgehend einverstanden und stellt 
folgende Anträge:

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion und eines nachhaltigen Verlustes an organischer 
Bodensubstanz;

Begründung Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, ist die organische Bodensubstanz 
(OBS) zentral für die Gewährleistung der Funktionen des Bodens und eine 
unverzichtbare Komponente für die langfristige Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit. Der Verlust von OBS, vor allem in landwirtschaftlich 
genutzten und städtischen Böden, ist eine der wichtigsten 
Bodenbelastungen in der Schweiz. In landwirtschaftlich genutzten Böden 
verstärkt er zudem die Gefährdung von Bodenverdichtungen und 
Bodenerosion. Weiter ist ein Verlust von OBS respektive deren Erhalt 
klimarelevant. Der Erhalt respektive die Wiederherstellung eines 
standorttypischen Gehalts an OBS ist somit eine zentrale Aufgabe des 
Bodenschutzes.

Es fällt auf, dass in der Synopse zur VBBo eine Änderung von Art. 1 Bst. b 
und Art. 6 Abs. 1 vorgesehen ist. Weder im Erläuternden Bericht noch in der 
Vernehmlassungsvorlage sind jedoch weiter-gehende Ausführungen zu 
diesen Änderungen enthalten.

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder anders beansprucht, 
muss unter Berücksichtigung der physikalischen Eigenschaften und der 
Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so auswählen 
und einsetzen, dass Verdichtungen und andere Strukturveränderungen des 
Bodens, welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, sowie der 
Verlust an organischer Bodensubstanzvermieden werden.

Begründung Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, ist die organische Bodensubstanz 
(OBS) zentral für die Gewährleistung der Funktionen des Bodens und eine 
unverzichtbare Komponente für die langfristige Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit. Der Verlust von OBS, vor allem in landwirtschaftlich 
genutzten und städtischen Böden, ist eine der wichtigsten 
Bodenbelastungen in der Schweiz. In landwirtschaftlich genutzten Böden 
verstärkt er zudem die Gefährdung von Bodenverdichtungen und 
Bodenerosion. Weiter ist ein Verlust von OBS respektive deren Erhalt 
klimarelevant. Der Erhalt respektive die Wiederherstellung eines 
standorttypischen Gehalts an OBS ist somit eine zentrale Aufgabe des 
Bodenschutzes.

Es fällt auf, dass in der Synopse zur VBBo eine Änderung von Art. 1 Bst. b 
und Art. 6 Abs. 1 vorgesehen ist. Weder im Erläuternden Bericht noch in der 
Vernehmlassungsvorlage sind jedoch weitergehende Ausführungen zu 
diesen Änderungen enthalten.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat ist mit den vorgeschlagenen Änderungen der AltlV 
einverstanden.
Der Regierungsrat begrüsst, dass die humantoxikologisch begründeten 
Grenzwerte der AltlV dem aktuellen Stand der Toxikologie angepasst 
werden und mit der Trinkwassergesetzgebung abgestimmt sind. Dies 
ermöglicht einen risikobasierten und somit auch verhältnismässigen 
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Vollzug. Für den Kanton Aargau ergeben sich durch die Anpassungen keine 
wesentlichen Auswirkungen.
Der Regierungsrat weist einzig darauf hin, dass der Grenzwert von Arsen 
mit 10 µg/l nahe an die gebietsweisen natürlichen (geogenen) 
Hintergrundbelastung (im Kanton Aargau bis 7 µg/l, in gewissen 
Alpenregionen höher) gesenkt wird. Da sich die Altlastenverordnung jedoch 
nur auf Belastungen bezieht, die (kumulativ erfüllt) von einem belasteten 
Standort und von Abfällen stammen, ist die Höhe der Hintergrundbelastung 
unerheblich für den Altlastenvollzug.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025; Vernehmlassung  

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Ver-
ordnungspaket Umwelt Frühling 2025 im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Revision der 
folgenden Verordnungen: 

• Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1) 
• Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA; SR 814.610)  
• Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; 

SR 814.600) 
• Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; 

SR 814.680) 
• Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo; SR 814.12). 

Der Regierungsrat ist mit den vorgeschlagenen Änderungen weitgehend einverstanden und stellt An-
träge zur Revision der Wasserbauverordnung, der Abfallverordnung und der Verordnung über Belas-
tungen des Bodens. 

Im Folgenden nimmt der Regierungsrat Stellung zu den einzelnen Verordnungen. 

1.1 Verordnung über den Wasserbau  

Das Parlament hat am 15. März 2024 eine Teilrevision des Bundesgesetzes über den Wasserbau 
(Wasserbaugesetz, WBG, SR 721.100) verabschiedet, die die rechtlichen Grundlagen für die Umset-
zung des Integralen Risikomanagements (IRM) im Bereich der Naturgefahren schafft. In der Vorlage 
enthalten waren auch Änderungen in der Anschlussgesetzgebung, wie des Bundesgesetzes über 
den Wald (Waldgesetz, WaG; SR 921.0) und des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer 
(Gewässerschutzgesetz, GSchG; SR 814.20) sowie formale Anpassungen in weiteren Gesetzen. 
Diese Gesetzesanpassungen werden in Verordnungsrevisionen präzisiert. Dies erfolgt in der vorlie-
genden Totalrevision der Wasserbauverordnung. Die Ausführungsvorschriften der Verordnung über 
den Wald (Waldverordnung, WaV; SR 921.01) werden entsprechend der Wasserbauverordnung an-
gepasst, um den harmonisierten Vollzug bei den gravitativen Naturgefahren weiterhin sicher zu stel-
len. Punktuell ebenfalls angepasst wird die Gewässerschutzverordnung (GSchV; SR 814.201). 

Die Kantone haben aufgrund der geänderten Wasserbauverordnung mit finanziellen und personellen 
Mehrkosten im Vollzug zu rechnen, die der Bund teilweise mitträgt. Für den Kanton Aargau mit  
einem grossen Gewässernetz und der entsprechenden Bevölkerung ist mit Mehrkosten von rund  
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0,3–0,5 Millionen Franken jährlich zu rechnen. Bei den Schutzmassnahmen sollen die Kantone laut 
Bund durch die Abgeltungen des Bundes an den regelmässigen Unterhalt um rund 20 Millionen 
Franken entlastet werden. Für den Kanton Aargau ist dies nicht der Fall: Es können nur geringe Bun-
desmittel für den Unterhalt eingesetzt werden, weil die Beiträge des Bundes gemäss Programmver-
einbarung Schutzbauten kaum für die Realisierung der prioritären Hochwasserschutzprojekte rei-
chen. Durch die Umstellung beim kantonalen Vollzug sowie für die Erarbeitung von ergänzenden 
Unterlagen – beispielsweise Gesamtplanungen – entsteht für die Kantone ein personeller Mehrauf-
wand. 

Generell stellt der Regierungsrat fest, dass der Bund direkt und indirekt mehr Einfluss auf Umset-
zung und den Vollzug durch die Kantone ausüben möchte. Als Beispiele seien die neu von den Kan-
tonen verlangte Gesamtplanung Naturgefahren oder die zahlreichen Vollzugshilfen genannt, die der 
Bund publiziert.  

Der Regierungsrat ist mit der vorliegenden Totalrevision der Wasserbauverordnung und der Anpas-
sung der Waldverordnung und der Anpassung der Gewässerschutzverordnung weitgehend einver-
standen und stellt folgende Anträge:  

1.1.1 Art. 4 Abs. 3 WBV 

1.1.1.1 Antrag 

Art. 4 Abs. 3 WBV ist wie folgt zu formulieren: Sie berücksichtigen die Grundlagen und die Vollzugs-
hilfen des Bundes. 

1.1.1.2 Begründung 

Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht sachgerecht, weil die Vollzugshil-
fen Bestandteil der vielen fachlichen und verfahrenstechnischen Grundlagen sind, die berücksichtigt 
werden müssen. Den Vollzugshilfen kommt materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren Grundla-
gen keine Stellung zu, die einer besonderen Hervorhebung bedarf. Die Formulierung, dass ganz all-
gemein die Grundlagen des Bundes zu berücksichtigen sind, genügt.  

1.1.2 Art. 12 Abs. 3 Bst. a WBV 

1.1.2.1 Antrag 

Die Schwelle für die Gewährung von Abgeltungen mittels Einzelverfügung soll von 5 Millionen Fran-
ken auf 10 Millionen Franken angehoben werden.  

1.1.2.2 Begründung 

Der vorgesehene Schwellenwert von 5 Millionen Franken ist zu tief angesetzt und bedeutet auf Seite 
Bund und Seite Kanton einen erheblichen administrativen Zusatzaufwand und Doppelspurigkeiten. 
Massnahmen im Umfang von 5 Millionen Franken sind als vergleichsweise klein zu bezeichnen, die 
zwar wichtig für eine Gemeinde sind, aber keine regionale oder überregionale Bedeutung haben. Im 
Sinne des Subsidiaritätsprinzips gemäss Art. 5a der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft (BV) braucht es in diesen Projekten kein Verfahren mit Einzelverfügung, sondern die 
normale Abwicklung über die Programmvereinbarung in der Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Es ist nicht stufengerecht, dass der 
Bund bei Massnahmen im Umfang von 5–10 Millionen Franken ein bundesinternes Vernehmlas-
sungsverfahren durchführt, obwohl die Massnahmen bei den Kantonen im Rahmen eines Wasser-
bauprojektverfahrens geprüft und zumindest im Kanton Aargau durch den Regierungsrat genehmigt 
werden. Zugunsten der personellen Mehraufwände, welche die totalrevidierte Verordnung mit sich 
bringt, sollte diese personelle Entlastung bei Bund und Kantonen realisiert werden. Eine Anhebung 
des Schwellenwerts für Einzelverfügungen von 5 auf 10 Millionen Franken widerspricht übergeordne-
tem Recht nicht. 
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1.1.3 Art. 29 Abs. 1 Bst. c WBV 

1.1.3.1 Hinweis 

Der Kanton Aargau versteht unter der Erhebung der hydrologischen Grundlagen auch den Umgang 
mit den Extremen Punktniederschlägen B04 (Hydrologischer Atlas der Schweiz [HADES]). Das Bun-
desamt für Umwelt (BAFU) ist gebeten, einen besonderen Fokus (Priorisierung) auf das weitere Vor-
gehen und die weitere Anwendung der Extremen Punktniederschläge (B04) zu legen. Für die Umset-
zung in den Kantonen ist die Realisierung von aktuellen Werkzeugen zur Hochwasserabschätzung 
dringlich, weil diese die Grundlage von Risikobetrachtungen bilden. 

1.1.4 Art. 33 WBV 

1.1.4.1 Hinweis 

Mit Art. 33 WBV respektive Art. 70 WaV wird ein neuer Artikel eingeführt, damit die Kantone die Risi-
koübersichten und Gesamtplanungen für Hochwasser, Lawinen, Rutschung, Steinschlag und Ero-
sion gemeinsam dem BAFU einreichen. Die Kantone müssen die Risikoübersichten und die Gesamt-
planungen gemäss Art. 4 Abs. 1 Bst. e WBV und Art. 16 Abs. 2 Bst. e WBV bis zum 1. Dezember 
2030 erstellen und diese gemäss den Vorgaben des BAFU aktualisieren. Die Frist für die Erarbeitung 
der Risikoübersichten und Gesamtplanungen wird als äusserst kurz erachtet. Der Umgang und die 
Anwendung mit den Extremen Punktniederschlägen (B04) ist noch nicht klar, bildet aber die Basis für 
die Hochwasserabschätzung, worauf anschliessend die Erstellung der Gefahrenbeurteilung, die Risi-
koübersichten und final die Gesamtplanungen folgen kann. Das BAFU ist gebeten, diese Grundlagen 
mit hoher Dringlichkeit zu bearbeiten. 

1.2 Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVa) 

Der Regierungsrat ist mit der Vorlage einverstanden. Die geplanten Änderungen der VeVA beinhal-
ten Präzisierungen und Anpassungen an die heutige Praxis.  

1.3 Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA) 

Der Regierungsrat ist mit der Vorlage weitgehend einverstanden und stellt folgende Anträge: 

1.3.1 Art. 4 Abs. 1 Bst. g 

1.3.1.1 Antrag 

Art. 4 Abs. 1 Bst. g VVEA sollen wie folgt geändert werden (beantragte Änderung kursiv unterstri-
chen): 

Abs. 1 

Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbesondere: 

g. die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von Verbrennungsanlagen für Sied-
lungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung 
oder Zwischenlagerung dieser Abfällefür einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten. Die Kan-
tone sorgen zusammen mit den betroffenen Anlagebetreibenden für die Möglichkeit einer Entsor-
gung für mindestens drei Monate. 

1.3.1.2 Begründung 

Der Regierungsrat anerkennt den Handlungsbedarf zur Aufrechterhaltung der Entsorgungssicherheit 
bei Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA). Der Regierungsrat erachtet einen Notfallplan für den Be-
trieb dieser Anlagen als wichtig und befürwortet, dass dieser Teil der Abfallplanung ist. Er anerkennt 
die Notwendigkeit gewisser Lagerkapazitäten für Siedlungsabfälle und eines Vorrats an Betriebsmit-
teln. 
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Die in Art. 32 Abs. 2 Bst. h VVEA vorgeschlagene Sicherstellung eines zweimonatigen Regelbetriebs 
durch entsprechende Betriebsmittelreserven erachtet er als sinnvoll. Der Regierungsrat weist darauf 
hin, dass die Betriebe frei darin sein müssen, ob diese Reserve im eigenen Betrieb oder extern si-
chergestellt werden. 

Für den Fall, dass der Regelbetrieb nicht mehr sichergestellt werden kann, müssen die zu treffenden 
Massnahmen zwingend koordiniert (das heisst Kanton und Anlagebetreibende) ausgearbeitet und 
umgesetzt werden. Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den 
Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und KVA. Zum Bei-
spiel müssen Zwischenlager betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung 
bestimmte Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Art. 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA von Betriebsmitteln für den 
Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich gemäss vorliegendem Vorschlag des Regierungsrats zu 
Art. 4 Abs. 1 Bst. g VVEA eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus Sicht 
des Kantons Aargau ausreichend ist. Im Fall eines mehrmonatigen Unterbruchs des Regelbetriebs 
dürfte ein genereller und aus heutiger Sicht nicht vorhersehbarer Ausnahmezustand herrschen. Das 
Vorgehen und die konkreten Massnahmen müssen dann unter Berücksichtigung der Gesamtsitua-
tion definiert und umgesetzt werden. 

Entsorgung als umfassender Begriff im Sinne des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (Umwelt-
schutzgesetz, USG) beinhaltet unter anderem auch die Zwischenlagerung, weshalb vorgeschlagen 
wird den Ausdruck "oder Zwischenlagerung" zu streichen. 

1.3.2 Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i 

1.3.2.1 Antrag 

Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i VVEA sollen wie folgt geändert werden (beantragte Änderung kursiv unter-
strichen): 

Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass: 

h. bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln eine Reserve zur Verfü-
gung steht, mit welcher der Weiterbetrieb Regelbetrieb für mindestens zwei Monate sichergestellt ist; 

i. bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die Zwischenlagerung von Siedlungsab-
fällen und Abfällen vergleichbarer Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist. 

1.3.2.2 Begründung 

Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat reichen soll, nämlich für den 
bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der LRV.  

Bst. i ist zu streichen, da die Sicherstellung einer Zwischenlagerung von den Kantonen gemeinsam 
mit den KVA organisiert werden soll (siehe Antrag und Begründung zu Art. 4 Abs. 1 Bst. g). Die 
Probleme in so einem Fall lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und Deponien 
lösen.  

1.4 Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (AltlV) 

Der Regierungsrat ist mit den vorgeschlagenen Änderungen der AltlV einverstanden. 

Der Regierungsrat begrüsst, dass die humantoxikologisch begründeten Grenzwerte der AltlV dem 
aktuellen Stand der Toxikologie angepasst werden und mit der Trinkwassergesetzgebung abge-
stimmt sind. Dies ermöglicht einen risikobasierten und somit auch verhältnismässigen Vollzug. Für 
den Kanton Aargau ergeben sich durch die Anpassungen keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Der Regierungsrat weist einzig darauf hin, dass der Grenzwert von Arsen mit 10 µg/l nahe an die ge-
bietsweisen natürlichen (geogenen) Hintergrundbelastung (im Kanton Aargau bis 7 µg/l, in gewissen 
Alpenregionen höher) gesenkt wird. Da sich die Altlastenverordnung jedoch nur auf Belastungen be-
zieht, die (kumulativ erfüllt) von einem belasteten Standort und von Abfällen stammen, ist die Höhe 
der Hintergrundbelastung unerheblich für den Altlastenvollzug. 

1.5 Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) 

Der Regierungsrat ist mit der Vorlage weitgehend einverstanden und stellt folgende Anträge: 

1.5.1.1 Art. 1 Bst. b und Art. 6 Abs. 1 VBBo 

1.5.1.2 Anträge 

Art. 1 Bst. b VBBo soll wie folgt ergänzt werden (beantrage Ergänzung kursiv unterstrichen): 

Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung: 
b. die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -erosion und eines 
nachhaltigen Verlustes an organischer Bodensubstanz; 

Art. 6 Abs. 1 VBBo soll wie folgt ergänzt werden (beantrage Ergänzung kursiv unterstrichen): 

Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder anders beansprucht, muss unter Berücksichti-
gung der physikalischen Eigenschaften und der Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und 
Geräte so auswählen und einsetzen, dass Verdichtungen und andere Strukturveränderungen des 
Bodens, welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, sowie der Verlust an organischer Bo-
densubstanz vermieden werden. 

1.5.1.3 Begründung 

Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, ist die organische Bodensubstanz (OBS) zentral für die Ge-
währleistung der Funktionen des Bodens und eine unverzichtbare Komponente für die langfristige 
Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Der Verlust von OBS, vor allem in landwirtschaftlich genutzten und 
städtischen Böden, ist eine der wichtigsten Bodenbelastungen in der Schweiz. In landwirtschaftlich 
genutzten Böden verstärkt er zudem die Gefährdung von Bodenverdichtungen und Bodenerosion. 
Weiter ist ein Verlust von OBS respektive deren Erhalt klimarelevant. Der Erhalt respektive die Wie-
derherstellung eines standorttypischen Gehalts an OBS ist somit eine zentrale Aufgabe des Boden-
schutzes. 

Es fällt auf, dass in der Synopse zur VBBo eine Änderung von Art. 1 Bst. b und Art. 6 Abs. 1 vorge-
sehen ist. Weder im Erläuternden Bericht noch in der Vernehmlassungsvorlage sind jedoch weiterge-
hende Ausführungen zu diesen Änderungen enthalten. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

 

Dr. Markus Dieth 
Landammann 

Joana Filippi 
Staatsschreiberin 
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Chancellerie d'Etat du Canton de Vaud

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Les modifications proposées sont soutenues par le Conseil d'Etat. 

Le contenu de l'ordonnance correspond aux principes de la nouvelle loi 
fédérale sur l'aménagement des cours d'eau (LACE) et aux discussions 
menées avec l'OFEV. 

Les tâches supplémentaires (notamment la prise en compte de l'effets des 
vagues, du ruissellement, la planification globale, la définition d'espaces de 
délestage, l'entretien en lien avec la protection contre les crues ou encore la 
prise en compte des zones dangereuses et des risques dans les plans 
directeurs et plans d'affectation avec possibles changements d'affectation, 
déclassements et déplacements d'ouvrages et d'installations) à réaliser par 
les cantons devraient permettre une meilleure prévention contre les dangers 
naturels, en particulier en raison des impacts des changements climatiques. 

Ces dernières impliqueront cependant des charges supplémentaires pour le 
Canton, ce que le Conseil d'Etat déplore, notamment en termes de 
personnel. En effet, si ces tâches supplémentaires seront subventionnables 
par l'OFEV, il faut néanmoins relever que la prochaine convention-
programme relative à la protection contre les crues (2025-2028) ne prévoit 
aucune augmentation générale des moyens financiers.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung La notion de « niveau supportable » mériterait d'être précisé (même si le 
rapport explicatif mentionne la volonté de ne pas le faire) en spécifiant 
certains critères ou facteurs à considérer, afin que partout en suisse soit 
utilisé un même référentiel ou un même cadre d'appréciation.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Teneur de l'alinéa : Ils (cantons) mettent les études de base à la disposition 
de tous gratuitement.
Il est mentionné dans le rapport explicatif que c'est en lien et en conformité 
avec la stratégie « Open governement data ». Un point d'attention toutefois 
: si les cantons font mention dans leurs études de base des infrastructures 
critiques afin d'en garantir la protection (PIC) et que des données y relatives 
y figurent (descriptifs de détails, localisation sur carte, etc) cela constitue un 
risque sécuritaire. Ce type de données est considéré comme sensible et 
confidentiel. Ce faisant, l'alinéa devrait en faire mention et préciser qu'il y a 
une exception à cette diffusion d'information « open data » (en la matière).

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Cette disposition rend pertinente la planification directrice à une échelle 
appropriée pour identifier les espaces à laisser libres, pour le passage des 
crues ou des eaux de ruissellement.
Elle devrait être complétée, afin de mentionner aussi l'évacuation d'eaux de 
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ruissellement. Ainsi : « Ils (les cantons) prévoient, dans les plans directeurs 
et les plans d'affectation, des espaces libres où des crues ou des 
écoulements d'eaux de ruissellement peuvent se produire, afin de protéger 
d'autres zones. Dans les espaces libres, le risque doit être limité par le type 
d'affectation. »

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 10, al.1, let. c: La définition ou la description de ce qui est entendu sous 
la
désignation suivante est nécessaire (possiblement dans le règlement 
d'application) : organisation de cours pour organes de conduite et service 
d'intervention.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient globalement les modifications proposées. 
Quelques remarques sont néanmoins formulées dans le tableau annexé à 
des fins de précision et de clarification.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Soutien sans réserve

La modification reflète l'évolution des déchets que les postes de collecte 
sont en mesure de reprendre sans trop de difficulté. 
Il convient de noter que cela sous-entend que toutes les déchèteries qui 
collectent des déchets spéciaux tels que des petites quantités de déchets 
spéciaux des ménages ou des médicaments périmés doivent avoir une 
autorisation d'exploiter 8 OMoD. Ceci ne reflète pas nécessairement la 
réalité du terrain.

L'adaptation proposée tient compte de la complexification des types de 
batteries/piles auxquels les déchetteries sont confrontées et des risques 
inhérents à la gestion de ces déchets.

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Soutien sans réserve

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag --

Begründung Pourquoi ne pas également intégrer les huiles végétales usagées 
(provenant des restaurants principalement)? La glycérine? Ces déchets font 
l'objet d'exportation alors que des capacités de traitement sont disponibles 
en Suisse pour une valorisation matière.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient globalement les modifications proposées. 
Quelques remarques sont néanmoins formulées dans le tableau annexé à 
des fins de précision et de clarification. 
. Le Canton de Vaud soutient notamment le report de l'échéance de mise 
en conformité des usines d'incinération des ordures ménagères prévu à 
l'article 54. L'UIOM de Colombier (NE), traitant une partie des déchets 
vaudois, est concernée ; une planification visant le regroupement des 
capacités d'incinération sur un seul site neuchâtelois est en cours. 
L'échéance qui sera finalement retenue devra assurer la continuité de 
l'incinération des déchets dans le canton de Neuchâtel. Dans ce cadre, 
nous vous renvoyons à ce titre à la détermination du Canton de Neuchâtel.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.
Les déchets spéciaux ou autres déchets soumis à contrôle provenant des 
ménages (ou comparables à ceux des déchets ménagers) sont-ils à 
considérer dans les mesures ? Des précisions pourraient être apportées 
dans le rapport explicatif.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.
L'utilisation du béton de démolition dans la construction des décharges n'est 
pas la meilleure dans une optique de développement de l'économie 
circulaire.

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Partiellement favorable.
Cet ajout est cohérent avec les conditions déjà énoncées à l'annexe 4 chap.
2.1 let.c. Il conviendrait de préciser dans une aide à l'exécution de l'OLED si 
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une valorisation matière hors de Suisse est prioritaire sur une valorisation 
en cimenterie. 

Selon le rapport explicatif cet ajout vise notamment les déchets plastiques 
dont la valorisation matière n'est pas possible. Toutefois l'annexe 4 Chap. 
2.1 let c permet déjà la combustion des résidus mono-matériaux tels que les 
matières plastiques. L'ajout proposé est trop vague et ouvrirait la possibilité 
aux cimenteries d'avoir accès à tous types de rebus de tri de déchets 
urbains, dont les déchets encombrants. Les quantités de déchets que 
représentent les encombrants sont significatives et auraient un impact 
défavorable pour les UVTD si elles devaient être incinérées ailleurs. Rejet 
de la modification proposée sur ce point.

Par ailleurs compte tenu de l'évolution des pratiques de collecte, peut-être 
que les termes "déchets urbains mélangés" devraient être remplacés par 
"déchets urbains incinérables"

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable à l'abandon des codes OLED et à l'utilisation des codes LMod.

A noter, le rapport explicatif mentionne que la précision apportée "permet 
aux cantons de recenser les déchets produits et éliminés au sein des 
entreprises" ; il s'agit uniquement des entreprises détentrices d'installation 
d'élimination des déchets et non l'ensemble des entreprises.

A noter que dans les rapports demandés sur egovernment (art 6 OLED), 
l'origine des déchets n'est pas demandée précisément (pays tout au plus).

Il est fait mention que les détenteurs d'installations d'élimination des 
déchets doivent tenir un inventaire […] et remettre cet inventaire à l'autorité 
chaque année. 
A quelle autorité fait-on allusion ? A préciser

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.
lettre i. la notion de "déchets urbains et déchets de composition analogue" 
suppose-t-elle que ces capacités de stockage ne doivent pas tenir compte 
des autres déchets également incinérés (déchets industriels banals, 
déchets spéciaux etc)? Cela signifie-t-il que les détenteurs de ces autres 
déchets doivent soit conserver eux même leurs déchets soit trouver un 
autre exutoire? Des précisions pourraient être apportés dans le rapport 
explicatif.

Les déchets spéciaux ou autres déchets soumis à contrôle provenant des 
ménages étant considérés comme des "déchets urbains", une capacité de 
stockage d'au moins 2 mois doit-elle également être considérée par les 
détenteurs d'installation par rapport à cet type de déchets urbains ? Des 
précisions pourraient être apportés dans le rapport explicatif.

En effet, dans le cas où les déchets spéciaux devaient également être 
considérés dans les déchets urbains pour lesquels une garantie de capacité 
de stockage doit être apportée, les coûts d'investissement à engager pour 
un stockage distinct des déchets seraient plus élevés, la sécurisation des 
déchets n'étant pas la même en fonction de leur typologie et des risques y 
relatif.

h. Le terme "moyens nécessaires à l'exploitation" est suffisamment vague 
pour imaginer que les moyens énergétiques nécessaires à l'exploitation soit 
compris dans les réserves garantissant la poursuite de l'exploitation pour > 
2 mois.
Des précisions pourraient être apportées dans l'article.

Titel Art. 54 Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.
L'UVTD de Colombier (NE) concernée par cette modification participe à 
l'élimination des déchets urbains incinérables du canton de Vaud. Elle est à 
ce titre intégrée dans le plan de gestion des déchets vaudois. 
La date qui sera finalement retenue devra assurer la continuité de 
l'incinération des déchets dans le canton de Neuchâtel. Dans ce cadre, 
nous renvoyons à ce titre à la détermination de ce dernier.

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Formulation en français n'est pas claire. 
Proposition de reformulation:
f. d'autres déchets, à condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, 
ch. 2, let. c, soient respectées; à l'exception de la valeur limite du chrome 
(VI).

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient cette proposition de modification. Le Canton de 
Vaud a renforcé depuis quelques années ses tâches d'identification des 
atteintes portées aux sols, spécifiquement vis-à-vis des atteintes chimiques. 
Les modifications proposées sont cohérentes avec le plan d'action sol du 
Canton de Vaud qui prévoit spécifiquement l'élaboration de cartes indiquant 
les atteintes potentielles. Sur cette base, les cantons pourront se concentrer 
sur les risques, prioriser les actions là où les risques sont les plus 
importants et mieux informer la population. Sur la base des résultats 
obtenus, la Confédération devra en tirer les conclusions dans les 
prochaines modifications des bases légales et aides à l'exécution fédérales, 
par exemple au niveau des valeurs indicatives, d'investigation ou 
d'assainissement afin de s'assurer de la proportionnalité des actions qui en 
découleront. 

Les ajouts élargissent la notion de fertilité aux propriétés biologiques des 
sols : les méthodes d'analyse biologiques se développent, laissant présager 
des possibilités de suivre de façon positive la fertilité des sols. De même, le 
Conseil d'Etat soutient l'intégration de la matière organique des sols à la 
définition légale de fertilité du sol du fait de son rôle majeur vis-à-vis de la 
production agricole et de la protection du climat.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.
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Les modifications introduisent des notions d'activité des organismes du sol 
dans la définition de la fertilité et de la teneur en matière organique : 
paramètre essentiel de la fertilité des sols. Cela est particulièrement marqué 
dans le canton de Vaud où les teneurs sont localement faibles, ce qui 
participera à une meilleure prise en compte de cette dimension.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.

Les modifications introduisent des notions d'activité des organismes du sol 
dans la définition de la fertilité et de la teneur en matière organique : 
paramètre essentiel de la fertilité des sols. Cela est particulièrement marqué 
dans le canton de Vaud où les teneurs sont localement faibles, ce qui 
participera à une meilleure prise en compte de cette dimension.

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Favorable.

Les modifications introduisent des notions d'activité des organismes du sol 
dans la définition de la fertilité et de la teneur en matière organique : 
paramètre essentiel de la fertilité des sols. Cela est particulièrement marqué 
dans le canton de Vaud où les teneurs sont localement faibles, ce qui 
participera à une meilleure prise en compte de cette dimension.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Il semblerait opportun de préciser la fréquence d'actualisation visée à 
l'article 4 alinéa 1 de l'ordonnance sur les atteintes portées aux sols.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Il semble que la formulation française soit incorrecte. Voir ci-dessous :
Les cantons pourvoient à la surveillance des sols dans les régions où il est 
établi ou dans les régions où il est possible que des atteintes portées aux 
sols menacent leur fertilité.

Titel Die Anhänge 1 und 2 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Annexes 1 et 2: 

Non favorable.
Rejeter les modifications proposées en l'absence de justifications des 
conséquences des modifications des valeurs limites et de prise en compte 
des autres enjeux pour la protection des sols.

L'impact et l'applicabilité des valeurs limites pour le mercure devraient être 
précisé. Il serait par ailleurs pertinent de conserver l'approche risque à 3 
seuils au lieu de 2 (indicative/investigation/assainissement). Les valeurs 
d'assainissement sont basées sur le "worst case", ce qui contredit la 
définition de la valeur d'assainissement de l'art 35 al. 3 LPE ("niveau de 
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gravité des atteintes au-delà duquel, selon l'état de la science ou 
l'expérience, certaines exploitations mettent forcément en péril l'homme, les 
animaux ou les plantes"). 
De façon générale, l'impact de l'abaissement des valeurs limites (en 
particulier le seuil d'invetigation), devrait être évalué au regard de l'enjeu de 
protection de la ressource sol (volumes dont la valorisation deviendrait 
impossible et nécessiterait des évacuations systématiques en décharge). La 
philosophie du risque toxicologique zéro contrevient également à l'esprit de 
l'OSol.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient globalement les modifications proposées.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Réponse à la consultation fédérale sur le paquet d'ordonnances environnementales 
du printemps 2025 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Le Conseil d’Etat a examiné avec attention le paquet d’ordonnances environnementales 
du printemps 2025 et vous remercie de l’avoir consulté. Il vous fait part de sa position sur 
les textes suivants. 
 
Ordonnance sur l'aménagement des cours d'eau (RS 721.100.1) 
 
Les modifications proposées sont soutenues par le Conseil d’Etat.  
 
Le contenu de l’ordonnance correspond aux principes de la nouvelle loi fédérale sur 
l’aménagement des cours d’eau (LACE) et aux discussions menées avec l’OFEV.  
 
Les tâches supplémentaires (notamment la prise en compte de l’effets des vagues, du 
ruissellement, la planification globale, la définition d’espaces de délestage, l’entretien en 
lien avec la protection contre les crues ou encore la prise en compte des zones 
dangereuses et des risques dans les plans directeurs et plans d’affectation avec 
possibles changements d’affectation, déclassements et déplacements d’ouvrages et 
d’installations) à réaliser par les cantons devraient permettre une meilleure prévention 
contre les dangers naturels, en particulier en raison des impacts des changements 
climatiques.  
 
Ces dernières impliqueront cependant des charges supplémentaires pour le Canton, ce 
que le Conseil d’Etat déplore, notamment en termes de personnel. En effet, si ces tâches 
supplémentaires seront subventionnables par l’OFEV, il faut néanmoins relever que la 
prochaine convention-programme relative à la protection contre les crues (2025-2028) 
ne prévoit aucune augmentation générale des moyens financiers.  
 
Le solde des remarques est formulé dans le tableau annexé.  
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Ordonnance sur les atteintes portées aux sols (RS 814.12) 
 

Le Conseil d’Etat soutient cette proposition de modification. Le Canton de Vaud a renforcé 
depuis quelques années ses tâches d’identification des atteintes portées aux sols, 
spécifiquement vis-à-vis des atteintes chimiques. Les modifications proposées sont 
cohérentes avec le plan d'action sol du Canton de Vaud qui prévoit spécifiquement 
l’élaboration de cartes indiquant les atteintes potentielles. Sur cette base, les cantons 
pourront se concentrer sur les risques, prioriser les actions là où les risques sont les plus 
importants et mieux informer la population. Sur la base des résultats obtenus, la 
Confédération devra en tirer les conclusions dans les prochaines modifications des bases 
légales et aides à l’exécution fédérales, par exemple au niveau des valeurs indicatives, 
d’investigation ou d’assainissement afin de s’assurer de la proportionnalité des actions qui 
en découleront.  
 

Les ajouts élargissent la notion de fertilité aux propriétés biologiques des sols : les 
méthodes d'analyse biologiques se développent, laissant présager des possibilités de 
suivre de façon positive la fertilité des sols. De même, le Conseil d’Etat soutient 
l’intégration de la matière organique des sols à la définition légale de fertilité du sol du fait 
de son rôle majeur vis-à-vis de la production agricole et de la protection du climat. 

 

Ordonnance sur les mouvements de déchets (RS 814.610) / Ordonnance sur les 
déchets (RS 814.600) / Ordonnance sur les sites contaminés (RS 814.680) 
 
Le Conseil d’Etat soutient globalement les modifications proposées. Quelques remarques 
sont néanmoins formulées dans le tableau annexé à des fins de précision et de 
clarification. Le Canton de Vaud soutient notamment le report de l’échéance de mise en 
conformité des usines d’incinération des ordures ménagères prévu à l’article 54. L’UIOM 
de Colombier (NE), traitant une partie des déchets vaudois, est concernée ; une 
planification visant le regroupement des capacités d’incinération sur un seul site 
neuchâtelois est en cours. L’échéance qui sera finalement retenue devra assurer la 
continuité de l'incinération des déchets dans le canton de Neuchâtel. Dans ce cadre, nous 
vous renvoyons à ce titre à la détermination du Canton de Neuchâtel. 
 
Nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre 
considération distinguée. 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER. 

 
Christelle Luisier Brodard Michel Staffoni 

 
Annexe 

• Remarques détaillées 
 
Copies 

• OAE 

• DGE 
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Kanton Schwyz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz 
begrüsst. Präzisierungen und leichte Anpassungen sind aber noch 
notwendig.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Organisatorische Massnahmen konzentrieren sich im Kanton Schwyz 
primär auf den Schutz von Men-schenleben. Die Interventionszeiten sind 
meist sehr kurz, weshalb die Begrenzung des Sachscha-densausmasses 
oft ein nicht zu erreichendes Ziel darstellt. Hier wäre eine Akzentuierung der 
Formulie-rung erwünscht.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung von 
gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die Ausbildung 
von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie die 
Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;

e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von Rückhalteräumen 
und die Pflanzung von standortgerechten Gehölzen zur Stabilisierung der 
Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der Vorabsenkung von 
Stauseen im Ereignisfall sowie für weitere Ertragsausfälle bei der 
Mitbenutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit Hochwassergefahren 
und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Art. 10 Abs. 1 Bst. d: Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen. Der 
pflegerische Unterhalt ist ausschliesslich Aufgabe der wasserbaupflichtigen 
Instanz. Eine Abgeltung dieser Instanz führt zu einem hohen administrativen 
Mehraufwand beim Kanton und den Bezirken, welche durch die daraus 
resultierenden Beträge bei weitem nicht aufgewogen werden. Eine Kontrolle 
und das dazu notwendige Reporting an das Bundesamt über die 
umgesetzten Massnahmen ist nicht mit verhältnismässigen Mitteln möglich.

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --
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Begründung Art. 11 Abs. 2 Bst.c. Hier sind explizit auch Dienstbarkeiten zu erwähnen, da 
das Instrument deutlich häufiger zur Anwendung kommt, als jenes des 
Landerwerbs.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Auf diese Bestimmung ist zu verzichten, da sie mehr oder weniger die 
Bestimmung aus Art. 37 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der 
Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutzgesetz [GSchG, SR 
814.20]) wiedergibt. Eine Führung von doppelten Bestimmungen ist nicht 
zweckdienlich.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Auf diese Bestimmung ist zu verzichten, da sie mehr oder weniger die 
Bestimmung aus Art. 37 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der 
Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutzgesetz [GSchG, SR 
814.20]) wiedergibt. Eine Führung von doppelten Bestimmungen ist nicht 
zweckdienlich.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Auf diese Bestimmung ist zu verzichten, da sie mehr oder weniger die 
Bestimmung aus Art. 37 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der 
Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutzgesetz [GSchG, SR 
814.20]) wiedergibt. Eine Führung von doppelten Bestimmungen ist nicht 
zweckdienlich.

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 39 Abs. 6 Bst. d. Dieser Artikel hält unter anderem fest, dass für den 
Betrieb von Warneinrichtungen keine Abgeltungen gewährt werden sollen. 
Dies steht im Widerspruch zu Art. 17a Abs. 1 Bst. c der Verordnung über 
den Wald vom 30. November 1992 (Waldverordnung, WaV, SR 921.01), 
wonach die Kantone Warneinrichtungen bauen und betreiben. Es ist 
unabdingbar, den Betrieb zumindest teilweise abzugelten und dadurch 
dessen Qualität sicherzustellen. Dazu gehören u. a. die Miete von 
Gerätschaften (z. B. Georadar) und die Aufwendungen für den Betrieb 
durch den Anbieter. Gleiches gilt für die Beurteilung von Messungen durch 
Spezialisten. Es braucht darum eine Spezifizierung dieses Artikels.

Titel 3. Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008, Katalog der 
Geobasisdaten des Bundesrechts

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Auf einen Geodatensatz der «Entschädigungsberechtigten 
Entlastungsräume» kann verzichtet werden.
Der Kanton Schwyz erarbeitet derzeit ein entsprechendes kantonales 
Inventar, welches nur
schwer in einen solchen Geodatensatz inkludiert werden kann und beim 
Kanton für eine doppelte
Datenführung sorgen könnte.
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz 
begrüsst.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz 
begrüsst. Präzisierungen und leichte Anpassungen sind aber noch 
notwendig.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 32 Abs. 2 Bst. i VVEA sind ersatzlos zu 
streichen. Die Forderung, in der Abfallplanung neu auch für brennbare 
Abfälle eine Zwischenlagerkapazität von sechs Monaten vorzusehen, wird 
als schlicht unrealistisch und nicht durchführbar erachtet. 
Auch Zwischenlager in der Grössenordnung von zwei Monaten von 
Siedlungsabfällen in Ballen gepresst durch die 
Kehrichtverbrennungsanlagen sind aufgrund der anfallenden 
Kehrichtmengen (z. B. KVA Renergia 2000 t bis 3000 t Siedlungsabfälle pro 
Woche) realitätsfern, da sie weder bewilligungsfähig und schon gar nicht 
verhältnismässig sind. Diese sind nur auf dem Papier umsetzbar. Zudem 
könnten die geltenden Umwelt- und Gewässerschutzbestimmungen nur mit 
enormem Aufwand bewerkstelligt werden, was die Verhältnismässigkeit 
weiter untergräbt.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
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Begründung Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 32 Abs. 2 Bst. i VVEA sind ersatzlos zu 
streichen. Die Forderung, in der Abfallplanung neu auch für brennbare 
Abfälle eine Zwischenlagerkapazität von sechs Monaten vorzusehen, wird 
als schlicht unrealistisch und nicht durchführbar erachtet. 
Auch Zwischenlager in der Grössenordnung von zwei Monaten von 
Siedlungsabfällen in Ballen gepresst durch die 
Kehrichtverbrennungsanlagen sind aufgrund der anfallenden 
Kehrichtmengen (z. B. KVA Renergia 2000 t bis 3000 t Siedlungsabfälle pro 
Woche) realitätsfern, da sie weder bewilligungsfähig und schon gar nicht 
verhältnismässig sind. Diese sind nur auf dem Papier umsetzbar. Zudem 
könnten die geltenden Umwelt- und Gewässerschutzbestimmungen nur mit 
enormem Aufwand bewerkstelligt werden, was die Verhältnismässigkeit 
weiter untergräbt.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz 
begrüsst.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Erläuterungsbericht sollte mit Ausführungen zum Begriff «Vielfalt» 
ergänzt und so die Biodiversität unter diesem Sammelbegriff klar 
berücksichtigt werden.
Der Begriff «Vielfalt» wird weder in der Vorlage noch im erläuternden 
Bericht eindeutiger definiert. So ist unklar, ob damit auch die Artenvielfalt 
sowie in dem Sinne auch die Biodiversität gemeint ist.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz 
begrüsst.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schwyz, 20. August 2024 

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 
Vernehmlassung des Kantons Schwyz 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2024 hat das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (UVEK) den Kantonsregierungen die Unterlagen zum Verordnungspaket Umwelt 
Frühling 2025 betreffend: 

- Verordnung über den Wasserbau vom 2. November 1994 (Wasserbauverordnung, WBV, 
SR 721.100.1); 

- Verordnung über den Verkehr mit Abfällen vom 22. Juni 2005 (VeVA, SR 814.610); 
- Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen vom 4. Dezember 2015 

(Abfallverordnung, VVEA, SR 814.600); 
- Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten vom 26. August 1998 (Altlasten- 

Verordnung, AltlV, SR 814.680); 
- Verordnung über Belastungen des Bodens vom 1. Juli 1998 (VBBo, SR 814.12); 

zur Vernehmlassung bis 16. September 2024 unterbreitet. 

Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz begrüsst. Präzisierungen 
und leichte Anpassungen sind aber noch notwendig. 



Anträge 

Der Regierungsrat beantragt folgende Anpassungen: 

Wasserbauverordnung: 
Art. 6 Abs. 1 
Organisatorische Massnahmen konzentrieren sich im Kanton Schwyz primär auf den Schutz von 
Menschenleben. Die Interventionszeiten sind meist sehr kurz, weshalb die Begrenzung des Sach­ 
schadensausmasses oft ein nicht zu erreichendes Ziel darstellt. Hier wäre eine Akzentuierung der 
Formulierung erwünscht. 

Art. 10 Abs. 1 Bst. d 
Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen. Der pflegerische Unterhalt ist ausschliesslich Aufgabe 
der wasserbaupflichtigen Instanz. Eine Abgeltung dieser Instanz führt zu einem hohen administrati­ 
ven Mehraufwand beim Kanton und den Bezirken, welche durch die daraus resultierenden Beträge 
bei weitem nicht aufgewogen werden. Eine Kontrolle und das dazu notwendige Reporting an das 
Bundesamt über die umgesetzten Massnahmen ist nicht mit verhältnismässigen Mitteln möglich. 

Art. 11 Abs. 2 Bst. c 
Hier sind explizit auch Dienstbarkeiten zu erwähnen, da das Instrument deutlich häufiger zur An­ 
wendung kommt, als jenes des Landerwerbs. 

Art. 39 Abs. 6 Bst. d Waldverordnung 
Dieser Artikel hält unter anderem fest, dass für den Betrieb von Warneinrichtungen keine Abgeltun­ 
gen gewährt werden sollen. Dies steht im Widerspruch zu Art. 17a Abs. 1 Bst. c der Verordnung über 
den Wald vom 30. November 1992 (Waldverordnung, WaV, SR 921.01), wonach die Kantone 
Warneinrichtungen bauen und betreiben. Es ist unabdingbar, den Betrieb zumindest teilweise abzu­ 
gelten und dadurch dessen Qualität sicherzustellen. Dazu gehören u. a. die Miete von Gerätschaften 
(z. B. Georadar) und die Aufwendungen für den Betrieb durch den Anbieter. Gleiches gilt für die Be­ 
urteilung von Messungen durch Spezialisten. Es braucht darum eine Spezifizierung dieses Artikels. 

Art. 4lc1er und 4lcquater Gewässerschutzverordnung 
Auf diese Bestimmung ist zu verzichten, da sie mehr oder weniger die Bestimmung aus Art. 37 
Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutz­ 
gesetz [GSchG, SR 814.20]) wiedergibt. Eine Führung von doppelten Bestimmungen ist nicht 
zweckdienlich. 

Abfallverordnung: 
Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 32 Abs. 2 Bst. i VVEA sind ersatzlos zu streichen. Die Forderung, in der 
Abfallplanung neu auch für brennbare Abfälle eine Zwischenlagerkapazität von sechs Monaten vorzu­ 
sehen, wird als schlicht unrealistisch und nicht durchführbar erachtet. 
Auch Zwischenlager in der Grössenordnung von zwei Monaten von Siedlungsabfällen in Ballenge­ 
presst durch die Kehrichtverbrennungsanlagen sind aufgrund der anfallenden Kehrichtmengen (z. B. 
KVA Renergia 2000 t bis 3000 t Siedlungsabfälle pro Woche) realitätsfern, da sie weder bewilli­ 
gungsfähig und schon gar nicht verhältnismässig sind. Diese sind nur auf dem Papier umsetzbar. Zu­ 
dem könnten die geltenden Umwelt- und Gewässerschutzbestimmungen nur mit enormem Aufwand 
bewerkstelligt werden, was die Verhältnismässigkeit weiter untergräbt. 

Verordnung über die Belastungen des Bodens: 
Der Erläuterungsbericht sollte mit Ausführungen zum Begriff «Vielfalt» ergänzt und so die Biodiversi­ 
tät unter diesem Sammelbegriff klar berücksichtigt werden. 
Der Begriff «Vielfalt» wird weder in der Vorlage noch im erläuternden Bericht eindeutiger definiert. 
So ist unklar, ob damit auch die Artenvielfalt sowie in dem Sinne auch die Biodiversität gemeint ist. 
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Geoinformationsverordnung 
Auf einen Geodatensatz der «Entschädigungsberechtigten Entlastungsräume» kann verzichtet wer­ 
den. Der Kanton Schwyz erarbeitet derzeit ein entsprechendes kantonales Inventar, welches nur 
schwer in einen solchen Geodatensatz inkludiert werden kann und beim Kanton für eine doppelte 
Datenführung sorgen könnte. 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse­ 
rer vorzüglichen Hochachtung. 

Im Namen des Regierungsrates: 

vtl-~~ 
Michael Stähli 
Landammann 

L.~- 
Dr. Mathias E. Brun 
Staatsschreiber 
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Chancellerie d'Etat du Canton de Neuchâtel

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le projet de modification de l'OACE nous amène à formuler un certain 
nombre de remarques et demandes d'adaptations que nous estimons être 
importantes pour la bonne compréhension de ces dispositions 
réglementaires. L'OACE est dense et complexe. La liste des études de 
base est peu compréhensible.

Une grande partie de l'ordonnance est consacrée aux conditions d'octroi 
des différents outils de contributions fédérales : indemnités globales / 
indemnités au cas par cas / aide financière pour la formation continue et la 
recherche. Il est peu cohérent que les termes utilisés (indemnités globales / 
au cas par cas) ne soient pas identiques à ceux utilisés dans le manuel de 
la convention-programme (offre de base / projets individuels). 

Par ailleurs, il serait souhaitable d'appliquer les mêmes règles en cas « 
d'exécution imparfaite et désaffectation » pour l'ensemble des indemnités et 
aides financières octroyées par la Confédération (articles 17 et 21).

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Au sens de la présente ordonnance, on entend par:
a. planification intégrée: une planification fondée sur la participation des 
milieux concernés, la prise en compte équilibrée des intérêts en jeu et la 
combinaison optimale de mesures;
b. approche fondée sur les risques: une approche selon laquelle les 
risques, et non uniquement les dangers, sont pris en compte de manière 
transparente lors de la mise en œuvre de mesures.

Begründung Remarque 1 : il conviendrait de préciser qu'il s'agit de prendre en compte 
les risques par opposition à une approche uniquement basée sur les 
dangers. 
Remarque 2 : le fait de prendre en compte les risques actuels ET futurs ne 
fait pas partie de la définition et n'est pas toujours réalisable.

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau supportable et le 
limitent à long terme, en réalisant et en tenant à jour les études de base 
nécessaires, puis en planifiant et en mettant en œuvre les mesures 
appropriées de manière intégrée; ils tiennent compte en particulier des 
aspects écologiques, des effets des changements climatiques et de 
l'évolution de l'utilisation du territoire.

Begründung Remarque : il ne s'agit pas d'inventorier les études de base mais plutôt de 
les réaliser et de les tenir à jour.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 4 Études de base réalisées par les cantons 
Les cantons réalisent les études de base relatives à la protection contre les 
crues. À cet effet:

a.ils effectuent un relevé de l'état des eaux et de leur modification;
b.ils documentent et analysent les événements;
c.ils documentent et évaluent les ouvrages de protection;
d.ils tiennent un cadastre des événements et des ouvrages de protection;
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e.ils recensent les dangers et les risques;
f.ils établissent des évaluations des dangers et des vues d'ensemble des 
risques;
g.ils établissent des planifications globales et des planifications 
supérieures.

Begründung Remarque 1 : la désignation des zones dangereuses fait partie des études 
de base.
Remarque 2 : la liste des études de base est compliquée et peu claire. 

•La documentation et l'analyse des évènements doivent se trouver sous la 
même lettre que le cadastre des évènements. 
•Cette remarque est également valable concernant les ouvrages de 
protection. 
•Il est peu compréhensible de distinguer, dans des articles distincts, le 
recensement des dangers (lettre e), l'évaluation des dangers (lettre f) et la 
désignation des zones dangereuses (al. 2).

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent des mesures techniques visant à réduire et à limiter 
le risque. En font partie les ouvrages de protection qui permettent de retenir, 
de dévier ou de faire écouler l'eau des crues. Ces ouvrages et installations 
sont remis en état, remplacés ou construits de manière à en optimiser le 
fonctionnement et la durée de vie.

Begründung L'article 4 utilise le terme « ouvrages de protection ». Dans quelle mesure 
est-il utile de parler, dans la suite de l'ordonnance, des « ouvrages et 
installations » de protection ?

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons veillent à ce que le cours d'eau et les ouvrages de protection 
soient entretenus de manière appropriée. Ils les entretiennent de façon:

a.à maintenir leur capacité d'écoulement et à limiter si nécessaire la 
dynamique des eaux;
b.à optimiser leur fonctionnement et leur durée de vie.

Begründung Remarque : Ce ne sont pas uniquement les ouvrages qui doivent être 
entretenus mais également les cours d'eau eux-mêmes (végétation, ...).

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 13 Demande et Art. 14 Convention-programme

Remarque : ces deux articles contiennent plusieurs doublons : on y parle à 
deux reprises de la durée de quatre ans, des objectifs du programme à 
atteindre, ...

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 13 Demande et Art. 14 Convention-programme

Remarque : ces deux articles contiennent plusieurs doublons : on y parle à 
deux reprises de la durée de quatre ans, des objectifs du programme à 
atteindre, ...

Titel 5. Abschnitt: Verfahren bei der Gewährung von Abgeltungen im Einzelfall

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag --

Begründung Proposition : modifier le nom de la section « procédure pour l'octroi 
d'indemnités au cas par cas », afin de faire la distinction avec la section 4 « 
procédure pour l'octroi d'indemnités globales ».

Titel 6. Abschnitt: Verfahren bei Finanzhilfen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Proposition : compléter le nom de cette section « Procédure pour les aides 
financières pour la formation continue et la recherche », afin de clarifier le 
sujet de cette section.

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Proposition : supprimer les articles 1 et 3 qui sont en contradiction avec les 
principes des conventions-programmes. Maintenir un seul article:

1 Les mesures suivantes doivent dans tous les cas faire l'objet d'un avis de 
la Confédération :
a.Lorsqu'elles concernent des eaux frontalières ;
b.Lorsqu'elles ont des effets sur la sécurité en cas de crues dans d'autres 
cantons ou à l'étranger ;
c.Lorsqu'elles requièrent une étude de l'impact sur l'environnement ; ou
d.Lorsqu'elles touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans 
des inventaires fédéraux

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les mesures suivantes doivent dans tous les cas faire l'objet d'un avis de la 
Confédération:

a.lorsqu'elles concernent des eaux frontalières;
b.lorsqu'elles ont des effets sur la sécurité en cas de crues dans d'autres 
cantons ou à l'étranger;
c.lorsqu'elles requièrent une étude de l'impact sur l'environnement; ou
d.lorsqu'elles touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans 
des inventaires fédéraux.

Begründung Proposition : supprimer les articles 1 et 3 qui sont en contradiction avec les 
principes des conventions-programmes. Maintenir un seul article:

1 Les mesures suivantes doivent dans tous les cas faire l'objet d'un avis de 
la Confédération :
a.Lorsqu'elles concernent des eaux frontalières ;
b.Lorsqu'elles ont des effets sur la sécurité en cas de crues dans d'autres 
cantons ou à l'étranger ;
c.Lorsqu'elles requièrent une étude de l'impact sur l'environnement ; ou
d.Lorsqu'elles touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans 
des inventaires fédéraux

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Proposition : supprimer les articles 1 et 3 qui sont en contradiction avec les 
principes des conventions-programmes. Maintenir un seul article:

1 Les mesures suivantes doivent dans tous les cas faire l'objet d'un avis de 
la Confédération :
a.Lorsqu'elles concernent des eaux frontalières ;
b.Lorsqu'elles ont des effets sur la sécurité en cas de crues dans d'autres 
cantons ou à l'étranger ;
c.Lorsqu'elles requièrent une étude de l'impact sur l'environnement ; ou
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d.Lorsqu'elles touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans 
des inventaires fédéraux

Titel Art. 27 Vollzugshilfen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV met à disposition des aides à l'exécution relatives relatives au 
champ d'application de la présente ordonnance.

Begründung Remarque : on ne comprend pas la distinction faite entre les quatre aides à 
l'exécution mentionnées.

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Cet article peut être éliminé car déjà mentionné dans le chapitre 2.

Titel Art. 30 Vollzug durch die Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Cet article peut être éliminé car déjà mentionné dans le chapitre 2.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le projet de modification n'amène pas de remarque particulière.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le canton de Neuchâtel se rallie à la prise de position de la Conférence des 
services de l'environnement (CCE) et du Cercle déchets du 25 juin 2024.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 54 Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 L'obligation énoncée à l'art. 32, al. 2, let. a, d'exploiter au moins 55 % du 
potentiel énergétique des déchets urbains et des déchets de composition 
analogue dans des installations de traitement thermique des déchets 
s'applique à partir du 1er janvier 2026. Sont exceptées les installations qui 
seront mises à l'arrêt d'ici au 31 décembre 2035.

Begründung En effet, le projet de construction de la future UVTD de Vadec SA à La 
Chaux-de-Fonds a pris du retard, notamment à cause des oppositions à ce 
projet, et sa mise en service devrait être réalisée entre 2032 et 2034.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: La modification des articles 1 et 2 suit enfin les problématiques complètes 
liées à la conservation des sols et était nécessaire pour une meilleure 
protection de ceux-ci. 

L'article 4 impose aux cantons une nouvelle charge de travail, mais 
permettra une réévaluation de la diffusion des informations concernant la 
qualité des sols et permettra également de disposer d'une base légale pour 
imposer une conservation de l'information, par exemple lors des 
changements de propriétaires sur les terrains. L'effet sur la charge de travail 
des cantons ne doit toutefois pas être négligé, tout comme l'aspect 
financier, qui peut être lourd pour les petits cantons. 

Article 5 : la clarification de la procédure pour les substances non normées 
est importante mais ne devra en aucun cas diminuer la responsabilité de la 
confédération dans l'établissement de bases communes pour les 
substances à fort potentiel polluant ou potentiellement très répandues, 
comme les PFAS par exemple. 

Annexe 1 : la modification simultanée de l'OSol, de l'OSites et de l'OLED 
doit également mener à l'harmonisation des paramètres (intégration des 
C10-C40 dans l'OSol par exemple) et surtout, à la clarification des 
méthodes d'analyses afin que les résultats soient utilisables dans toutes les 
ordonnances sans difficulté de conversion ou de liste de paramètres. 

Dans le même cadre, la clarification des mesures à prendre lors de diverses 
atteintes aux sols serait souhaitable. La révision de la loi devrait également 
servir à la mise à jour des directives de l'OFEV, par exemple sur la 
faisabilité des mesures à prendre lors de dépassement des seuils 
d'investigation ainsi que la mise à jour des connaissances pour les atteintes 
à la santé humaine, animal.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le projet de modification n'amène pas de remarque particulière.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --



IT
LE coNSErL o'Étrt

DE LA RÉPUBLIQUE ET

cANToN DE NEUCHÂTEL

Par couniel :
polq@bafu.admin.ch
Office fédéral de I'environnement OFEV
3003 Beme

Monsieur le conseiller fédéral,
Mesdames, Messieurs,

Le Conseil d'État de la République et Canton de Neuchâtel a pris connaissance du sujet de la
consultation du Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et de la
communication (DETEC) et vous remercie de lui offrir la possibilité de donner son avis sur le
paquet d'ordonnances environnementales du printemps 2025.

Ordonnance sur la limitation et l'élimination des déchets ( LED. RS 814.600)

Le canton de Neuchâtel se rallie à la prise de position de la Conférence des services de
l'environnement (CCE) et du Cercle déchets du 25 juin 2024.

De plus, il demande que le proiet d'article 54, al. 2 soit modifié comme suit : « Sonl exceplées
les installations qul seronl mr.ses à I'arrêt d'ici au 31 décembre 2035. ». En effet, le projet de
construction de la future UWD de Vadec SA à La Chaux-de-Fonds a pris du retard,
notamment à cause des oppositions à ce projet, et sa mise en service devrait être réalisée
enlre 2032 et 2034.

sur I'assainisse ES llués OSites RS 814.680n

Le projet de modification n'amène pas de remarque particulière.

Ordonnance sur les mouvements de déchets (OMoD RS 814.610)

Le projet de modification n'amène pas de remarque particulière.

Ordonnance sur les atteintes es aux sols (OSol. RS 814.12)

La modification des articles 1 et 2 suit enfin les problématiques complètes liées à la

conservation des sols et était nécessaire pour une meilleure protection de ceux-ci.

Paquet d'ordonnances environnementales du printemps 2025



L'article 4 impose aux cantons une nouvelle charge de travail, mais permettra une réévaluation
de la diffusion des informations concernant la qualité des sols et permettra également de
disposer d'une base légale pour imposer une conservation de I'information, par exemple lors
des changements de propriétaires sur les tenains. L'effet sur la charge de travail des cantons
ne doit toutefois pas être négligé, tout comme l'aspect financier, qui peut être lourd pour les
petits cantons.

Article 5 : la clarification de la procédure pour les substances non normées est importante mais
ne devra en aucun cas diminuer la responsabilité de la confédération dans l'établissement de
bases communes pour les substances à fort potentiel polluant ou potentiellement très
répandues, comme les PFAS par exemple.

Annexe 't : la modiflcation simultanée de l'Osol, de l'Osites et de I'OLED doit également mener
à I'harmonisation des paramètres (intégration des C10-C40 dans I'OSol par exemple) et
surtout, à la clarification des méthodes d'analyses afin que les résultats soient utilisables dans
toutes les ordonnances sans difficulté de conversion ou de liste de paramètres.

Dans le même cadre, la clarification des mesures à prendre lors de diverses atteintes aux sols
serait souhaitable. La révision de la loi devrait également servir à la mise à jour des directives
de I'OFEV, par exemple sur la faisabilité des mesures à prendre lors de dépassement des
seuils d'investigation ainsi que la mise à jour des connaissances pour les atteintes à la santé
humaine, animal.

Une grande partie de I'ordonnance est consacrée aux conditions d'octroi des différents outils
de contributions fédérales : indemnités globales / indemnités au cas par cas / aide financière
pour la formation continue el la recherche. ll est peu cohérent que les termes utilisés
(indemnités globales / au cas par cas) ne soient pas identiques à ceux utilisés dans le manuel
de la convention-programme (offre de base / projets individuels).

Par ailleurs, il serait souhaitable d'appliquer les mêmes règles en cas « d'exécution imparfaite
et désaffectation » pour I'ensemble des indemnités et aides financières octroyées par la
Confédération (articles 17 et 21).

Quant à la rédaction des articles, voici quelques demandes d'adaptation :

b. approche fondée sur les risques : une approche selon laquelle les risques, et non uniquement
les dangers, @mlnés; évalués et sont pris en compte
de manière transparente lors de la mise en æuvre de mesures.

2

Ordonnance sur l'aménaoement des cours d'eau (OACE. RS 721 .100.1 )

Le projet de modilication de I'OACE nous amène à formuler un certain nombre de remarques
et demandes d'adaptations que nous estimons être importantes pour la bonne compréhension
de ces dispositions réglementaires. L'OACE est dense et complexe. La liste des études de
base est peu compréhensible.

Art. 2 Définitions

Remarque 1 : il conviendrait de préciser qu'il s'agit de prendre en compte les risques par opposition à
une approche uniquement basée sur les dangers.
Remarque 2 : le fait de prendre en compte les risques actuels ET futurs ne fait pas partie de la définition
et n'est pas toujours réalisable.



Remarque : il ne s'agit pas d'inventorier les études de base mais plutôt de les réaliser et de les tenir à
jour.

Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau supportable et le limitent à long terme, en
in+e€+e+iant-€ælu€fl+ réalisant et en tenant à jour les études de base nécessaires, puis en
planifiant et en mettant en ceuvre les mesures appropriées de manière intégrée ; ils tiennent compte
en particulier des aspects écologiques, des effets des changements climatiques et de l'évolution de
l'utilisation du territoire.

Art. 4 Études de base réalisées par les nsM

La documentation et l'analyse des évènements doivent se trouver sous la même lettre que le
cadaslre des évènements.
Cette remarque est également valable concernant les ouvrages de protection-
ll est peu compréhensible de distinguer, dans des articles distincts, le recensement des dangers
(lettre e), l'évaluation des dangers (lettre f) et la désignation des zones dangereuses (al. 2).

Art 7 : Mesures techniques et de génie biologique et esBaqes délestage

L'article 4 utilise le terme « ouvrages de protection ». Dans quelle mesure est-il utile de parler, dans la
suite de I'ordonnance, des « ouvrages et installations » de protection ?

Les cantons prennent des mesures techniques visant à réduire et à limiter le risque. En font partie
les ouvrages et]€s-ins+aI€+iens de protection qui permettent de retenir...

Remarque: Ce ne sont pas uniquement les ouvrages qui doivent être entretenus mais également les
cours d'eau eux-mêmes (végétation, ...).

Les cantons veillent à ce que les cours d'eau et les ouvrages e+]es-ins{all+i€ns de protection soient
entretenus de manière appropriée.

Proposition : modifier le nom de la section « procédure pour l'octroi d'indemnités au cas par cas », afin
de faire la distinction avec la section 4 « procédure pour I'octroi d'indemnités globales ».

Proposition : compléter le nom de cette section « Procédure pour les aides tinancières pour la formation
continue et la recherche », afin de clarifier le suiet de cette section.

Proposition : supprimer les adicles'l et 3 qui sont en contradiction avec les principes des conventions-
programmes. Maintenir un seul article :

Art. 3 Gestion des danoers dus aux crues et des risques

Remarque 1 : la désignation des zones dangereuses fait partie des études de base.
Remarque 2 : la liste des études de base est compliquée et peu claire.

Art. I Entretien des eaux

Art. 13 Demande et Art. 14 Convention-programme

Remarque : ces deux articles contiennent plusieurs doublons : on y parle à deux reprises de la durée
de quatre ans, des objectifs du programme à atteindre, ...

Section 5 Procédure pour I'octroi d'indemnités

Section 6 Procédure pour les aides financièrês

Art. 24 Avis sur les mesures de orotection contre les crues



'l 
^vant 

dê prendrê une déeiÊien sur lês mesur8s Ce preteêtien 6entr6 les 6rues prévues à l'art,

@ief+
1 Les mesures suivantes doivent dans tous les cas faire I'objet d'un avis de la Confédération :

a. Lorsqu'elles concernent des eaux frontalières ;

b. Lorsqu'elles ont des effets sur la sécurité en cas de crues dans d'autres cantons ou à
l'étranger;

c. Lorsqu'elles requièrent une étude de l'impact sur I'environnement ; ou
d. Lorsqu'elles touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans des inventaires

fédéraux

approxiffi

Art. 27 Aide à I'exécution

Remarque : on ne comprend pas la distinction faite entre les quatre aides à l'exécution mentionnées.

L'OFEV met à disposition des aides à l'exécution relatives au champ d'application de la
présente ordonnance. ecfa4r€{,lieÉ;
a=-eux-€xig6n€eslie€s à la preteetien Gon
b-uxétud€s{e-be€e;

d, aux €onCilions deÊtrgi

Art. 30 Exécution par les cantons

Cet article peut être éliminé câr déjà mentionné dans le chapitre 2.

Cet article peut être éliminé car déjà mentionné dans le chapitre 2

En vous remerciant de nous avoir consulté, nous vous prions de croire, Monsieur le conseiller
fédéral, Mesdames, Messieurs, à I'assurance de notre haute considération.

Neuchâtel, le 1 1 septembre 2024

Au nom du Conseil d'État

tÀlli0,,t La présidente, La chancelière,
S. DESPLANDF

,rfl LD

4
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Etat de Genève

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Voir le courrier du Conseil d'Etat genevois du 11 septembre 2024.

Anhang: Réponse CE OMoD.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag En dérogation à l'al. 1, les cantons peuvent prévoir que leurs autorités sont 
compétentes pour l'octroi de l'autorisation d'exporter des matériaux 
d'excavation et de percement non pollués provenant de leurs territoires 
respectifs vers des zones frontalières, définies comme étant les 
départements strictement frontaliers à la Suisse. Dans ce cas, la procédure 
cantonale d'autorisation est régie par analogie par les art. 15 à 21.

Begründung Nous souhaiterions une définition claire de la zone frontalière. 
A Genève nous considérons les département français strictement 
frontaliers, soit l'Ain et la Haute-Savoie, pour lesquels nous pouvons avoir 
connaissance des installations de traitement.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Voir le courrier du Conseil d'Etat genevois du 11 septembre 2024.

Anhang: Réponse CE OLED.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Les déchets peuvent être utilisés comme matières premières, agents de 
correction du cru, combustibles, ajouts ou adjuvants lors de la fabrication de 
ciment et de béton, à condition qu'ils satisfassent aux exigences de 
l'annexe 4. Les déchets urbains mélangés et les déchets urbains mélangés 
puis triés ultérieurement ne peuvent pas être utilisés comme matières 
premières ou comme combustibles. Les résidus de tri issus du traitement de 
déchets urbains collectés séparément ne pouvant pas faire l'objet d'une 
valorisation matière peuvent être utilisés comme combustibles dans la 
fabrication de ciment et de béton.

Begründung Cette article soustrait des déchets urbains au monopole cantonal et rend le 
contrôle des centres de tri extrêmement difficile. Il est impossible d'identifier 
la nature des refus de tri qui seront envoyés en cimenterie, ces déchets 
étant souvent broyés.
Cette article ouvre la voie à une fuite des déchets urbains vers les 
cimenteries.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse la 
poursuite de l'exploitation pour une durée de deux mois au moins;
i.de sorte que, si l'exploitation de l'installation est interrompue, ils 
disposent de capacités pour le stockage provisoire des déchets urbains 
et des déchets de composition analogue qui garantissent la réception de 
ces derniers pour une durée de deux mois au moins.

Begründung al i : Ces mesures sont très contraignantes et ont des implications 
financières en termes de garantie financière, place de stockage, 
équipements et assurances, car elles vont notamment augmenter le risque 
d'incendie, croissant avec l'augmentation des piles au lithium. 
Les mesures semblent disproportionnées pour une finalité qui n'est pas 
claire dans la mesure où, généralement, des mesures d'entraide entre 
installations sont déjà en place.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets suivants peuvent être utilisés comme ajouts ou adjuvants lors 
du broyage du clinker de ciment ou de la fabrication de ciment et de béton:

f.d'autres déchets, à condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, 
ch. 2, let. c, soient respectées; ne doit pas être respectée la valeur limite 
du chrome (VI);
h. le béton de démolition et les matériaux de démolition non triés., à 
condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, ch. 2, let. c, soient 
respectées

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Voir le courrier du Conseil d'Etat genevois du 11 septembre 2024.

Anhang: Réponse CE OSol.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag La Confédération et les cantons gèrent ensemble un réseau national de 
référence pour l'observation des atteintes portées aux sols (NABO).

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung La carte indicative doit être intégrée dans le champ de validité de l'art. 4, al. 
3 et le rapport explicatif doit être adapté en conséquence.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Réponse CE OSol.pdf
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Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Voir le courrier du Conseil d'Etat genevois du 11 septembre 2024.

Anhang: Réponse CE OSites.pdf
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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Kanton Schaffhausen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Den Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VeVA wird 
grundsätzlich zugestimmt. Die Anpassungen in der 
Vernehmlassungsvorlage werden begrüsst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Anpassung des Gesetzestextes ändert grundsätzlich nichts am Betrieb 
der von Behörden bezeichneten Sammelstellen. Es wird lediglich 
sichergestellt, dass insbesondere Lithium-Batterien aus Fahrzeugen an den 
richtigen Entsorgungsort gelangen.

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Meinung des BAFU wird geteilt. Aufgrund der Kenntnis über die 
Stoffströme aus der Region können die Kantone solche Gesuche mit 
vertretbarem Aufwand bearbeiten.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Es wird begrüsst, dass gemischt gesammelte, brennbare Abfälle in der 
Schweiz verwertet werden müssen, wenn die Kapazität vorhanden ist. Es 
wird zudem als sinnvoll erachtet, dass der Kreis der in der Schweiz zu 
verwertenden Abfälle weiter gefasst wird, gleichzeitig aber dennoch gewisse 
Fraktionen der Siedlungsabfälle exportiert werden können, wenn damit auf 
Grund fehlender Anlagen in der Schweiz ein besseres Recycling im Ausland 
erreicht werden kann. Die Berücksichtigung der etablierten Verwendung des 
Siedlungsabfall-Begriffs wird zukünftig für mehr Klarheit sorgen.

Titel Art. 29 Abs. 1



244 / 927

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der zusätzliche Aufwand bei der Bearbeitung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs muss von Seite BAFU sichergestellt werden. Insbesondere 
müssen die erfolgten Verbringungen zeitnah im veva-online eingetragen 
und abgeschlossen werden.

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VVEA werden begrüsst. 
Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, 
andererseits passen sie die Verordnung der Vollzugspraxis an. 
In Anbetracht der Erfahrungen der letzten Jahre wird auch die Regelung 
eines Ausfalls sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll erachtet. Sie muss aber 
solchermassen gestaltet sein, dass sie für die Kantone und die 
Betreibenden umsetzbar ist. Daher wird bei der genauen Ausgestaltung der 
Regelung um eine enge Abstimmung mit den Kantonen gebeten. Ein 
Zwischenlager für insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist weder 
realistisch noch durchführbar. In der Praxis für Schwierigkeiten sorgen 
dürfte auch, dass KVA und Kantone separat für die Zwischenlager sorgen 
sollen. Es wird beantragt, dies unter die Führung der Kantone 
zusammenzulegen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens 
drei Monaten.
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Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVAs organisiert werden. Die Bereitstellung eines 
Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und 
KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 lit. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft 5 Monaten. Andernfalls muss 
der Kanton mittels Notrecht agieren. Die Frist von 6 Monaten wurde bereits 
in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage 
gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Fachlich soll dies für den bewilligten Regelbetrieb ohne 
Erleichterung der LRV berechnet werden. 
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVAs organisiert werden. Die Probleme in so einem 
Fall lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und 
Deponien lösen. Die Kosten für die Zwischenlagerung sind 
verursachergerecht zu verteilen.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Revision der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo), welche 
den kantonalen Vollzug des Bodenschutzes verbessern soll, wird begrüsst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung In der Synoptischen Tabelle-2 VBBo liegt ein Fehler vor. Gemäss dem 
Vorschlag der Vernehmlassungsvorlage-2 VBBo, Änderung Wortlaut 
nachhaltiger in langfristiger.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Bemerkung: Eine Vollzugshilfe soll als Folgedokument die nötigen 
Informationen liefern, wie der Vollzug im Hinblick auf die Vielfalt, Biomasse 
und Aktivität der Bodenorganismen sowie die organische Bodensubstanz 
geregelt werden soll.
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Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Bemerkung: Eine Vollzugshilfe soll als Folgedokument die nötigen 
Informationen liefern, wie der Vollzug im Hinblick auf die Vielfalt, Biomasse 
und Aktivität der Bodenorganismen sowie die organische Bodensubstanz 
geregelt werden soll.

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Bemerkung: Eine Vollzugshilfe soll als Folgedokument die nötigen 
Informationen liefern, wie der Vollzug im Hinblick auf die Vielfalt, Biomasse 
und Aktivität der Bodenorganismen sowie die organische Bodensubstanz 
geregelt werden soll.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO).

Begründung Aus den vorliegenden Unterlagen geht nicht hervor, welche Änderungen 
geplant sind.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens bestehen, so 
erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber Karten und veröffentlichen 
diese. Diese Karten enthalten mindestens Angaben über Lage, Art und 
Ausmass der Bodenbelastungen.

Begründung Eine Präzisierung, um welche Bodenbelastung es sich handelt, ist nötig. 
Zudem sollen die Karten für einen maximalen Nutzen öffentlich einsehbar 
sein und somit auch Fachbüros, Bauherren, Architekten/Planern, 
Bauunternehmern, etc. zur Verfügung stehen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Hinweiskarten und die Überwachung der 
Bodenbelastung nötig sind, und berät die Kantone.

Begründung Die Kantone haben nicht die Kapazität, die erforderlichen Grundlagen für 
Hinweiskarten - insbesondere solcher für das Prüfwertniveau - herzuleiten. 
Ein durch die Bundesstellen koordinierter Rahmen würde Unterschiede im 
Vollzug verringern.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Grundsätzlich begrüssen wir Bestrebungen für die Aufnahme von Prüf- und 
Sanierungswerten für Quecksilber in die VBBo. Die neuen 
Beurteilungswerte weichen jedoch von der Dreistufigkeit des 
Bodenschutzkonzepts ab. Es fehlt eine Beleuchtung der Auswirkungen auf 
Vollzug und Wirtschaft, die möglicherweise beträchtlich sind in Hinblick auf 
Gärten mit Nutzungsverboten sowie der nicht möglichen Wiederverwertung 
von abgetragenem Boden.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Anpassung von 7 auf 6 Kongenere, da PCB-118 zu den dioxinähnlichen 
PCB gehört, stimmen wir zu. Es Widerspricht jedoch der Absicht, VBBo, 
VVEA und AltlV zu harmonisieren, dass nun mit dem Faktor 4.3 bei den 
PCB weiterhin eine Grosse Ungleichheit zwischen den Verordnungen 
besteht. Wenn gemäss Erkenntissen der SCAHT auf den Faktor 4.3 
verzichtet werden kann, sind die AltlV und VVEA entsprechend 
anzupassen. Ansonsten wäre der Faktor 4.3 zwecks Harmonisierung in die 
VBBo einzufügen.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Anpassung der Konzentrationswerte an den aktuellen Stand der 
Wissenschaft wird begrüsst. Die Werterhöhungen bringen für den Kanton 
Schaffhausen keinen Nachteil oder Mehraufwand mit sich. Bei den 
Wertsenkungen ist hingegen mit einem noch nicht quantifizierbaren 
Mehraufwand zu rechnen, u.a. da bereits beurteilte Standorte neu überprüft 
und ggf. neu beurteilt werden müssen. Ausserdem ist der vorgeschlagene 
Konzentrationswert für Arsen z.T. nicht ausreichend von der 
Hintergrundbelastung abgegrenzt, was zu Schwierigkeiten im 
Altlastenvollzug führen kann (s. unten).

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung Die bisher im Kanton Schaffhausen gemessenen Arsenkonzentrationen im 
Grund- und Trinkwasser liegen in mehreren Fällen bereits im Bereich des 
10%-igen Konzentrationswerts, welcher bei belasteten Standorten einen 
Überwachungsbedarf auslöst. Der Umgang mit diesen möglicherweise 
geogenen Arsengehalten bei der Altlastenbearbeitung ist noch zu wenig 
geklärt.

Bemerkung: Ca. 1/5 der bisher gemessenen Arsenkonzentrationen im 
Grund- und Trinkwasser im Kanton SH (ohne Messungen bei belasteten 
Standorten!) liegen über 0.001 mg As/L und somit bereits im Bereich des 
Überwachungsbedarfs im Au.

Hinweis zu Anhang 3: In der vorliegenden Revision ist keine Änderung der 
Konzentrationswerte für Böden (Anhang 3) vorgesehen. Dies widerspricht 
der Absicht der Harmonisierung der AltlV, VBBo und VVEA. Weiterhin 
besteht ein grosser Unterschied beim Faktor 4.3, mit dem die PCB-
Messwerte für die AltlV multipliziert werden. Gemäss Aussage des BAFU 
macht dieser Faktor beim Boden wissenschaftlich keinen Sinn, daher 
müsste er in Anpassung an die VBBo aus der AltlV gestrichen werden.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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République et canton du Jura

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: En préambule, Gouvernement de la République et Canton du Jura 
reconnaît globalement l'intérêt de cette révision ainsi que celle de la LACE 
déjà actée. Celles-ci contribuent au développement de la gestion intégrée 
des risques, concept déjà pratiqué par notre canton depuis plusieurs 
années. 

Cependant, le projet aura des conséquences considérables sur notre 
canton. En effet, il comporte de nombreuses exigences et coûts 
supplémentaires pour les cantons. Ces tâches sont bien souvent 
disproportionnées et non adaptées à la réalité des petits cantons. De plus, 
celles-ci ne seront que faiblement compensées par les soutiens prévus. 
Ainsi, une application du texte avec souplesse aurait été bienvenue.

Or, les précisions apportées par le projet d'OACE relèvent principalement 
d'un degré de précision élevé et d'exigences imposées globalement, sans 
différenciations, tels que la prise en compte des risques futurs (évaluation 
du changement climatique et de l'évolution de la valeur des biens à 
protéger) systématiquement pour tous les projets de protection, y compris 
pour les petits projets peu coûteux ; l'élaboration d'une vue d'ensemble des 
risques à l'échelle des projets de protection (risques existants, effet des 
mesures sur les risques, évolution des risques avec et sans mesures de 
protection) pour les projets individuels ; la mise en place d'un dispositif de 
conseillers locaux en dangers naturels, la délimitation au niveau cantonal 
d'espaces libres pour la déviation des crues, quand bien même cette 
mesure n'a pas encore été étudiée au niveau communal et qu'elle est donc 
peut-être non pertinente. Toujours dans un souci d'efficacité des deniers 
publics, il n'y a pas lieu de relever l'état des eaux systématiquement pour 
tous les cours d'eau, mais de se restreindre là où il y a un intérêt sécuritaire 
ou environnemental. 

Ainsi globalement, nous déplorons le manque de souplesse et d'adaptabilité 
laissé aux cantons pour s'organiser en matière de protection contre les 
dangers naturels. Les contraintes nouvelles imposées aux cantons 
traduisent également un certain manque de confiance envers les cantons, 
que le Gouvernement jurassien regrette.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Au sens de la présente ordonnance, on entend par:
a. planification intégrée: une planification fondée sur la participation des 
milieux concernés, la prise en compte équilibrée des intérêts en jeu et la 
combinaison optimale de mesures;
b. approche fondée sur les risques: une approche selon laquelle les 
risques actuels, et les risques futurs lorsque cela est pertinent, sont 
systématiquement déterminés, évalués et pris en compte de manière 
transparente lors de la mise en œuvre de mesures.

Begründung La prise en compte des risques futurs est une tâche disproportionnée pour 
les petits projets de protection. En effet, l'évaluation du changement 
climatique et de l'évolution de la valeurs des biens à protéger peut 
nécessiter des études coûteuses.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils peuvent prévoir, dans les plans directeurs et les plans d'affectation, des 
espaces libres où des crues peuvent se produire, afin de protéger d'autres 
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zones. Dans les espaces libres, le risque doit être limité par le type 
d'affectation.

Begründung Cet alinéa fixe une obligation pour le canton et les communes de planifier 
des espaces libres où les crues peuvent se produire dans le plan directeur 
cantonal ou dans les plans d'affectation. Cette exigence est clairement 
disproportionnée. En effet :
-le type de mesure de protection est à déterminer selon le projet de 
protection. Il est donc tout à fait possible que, selon les projets, aucun 
espace libre ne soit nécessaire car les risques seront réduits avec d'autres 
mesures. Il n'y a donc pas lieu de faire une règle générale pour une mesure 
particulière qui n'est pas adaptée à tous les contextes.
-il faut également rappeler que le plan directeur cantonal est un instrument 
destiné à fixer les grands principes qui cadrent l'aménagement du territoire 
au niveau cantonal et à coordonner des grands projets. Or, dans le canton 
du Jura, d'éventuels espaces libres où les crues peuvent se produire ne 
rentrent pas dans ce cadre dans la mesure où ces zones seront d'une 
superficie limitée et leur impact limité à l'échelle locale. Il n'y a donc pas lieu 
de les planifier au niveau cantonal.
-planifier de telles zones reviendrait à anticiper les contours des projets 
communaux de protection (avant que ceux-ci ne soient connus), ce qui 
nécessiterait des études en amont des projets et donc une augmentation 
des charges pour le canton. 
-une telle disposition est inutile et redondante dans la mesure où le canton 
intègre déjà des mesures de limitation des constructions via les zones de 
danger.

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Les demandes contiennent les documents suivants:
a.un descriptif complet du projet, y compris les plans;
b.le devis et la clé de répartition des coûts;
c.le calcul de la rentabilité du projet;
d.les résultats des études sur le caractère approprié des mesures et sur 
leur nécessité, ainsi que sur leurs effets et sur les résultats de la pesée 
d'intérêts;
e.l'éventuel rapport d'impact sur l'environnement;
f.les avis des services cantonaux compétents;
g.l'approbation du projet et l'arrêté financier.

Begründung Plutôt qu'une vue d'ensemble des risques à l'échelle d'un projet, le calcul de 
la rentabilité du projet (à l'aide d'EconoMe) est plus approprié, proportionné, 
et correspond à la pratique actuelle.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Les cantons établissent les vues d'ensemble des risques et les 
planifications globales visées à l'art. 4, al. 1, let. e, pour le 1er décembre 
2034. 
Les vues d'ensemble des risques et planifications globales seront 
réexaminées intégralement tous les quinze ans et, au besoin, actualisées 
conformément aux prescriptions de l'OFEV.

Begründung De nombreuses études et actualisation de données de base (notamment 
les cartes de dangers) seront nécessaires avant d'obtenir les résultats 
escomptés. Au vue des hautes exigences fixées dans les aides à 
l'exécution, il n'est pas réaliste de fixer un délai de mise en œuvre aussi 
court pour les cantons, surtout qu'aucun consensus méthodologique 
n'existe. De plus, la Confédération ne peut elle-même pas encore proposer 
de solution pragmatique et réaliste pour quantifier l'impact du changement 
climatique sur les dangers naturels.
Pour les actualisations futures, il n'est pas efficient de procéder à des 
révisions régulières sans réelles plus-values. Un calage sur les délais de 
révision des plans d'affectation nous parait plus opportun et en accord avec 
les besoins des cantons.

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Ils peuvent prévoir, dans les plans directeurs et les plans d'affectation, des 
espaces libres où des catastrophes naturelles peuvent se produire, afin de 
protéger d'autres zones. Dans les espaces libres, le risque doit être limité 
par le type d'affectation.

Begründung Cet alinéa fixe une obligation pour le canton et les communes de planifier 
des espaces libres où les catastrophes naturelles peuvent se produire dans 
le plan directeur cantonal ou dans les plans d'affectation. Cette exigence est 
clairement disproportionnée. En effet :
-une telle disposition est inutile et redondante dans la mesure où le canton 
intègre déjà des mesures de limitation des constructions via les zones de 
danger.
-la mesure d'espaces libres afin de protéger d'autres zones est surtout 
adaptée au risque de crues. Cela reste exceptionnel de pouvoir dévier des 
chutes de pierres ou un glissement en dehors de leur trajectoire naturelle, 
déjà considérée via les zones de dangers. Il n'y a donc pas lieu de faire une 
règle générale pour une mesure particulière qui n'est pas adaptée à tous les 
contextes.
-il faut également rappeler que le plan directeur cantonal est un instrument 
destiné à fixer les grands principes qui cadrent l'aménagement du territoire 
au niveau cantonal et à coordonner des grands projets. Or, dans le canton 
du Jura, d'éventuels espaces libres où les catastrophes naturelles peuvent 
se produire ne rentrent pas dans ce cadre dans la mesure où ces zones 
seront d'une superficie limitée et leur impact limité à l'échelle locale. Il n'y a 
donc pas lieu de les planifier au niveau cantonal.

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons établissent les vues d'ensemble des risques et les 
planifications globales visées à l'art. 16, al. 2, let. e, pour le 1er décembre 
2034 au plus tard.
Les vues d'ensemble des risques et planifications globales seront 
réexaminées intégralement tous les quinze ans et, au besoin, actualisées 
conformément aux prescriptions de l'OFEV.

Begründung De nombreuses études et actualisation de données de base (notamment 
les cartes de dangers) seront nécessaires avant d'obtenir les résultats 
escomptés. Au vue des hautes exigences fixées dans les aides à 
l'exécution, il n'est pas réaliste de fixer un délai de mise en œuvre aussi 
court pour les cantons, surtout qu'aucun consensus méthodologique 
n'existe. De plus, la Confédération ne peut elle-même pas encore proposer 
de solution pragmatique et réaliste pour quantifier l'impact du changement 
climatique sur les dangers naturels.
Pour les actualisations futures, il n'est pas efficient de procéder à des 
révisions régulières sans réelles plus-values. Un calage sur les délais de 
révision des plans d'affectation nous parait plus opportun et en accord avec 
les besoins des cantons.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Le rapport explicatif précise les nombreuses exigences supplémentaires 
pour les cantons qu'implique la révision totale de l'OACE. Ces exigences 
sont toutefois bien souvent disproportionnées et non adaptées à la réalité 
des petits cantons. Elles engendrent des coûts supplémentaires qui ne 
seront que faiblement compensées par les soutiens prévus. L'impact 
financier du projet sur les cantons est peu relevé dans le rapport explicatif, 
qui passe également sous silence un droit de regard accru et un droit de 
veto de la Confédération sur les projets et les travaux des cantons. 
Globalement, nous déplorons le manque de souplesse et d'adaptabilité 
laissé aux cantons pour s'organiser en matière de protection contre les 
dangers naturels. 
Par ailleurs, il est nécessaire de corriger le rapport explicatif en mentionnant 
que les différentes mesures de protection ne sont pas de valeur égale : les 
mesures d'aménagement du territoire et d'entretien sont prioritaires sur les 
mesures techniques de protection.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 4.1.2 Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'art. 2 définit les notions les plus importantes utilisées dans l'ordonnance.
L'art. 3, al. 3, P-LACE prescrit que les mesures doivent être « planifiées 
selon une approche intégrée fondée sur les risques ». Les let. a et b 
définissent les notions que cela recouvre. 
La let. a définit la « planification intégrée ». Un des aspects essentiels de 
cette dernière est la participation des milieux concernés au processus de 
planification. Font partie de ces milieux non seulement les responsables de 
la protection à long terme, mais également quiconque est concerné par un 
risque ou par une mesure de protection ou doit prendre d'éventuels dom-
mages en charge. De plus, en tant qu'activités ayant des effets sur 
l'organisation du territoire, les mesures de protection contre les crues 
doivent faire l'objet d'une pesée de tous les inté-rêts en présence. Comme 
le prescrit l'art. 3 de l'ordonnance sur l'aménagement du territoire (RS 
700.1), les intérêts de toutes les parties concernées doivent être 
déterminés, appréciés et pris en considération dans toute la mesure du 
possible. Les mesures relevant de l'aménagement du territoire, de 
l'organisation, du génie biologique et de la technique, qui vi-sent à réduire et 
à limiter les risques, doivent être combinées de manière optimale. Les 
mesures d'aménagement du territoire et d'entretien des cours d'eau et des 
forêts sont à privilégier par rapport aux autres mesures précitées. Les 
exigences écologiques relatives aux mesures techniques découlent 
notamment de la LEaux et de la loi fédérale sur la protection de la na-ture et 
du paysage (LPN ; RS 451). La viabilité sociale englobe la protection contre 
les crues, la prise en compte des besoins de la société et des utilisations 
par cette dernière (p. ex. loi-sirs de proximité au bord de l'eau) et la 
participation de la population au processus de planifi-cation.
La let. b définit l'« approche fondée sur les risques ». Il ressort de cette 
définition que les risques sont le point de départ de la planification des 
mesures. Il s'agit en l'occurrence de déterminer leur état actuel et d'estimer 
leur évolution. Les risques sont influencés par les effets des changements 
climatiques sur les dangers naturels ainsi que par la croissance des zones 
bâties et le développement des infrastructures. Ils doivent être évalués, ce 
qui signifie qu'il faut apprécier lesquels sont supportables et lesquels ne le 
sont pas. Cette évaluation permet de déterminer où il est nécessaire d'agir, 
de fixer des priorités et de planifier et réaliser les mesures nécessaires.

Begründung La limitation des risques doit se faire prioritairement par des mesures 
d'aménagement du territoire et d'entretien des cours d'eau et des forêts. Les 
mesures techniques, moins robustes et plus coûteuses à long terme, ne 
doivent être mise en oeuvre qu'en dernier recours. Ainsi, les différentes 
mesures de protection doivent être combinées de manière optimale, et non 
pas en leur accordant une valeur égale.

Titel 4.2 2. Kapitel: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen / 4.2.1 Art. 4 
Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'article décrit les études de base que les cantons doivent réaliser pour 
assurer la gestion des dangers dus aux crues fondée sur les risques. Il 
s'inspire largement de l'art. 27 de l'ordonnance en vigueur. À l'al. 1, l'ordre 
des activités est toutefois légèrement modifié, la terminologie est adaptée et 
quelques nouvelles tâches sont ajoutées. À l'avenir, les cantons seront 
notamment tenus d'établir des vues d'ensemble des risques ainsi que des 
planifica-tions globales. Les plans d'urgence et les stations de mesure 
prévus respectivement à la let. c et à la let. f de l'ordonnance en vigueur 
sont repris en tant qu'éléments des mesures d'organisation arrêtées à l'art. 
6.
La let. a prescrit que les cantons doivent effectuer un relevé de l'état des 
eaux et de leur mo-dification. Cela signifie qu'ils ont l'obligation d'effectuer 
régulièrement des relevés de l'état des eaux superficielles (incision du lit, 
accumulation de matériaux charriés, modification du vo-lume potentiel de 
bois flottant, état du profil d'écoulement), y compris la mensuration des 
cours d'eau, lorsque la protection contre les crues ou d'autres aspects 
l'exigent. 
La let. b précise que les événements doivent être documentés et analysés. 
L'obligation de documenter s'appliquera également aux événements ayant 
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causé des dommages peu impor-tants, mais il appartiendra en revanche 
aux cantons d'examiner et de décider quels événe-ments devront aussi être 
analysés, en sus d'être documentés. 
La let. c charge les cantons de documenter et d'évaluer les ouvrages de 
protection. Ce n'est en effet que si l'on sait quels ouvrages de protection se 
situent à quels endroits qu'il est pos-sible de procéder à des contrôles 
périodiques de leur état ainsi que de planifier, prioriser et exécuter les 
travaux d'entretien et de remise en état nécessaires.
La let. d oblige les cantons à tenir un cadastre des événements (catalogue 
des géodonnées de base, sous la désignation « Cadastre des événements 
naturels »). La connaissance des zones de processus ainsi que des causes 
et des effets des événements aide à évaluer les dangers. Avec l'application 
Web-SIG et la base de données StorMe, la Confédération met les outils 
nécessaires à la disposition des cantons, qui doivent également tenir un 
cadastre des ouvrages de protection. 
La let. e impose aux cantons l'obligation de recenser les dangers et les 
risques liés aux crues. Il s'agit de tenir compte non seulement de divers 
scénarios, mais aussi de change-ments de processus, d'enchaînements de 
processus et d'événements combinés. Les pro-cessus de dangers peuvent 
évoluer, par exemple du fait de modifications de terrain, de me-sures mises 
en œuvre ou de conditions hydrologiques changées. Ces dangers doivent 
donc être examinés régulièrement quant à leur actualité.
La let. f mentionne un produit des activités visées à la let. e. Le terme d'« 
évaluation des dan-gers » remplace celui utilisé actuellement de « carte des 
dangers ». L'évaluation des dangers doit être comprise comme ayant un 
sens beaucoup plus large et sert d'étude de base pour différentes 
utilisations. Elle comprend des scénarios, des intensités, des probabilités 
ainsi que l'extension spatiale des processus de dangers, ainsi que leur 
description technique. Pour établir les vues d'ensemble des risques, les 
résultats des évaluations des dangers sont re-coupés avec les données 
relatives à l'utilisation du territoire. Il en résulte une vue d'ensemble des 
personnes et des biens matériels situés dans la zone menacée (biens à 
protéger). L'OFEV et les cantons ont élaboré conjointement des standards 
minimaux afin de permettre non seulement la comparaison entre les 
résultats des vues d'ensemble des risques des diffé-rents cantons, mais 
aussi l'établissement d'une telle vue d'ensemble à l'échelle de la Suisse. 
Les vues d'ensemble des risques doivent être élaborées périodiquement, 
conformément aux prescriptions de la Confédération.
La let. g inscrit le nouvel instrument des planifications globales dans 
l'ordonnance. Il s'agit d'une planification stratégique des cantons qui repose 
sur les études de base et les mesures existantes ainsi que sur les risques 
actuels et leur évolution. Elle détermine les mesures à prendre et présente 
les options d'action destinées à limiter et, si nécessaire, à réduire les 
risques le plus rapidement possible. La planification globale sert ensuite de 
base à la défini-tion des processus stratégiques et à l'établissement d'une 
planification à moyen terme. Quant aux planifications supérieures, il peut 
s'agir par exemple d'une planification par bassin ver-sant ou d'un plan 
directeur des eaux, comme celui que connaît le canton de Berne, avec son 
plan de mesures applicables à l'ensemble des eaux.
L'al. 2 oblige les cantons à désigner les zones dangereuses. Cette 
disposition est reprise de l'art. 21, al. 1, de l'ordonnance en vigueur. Les 
zones dangereuses sont des zones dans les-quelles peuvent se produire 
des processus dangereux comme des inondations. Elles sont délimitées 
spatialement (« désignées ») sur la base de l'évaluation des dangers.
En vertu de l'al. 3, les cantons tiennent compte des études de base et des 
aides à l'exécution de la Confédération pour réaliser leur tâche. Celles-ci 
comprennent en particulier le manuel sur les conventions-programmes dans 
le domaine de l'environnement et d'autres aides spéci-fiques aux différentes 
études de base. Si elles tiennent compte de ces aides à l'exécution, les 
autorités d'exécution cantonales peuvent partir du principe que le droit 
fédéral est respecté et qu'elles bénéficieront des contributions prévues. 
D'autres solutions sont également admis-sibles, à condition d'être 
conformes au droit en vigueur.
Les cantons mettent les études de base à la disposition de quiconque s'y 
intéresse, à titre gratuit (al. 4). La majorité des cantons mettent déjà leurs 
études de base, en particulier les géodonnées, gratuitement à la disposition 
du public. Cette approche est conforme à la straté-gie « Open government 
data » , selon laquelle le libre accès aux données de l'administration ainsi 
que leur libre utilisation contribuent à la transparence et favorisent la 
participation. De plus, un accès illimité aux informations est important 
précisément dans le cadre de la GIR, car il permet à d'autres acteurs ayant 
des responsabilités, par exemple un maître d'ouvrage, de construire compte 
tenu des dangers naturels et d'éviter ainsi de nouveaux risques.
Les art. 5 à 8 commentés ci-après se réfèrent à l'art. 3 P-LACE. Ils 
décrivent et précisent les différents types de mesures visant à réduire et à 
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limiter le risque. Leurs effets sont très di-vers : alors que les ouvrages de 
protection réduisent le danger, les mesures d'aménagement du territoire 
limitent le potentiel de dommages, et l'entretien des eaux diminue le danger. 
Quant aux mesures d'organisation prises avant et pendant un événement, 
elles contribuent à juguler l'ampleur de ce dernier. Toutes les mesures 
doivent être examinées en leur accordant une valeur égale et combinées de 
manière optimale.

Begründung Il y a lieu de préciser que les relevés des états des eaux ne sont 
nécessaires que lorsque la protection contre les crues l'exige (contrôle du 
gabarit d'écoulement), ou en cas de besoin spécifique (par exemple dans 
un secteur revitalisé).

Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Les mesures d'organisation sont des activités préparées à l'avance qui sont 
exécutées peu avant ou pendant un événement afin de sauver des vies 
humaines et de limiter l'étendue des dommages (al. 1). Dans le secteur 
public, la préparation aux événements et la gestion de ces derniers sont de 
la compétence de la protection de la population. 
Les let. a à d énumèrent les différentes mesures d'organisation. Dans 
l'ordonnance en vi-gueur, seuls sont mentionnés les services d'alerte (art. 
24) ainsi que, au titre des études de base (art. 27), les « plans d'urgence » 
(let. c) et les « stations de mesure » (let. f). Ces élé-ments sont repris, mais 
sous d'autres appellations, et complétés par d'autres activités. Une nouvelle 
mesure d'organisation est en outre prévue à l'al. 2, à savoir l'utilisation des 
possibili-tés de rétention des crues qu'offrent les lacs de retenue.
Let. a : les interventions ne peuvent avoir de succès que si elles sont 
planifiées, préparées et exercées à l'avance. Les plans d'intervention 
(appelés actuellement plans d'urgence) sont des aides importantes, car ils 
définissent les activités des organes de conduite et des ser-vices 
d'intervention avant et pendant un événement. Ces activités consistent 
notamment à observer, informer, alerter, alarmer, fermer des routes, mettre 
en place des mesures de pro-tection mobiles, évacuer des bâtiments et des 
zones ainsi qu'assister les personnes concer-nées. Les services cantonaux 
compétents élaborent les plans d'intervention en partenariat avec la 
protection de la population.
Let. b : les cantons veillent à ce que les organes de conduite et les services 
d'intervention civils disposent des connaissances nécessaires en matière de 
dangers naturels, afin qu'ils puissent se préparer aux événements de crue 
et les gérer efficacement. Les cantons s'assurent que les pré-visions et les 
alertes parviennent aux organes de conduite et aux services d'intervention 
en temps utile et à ce qu'elles soient bien comprises par ces derniers et 
intégrées dans les déci-sions.
Let. c : cette disposition est reprise de l'art. 24 de l'ordonnance en vigueur. 
Le terme de « ser-vice d'alerte » est cependant remplacé par celui de « 
dispositif d'alerte », par souci de cohé-rence avec la terminologie de la 
LACE. Par dispositif d'alerte, on entend les systèmes de mesure et d'alerte 
précoce. En font également partie les stations de mesure nécessaires pour 
assurer la protection contre les crues (art. 27, al. 1, let. f, OACE en vigueur).
Let. d : cette lettre prévoit l'adoption de dispositions techniques, incluant 
notamment des ba-tardeaux mobiles ou des dispositifs de levage pour les 
ponts, à utiliser dans la gestion d'événements. Les dispositions techniques 
sont prises pour soutenir les services d'intervention, de manière que ceux-ci 
soient à même, avec leurs moyens restreints, de limi-ter les dommages en 
fonction des risques.
L'al. 2 prévoit une autre mesure d'organisation, qui contribue à réduire les 
dangers dus aux crues dans les zones situées en aval de lacs de retenue. 
L'idée est de maintenir en perma-nence le lac à un bas niveau ou d'en 
abaisser le niveau à l'approche d'un événement spéci-fique, afin de pouvoir 
utiliser le volume de rétention ainsi disponible pour diminuer les pointes de 
débit. L'analyse de l'événement de crue d'août 2005 montre les avantages 
de cette procé-dure en matière de protection contre les crues. Cette 
utilisation conjointe d'un lac de retenue peut être une mesure avantageuse 
dans certains cas. Toutefois, l'abaissement préventif du niveau du lac peut 
induire un manque à gagner dans la production d'énergie si l'événement 
attendu ne se produit pas. Le cas échéant, ce manque à gagner est 
indemnisé conformément à l'art. 10, al. 1, let. g. Considérés sur une longue 
période, les effets d'une telle utilisation des lacs de retenue sur la 
production d'énergie hydraulique devraient toutefois être minimes. La 
gestion de ces lacs telle que décrite ci-dessus doit donc faire partie de la 
combinaison opti-male des mesures dont il est question dans la présente 
ordonnance. Il s'agit cependant de ne pas porter atteinte à la sécurité des 
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ouvrages de retenue, qui doit rester conforme aux exi-gences de la 
législation sur les ouvrages d'accumulation.

Begründung Le dispositif des conseillers locaux en dangers naturels n'est pas adapté 
aux petits cantons. Ainsi, nous proposons que les cantons puissent 
organiser librement l'information des organes de conduite et des services 
d'intervention civils, sans obligatoirement avoir des conseillers locaux en 
dangers naturels.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Les modifications apportent des précisions bienvenues et nécessaires pour 
calquer l'Ordonnance sur la pratique actuelle en matière d'exécution.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Die Verordnung vom 22. Juni 2005 über den Verkehr mit Abfällen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Gouvernement jurassien appuie sa prise de position sur celle du comité 
de la CCE. Il est favorable aux orientations fondamentales de la présente 
révision de l'OLED. D'une part, elles tiennent compte des expériences des 
années précédentes et, d'autre part, elles adaptent l'ordonnance à la 
pratique en matière d'exécution. 
Au vu des expériences de ces dernières années, nous considérons 
également que la réglementation d'une panne de toutes les UIOM en raison 
d'une pénurie d'électricité ou de moyens nécessaires à l'exploitation est 
importante et judicieuse. Elle doit toutefois être conçue de telle sorte qu'elle 
soit applicable pour les cantons et les exploitants. C'est pourquoi nous 
demandons une étroite concertation avec les cantons pour la formulation 
précise de la réglementation. Il n'est ni réaliste ni réalisable de garantir un 
stockage provisoire pour une durée totale de six mois. De même, nous 
voyons des difficultés à ce que les UIOM et les cantons doivent s'occuper 
séparément du stockage provisoire. Nous proposons de regrouper cette 
tâche sous la direction des cantons.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. 
Ce dernier comprend notamment:

g.les informations relatives aux mesures à prendre en cas d'interruptions 
d'exploitation des installations d'incinération des déchets urbains et des 
déchets de composition analogue; notamment en ce qui concerne 
l'élimination ou le stockage provisoire de ces déchets. Les cantons 
veillent, en collaboration avec les UIOM, à ce qu'un stockage provisoire 
soit possible pendant au moins trois mois.

Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en 
particulier pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au 
besoin des régions de planification supracantonales.

Begründung La mise à disposition d'un centre de stockage provisoire pour l'ensemble 
des déchets urbains pendant une période d'au moins six mois dépasse les 
capacités des cantons et des UIOM. Les stockages provisoires doivent 
respecter certaines conditions en matière d'évacuation des eaux, de 
rétention des eaux d'extinction et de consolidation des places, qui ne 
peuvent pas être mises à disposition de manière illimitée. En corrélation 
avec l'article 32, alinéa 2, lettre h (mise à disposition par l'UIOM de moyens 
nécessaires à la poursuite de l'exploitation pendant 2 mois), on obtient ainsi 
une élimination ordonnée de 5 mois au total, ce qui est à notre avis 
suffisant. Dans le cas contraire, le canton doit agir au moyen du droit 
d'urgence. Le délai de 6 mois a déjà été remis en question ou rejeté par les 
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cantons au sein du groupe de travail Pénurie de moyens nécessaires à 
l'exploitation.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve leur garantissant 
une exploitation régulière pendant au moins deux mois;

Begründung Pour la let. h, il y a lieu de définir pour quel état la réserve de moyens 
nécessaires à l'exploitation doit suffire. De notre point de vue, cela doit être 
calculé pour l'exploitation régulière autorisée, sans allègement de l'OPair. 
La garantie d'un stockage provisoire doit être organisée par les cantons en 
collaboration avec les UIOM (cf. contre-projet, art. 4, al. 1). Dans un tel cas, 
les problèmes ne peuvent être résolus que par les cantons en collaboration 
avec les UIOM et les décharges. Les coûts du stockage provisoire doivent 
être répartis de manière équitable.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 L'obligation énoncée à l'art. 32, al. 2, let. a, d'exploiter au moins 55 % du 
potentiel énergétique des déchets urbains et des déchets de composition 
analogue dans des installations de traitement thermique des déchets 
s'applique à partir du 1er janvier 2026. Sont exceptées les installations qui 
seront mises à l'arrêt d'ici au 31 décembre 2036.

Begründung Cette disposition a pour objectif de permettre à l'UVTD de Vadec de 
Colombier de fonctionner jusqu'à la mise en service de la nouvelle UVTD de 
La Chaux-de-Fonds. Le retard pris dans le projet de La Chaux-de-Fonds 
demande à ce que le délai soit reporté à 2036.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets suivants peuvent être utilisés comme ajouts ou adjuvants lors 
du broyage du clinker de ciment ou de la fabrication de ciment et de béton:

f.d'autres déchets, à condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, 
ch. 2, let. c, soient respectées; ne doit pas être respectée la valeur limite 
du chrome (VI);
h. le béton de démolition et les matériaux de démolition non triés ainsi 
que leurs fractions valorisables.

Begründung L'adaptation de la let. h découle des explications relatives à la let. f. Il faut 
toutefois veiller à ce qu'il s'agisse d'ajouts et d'adjuvants qui ne passent pas 
par le four à ciment. En outre, on ne sait pas très bien ce que cela signifie 
pour les polluants se trouvant dans la fraction fine.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Gouvernement jurassien soutient globalement le projet mis en 
consultation, les modifications proposées permettant une meilleure 
protection des sols et une mise en œuvre de l'OSol facilitée.

L'ensemble des modifications proposées sont cohérentes. Toutefois, le 
Gouvernement jurassien propose d'aller plus loin avec la notion de matière 
organique et de l'introduire dans l'article 1 et l'article 6 al. 1 puisqu'il s'agit 
d'une composante essentielle de la fertilité.

Les précisions de l'article 2 concernant les atteinte biologiques et la matière 
organique sont pertinentes et essentielles. 

L'établissement de cartes indicatives est une information supplémentaire 
très utile lors de l'élaboration de projets de construction notamment et 
simplifie l'exécution en matière de protection des sols contre les atteintes 
chimiques. Cet élément représente toutefois une charge de travail 
importante pour les cantons qui n'ont pas encore établi ces cartes et 
nécessite la mise à disposition de bases techniques par l'OFEV pour leur 
établissement. Il est proposé d'ajouter cette précision à l'art. 4 al. 3.

La mise en place d'une liste des seuils et valeurs définis pour les 
substances pour lesquelles aucune valeur limite n'a été déterminée est 
pertinente. Cette liste permettra une uniformisation et une optimisation des 
démarches pour la détermination de telles valeurs.

Finalement, l'intégration de valeurs limites pour le mercure est bienvenue, 
de même que les adaptations à propos des PCB qui permettent une 
meilleure concordance entre les dispositions de l'OSites et de l'OLED.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Afin de garantir à long terme la fertilité du sol, la présente ordonnance régit:
b.les mesures destinées à prévenir les compactions persistantes et 
l'érosion ainsi qu'une perte indésirable au niveau de la teneur du sol en 
matière organique;

Begründung S'agissant d'une composante essentielle de la fertilité, il est proposé 
d'ajouter la notion de matière organique à l'article.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV veille, avec l'OFAG, à ce que les cantons puissent disposer des 
bases techniques nécessaires à la surveillance des sols et à l'établissement 
de cartes indicatives par les cantons, et conseille les cantons.

Begründung Pour les cantons n'ayant pas encore établi de carte indicative des sols et 
pour assurer une uniformité et une cohérence inter-cantonale, la mise à 
disposition de bases techniques est essentielle.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Abschnitt: Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -erosion; 
Umgang mit abgetragenem Boden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Quiconque construit une installation, exploite un sol ou l'occupe d'une autre 
manière doit, en tenant compte des caractéristiques physiques du sol et de 
son état d'humidité, choisir et utiliser des véhicules, des machines et des 
outils de manière à prévenir les compactions et les autres modifications de 
la structure des sols ainsi que les pertes au niveau de la teneur du sol en 
substances organique qui pourraient menacer la fertilité du sol à long terme.

Begründung S'agissant d'une composante essentielle de la fertilité, il est proposé 
d'ajouter la notion de matière organique à l'article.

Titel Die Anhänge 1 und 2 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.3 Artikel 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 4.4 Artikel 5 Absätze 2, 3 und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 Anhang 1 und 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.4 Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Gouvernement jurassien soutient globalement le projet mis en 
consultation, une adaptation des valeurs de l'annexe 1 OSites étant justifiée 
sur le plan écotoxicologique.

L'augmentation des valeurs de concentration du 1,1-dichloréthène, du 
dichlorométhane et de plusieurs hydrocarbures aromatiques polycycliques 
est justifiée. La diminution des valeurs d'arsenic, trichloréthène et 
éthylbenzène est également justifiée. Comme mentionné dans le rapport 
explicatif, la modification de ces valeurs de concentration ne devrait pas se 
traduire par une modification notable du nombre de sites pollués.

Toutefois, le Gouvernement relève que l'abaissement de la valeur de 
concentration pour l'arsenic peut être problématique dans les régions 
présentant une pollution géogène. Il sera essentiel, lors de la mise en 
œuvre des modifications de l'OSites et en présence d'arsenic, de 
différencier une pollution d'une présence naturelle et géogène d'arsenic. 

L'abaissement important de la valeur du trichloréthène impliquera des 
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objectifs d'assainissement plus stricts mais cette substance est rarement la 
substance déterminant un assainissement. De la même manière, 
l'abaissement de la valeur de l'éthylbenzène ne sera généralement pas 
déterminante dans l'évaluation de la pollution des sites.

Le Gouvernement salue ces modifications qui, selon toute vraisemblance, 
n'auront pas un impact important sur la gestion des sites pollués dans le 
Canton du Jura. Il met toutefois en avant que de trop fréquentes 
modifications des valeurs de concentration pourraient aboutir à une 
complexification de la gestion des sites pollués et une perte de crédibilité 
face aux valeurs en vigueur. En outre, le Gouvernement espère une mise 
en œuvre rapide de la motion Maret pour l'introduction des substances per- 
et polyfluoroalkylées (PFAS) dans les annexes OSites.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme10

Titel 1 Einleitung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.1 Senkung des Konzentrationswerts für Arsen

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.2 Senkung des Konzentrationswerts für Trichlorethen (Tri)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.3 Senkung des Konzentrationswerts für Ethylbenzol

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.4 Erhöhung des Konzentrationswerts für 1,1-Dichlorethen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.5 Erhöhung des Konzentrationswerts für Dichlormethan (Methylenchlorid, 
DCM)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.6 Erhöhung des Konzentrationswerts für 7 polyzyklische aromatische 
Kohlen-wasserstoffe (PAK)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5 Änderung anderer Erlasse: Auswirkungen auf die Verordnung über die 
Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 
814.600)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6 Auswirkungen

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 6.3 Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Chancellerie d'Etat du Canton du Valais

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient la révision complète de l'OACE mais se soucie de 
l'augmentation des charges qui n'est pas en adéquation avec les 
possibilités existantes dans le tissu économique. S'il est louable de 
poursuivre l'idéal, il est également nécessaire d'adapter les exigences avec 
la réalité.
Les cantons et les communes alpines souffrent actuellement des dégâts 
engendrés par les dangers naturels. Non seulement les cours d'eau sont 
impactés mais aussi un grand nombre d'infrastructures. Les indemnités 
pour les prestations complémentaires et pour les mesures de protection 
extraordinaires sont très précieuses et devraient plus tenir compte des 
situations cantonales particulières. 

La révision complète de l'ordonnance sur l'aménagement des cours d'eau 
qui fait suite à l'approbation de la nouvelle loi fédérale du 15 mars 2024 est 
très importante dans la situation actuelle touchée par des phénomènes 
extrêmes. Nous avons déjà pris position en 2023 sur le manuel RPT de la 
convention-programme 2025-2028.
Il est très important que l'ordonnance suive la loi et la précise. Nous 
insistons pour que l'entretien des eaux, des rives et des ouvrages de 
protection soit mentionné comme c'est le cas dans la loi et dans le manuel 
RPT.
Il serait également regrettable de ne pas subventionner tout ce qui traite de 
la surveillance et de l'alerte, certaines de nos remarques le demandent. En 
effet la prévention est un élément très important de la GIR.
Il est important que le taux minimal pour les décisions au cas par cas soit 
mentionné dans la législation de même que les fourchettes de taux pour les 
indemnités des prestations supplémentaires et pour celles liées aux 
mesures de protection extraordinaire. L'ordonnance de 1994 fixait ces taux 
et notre loi cantonale les fixe également.
Le tissu économique et nos services sont mis à forte contribution et il serait 
souhaitable de ne pas mentionner de dates dans une ordonnance ou alors 
de laisser une certaine souplesse pour la planification des risques et la 
planification globale.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau supportable et le 
limitent à long terme, en inventoriant et en évaluant les études de base 
nécessaires, puis en planifiant et en mettant en œuvre les mesures 
appropriées de manière intégrée; Lors de l'accomplissement de cette tâche 
prioritaire, ils tiennent également compte des aspects écologiques, des 
effets des changements climatiques et de l'évolution de l'utilisation du 
territoire.

Begründung Nous proposons cette formulation pour clairement exprimer que les aspects 
sécuritaires pour la protection des personnes et des biens de valeur notable 
priment sur les autres aspects : Nous rencontrons de plus en plus des 
situations ou les autres aspects mentionnés mettent sérieusement en péril 
l'accomplissement de la tâche prioritaire : la protection des personnes et 
des biens !

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réalisent les études de base relatives à la protection contre les 
crues. À cet effet:
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a.ils effectuent un relevé de l'état des eaux qui présentent un potentiel 
de risque non négligeable et de leur modification;
b.ils documentent et analysent les événements;
c.ils documentent et évaluent les ouvrages de protection;
d.ils tiennent un cadastre des événements et des ouvrages de protection;
e.ils recensent les dangers et les risques;
f.ils établissent des évaluations des dangers et des vues d'ensemble des 
risques;
g.ils établissent, so cela est pertinent, des planifications globales et des 
planifications supérieures.

Begründung let. a: Il n'est pas possible de procéder au relevé de toutes les eaux de 
l'inventaire cantonal des cours d'eau.

let. g: Il n'est pas toujours possible et judicieux de réaliser des planifications 
globales. Cela peut être judicieux pour le Rhône, mais ne fait pas sens pour 
les cours d'eau latéraux.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les autorités compétentes en matière d'aménagement du territoire et 
d'autorisations de construire tiennent compte des zones dangereuses et des 
risques dans les plans directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans 
les autres activités ayant des effets sur l'organisation du territoire. Dans les 
zones dangereuses, ils veillent en particulier:

a.à limiter les risques lors du classement en zone à bâtir, ou du 
changement d'affectation d'une zone, ainsi que lors de l'octroi 
d'autorisations de construire des ouvrages ou des installations;
b.à réduire les risques non supportables moyennant le changement 
d'affectation de la zone, le non-classement ou le déclassement de la 
zone ainsi que le déplacement des ouvrages et des installations 
menacés.

Begründung Art. 5 al. 1, let. a; Art.17 OFO: Nous souhaitons que le terme canton soit 
remplacé par les autorités compétentes en matière d'aménagement du 
territoire et d'autorisations de construire (Comme cela est mentionné à la 
page 12 du rapport explicatif). En effet en Valais le canton ne peut pas 
changer d'affectation ou déclasser des zones et les communes sont 
compétentes à l'intérieur des zones à bâtir pour les autorisations de 
construire.
Il ne fait pas de sens de mentionner l'augmentation du degré d'utilisation 
d'une zone (Aufzonung). C'est trop théorique et compris dans le terme 
général de changement d'affectation d'une zone (Umzonung). Il serait 
mieux de cibler sur les classes d'ouvrages COIII et COII de la norme SIA 
261/1 (constructions sensibles) pour limiter les risques ! 

Art. 5 al. 1, let. b; Art.17 OFO: Il ne fait pas de sens de mentionner le 
déclassement partiel (Abzonung). C'est trop théorique et compris dans le 
terme général déclassement d'une zone (Auszonung). Il faut introduire par 
contre le terme de « non-classement » d'une zone qui est juridiquement le 
terme correcte pour le non-classement d'une zone qui, compte tenu des 
risques naturels, n'est pas propre à la construction !

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils prévoient, dans les zones où cela est possible, dans les plans directeurs 
(?) et les plans d'affectation, des espaces libres où des crues peuvent se 
produire, afin de protéger d'autres zones. Dans les espaces libres, le risque 
doit être limité par le type d'affectation.

Begründung Il existe des zones dans lesquelles il n'est pas possible de définir des 
espaces libres de dégagement, il est donc nécessaire de préciser.
Est-ce qu'il fait sens de définir dans le plan directeur des espaces libres ?

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag
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Les cantons prennent des mesures d'organisation propres à sauver des 
vies humaines et à limiter l'étendue des dommages en cas de sinistre. À cet 
effet:

a.ils veillent à ce que des plans d'intervention soient établis, exercés et 
connus des organes de conduite civils et des services d'intervention;
b.ils s'assurent que les organes de conduite civils et les services 
d'intervention bénéficient de conseils spécialisés lors de leur préparation 
ainsi que lors de la gestion d'événements de crue;
c.ils mettent en place les systèmes de surveillance et les dispositifs 
d'alerte nécessaires pour protéger les zones bâties et les voies de 
communication contre les dangers dus aux crues et les exploitent;
d.ils prennent des dispositions techniques propres à soutenir les 
services d'intervention lors de la gestion d'événements de crue.

Begründung Il faut rajouter les systèmes de surveillance, le terme « dispositifs d'alerte » 
n'est pas assez clair.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils désignent des espaces libres donnant droit à des dédommagements, où 
l'eau des crues est dirigée et écoulée par des mesures de protection, de 
sorte que ces espaces sont plus fréquemment ou plus fortement affectés, 
afin de protéger d'autres zones.

Art. 7, Al. 5:
Ils définissent en coordination avec les sociétés hydroélectriques des 
volumes de stockage pertinent libres et des programmes d'abaissement 
préventif des lacs de retenue

Begründung Art. 7, Al. 4: Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser le 
même terme que dans l'article 5, al.2 (ce qui est également expliqué dans le 
message)

Art. 7, Al. 5: Au vu des derniers événements de crues venant des rivières 
glacières il nous semble important d'ancrer ces dispositions dans cette 
ordonnance.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Entretien des eaux, des rives et des ouvrages de protection
Les cantons veillent à ce que les eaux, les rives et les ouvrages de 
protection soient entretenus de manière appropriée pour maintenir le niveau 
de protection existant. Ils les entretiennent de façon:

a.à maintenir leur capacité d'écoulement et à limiter si nécessaire la 
dynamique des eaux;
b.à optimiser leur fonctionnement et leur durée de vie.

Begründung Le titre est réducteur par rapport à l'art. 4 de la loi du 15 mars 2024. Nous 
demandons d'avoir une cohérence entre la loi et l'ordonnance et ensuite 
avec le Manuel RPT et de maintenir le maximum de clarté dans ces 
documents.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'Office fédéral de l'environnement (OFEV) alloue des indemnités aux 
cantons pour:

a.le relevé de l'état des eaux, la documentation des événements, 
l'analyse d'événement, le cadastre des événements et des ouvrages de 
protection, l'évaluation des dangers, la détermination et l'évaluation des 
risques, les planifications globales et autres planifications supérieures;
b.les études portant sur la limitation et sur l'évolution des risques à l'aide 
de mesures d'aménagement du territoire, ainsi que pour la démolition et 
le déplacement d'ouvrages et d'installations menacés vers des lieux sûrs;
c.la mise en place de dispositions techniques facilitant les interventions 
d'urgence, l'installation, l'entretien et le remplacement de dispositifs de 
surveillance et d'alerte, l'élaboration de plans d'intervention, la formation 
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de conseillers locaux en dangers naturels et l'organisation de cours pour 
organes de conduite et services d'intervention;
d.l'entretien, la remise en état, le remplacement, le démantèlement et la 
construction d'ouvrages et d'installations de protection;
e.le maintien des profils d'écoulement ou des bassins de rétention et la 
plantation de ligneux adaptés à la station afin de stabiliser les berges;
f.les travaux de déblaiement, le manque à gagner et le remplacement 
des cultures agricoles après des événements affectant des espaces 
libres donnant droit à des dédommagements;
g.le manque à gagner lié à l'abaissement préventif de lacs de retenue 
avant un événement et les autres types de manque à gagner liés à 
l'utilisation conjointe de lacs de retenue;
h.l'élaboration d'autres études de base et la prise d'autres mesures 
nécessaires au titre de la gestion efficace des dangers dus aux crues et 
des risques visés à l'art. 3.

Begründung Art.10 al.1 let c: La surveillance est un élément important de la prévention et 
doit être inclue dans les dispositifs. Nous n'avons plus seulement des 
processus liés aux précipitations mais également aux modifications des 
bassins versants.

Art. 10, al. 1, let f: Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser 
le même terme que dans l'article 5, al.2 (ce qui est également expliqué dans 
le message)

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Aucune indemnité n'est allouée pour:
a.les mesures ne visant qu'à protéger des bâtiments et des installations 
qui ont été construits dans des zones déjà définies comme dangereuses 
ou réputées dangereuses et sans être liés impérativement à ces 
emplacements;
b.les mesures visant à protéger des bâtiments et des installations 
touristiques telles que téléphériques, remontées mécaniques, pistes de 
ski ou sentiers pédestres qui se trouvent en dehors des zones bâties;
c.la mise en œuvre des études de base et des mesures dans les plans 
directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans les autres activités 
ayant des effets sur l'organisation du territoire;
d.les dépenses des organes de conduite et des services d'intervention 
couvertes par leur mission de base;
e.les mesures d'aménagement hydraulique relevant de la gestion des 
eaux de pluie dans les zones bâties;
f.l'élaboration de guides et de lignes directrices cantonaux.

Begründung Art.10 al.2 let a: Une évaluation du risque devient difficile pour les mesures 
de protection de zones qui ont évolué depuis la délimitation des zones de 
danger ou depuis la connaissance du danger. Les mesures de protection 
vont souvent protéger des constructions construites avant la connaissance 
du danger et des constructions construites après. Cet article ne doit 
concerner que des mesures qui protègent que de nouvelles constructions.

Art.10 al.2 let d: Le traitement des données de mesure des systèmes de 
surveillance et d'alerte sont des éléments essentiels pour les décisions et 
pour les feed back des événements. Ils doivent être subventionnés.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les indemnités de 35% minimum peuvent être allouées par décision au cas 
par cas lorsque les mesures:

a.coûtent plus de 5 millions de francs;
b.présentent une dimension intercantonale ou concernent des eaux 
frontalières;
c.touchent des zones protégées ou des objets inscrits dans des 
inventaires nationaux;
d.requièrent, dans une mesure particulière, une évaluation complexe ou 
spécifique par des experts en raison des variantes possibles ou pour 
d'autres motifs; ou
e.n'étaient pas prévisibles.
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Begründung Il est nécessaire de fixer dans la législation ce taux de base, comme c'est le 
cas actuellement.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les indemnités jusqu'à 10% pour des prestations supplémentaires sont 
allouées en fonction:

a.du degré de mise en œuvre des études de base;
b.de l'ampleur, de l'effet et de la qualité des mesures.

Begründung Il est nécessaire de fixer dans la législation la fourchette de ces indemnités. 
La charge financière des cantons alpins doit être mieux considérée.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les indemnités jusqu'à 20% pour des mesures de protection extraordinaires 
contre les dangers naturels sont allouées en fonction:

a.de la nécessité des mesures à la suite d'une situation extraordinaire;
b.de la charge financière considérable du canton concerné;

c.de la vue d'ensemble de la planification.

Art. 12, Al. 6: 
Les indemnités pour le manque à gagner lié à l'abaissement préventif de 
lacs de retenue sont allouées de cas en cas et tiennent compte des 
législations cantonales en la matière.

Begründung Art. 12, al. 5: Il est nécessaire de fixer dans la législation la fourchette de 
ces indemnités.

Art. 12, al. 6: Nous demandons que l'OACE précise l'art. 6 al.3 et let e et 
tienne compte des dispositions qui ont été introduites dans notre 
ordonnance. De plus ces indemnités vont être différentes d'un canton à 
l'autre et d'une installation à l'autre.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons établissent les vues d'ensemble des risques et les 
planifications globales visées à l'art. 4, al. 1, let. e, pour le 1er décembre 
2035 et les actualisent conformément aux prescriptions de l'OFEV. Sur 
demande des cantons et pour des raisons valables ce délai peut être 
prolongé.

Begründung Le délai proposé est jugé extrêmement court. Les bases d'évaluation des 
précipitations ne sont pas encore définies. Cela représente une des bases 
avec l'évolution des versants et des phénomènes de fontes pour évaluer les 
crues pour enfin évaluer les dangers et les risques.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Lors de l'aménagement et de l'entretien des eaux et de l'espace réservé aux 
eaux, il faut contrer le réchauffement excessif de ces dernières. Dans la 
mesure où aucun aspect sécuritaire n'est concerné, il convient notamment 
d'en favoriser l'ombrage naturel.

Begründung Pour préciser que les aspects sécuritaires pour la protection des personnes 
et des biens de valeur notable priment !

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent les risques liés aux catastrophes naturelles à un 
niveau supportable et les limitent à long terme, en réalisant et en évaluant 
les études de base nécessaires, puis en planifiant et en mettant en œuvre 
les mesures appropriées de manière intégrale; Lors de l'accomplissement 
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de cette tâche prioritaire, ils tiennent également compte des effets des 
changements climatiques et de l'évolution de l'utilisation du territoire.

Begründung Nous proposons cette formulation pour clairement exprimer que les aspects 
sécuritaires pour la protection des personnes et des biens de valeur notable 
priment sur les autres aspects : Nous rencontrons de plus en plus des 
situations ou les autres aspects mentionnés mettent sérieusement en péril 
l'accomplissement de la tâche prioritaire : la protection des personnes et 
des biens !

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons prennent des mesures d'organisation propres à sauver des 
vies humaines et à limiter l'étendue des dommages en cas de sinistre. À cet 
effet:

a.ils veillent à ce que des plans d'intervention soient établis, exercés et 
connus des organes de conduite civils et des services d'intervention;
b.ils s'assurent que les organes de conduite civils et les services 
d'intervention bénéficient de conseils spécialisés lors de leur préparation 
ainsi que lors de la gestion de catastrophes naturelles;
c.ils mettent en place les systèmes de surveillance et et les dispositifs 
d'alerte nécessaires pour protéger les zones bâties et les voies de 
communication contre les catastrophes naturelles et les exploitent;
d.ils prennent des dispositions techniques propres à soutenir les 
services d'intervention lors de la gestion de catastrophes naturelles.

Begründung Il faut rajouter les systèmes de surveillance, le terme « dispositifs d'alerte » 
n'est pas assez clair.

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Ils désignent des espaces libres donnant droit à des dédommagements, où 
les catastrophes naturelles sont dirigées et écoulées par des mesures de 
protection, de sorte que ces espaces sont plus fréquemment ou plus 
fortement affectés, afin de protéger d'autres zones.

Begründung Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser le même terme 
que dans l'article 17, al.2

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Aucune indemnité n'est allouée pour:
a.les mesures visant à protéger des bâtiments et des installations qui ont 
été construits dans des zones déjà définies comme dangereuses ou 
réputées dangereuses et sans être liés impérativement à ces 
emplacements;
b.les mesures visant à protéger des bâtiments et des installations 
touristiques telles que téléphériques, remontées mécaniques, pistes de 
ski ou sentiers pédestres qui se trouvent en dehors des zones bâties.
c.la mise en œuvre des études de base et des mesures dans les plans 
directeurs et les plans d'affectation ainsi que dans les autres activités 
ayant des effets sur l'organisation du territoire;
d.les dépenses des organes de conduite et des services d'intervention 
couvertes par leur mission de base;
e.l'élaboration de guides et de lignes directrices cantonaux.

Begründung Le traitement des données de mesure des systèmes de surveillance et 
d'alerte sont des éléments essentiels pour les décisions et pour les feed 
back des événements. Ils doivent être subventionnés.
De plus, il y a contradiction entre l'art. 36 al.1 letc LFO et ce nouvel article 
de l'OFO.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le projet de modification de l'OMoD est accepté dans son ensemble. 
Aucune remarque n'est formulée.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: La présente prise de position s'appuie sur l'évaluation du Cercle déchets et 
de la CCE. Les orientations fondamentales de la présente révision de 
l'OLED est saluée. D'une part, elles tiennent compte des expériences des 
années précédentes et, d'autre part, elles adaptent l'ordonnance à la 
pratique d'exécution. 
Au vu des expériences des dernières années, nous considérons que la 
réglementation relative à l'arrêt de toutes les usines de valorisation 
thermique des déchets (UVTD) en raison d'une pénurie d'électricité ou de 
moyens d'exploitation est importante et judicieuse. Elle doit toutefois être 
conçue de manière à pouvoir être mise en œuvre par les cantons et les 
exploitants. C'est pourquoi nous demandons une étroite concertation avec 
les cantons pour la définition précise de la réglementation. Il n'est ni réaliste 
ni réalisable de garantir un stockage intermédiaire pendant six mois au total. 
De même, nous voyons des difficultés à ce que les UVTD et les cantons 
s'occupent séparément du stockage intermédiaire.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. 
Ce dernier comprend notamment:
g.les informations relatives aux mesures à prendre en cas d'interruptions 
d'exploitation des installations d'incinération des déchets urbains et des 
déchets de composition analogue; notamment en ce qui concerne 
l'élimination ou le stockage provisoire de ces déchets. Les cantons, en 
collaboration avec les usines de valorisation thermique des déchets 
(UVTD), veillent à ce qu'il soit possible de stocker provisoirement les 
déchets pendant au moins 3 mois.
Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en 
particulier pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au 
besoin des régions de planification supracantonales.

Begründung La durée définie de 6 mois est irréaliste. Une durée de 3 mois semble 
raisonnable. En effet, la mise à disposition d'un dépôt provisoire pour 
l'ensemble des déchets urbains pendant une période d'au moins six mois 
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dépasse les capacités des cantons et des UVTD. Les dépôts provisoires 
doivent respecter certaines conditions en matière d'évacuation des eaux, de 
rétention des eaux d'extinction et d'étanchéité, qui ne peuvent pas être 
mises à disposition sans restriction. En relation avec l'article 32 (mise à 
disposition par l'UVTD de moyens d'exploitation pour la poursuite de 
l'exploitation pendant 2 mois), on obtient ainsi une élimination ordonnée de 
5 mois au total, ce qui est suffisant de notre point de vue. Dans le cas 
contraire, le canton doit agir par le biais du droit d'urgence.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse 
l'exploitation normale pour une durée de deux mois au moins;

Begründung Let. h : Il est essentiel de définir pour quel état la réserve de moyens 
d'exploitation doit suffire. De notre point de vue, cela doit être calculé pour 
l'exploitation normale autorisée et ne pas anticiper les éventuels 
allègements liés à l'OPair en cas d'urgence.
Let. i : cette lettre doit être supprimée. La garantie d'un stockage provisoire 
doit être organisée par les cantons en collaboration avec les UVTD. Cela 
est déjà réglé à l'article 4. Les problèmes dans un tel cas ne peuvent être 
résolus que par les cantons en collaboration avec les UVTD et les 
décharges. Les coûts du stockage provisoire doivent être répartis selon le 
principe de causalité.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets suivants peuvent être utilisés comme ajouts ou adjuvants lors 
du broyage du clinker de ciment ou de la fabrication de ciment et de béton:

f.d'autres déchets, à condition que les valeurs limites fixées à l'annexe 3, 
ch. 2, let. c, soient respectées; ne doit pas être respectée la valeur limite 
du chrome (VI);
h. le béton de démolition et les matériaux de démolition non triés ainsi 
que toutes les fractions valorisables.

Begründung L'adaptation de la let. h découle des explications données à la let. f.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat soutient dans son ensembles la révision de l'OSol. En ce 
qui concerne l'adaptation de la nouvelle norme pour les dioxines/furanes et 
les dl-PCB, celle-ci peut impacter l'évaluation des pollutions présentes dans 
les sols proches de valeurs limites actuelles. Si des dépassements des 
valeurs limites sont observés selon la nouvelle norme, il faut s'attendre à 
une réévaluation de la mise en danger en lien avec ces pollutions et 
éventuellement à la nécessité d'établir des restrictions d'usage. L'impact du 
projet sur le canton et les communes est néanmoins considéré comme 
faible sur la base des données actuelles disponibles.

Nous tenons à préciser ici que le synopsis français contient des erreurs qui 
rendent difficile la comparaison avec la version allemande.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Afin de garantir à long terme la fertilité du sol, la présente ordonnance régit:
b.les mesures destinées à prévenir les compactions persistantes et 
l'érosion ainsi que la perte indésirable de matière organique;

Begründung Comme l'indique à juste titre le rapport explicatif à la page 6, la matière 
organique du sol est une composante indispensable pour le maintien à long 
terme de la fertilité du sol.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'Office fédéral de l'environnement (OFEV) gère en collaboration avec 
l'Office fédéral de l'agriculture (OFAG) un réseau national de référence pour 
l'observation des atteintes portées aux sols (NABO) et le coordonne avec 
les cantons.

Begründung Les cantons participent à la gestion des données NABO, notamment par la 
transmission des données cantonales. Les cantons investissent de 
nombreuses ressources en personnel dans l'optimisation des données 
SOLS.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV veille, avec l'OFAG, à ce que les cantons puissent disposer des 
bases techniques nécessaires à la surveillance des sols et à l'établissement 
de cartes indicatives par les cantons et conseille ces derniers.

Begründung La carte indicative doit être incluse dans le champ d'application de l'art. 4 al 
3, et le rapport explicatif doit être adapté en conséquence.

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Quiconque construit une installation, exploite un sol ou l'occupe d'une autre 
manière doit, en tenant compte des caractéristiques physiques du sol et de 
son état d'humidité, choisir et utiliser des véhicules, des machines et des 
outils de manière à prévenir les compactions et les autres modifications de 
la structure des sols ainsi que les pertes indésirables de matière organique 
du sol, qui pourraient menacer la fertilité du sol à long terme.

Begründung Comme l'indique à juste titre le rapport explicatif à la page 6, la matière 
organique du sol est une composante indispensable pour le maintien à long 
terme de la fertilité du sol.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Annexe 2 ch. 11 et 13
Annexe 2 ch. 13 al. 4
Le rapport explicatif devrait préciser l'impact de ces modifications sur 
l'évaluation des résultats d'analyse.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat du canton du Valais soutient la révision de l'OSites. En ce 
qui concerne l'abaissement de la valeur K pour l'arsenic, les effets 
pourraient avoir tendance à être sous-estimés. Selon l'Atlas géochimique 
des sols de Suisse, l'arsenic d'origine géogène est présent en 
concentrations élevées en Valais, dans les Grisons, au Tessin ainsi que 
dans le Jura. Dans le sous-sol des sites pollués, des conditions 
d'oxydoréduction défavorables peuvent entraîner la formation d'espèces 
d'arsenic solubles dans l'eau. L'arsenic naturel est alors mobilisé, ce qui 
peut entraîner des concentrations élevées dans les eaux souterraines en 
aval direct de certains grands sites. En aval des sites, les conditions 
d'oxydoréduction changent à nouveau et l'arsenic se fixe. Si des mesures 
d'assainissement doivent être prises dans de tels cas, il faut s'attendre à 
des coûts supplémentaires.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Monsieur le Conseiller fédéral,

Le Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et de la communication

(DETEC) a ouvert la procédure de consultation sur le paquet d'ordonnances environnementales du

printemps 2025 (OSites, OLED, OMoD, OSol, OACE) le 24 mai 2024. Le Conseil d'Etat du canton

du Valais vous remercie de lui donner la possibilité de s'exprimer et vous fait part ci-après de sa

détermination.

Le Conseil d'Etat du canton du Valais soutient la révision de l'OSites. En ce qui concerne

l'abaissement de la valeur K pour l'arsenic, les effets pourraient avoir tendance à être sous-estimés.

Selon l'Atlas géochimique des sols de Suisse, l'arsenic d'origine géogène est présent en

concentrations élevées en Valais, dans les Grisons, au Tessin ainsi que dans le Jura. Dans le sous-

sol des sites pollués, des conditions d'oxydoréduction défavorables peuvent entraîner la formation

d'espèces d'arsenic solubles dans l'eau. L'arsenic naturel est alors mobilisé, ce qui peut entraîner

des concentrations élevées dans les eaux souterraines en aval direct de certains grands sites. En

aval des sites, les conditions d'oxydoréduction changent à nouveau et l'arsenic se fixe. Si des

mesures d'assainissement doivent être prises dans de tels cas, il faut s'attendre à des coûts

supplémentaires.

Les révisions de I'OLED ainsi que de l'OMoD sont saluées dans leur ensemble.

Le Conseil d'Etat soutient dans son ensembles la révision de l'OSol. En ce qui concerne l'adaptation

de la nouvelle norme pour les dioxines/furanes etles dl-PCB, celle-ci peut impacterl'évaluation des

pollutions présentes dans les sols proches de valeurs limites actuelles. Si des dépassements des

valeurs limites sont observés selon la nouvelle norme, il fauts'attendre à une réévaluation de la mise

en danger en lien avec ces pollutions et éventuellement à la nécessité d'établir des restrictions

d'usage. L'impact du projet surle canton et les communes est néanmoins considéré comme faible

sur la base des données actuelles disponibles.

Le Conseil d'Etat soutient la révision complète de I'OACE mais se soucie de l'augmentation des

charges qui n'est pas en adéquation avec les possibilités existantes dans le tissu économique. S'il

est louable de poursuivre l'idéal, il est également nécessaire d'adapter les exigences avec la réalité.

Les cantons etles communes alpines souffrent actuellement des dégâts engendrés par les dangers

naturels. Non seulement les cours d'eau sont impactés mais aussi un grand nombre

d'infrastructures. Les indemnités pour les prestations complémentaires et pour les mesures de

protection extraordinaires sont très précieuses et devraient plus tenir compte des situations

cantonales particulières.
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Nos propositions détaillées se trouvent dans le formulaire annexé.

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller
fédéral, à l'expression de notre haute considération.

Au nom du Conseil d'Etat

D0
Leprésident La chancelière

Ie
Franz Ruppen Monique Albrecht

Annexe Formulaire de réponse ad hoc

Copie à polg@bafu.admin.ch
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Consultation

Paquet d'ordonnances environnementales du printemps 2025 (OSites,

OLED, OMoD, OSol, OACE)

Vos coordonnées (interlocuteur)

Nom : Anthony Dénervaud

Office / organisation : Service de l'environnement VS

Téléphone : 027 607 34 05

E-mail: anthony.denervaud@admin.vs.ch

Date : 12.08.2024

1 Remarques générales

OSites

Le canton du Valais soutient l'adaptation de l'ordonnance surl'assainissement des sites pollués.

En ce qui concerne l'abaissement de la valeur K pour l'arsenic, les effets pourraient avoir tendance à être sous-estimés. Selon l'Atlas géochimique des sols de Suisse,

l'arsenic d'origine géogène est présent en concentrations élevées en Valais, dans les Grisons, au Tessin ainsi que dans le Jura. Dans le sous-sol des sites pollués, des

conditions d'oxydoréduction défavorables peuvententraîner la formation d'espèces d'arsenic solubles dans l'eau. L'arsenic naturelest alors mobilisé, ce qui peutentraîner

des concentrations élevées dans les eaux souterraines en aval direct de certains grands sites. En aval des sites, les conditions d'oxydoréduction changent à nouveau

etl'arsenic se fixe. Si des mesures d'assainissement doivent être prises dans de tels cas, il faut s'attendre à des coûts supplémentaires.

OLED

La présente prise de position s'appuie sur l'évaluation du Cercle déchets et de la CCE. Les orientations fondamentales de la présente révision de l'OLED est saluée.

D'une part, elles tiennent compte des expériences des années précédentes et, d'autre part, elles adaptent l'ordonnance à la pratique d'exécution.

Au vu des expériences des dernières années, nous considérons que la réglementation relative à l'arrêt de toutes les usines de valorisation thermique des déchets

(UVTD) en raison d'une pénurie d'électricité ou de moyens d'exploitation est importante et judicieuse. Elle doit toutefois être conçue de manière à pouvoir être mise en

œuvre par les cantons et les exploitants. C'est pourquoi nous demandons une étroite concertation avec les cantons pour la définition précise de la réglementation. II



n'est ni réaliste ni réalisable de garantir un stockage intermédiaire pendant six mois au total. De même, nous voyons des difficultés à ce que les UVTD et les cantons

s'occupent séparément du stockage intermédiaire.

OMoD

Le projet de modification de l'OMoD est accepté dans son ensemble. Aucune remarque n'est formulée.

OSol

La révision de l'OSol est saluée et améliore la protection des sols. Elle constitue un soutien pour l'exécution cantonale et corrige certaines imprécisions

Nous tenons à préciser ici que le synopsis français contient des erreurs qui rendent difficile la comparaison avec la version allemande.

En ce qui concerne l'adaptation de la nouvelle norme pour les dioxines/furanes et les dl-PCB, celle-ci peutimpacter l'évaluation des pollutions présentes dans les sols

proches de valeurs limites actuelles. Si des dépassements des valeurs limites sont observés selon la nouvelle norme, il faut s'attendre à une réévaluation de la mise en

danger en lien avec ces pollutions et éventuellement à la nécessité d'établir des restrictions d'usage. L'impact du projet sur le canton et les communes est néanmoins

considéré comme faible sur la base des données actuelles.

OACE

La révision complète de l'ordonnance sur l'aménagement des cours d'eau qui fait suite à l'approbation de la nouvelle loi fédérale du 15 mars 2024 est très importante

dans la situation actuelle touchée par des phénomènes extrêmes. Nous avons déjà pris position en 2023 surle manuel RPT de la convention-programme 2025-2028.

Il est très important que l'ordonnance suive la loi et la précise. Nous insistons pour que l'entretien des eaux, des rives et des ouvrages de protection soit mentionné

comme c'est le cas dans la loi et dans le manuel RPT.

II serait également regrettable de ne pas subventionner tout ce qui traite de la surveillance et de l'alerte, certaines de nos remarques le demandent. En effet la prévention

est un élément très important de la GIR

II est important que le taux minimal pour les décisions au cas par cas soit mentionné dans la législation de même que les fourchettes de taux pour les indemnités des

prestations supplémentaires et pour celles liées aux mesures de protection extraordinaire. L'ordonnance de 1994 fixait ces taux et notre loi cantonale les fixe également.

Le tissu économique et nos services sont mis à forte contribution et il serait souhaitable de ne pas mentionner de dates dans une ordonnance ou alors de laisser une

certaine souplesse pour la planification des risques et la planification globale.



2 Requêtes ou remarques concrètes

2.1 OLED

Requête/remarque Justification

1 Art. 4 al. 1 let. g . notamment en ce qui concerne l'élimination ou le La durée définie de 6 mois est irréaliste. Une durée de 3 mois semble

stockage provisoire de ces déchets pour une duréede six raisonnable. En effet, la mise à disposition d'un dépôt provisoire pour

mois au moins. Les cantons, en collaboration avec les l'ensemble des déchets urbains pendant une période d'au moins six

usines de valorisation thermique des déchets (UVTD), mois dépasse les capacités des cantons et des UVTD. Les dépôts

veillentà ce qu'il soit possible destockerprovisoirement les provisoires doivent respecter certaines conditions en matière

déchets pendant au moins 3 mois. d'évacuation des eaux, de rétention des eaux d'extinction et

d'étanchéité, qui ne peuvent pas être mises à disposition sans

restriction. En relation avec l'article 32 (mise à disposition par I'UVTD

de moyens d'exploitation pour la poursuite de l'exploitation pendant 2

mois), on obtient ainsi une élimination ordonnée de 5 mois au total, ce

qui est suffisant de notre point de vue. Dans le cas contraire, le canton

doit agir par le biais du droit d'urgence

2 Art. 32 al. 2 let. h et 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter: Let. h : Il est essentiel de définir pour quel état la réserve de moyens

h. de sorte que, si l'approvisionnement en moyens d'exploitation doit suffire. De notre point de vue, cela doit être calculé

nécessaires à l'exploitation est interrompu, ils disposent pour l'exploitation normale autorisée et ne pas anticiper les éventuels

d'une réserve qui garantisse /'exploitation normale la allègements liés à l'OPair en cas d'urgence.

poursuite de l'exploitation pour une durée de deux mois au Let. i: cette lettre doit être supprimée. La garantie d'un stockage

provisoire doit être organisée par les cantons en collaboration avec lesmoins;

i. de sorte que, si l'exploitation de linstallation est UVTD. Cela est déjà réglé à l'article 4. Les problèmes dans un tel cas

interrompue, ilsdisposent de capacités pour le stockage ne peuvent être résolus que par les cantons en collaboration avec les

provisoire des déchets urbains et des déchets de UVTD etles décharges. Les coûts du stockage provisoire doivent être

composition analogue qui garantissent la réception de ces répartis selon le principe de causalité

derniers pourune durée de deux moisau moins.

3 Annexe 4, ch. 3.1 let. h. le béton de démolition et les matériaux de démolition non L'adaptation de la let. h découle des explications données à la let. f.

h triés ainsi que toutes les fractions valorisables
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2.2 OSol

JustificationRequète / remarque

4 Art. 1 let. b b. les mesures destinées à prévenir les compactions Comme l'indique à juste titre le rapportexplicatif à la page 6, la matière

persistantes et l'érosion ainsi que la perte indésirable de organique du sol est une composante indispensable pour le maintien

à long terme de la fertilité du sol.matière organique;

5 Art. 3 al. 1 1 L'Office fédéral de l'environnement (OFEV) gère en Les cantons participent à la gestion des données NABO, notamment

collaboration avec l'Office fédéral de l'agriculture (OFAG) par la transmission des données cantonales. Les cantons investissent

un réseau national de référence pour l'observation des de nombreuses ressources en personnel dans l'optimisation des

atteintes portées aux sols (NABO) et le coordonne avec les données SOLS.

cantons

6 Art. 4 al. 3 3 L'OFEV veille, avec I'OFAG, à ce que les cantons La carteindicative doit être incluse dans le champ d'application de l'art.

puissent disposer des bases techniques nécessaires à la 4 al 3, et le rapport explicatif doit être adapté en conséquence.

surveillance des sols et à l'établissement de cartes

indicatives par les cantons, et conseille ces derniers les

cantons.

7 Art. 6al. 1 1 Quiconque construit une installation, exploite un sol ou Comme l'indique à juste titre le rapport explicatif à la page6, la matière

l'occupe d'une autre manière doit, en tenant compte des organique du sol est une composante indispensable pour le maintien

caractéristiques physiques du sol et de son étatd'humidité, à long terme de la fertilité du sol.

choisir et utiliser des véhicules, des machines et des outils

de manière à prévenir les compactions et les autres

modifications de la structure des sols ainsi que les pertes

indésirables de matière organique du sol, qui pourraient

menacer la fertilité du sol à long terme.

Le rapport explicatif devrait préciser l'impact de ces modifications sur8 Annexe 2 ch. 11 et 13

l'évaluation des résultats d'analyse.

Le rapport explicatif devrait préciser l'impact de ces modifications sur9 Annexe 2 ch. 13 al. 4

l'évaluation des résultats d'analyse
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2.3 OACE /OFO

JustificationRequête / remarque

10 Art.3 Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau Nous proposons cette formulation pour clairement exprimer que les

supportable et le limitentà long terme, en inventoriant eten aspects sécuritaires pour la protection des personnes et des biens de

évaluant les études de base nécessaires, puis en planifiant valeur notable priment sur les autres aspects : Nous rencontrons de

et en mettant en œuvre les mesures appropriées de plus en plus des situations ou les autres aspects mentionnés mettent

manière intégrée; Lors de /'accomplissement de cette sérieusement en péril l'accomplissement de la tâche prioritaire : la

tâche prioritaire, ils tiennent également compte en protection des personnes et des biens!

particulier des aspects écologiques, des effets des

changements climatiques et de l'évolution de l'utilisation du

territoire.

11 Art.4 al.1 let.a Ils effectuent un relevé de l'état des eaux quiprésentent un II n'est pas possible de procéder au relevé de toutes les eaux de

potentiel de risque non négligeable et de leur modification. 'inventaire cantonal des cours d'eau

12 Art.4 al.1 let.g ils établissent, si cela est pertinent, des planifications II n'est pas toujours possible et judicieux de réaliser des planifications

globales et des planifications supérieures globales. Cela peut être judicieux pour le Rhône, mais ne fait pas sens

pour les cours d'eau latéraux

13 Art. 5 al. 1, let. a Les cantons autorités compétentes en matière Nous souhaitons que le terme canton soit remplacé par les autorités

d'aménagement du territoire et d'autorisations de compétentes en matière d'aménagement du territoire et

Art.17 OFO construire tiennent compte des zones dangereuses et des d'autorisations de construire (Comme cela est mentionnéà la page 12

risques dans les plans directeurs et les plans d'affectation du rapport explicatif). En effet en Valais le canton ne peut pas changer

ainsi que dans les autres activités ayant des effets sur d'affectation ou déclasser des zones et les communes sont

l'organisation du territoire. Dans les zones dangereuses, ils compétentes à l'intérieur des zones à bâtir pour les autorisations de

veillent en particulier : construire.

a. à limiter les risques lors du classement en zone à II ne fait pas de sens de mentionner l'augmentation du degré

bâtir, de l 'augmentationdudegréd'utilisation d'une d'utilisation d'une zone (Aufzonung). C'est trop théorique et compris

zone ou du changement d'affectation d'une zone, dans le terme général de changement d'affectation d'une zone

ainsi que lors de l'octroi d'autorisations de (Umzonung). II serait mieux de cibler sur les classes d'ouvrages COllI

construire des ouvrages ou des et COlI de la norme SIA 261/1 (constructions sensibles) pour limiter

des risques!installations;
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Requête / remarque Justification

14 Art. 5 al. 1, let. b à réduire les risques non supportables moyennant le II ne fait pas de sens de mentionner le déclassement partiel

changement d'affectation de la zone, le non-classement ou (Abzonung). C'est trop théorique et compris dans le terme général

Art.17 OFO le déclassement partiel ou total de la zone ainsi que le déclassement d'une zone (Auszonung). II faut introduire par contre le

déplacement des ouvrages et des installations menacés. terme de « non-classement » d'une zone qui est juridiquement le

terme correcte pour le non-classement d'une zone qui, compte tenu

des risques naturels, n'est pas propre à la construction!

15 Art.5 al.2 Ils prévoient dans les zones où cela est possible, dans les II existe des zones dans lesquelles il n'est pas possible de définir des

plans directeurs ( ?) et les plans d'affectation, des espaces espaces libres de dégagement, il est donc nécessaire de préciser.

Art.17 OFO libres où des crues peuvent se produire, afin de protéger Est-ce qu'il fait sens de définir dans le plan directeur des espaces

d'autres zones. Dans les espaces libres, le risque doit être libres ?

limité par le type d'affectation.

16 Art. 6, al. 1, let c ils mettent en place les systèmes de surveillance et les II faut rajouter les systèmes de surveillance, le terme « dispositifs

dispositifs d'alerte nécessaires pour protéger les zones d'alerte » n'est pas assez clair.

bâties et les voies de communication contre les dangers

dus aux crues et les exploitent;

17 Art. 7, al. 4 IIs désignent des espaces libres de délestage donnant droit Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser le même

à des dédommagements, où l'eau des crues est dirigée et terme que dans l'article 5, al.2 (ce qui est également expliqué dans le

écoulée par des mesures de protection, de sorte que ces message)

espaces sont plus fréquemment ou plus fortement affectés,

afin de protéger d'autres zones

Art. 7al.5 Ils définissent en coordination avec les sociétés Au vu des derniers événements de crues venant des rivières glacières

hydroélectriques des volumes de stockage pertinent libres il nous semble important d'ancrer ces dispositions dans cette

et des programmes d'abaissement préventif des lacs de ordonnance.

retenue

18 Art.8 Entretien des eaux, des rives et des ouvrages de protection Le titre est réducteur par rapport à l'art. 4 de la loi du 15 mars 2024.

Les cantons veillent à ce que les eaux, les rives et les Nous demandons d'avoir une cohérence entre la loi et l'ordonnance et

ouvrages et les installations de protection soient entretenus ensuite avec le Manuel RPTet de maintenirle maximum de clarté dans

de manière appropriée pour maintenir le niveau de ces documents.

protection existant.
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Requête/remarque Justification

19 Art.10 al.1 let c La mise en place de dispositions techniques facilitant les La surveillance est un élément important de la prévention et doit être

interventions d'urgence, l'installation, l'entretien et le inclue dans les dispositifs. Nous n'avons plus seulement des

remplacement de dispositifs de surveillance et d'alerte, processus liés aux précipitations mais également aux modifications

l'élaboration de plans d'interventions, la formation de des bassins versants.

conseillers locaux en dangers naturels et l'organisation de

cours pour organes de conduite et services d'intervention

20 Art. 10, al. 1, letf les travaux de déblaiement, le manque à gagner et le Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser le même

remplacement des cultures agricoles après des terme que dans l'article 5, al.2 (ce qui est également expliqué dans le

événements affectant des espaces libres de délestage message)

donnant droit à des dédommagements

21 Art.10 al.2 let a Aucune indemnité n'est versée pour: Une évaluation du risque devient difficile pour les mesures de

Les mesures ne visant qu'à protéger des bâtiments et des protection de zones qui ont évolué depuis la délimitation des zones de

installations qui ont été construits dans les zones déjà danger ou depuis la connaissance du danger. Les mesures de

définies comme dangereuses ou réputées dangereuses et protection vont souvent protéger des constructions construites avant

sans êtreliés impérativementà ces emplacements la connaissance du danger et des constructions construites après. Cet

article ne doit concerner que des mesures qui protègent que de

nouvelles constructions.

22 Art.10 al.2 let d Lexploitation de dispositif d'alerte ainsi que les dépenses Le traitement des données de mesure des systèmes de surveillance

des organes de conduite et des services d'intervention et d'alerte sont des éléments essentiels pour les décisions et pour les

couvertes par leur mission de base. feed back des événements. Ils doivent être subventionnés

23 Art.12 al.3 Les indemnités de 35% minimum peuventêtre allouées par II est nécessaire de fixer dans la législation ce taux de base, comme

décision au cas par cas lorsque les mesures : c'est le cas actuellement

24 Art 12 al.4 Les indemnités jusqu'à 10% pour des prestations II est nécessaire de fixer dans la législation la fourchette de ces

supplémentaires sont allouées en fonction : indemnités. La charge financière des cantons alpins doit être mieux

considérée

25 Art, 12 al.5 Les indemnités jusqu'à 20% pour des mesures de II est nécessaire de fixer dans la législation la fourchette de CeS

protection extraordinaires contre les dangers naturels sont indemnités.

allouées en fonction

26 Art.12 al.6 Les indemnités pour le manque à gagner lié à Nous demandons que I'OACE précise l'art. 6 al.3 et let e et tienne

l'abaissement préventif de lacs de retenue sont allouées de compte des dispositions qui ontété introduites dans notre ordonnance
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Requête/remarque Justification

cas en cas et tiennent compte des législations cantonales De plus ces indemnités vont être différentes d'un canton à l'autre et

d'une installation à l'autreen la matière.

27 Art.33 Les cantons établissent les vues d'ensemble des risques Le délai proposé est jugé extrêmement court. Les bases d'évaluation

et les planifications globales visées à l'art.4, al.1, let. e, des précipitations ne sont pas encore définies. Cela représente une

pour le 1er décembre 2035 et les actualisent conformément des bases avec l'évolution des versants et des phénomènes de fontes

aux prescriptions de l'OFEV. Sur demande des cantons et pour évaluer les crues pour enfin évaluer les dangers etles risques.

pour des raisons valables ce délai peut être prolongé.

28 OEaux Art. 41CQuater, Lors de l'aménagement et de l'entretien des eaux et de Pour préciser que les aspects sécuritaires pour la protection des

al. 2 l'espace réservé aux eaux, il faut contrer le réchauffement personnes etdes biens de valeur notable priment !

excessif de ces dernières. Dans la mesure où aucun aspect

sécuritaire n'est concerné, il convient notamment d'en

favoriser l'ombrage naturel

29 OFO Art. 15, al. 1 Les cantons réduisent les risques liés aux catastrophes Nous proposons cette formulation pour clairement exprimer que les

naturelles à un niveau supportable et les limitent à long aspects sécuritaires pour la protection des personnes et des biens de

terme, en réalisant et en évaluant les études de base valeur notable priment sur les autres aspects : Nous rencontrons de

nécessaires, puis en planifiant et en mettant en cuvre les plus en plus des situations ou les autres aspects mentionnés mettent

mesures appropriées de manière intégrale; Lors de sérieusement en péril l'accomplissement de la tâche prioritaire : la

l'accomplissement de cette tâche prioritaire, ils tiennent protection des personnes et des biens

également compte en particulier des effets des

changements climatiques etde l'évolution de l'utilisation du

territoire

30 OFO Art. 17a, al. 1, ils mettent en place les systèmes de surveillance et les II faut rajouter les systèmes de surveillance, le terme « dispositifs

let. c dispositifs d'alerte nécessaires pour protéger les zones d'alerte » n'est pas assez clair.

bâties et les voies de communication contre les

catastrophes naturelles et les exploitent

31 OFO Art. 17b, al. 3 IIs désignent des espaces libres de délestage donnant droit Pour ne pas créer de confusion, nous proposons d'utiliser le même

à des dédommagements, où les catastrophes naturelles terme que dans l'article 17, al.2

sont dirigées et écoulées par des mesures de protection,

de sorte que ces espaces sont plus fréquemment ou plus

fortement affectés, afin de protéger d'autres zones.
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Requête / remarque Justification

31 OFO Art.39 al.6 let d L'exploitation de dispositif d'alerte ainsi que les dépenses Le traitement des données de mesure des systèmes de surveillance

des organes de conduite et des services d'intervention et d'alerte sont des éléments essentiels pour les décisions et pour les

couvertes par leur mission de base. feed back des événements. Is doivent être subventionnés

De plus, il y a contradiction entre l'art. 36 al.1 letc LFO et ce nouvel

article de l'OFO
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Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst den Grundsatz 
des integralen Risikomanagements, welcher den Schutz vor Naturgefahren 
mit unterschiedlichen Massnahmen gewährleisten soll. Wir erachten es als 
sehr wichtig und richtig, dass der Unterhalt der Gewässer neu abgegolten 
wird. 

Mit dem neuen Bundesgesetz über den Wasserbau und der dazugehörigen 
Verordnung werden die Kantone mit mehr Aufgaben betraut. So müssen die 
Kantone zukünftig eine Risikoübersicht und eine Gesamtplanung im 
Umgang mit Naturgefahren erstellen. Weiter werden in Art. 1 die 
Hochwassergefahren aus dem Gesetz näher definiert und die beiden 
Gefahrenprozesse Oberflächenabfluss sowie Grundwasseraufstoss 
aufgeführt. Schlussendlich wird festgehalten, dass die kantonalen 
Gesetzgebungen und Verordnung vermutlich der eidgenössischen 
Gesetzgebung angepasst werden muss. All diese neuen Aufgaben 
bedeuten für die Kantone finanziellen und personellen Aufwand. Dies wird 
im erläuternden Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
im Kapitel 6.2 «Auswirkungen auf die Kantone» auch so beschrieben. Der 
dabei aufgeführte wiederkehrende Personalaufwand wird unserer Meinung 
nach aber zu tief angesetzt. 

Ferner gilt es zu beachten, dass die Änderungen der kantonalen 
Gesetzgebungen und Verordnung sowie die Aufarbeitung der Grundlagen 
Zeit beanspruchen wird, da vor allem die finanziellen und personellen 
Ressourcen zuerst bewilligt werden müssen. Diese Tatsache soll bei den 
zukünftigen Programmvereinbarungen von Seiten BAFU berücksichtigt und 
nicht negativ für die Kantone ausgelegt werden.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft stimmt allen Änderungen 
der Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA) zu. Es handelt sich 
grossteils um Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen von Kantonen und 
Anlagenbetreibern notwendig waren. Gewisse Abschnitte passen sich der 
heutigen Vollzugspraxis an.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Hinweis: Als Folge dieser Formulierung werden voraussichtlich 
Gemeindesammelstellen, die bisher im Rahmen der Batteriesammlung 
Fahrradbatterien ohne Bewilligung zurückgenommen haben, 
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bewilligungspflichtig werden. Es stellt sich die Frage, ob dies die Absicht 
war.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich werden die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der 
VVEA vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst. Sie 
berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, 
andererseits passen sie die Verordnung der Vollzugspraxis an. 

Wir erachten die Regelung für den Fall eines Ausfalls sämtlicher 
Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) aufgrund einer Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als sinnvoll. Sie muss aber so gestaltet werden, 
dass sie für die Kantone und die Anlagenbetreiber umsetzbar ist. Wir bitten 
bei der genauen Ausgestaltung der Regelung deshalb um eine enge 
Abstimmung mit den Kantonen. Die Sicherstellung eines Zwischenlagers für 
gesamthaft sechs Monate ist weder realistisch noch durchführbar. Ebenso 
sehen wir Probleme, wenn KVA und Kantone separat für diese 
Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der Führung der 
Kantone zusammenzulegen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Ablagerung für mindestens drei 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft stimmt den Änderungen 
des Artikels 4 mehrheitlich zu. Er beantragt jedoch eine Reduktion der 
Lagerdauer von sechs auf drei Monate. Im Weiteren sollen die Kantone 
zusammen mit den KVA für die Möglichkeit der Zwischenlagerung sorgen.

Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt, Geruchsminderung und Platzbefestigung bestimmte 
Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt 
werden können. In Zusammenhang mit Artikel 32 (Bereitstellung seitens 
KVA von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für 2 Monate) ergeben sich 
so eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus 
unserer Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht 
agieren. Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.
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Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Ausbauasphalt mit einem Gehalt bis zu 250 mg PAK pro kg, Betonabbruch, 
Strassenaufbruch, Mischabbruch, Gleisaushub und Ziegelbruch sind 
möglichst vollständig als Rohstoff für die Herstellung von Baustoffen zu 
verwerten.
Abs. 3
Aufgehoben

Begründung Wir erlauben uns den Hinweis, dass die Änderung des genannten Art. 20 
der VVEA zu Änderungen in der Vollzugshilfe zur VVEA, Modul Bauabfälle 
Amt für Umwelt Teil «Verwertung mineralischer Rückbaumaterialien» und in 
der Gleisaushubrichtlinie führen werden.

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt gesammelten und 
nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die 
sich aus der Behandlung von getrennt gesammelten Siedlungsabfällen 
ergeben und nicht stofflich verwertet werden können, dürfen bei der 
Herstellung von Zement und Beton verwendet werden.

Begründung Es wird darauf hingewiesen, dass der Inhalt des Artikels es verunmöglicht, 
Kunststofffraktionen aus gemischt gesammelten Siedlungsabfällen, die 
zuerst in eine Sortierung gehen, als Ersatzbrennstoffe in der 
Zementindustrie einzusetzen. Die Fraktionen aus Marktkehricht jedoch, darf 
man weiterhin in Zementwerken verwerten.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Den Anpassungen wird zugestimmt.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung zu Bst. h) Wir beantragen eine Präzisierung für den Betrieb der Anlagen bei 
einem Unterbruch der Versorgung mit Betriebsmitteln. 
Es ist aus unserer Sicht wesentlich zu definieren, für welchen Zustand der 
Betriebsmittelvorrat reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den 
bewilligten Regelbetrieb berechnet werden und nicht mögliche 
Erleichterungen der Luftreinhalteverordnung (LRV) im Ernstfall bereits 
vorwegnehmen. Daher stimmen wir dem Artikel 32 unter Rücksichtnahme 
der ergänzenden Präzisierung für die Versorgung der notwendigen 
Betriebsmittel für den Regelbetrieb zu.

zu Bst. i) Wir lehnen die Ergänzung von Buchstabe i ab und beantragen 
diesen Abschnitt zu streichen.
Die Sicherstellung der Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen soll von 
den Kantonen gemeinsam mit den KVA organisiert werden. Dies wird in 
Absatz 4 bereits geregelt. Die Probleme, welche in solch einem Fall 
entstehen, lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und 
Deponien lösen.
Die Kosten für die Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.
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Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Den Änderungen wird zugestimmt.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Den Änderungen wird zugestimmt.

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Den Änderungen wird zugestimmt.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Wir stimmen den Änderungen mit dem Vorschlag einer Anpassung zu.

Dies ergibt sich aus den Erläuterungen bei Buchstabe f. Es ist aber darauf 
zu achten, dass es sich hier um Zuschlag- und Zumahlstoffe handelt, die 
nicht auf der heissen Seite des Ofens aufgegeben werden. Es ist unklar, 
was dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die 
Harmonisierungen und Anpassungen im Bereich der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo). Zu wenig Beachtung finden die 
Anpassungen zum Erhalt und Aufbau der organischen Bodensubstanz. 
Diese organische Bodensubstanz ist essentiell für die langfristige 
Bodenfruchtbarkeit und ein wichtiger Bestandteil bei der Vermeidung von 
Bodenerosion. Des Weiteren ist deren Erhaltung für den Schutz des Klimas 
relevant.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft beantragt folgende 
Ergänzungen und Umformulierungen:
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung nachhaltiger Bodenverdichtung- und 
-erosion und eines nachhaltigen Verlusts an organischer 
Bodensubstanz.;

Begründung Die von den Bodenschutzfachstellen der Kantone verlangte Ausweitung von 
Art. 1 Bst. b mit Massnahmen zur Vermeidung eines nachhaltigen Verlusts 
an organischer Bodensubstanz wird ignoriert. Die Formulierung 
berücksichtigt die Vorschläge der kantonalen Bodenschutzfachstellen und 
des Cercle Sol nicht. Wir schlagen eine Präzisierung vor, die sich an der 
bisherigen Formulierung orientiert.

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die präzisierten und ergänzten Definitionen.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die mit der Ergänzung von Art. 4 vorliegende 
Rechtsgrundlage für die schweizweite Erstellung und Führung einer 
Hinweiskarte Bodenbelastungen.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Ergänzung wird begrüsst.

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder anders beansprucht, 
muss unter Berücksichtigung der physikalischen Eigenschaften und der 
Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so auswählen 
und einsetzen, dass Verdichtungen und andere Strukturveränderungen des 
Bodens, welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, sowie der 
Verlust organischer Bodensubstanz vermieden werden.

Begründung Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, ist die organische Bodensubstanz 
(OBS) zentral für die Gewährleistung der Funktionen des Bodens und eine 
unverzichtbare Komponente für den langfristigen Erhalt der 
Bodenfruchtbarkeit. Der Verlust von OBS, v. a. in landwirtschaftlich 
genutzten und städtischen Böden, ist eine der wichtigsten 
Bodenbelastungen in der Schweiz. In landwirtschaftlich genutzten Böden 
verstärkt er zudem die Gefährdung von Bodenverdichtungen und -erosion. 
Weiter ist ein Verlust von OBS resp. deren Erhalt klimarelevant. Der Erhalt 
resp. die Wiederherstellung eines standorttypischen Gehalts an OBS ist 
somit eine zentrale Aufgabe des Bodenschutzes.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft beantragt, die VBBo im 
Bereich «organische Bodensubstanz» wie beschrieben zu ergänzen.

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Anpassung wird begrüsst.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Anpassung wird begrüsst.
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst grundsätzlich 
die Anpassung altlastenrechtlicher Grenzwerte auf toxikologisch basierten 
Kenntnissen, weist jedoch auf Auswirkungen der Anpassungen im Vollzug 
hin.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Konzentrationswerte für die Beurteilung der Einwirkungen von belasteten 
Standorten auf die Gewässer

Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabelle

Begründung Die vorliegende Revision betrifft die Anpassungen einzelner 
Konzentrationswerte im Anhang 1 der AltlV und bezieht sich auf die 
Schutzgüter Grundwasser und Oberflächenwasser. Die Werte wurden 
dahingehend überprüft, ob sie dem aktuellen toxikologischen Kenntnisstand 
entsprechen und daran angepasst. Eine Übergangsregelung, welche einen 
zeitlichen Aufschub der Verbindlichkeit der neuen Werte vorsehen würde, 
ist nicht erforderlich.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die 
vorgeschlagene Anpassung der Konzentrationswerte im Anhang 1 AltlV. Die 
dadurch verursachten Auswirkungen auf den Vollzug betreffend Standorte 
mit abgeschlossenen altlastenrechtlichen Massnahmen bzw. laufenden 
Massnahmen beschränken sich im Kanton Basel-Landschaft auf wenige 
Standorte.
Die Senkung des Konzentrationswerts für Arsen hat sehr wahrscheinlich 
Auswirkungen auf die bereits verfügten Sanierungsmassnahmen eines 
belasteten sanierungsbedürftigen Standorts mit insgesamt sehr hohen 
Sanierungskosten. Die Erreichung des verschärften Sanierungsziels für 
Arsen wird sehr wahrscheinlich Mehrkosten zur Folge haben.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme10

Titel 4.1 Senkung des Konzentrationswerts für Arsen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das SCAHT empfiehlt, den heutigen Konzentrationswert von 0.05 mg/l um 
einen Faktor 5 auf 0.01 mg/l zu senken. Mit der Senkung auf 0.01 mg/l 
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würde der Konzentrationswert dem Richtwert der WHO für Arsen im 
Trinkwasser entsprechen. Die WHO-Experten haben 2011 die kanzerogene 
Wirkung von Arsen auf Haut, Blase und Lungen berücksichtigt und den 
Wert von 0.01 mg/l bestätigt. Dieselbe Senkung des Arsenwerts auf 0.01 mg
/l wurde 2014 auch in der Fremd- und Inhaltsstoffverordnung 
vorgenommen, welche in der Zwischenzeit durch die Verordnung des EDI 
über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern und 
Duschanlagen [TBDV; SR 817.022.11]) abgelöst wurde. Das EDI hat sich 
dabei ebenfalls auf die neueren toxikologischen Studien von internationalen 
Gremien abgestützt. Der Umstand, dass im Trinkwasser natürlicherweise 
Arsen im Bereich von 1 bis 10 µg/l vor-kommt und die analytische 
Bestimmungsgrenze nach dem Stand der Technik im Bereich von 2 µg/l 
liegt, spricht ebenfalls für einen Konzentrationswert von 0.01 mg/l. 
Zusätzlich sanierungsbedürftige Standorte sind wegen der Senkung des 
Arsen-Konzentrationswerts nicht zu erwarten. Die Senkung kann aber in 
einigen Fällen Auswirkun-gen auf die Sanierungsmassnahmen haben, falls 
ein Mehraushub erforderlich ist, um die strengeren Sanierungsziele zu 
erreichen. Aus den Rückmeldungen der Kantone ist jedoch nur vereinzelt 
mit Standorten zu rechnen, die davon betroffen sind und die Mehrkosten zu 
gewärtigen hätten. Grob geschätzt werden die zusätzlichen Aufwendungen 
20 Millionen Franken nicht überschreiten.

Begründung In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die im 
Erläuterungsbericht genannte analytische Bestimmungsgrenze von 2 g/l aus 
unserer Sicht nicht mehr dem Stand der Technik entspricht. Mit der ICP-MS-
Methode ist mindestens eine Bestimmungsgrenze von 1 g/l möglich und 
wird von den Labors verbreitet angeboten. Diese Bestimmungsgrenze ist 
auch mindestens notwendig, damit im Gewässerschutzbereich Au zukünftig 
ein Überwachungsbedarf festgestellt werden kann.
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Sehr geehrter Herr Bundesrat Albert Rösti
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit E-Mail votn 24; Mai 2O24wurde der Kanton Basel-Landschaft eingeladen, zu den Änderungen

von diversen Verordnungen des Umweltrechts Stellung zu nehmen. Dies betrifft die Verordnung

über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680), die Ver-

ordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfall-Verordnung, WEA; SR
814.600), die Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo; SR 814.12), die Verordnung über

den Verkehr.mit Abfällen (VeVA; SR 814.610) sowie die Verordnung über den Wasserbau (Was-

serbau-Verordnung, WBV; SR 721.1 00. 1 )

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und lassen lhnen gerne folgende Rück-

meldung zukommen:

Stellunqnahme Zu den vorqesehenen Anderu nqen der Alttasten-Vergrdnuno

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst grundsätzlich die Anpassung altlasten-
rechtlicher Grenzwerte auf toxikologisch basierten Kenntnissen, weist jedoch auf Auswirkungen

der Anpassungen im Vollzug hin.

Anhano 1

Die vorliegende Revision betrifft die Anpassungen einzelner Konzentrationswerte im Anhang 1 der
AltlV und bezieht sich auf die Schutzgüter Grundwasser und Oberflächenwasser. Die Werte wur-

den dahingehend überp.rüft, ob sie dem aktuellen toxikologischen Kenntnisstand entspre"l'."1.r19
daran angepasst. Eine Übergangsregelung, welche einen zeitlichen Aufschub der Verbindlichkeit
der neuen Werte vorsehen würde, ist nicht erforderlich.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die vorgeschlagene Anpassung der

Konzentrationswerte im Anhang 1 Altlv. Die dadurch verursachten Auswirkungen auf den Vollzug

116
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betreffend Standorte mit abgeschlossenen altlastenrechtlichen Massnahmen bzw. laufenden Mas-

snahmen beschränken sich im Kanton Basel-Landschaft auf wenige Standorte.
Die Senkung des Konzentrationswerts für Arsen hat sehr wahrscheinlich Auswirkungen auf die be-

reits verfügten Sanierungsmassnahmen eines belasteten sanierungsbedÜrftigen Standorts mit ins-

gesamt sehr hohen Sanierungskosten. Die Erreichung des verschärften Sanierungsziels für Arsen

wird sehr wahrscheinlich Mehrkosten zur Folge haben.

Erläuternder Bericht AltlV. Kapitel 4.1: Senkuno des Kohzentrationswerts für Arsen

ln diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen,"dass die im Erläuterungsbericht genannte

analytische Bestimmungsgrenze von 2 pg/l aus unserer Sicht nicht mehr dem Stand der Technik

entspricht. Mit der tCp-trrt$-tvtethode ist mindestens eine Bestimmungsgrenze von 1 pg/l,möglich

und wird von den Labors verbreitet angeboten. Diese Bestimm.ungsgrenze ist auch mindestens

notwendig, damit im Gewässerschutzbereich Au zukünftig ein Überwachungsbedarf festgestellt

werden kann.

Stel lunq nqhme zu den vorqesehenen Anderu nqe4 der Abfal l-Verorclnu nq

Grundsätzlich werden die Stossrichtungen der vorliegenden Revision der WE{vom Regierungs-

rat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst. Sie berücksichtigen einerseits die Erfahrungen der

vergangenen Jahre, andererseits passen sie die Verordnung der Vollzugspraxis an.

Wir erachten die Regelung für den Fall eines Ausfalls sämtlicher Kehrichtverbrennungsanlagen
(KVA) aufgrund einei Strom- oder Betriebsmittelmangellage als sinnvoll. Sie muss aber so gestal-

iet werden-, dass sie für die Kantone und die Anlagenbetreiber umsetzbar ist. Wir bitten bei der ge-

nauen Ausgestaltung der Regelung deshalb um eine enge Abstimmung mit den Kantonen. Die Si-

cherstellung eines Zwischenlagers für gesamthaft sechs Monate ist weder realistisch noch durch-

führbar. Ebänso sehen wir Probleme, wenn KVA und Kantone separat für diese Zwischenlager

sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der Führung der Kantone zusammenzulegen.

Art. 4 Absatz 1 Bst. o und 2

'}t

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft sti
lich zu. Er beantragt jedoch eine Reduktion der Lage

mmt den Anderungen des Artikels 4 mehrheit-
rdauer von sechs auf drei Monate. lm Weite-

ren sollen die Kantone zusammen mit den KVA für die Möglichkeit der Zwischenlagerung sorgen.

Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für den Zeitraum von min-

destens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen

betreffend Entwässerung, Löschwasserrückhalt, Geruchsminderung und Platzbefestigung be-

stimmte Bedingungen einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können.

ln Zusammenhäng mit Artikel 32 (Bereitstellung seitens KVA von Betriebsmitteln für den Weiterbe-

trieb für 2 Monate)ergeben sich so eine geordnete Entsofgung von gesamthaft fünf Monaten, was

aus unserer Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. Die Frist

von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von den Kantonen

in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Für die Formulierung im enrvähnten Artikel wird folgender Gegenvorschlag unterbreitet:

<Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst insbesondere:

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025; Vernehmlassung, 10. September 2024 2t6
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g. die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von Verbrennungsanlagen für Sied-
lungsabfälle und Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsor-
gung oder Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit den KVA für
die Möglichkeit einer Ablagerung für mindestens drei Monate.>>

Art. 20 sowie Absatz 1, 3
Wir erlauben uns den Hinweis, dass die Anderung des genannten Art. 20 der WEA zu Anderun-
gen in der Vollzugshilfe zur'WEA, Modul Bauabfälle Amt für Umwelt Teil <Venryertung minerali-
scher Rückbaumaterialien> und in der Gleisaushubrichtlinie führen werden.

Art.24 Absatz 1

Es wird darauf hingewiesen, dass der lnhalt des Artikels es verunmöglicht, Kunststofffraktionen
aus gemischt gesammelten Siedlungsabfällen, die zuerst in eine Sortierung gehen, als Ersatz-
brennstoffe in der Zementindustrie einzusetzen. Die Fraktionen aus Marktkehricht jedoch, darf
man weiterhin in Zementwerken venryerten.

Art. 27 Absatz 1 Bst. e
Den Anpassungen wird zugestimmt.

Att.32 2Bst h

Wir beantragen eine Präzisier:ung für den Betrieb der Anlagen bei einem U nterbruch der Versor-
gung mit Betriebsmitteln.

Es ist aus unserer Sicht wesentlich zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat rei-
chen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb berechnet werden und nicht
mögliche Erleichterungen der Luftreinhalteverordnung (LRV) im Ernstfall bereits vorwegnehmen.
Daher stimmen wir dem Artikel 32 unter Rücksichtnahme der ergänzenden Präzisierung für die
Versorgung der notwendigen Betriebsmittel für den Regelbetrieb zu.

Für die Formulierung im enruähnten Artikel wird folgender Gegenvorschlag unterbreitet:

<lnhaberinnen und lnhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h. bei einem Unterbruch der Versorgüng mit notwendigen Betriebsmitteln eine Reserve zur Verfü-
gung steht, mit welcher der Regelbetrieb für mindestens zwei Monate sichergestellt ist;>

Art. 32 Ans 2 Bst. i

Wir lehnen die Ergänzung von Buchstabe i ab und beantragen diesen Abschnitt zu streichen.

Die Sicherstellung der Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen soll von den Kantonen gemein-

sam mit den KVA organisiert werden. Dies wird in Absatz 4 bereits geregelt. Die Probleme, welche
in solch einem Fall entstehen, lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und De-
ponien lösen.

Die Kosten für die Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Art.54 Absatz2
Oen AnOerungen wird zugestimmt.

'}t
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Anhano 1. Art. 6 Abs.1 und 27 Abs.1. Abfallkateqorien
Den Anderungen wird zugestimmt.

Anhano 4. Art. 19 Abs. 3 und 24. Anforderunqen an Abfälle für die Herstelluno von Zement und

Beton

-oen 
Anderungen wird zugestimmt.

Anhanq 4Zitf. 3.1 Bst. f und h

Wir stimmen den Anderungen mit dem Vorschlag einer Anpassung zu.

Dies ergibt sich aus den Erläuterungen bei Buchstabe f. Es ist aber darauf zu achten, dass es sich

hier um Zuschlag- und Zumahlstoffe handelt, die nicht auf der heissen Seite des Ofens aufgege-
ben werden. Es ist unklar, was dies fürdie Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Für die Formulierung im eruvähnten Artikel wird folgender Gegenvorschlag unterbreitet:

<3.1 Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement und Beton dürfen fol-
gende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe veruvendet werden:
i. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 Buchstabe c einhalten; nicht

eingehalten werden muss der Grenzwert für Chrom (Vl);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.>>

Stellungnahme zu den vorqesehenen Anderungen der Verordnunq über Belastunqen des
Bodens

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst die Harmonisierungen und Anpassun-
gen im Bereich der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo). Zu wenig Beachtung finden

die Anpassungen zum Erhalt und Aufbau der organischen Bodensubstanz. Diese organische Bo-

densubstanz ist essentiell für die langfristige Bodenfruchtbarkeit und ein wichtiger Bestandteil bei

der Vermeidung von Bodenerosion. Des Weiteren ist deren Erhaltung für den Schutz des Klimas
relevant.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft beantragt folgende Ergänzungen und Umformu-

lierungen:

Art. 1 Bst. b
Die von den Bodenschutzfachstellen der Kantone verlangte Ausweitung von Art. 1 Bst. b mit Mass-

nahmen zur Vermeidung eines nachhaltigen Verlusts an organischer Bodensubstanz wird igno-
riert. Die Formulierung berücksichtigt die Vorschläge der kantonalen Bodenschutzfachstellen und

des Cercle Sol nicht. Wir schlagen eine Präzisierung vor, die sich an der bisherigen Formulierung
orientiert.

Umformulierung Buchstabe b: die Massnahmen zur Vermeidung nachhaltiger Bodenverdichtung-

und -erosion und eines nachhaltigen Verlusts an organischer Bodensubstanz.
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Art.6
Ergänzung des Artikels mit folgendem Wortlaut:

<Vermeidung von Bodenverdichtung und -erosion sowle des Verlus ts an organischer Bodensub-

stanz.

1 Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder: anders beansprucht, muss unter Berück-

sichtigung der physikalischen Eigenschaften und der Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschi-

nen und Geräte so auswählen und einsetzen, dass Verdichtungen und andere Strukturveränderun-
gen des Bodens, welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, sowie der Verlust organi'
scher Boden s u bstanz verm ieden werden. >>

Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, ist die organische Bodensubstanz (OBS) zenfral für die-

Gewährleistung der Funktionen des Bodens und eine unverzichtbare Komponente für den langfris-

tigen Erhalt der Bodenfruchtbarkeit: Der Verlust von OBS, v. a. in landwirtschaftlich genutzten und

siädtischen Böden, ist eine der wichtigsten Bodenbelastungen in der Schweiz. ln landwirtschaftlich
genutzten Böden verstärkt er zudem die Gefährdung von Bodenverdichtungen und -erosion. Wei-

ter ist ein Verlust von OBS resp. deren Erhalt klimarelevant. Der Erhalt resp. die Wiederherstellung
eines standorttypischen Gehalts an OBS ist somit eine zentrale Aufgabe des Bodenschutzes.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft beantragt, die VBBo im Bereich <organische

Bodensubstanz>> wie beschrieben zu ergänzen.

Die folgenden Ergänzungen oder Anpassungen der VBBo werden durch den Regierungsrat des

Kantons Basel-Landschaft gutgeheissen:

Art. 2 Absatz 1 Bst. a. Absatz 3. Absatz4bi'
Wir begrüssen die präzisierten und ergänzten Definitionen

AtL.4
Wir begrüssen die mit der Ergänzung von Art. 4 vorliegende Rechtsgrundlage für die schweizweite
Erstellung und Führung einer Hinweiskarte Bodenbelastungen.

Art. 5 Absatz 2-4
Die Ergänzung wird begrüsst.

Anhanq 1. Ziffer 13
Die Anpassung wird begrüsst.

Anhanq 2, Ziffer 1 1 und 13
Die Anpassung wird begrüsst.

Stellunonahme zu den vorggsehenen Anderunqen der Verordnunq über de4 Verkehr mit
Abfällen

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft stimmt allen Anderungen der Verordnung über

den Veikehr mit Abfällen (VeVA) zu. Es handelt sich grossteils um Präzisierungen, die aufgrund

tI
T
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von Anfragen von Kantonen und Anlagenbetreibern notwendig waren. Gewisse Abschnitte passen

sich der heutigen Vollzugspraxis an.

Hinweis zu Art. 8 Absatz 2 Bst. e
Abfoige dieser Formulierung werden voraussichtlich Gemeindesammelstellen, die bisher im Rah-

men der Batteriesammlung Fahrradbatterien ohne Bewilligung zurückgenommen haben, bewilli-
gungspflichtig werden. Es stellt sich die Frage, ob dies die Absicht war.

Stel lu nq nahme zu den vorqesehenen Anderu nqen der Wasserbau-VerordnV nq

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst den Grundsatz des integralen Risiko-

managöments, welcher den Schutz vor Naturgefahren mit unterschiedlichen Massnahmen ge-

währleisten soll. Wir erachten es als sehr wichtig und richtig, dass der Unterhalt der Gewässer neu

abgegolten wird.

Mit dem neuen Bundesgesetz über den Wasserbau und der dazugehörigen Verordnung werden

die Kantone mit mehr Aufgaben betraut. So müssen die Kantone zukünftig eine Risikoübersicht

und eine Gesamtplanung im Umgang mit Naturgefahren erstellen. Weiter werden in Art. 1 die

Hochwassergefahren aus dem Gesetz näher definiert und die beiden Gefahrenprozesse Oberflä-

chenabfluss iowie Grundwasseraufstoss aufgeführt. Schlussendlich wird festgehalten, dass die

kantonalen Gesetzgebungen und Verordnung vermutlich der eidgenössischen Gesetzgebung an-
gepasst werden muss. All diese neuen Aufgaben bedeuten für die Kantone finanziellen und perso-

neiten Aufwand. Dies wird im erläuternden Bericht zur Anderung der Verordnung über den Was-

serbau im Kapitel 6.2 <Auswirkungen auf die Kantone> auch so beschrieben. Der dabei aufge-

führte wiederkehrende Personalaufirand wird unserer Meinung nach aber zu tief angesetzt.

Ferner gilt es zu beachten, dass die Anderungen der kantonalen Gesetzgebungen und Verord-

nung sowie die Aufarbeitung der Grundlagen Zeit beanspruchen wird, da vor allem die finanziellen

und personellen Ressourcen zuerst bewilligt werden müssen. Diese Tatsache soll bei den zukünf-

tigen Programmvereinbarungen von Seiten BAFU berücksichtigt und nicht negativ für die Kantone

ausgelegt werden.

Wir bitten Sie höflich, unsere Anliegen im weiteren Prozess gebührend zu berücksichtigen

Hochachtungsvoll

trt

t, ß" a'^nt aL
lsaac Reber
Regierungspräsident

Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin
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Ratskanzlei des Kantons Appenzell Innerrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Stellungnahme zur Revision der Verordnung über den Wasserbau

Die Standeskommission begrüsst den Paradigmenwechsel «von der 
Gefahrenabwehr zur Risikokultur» und damit die Umsetzung des integralen 
Risikomanagements im Umgang mit Naturgefahren in der Verordnung über 
den Wasserbau, bzw. die Schaffung der rechtlichen Grundlagen dazu.

Der Standeskommission ist es ein Anliegen, dass im Kapitel 2 zum 
Detaillierungsgrad bei der Erarbeitung der notwendigen Grundlagen ein 
entsprechender Spielraum zugelassen wird. Die erhobenen Zustände, 
respektive deren Veränderung sollen nach Wichtigkeit und Bedarf erhoben 
werden. Damit wird den Kantonen etwas mehr Spielraum eingeräumt.

Die Standeskommission hat bereits eine Notfallplanung 
«Interventionsplanung» zusammen mit den Bezirken und Feuerwehren 
erarbeitet. Dieses Konzept wird die nächsten 1-2 Jahre überarbeitet, 
respektive den aktuellen Gegebenheiten angepasst.

In Art. 7 wird vom Kanton verlangt, dass die bestehenden Schutzbauten und 
Anlagen auf ihre Überlastung und Systemsicherheit überprüft werden. Wir 
regen an, dass diese Überprüfung auf die relevanten Schutzbauten und 
Anlagen reduziert wird.

Die Standeskommission begrüsst, dass neu auch der regelmässige 
Gewässerunterhalt als Beitrag zum Hochwasserschutz finanziell unterstützt 
wird.

In Art. 17b Abs. 1 lit. a ist explizit die «Schaffung von Wald mit 
Schutzfunktion» erwähnt. Die Standeskommission befürwortet die 
Möglichkeit zur Schaffung von notwendigen Schutzwäldern durch 
Aufforstung. Ebenso begrüsst sie die Bezeichnung von 
entschädigungsberechtigten «Entlastungsräumen» nach Art. 17b Abs. 3.

Die neuen Grundlagen, welche durch die Kantone zu erarbeiten sind, 
erfordern erhebliche finanzielle und personelle Ressourcen, welche aktuell 
nicht vorhanden sind. Ob dies bis am 1. Dezember 2030 umgesetzt werden 
kann, wird sich noch zeigen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Stellungnahme zur Revision der Verordnung über den Verkehr mit Abfällen 
(VeVA, SR 814.610)

Die Standeskommission stützt sich auf die Einschätzungen des Cercle 
déchets (Vereinigung der Fachleute für Abfall und Ressourcen beim Bund 
und bei den Kantonen) und begrüsst die Änderungen der VeVA. Es handelt 
sich grossteils um Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone 
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und der Betreiber notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die 
heutige Vollzugspraxis angepasst.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Stellungnahme zur Revision der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA, SR 814.600)

Die Standeskommission stützt sich mit ihrer Stellungnahme auf die 
Einschätzung des Cercle déchets. Die grundsätzlichen Stossrichtungen der 
vorliegenden Revision der VVEA werden begrüsst. Die Revision 
berücksichtigt einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, 
andererseits wird die Vollzugspraxis angepasst. 

Aufgrund einer fehlender Kehrichtverbrennungsanlage (KVA) in Appenzell I.
Rh. ist der Kanton nur indirekt von der Anpassung in Art. 4 Abs. 1 lit. g und 
Abs. 2 betroffen. Es ist im Sinne aller Kantone, die Regelung eines Ausfalls 
sämtlicher KVAs aufgrund Strom- oder Betriebsmittelmangellangen zu 
sichern. Die Umsetzung eines Zwischenlagers für insgesamt sechs Monate 
ist aber unrealistisch. Der Gegenvorschlag beläuft sich auf die Reduktion 
der Kapazität von maximal drei Monaten. Auch mit drei Monaten fordert der 
damit verbundene Ausbau von befestigten Plätzen und 
Platzentwässerungen, sowie Löschwasserrückhalt Aufwand und Kosten. 
Die Umsetzung ist jedoch als machbar einzustufen.

Im Zusammenhang mit Art. 32 Abs. 2 lit. h (Bereitstellung seitens KVA von 
Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich so eine 
geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was ausreichend ist. 
Andernfalls muss ein Kanton mittels Notrechts agieren. Die Frist von sechs 
Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe Betriebsmittelknappheit von 
den Kantonen abgelehnt. In lit.h ist zu definieren, für welchen Zustand der 
Betriebsmittelvorrat reichen soll. Aus Sicht der Standeskommission soll dies 
für den bewilligten Regelbetrieb ohne Erleichterung der 
Luftreinhalteverordnung (LRV) berechnet werden. 
Die Sicherstellung einer Zwischenlagerung soll von den Kantonen 
gemeinsam mit den KVA organisiert werden (siehe Gegenvorschlag Art. 4 
Abs. 1). Die Probleme in so einem Fall lassen sich nur von den Kantonen in 
Zusammenarbeit mit den KVA und Deponien lösen. Die Kosten für die 
Zwischenlagerung sind verursachergerecht zu verteilen.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung:
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Stellungnahme zur Revision der Verordnung über Belastungen des Bodens 
(VBBo)

Die Standeskommission erachtet eine Revision der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo) für notwendig. Ziel der Anpassungen ist 
es, den biologischen Bodenschutz zu stärken und auf langjährige Anliegen 
der Kantone zur Harmonisierung des Bodenschutzrechts (VBBo, AltlV und 
VVEA) zu reagieren. Die vorgeschlagenen Anpassungen erreichen dieses 
Ziel nur teilweise und schaffen neue Widersprüche. Es bleibt unklar, wie die 
Fragen der Mess- und Umsetzbarkeit im Vollzug angegangen werden 
sollen. Die Standeskommission beantragt, die Vorlage zu überarbeiten.

Art. 1 lit. b
Gemäss Vernehmlassungsvorlage sind keine Änderungen im Wortlaut 
vorgesehen. In der Synopse wird zu diesem Artikel eine Revision 
aufgeführt, die abgelehnt wird, da sie unklar ist und in den Erläuterungen 
nicht ausgeführt wird.
Antrag: Die Revision dieser Bestimmung wird abgelehnt.

Art. 2 Abs. 1 lit. a, Abs. 3 und Abs. 4bis 
Die Bestimmungen werden explizit unterstützt. Sie unterstreichen die 
zentralen Funktionen des Bodens für das Klima, die Biodiversität, den 
Wasserhaushalt und die Eindämmung von Naturgefahren.

Art. 3 Abs. 1 
Aus den vorliegenden Unterlagen (Synopse, erläuternder Bericht und 
Vernehmlassungsvorlage) geht nicht hervor, welche Änderungen geplant 
sind.

Art. 4 Abs. 3 
Die Standeskommission begrüsst die Schaffung einer rechtlichen 
Grundlage für Hinweiskarten zu Bodenbelastungen (wahrscheinliche 
Überschreitungen der Schadstoff-Richtwerte), die bereits in mehreren 
Kantonen ein bewährtes Hilfsmittel für den Vollzug und die Bauwirtschaft 
sind. Die Kantone haben nicht die Kapazität, die erforderlichen Grundlagen 
für Hinweiskarten herzuleiten. Ein durch die Bundesstellen koordinierter 
Rahmen würde Unterschiede im Vollzug verringern.
Antrag: Revisionstext wie folgt ergänzen: Das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU) sorgt in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Landwirtschaft 
(BLW) für die Beschaffung der fachlichen Grundlagen, die für die 
Hinweiskarten und die Überwachung der Bodenbelastung nötig sind, und 
berät die Kantone. 

Art. 5 Abs. 2 bis Abs. 4 
Die Kantone sind bereits unter dem bestehenden Art. 5 zu 
Einzelfallbeurteilungen und zur Herleitung fehlender Beurteilungswerte 
verpflichtet und organisieren sich diesbezüglich im Cercle Sol. Dass neu die 
Zustimmung des BAFU zu Einzelfallbeurteilungen erforderlich ist, führt zu 
unnötigem zusätzlichen Verwaltungsaufwand. 
Antrag: Die Änderung wird abgelehnt.

Anhang 2, Ziffer 13 
Die Anpassung widerspricht dem langjährigen Wunsch der Kantone nach 
einer Harmonisierung von VBBo, AltlV und VVEA. Mit der Revision wird die 
massive Beurteilungsungleichheit zwischen VBBo und AltlV nicht beseitigt.
Antrag: Die Änderung wird abgelehnt, bis eine Harmonisierung zwischen 
VBBo, AltlV und VVEA erfolgt.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9



288 / 927

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Stellungnahme zur Revision der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV, SR 814.680)

Die Standeskommission unterstützt die Anpassung der AltlV in Anlehnung 
an die Musterstellungnahme der KVU (Konferenz der Umweltämter der 
Schweiz). Durch die sachgerechte Anpassung von zwölf 
Konzentrationswerten kann die Umwelt und die menschliche Gesundheit 
besser geschützt respektive die Altlastenbearbeitung effizienter abgewickelt 
werden. 

Die Auswirkungen auf die Kantone werden mit einer Ausnahme als gering 
eingestuft: Die Senkung des Konzentrationswerts von Arsen geogenen 
Ursprungs kann auf Deponiestandorten zu Problemen führen. Deutlich 
erhöhte Belastungen durch geogenes Arsen sind in den Alpen und im Jura 
bekannt. Aber auch in den weiteren Gebieten der Schweiz können erhöhte 
Vorkommen von geogenem Arsen nicht ausgeschlossen werden. Geogen 
belastetes Arsen kann unter Umständen durch Niederschlag ausgewaschen 
werden. Für die Behandlung respektive Ablagerung von Material mit geogen 
erhöhten Arsenwerten ist eine Lösung zu erarbeiten. Für den Kanton 
Appenzell I.Rh. sollte dies gemäss aktuellen Erkenntnissen keine 
Auswirkungen haben.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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2. Stellungnahmen In der Bundesversammlung vertretene politische Parteien / 
partis politiques représentés à l'Assemblée fédérale

Sozialdemokratische Partei der Schweiz SPS / Parti socialiste suisse PSS / Partito 
socialista svizzero PSS

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Nach der Revision des Wasserbaugesetzes, die am 15. März 2024 vom 
Parlament verabschiedet wurde, folgt nun die Anpassung auf 
Verordnungsstufe durch eine Totalrevision der Wasserbauverordnung 
(WBV). Die Rechtsanpassung zielt darauf ab, im Umgang mit Risiken durch 
Hochwasser und den weiteren gravitativen Naturgefahren (Rutschungen, 
Sturzprozesse und Lawinen), die Grundsätze des IRM (integralen 
Risikomanagement) anzuwenden.
Die SP Schweiz stimmt der vorliegenden Revision der WBV zu. Bei der 
Umsetzung des Wasserbaugesetzes ist wichtig, dass soweit möglich auf 
naturbasierte Massnahmen gesetzt wird. Denn diese ingenieurbiologischen 
Methoden bekämpfen Hochwasser bewiesenermassen effizient, fördern 
gleichzeitig die Biodiversität und wertet die Landschaft auf. Wir begrüssen 
somit, dass er erläuternde Bericht festhält, dass bei der Planung und 
Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen die natürlichen Funktionen 
beizubehalten oder wiederherzustellen sind und die natürliche 
Gewässerdynamik, Aufwertung der Landschaft und Vernetzung der 
Lebensräume dabei gefördert werden müssen (S. 9).
Bereits in der Ausarbeitung des Wasserbaugesetzes haben wir die 
Förderung des integralen Risikomanagements gutgeheissen. Dieses sollte 
in der praktischen Umsetzung und somit der Wasserbauverordnung weiter 
gefördert und verankert werden. Schliesslich unterstützen wir, dass die 
Kantone die ökologischen Aspekte, den Klimawandel und die Entwicklung 
der Raumnutzung im Umgang mit Hochwassergefahren berücksichtigen 
müssen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: In den vergangenen Jahren haben einige rechtliche und internationale 
Entwicklungen zu Zielkonflikten und Schwierigkeiten im Vollzug der VeVA 
geführt. Durch die vorliegende Revision sollen diese Konflikte aufgelöst 
werden.
Die SP Schweiz unterstützt die vorliegende Revision, die den 
sachgerechten Umgang mit Abfällen effizienter ausgestaltet.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorliegende Revision der VVEA zielt auf die Klärung deren Vollzug ab. 
Zusammen mit den Kantonen und den Branchenverbänden hat das BAFU 
eine Vollzugshilfe entworfen. Diese Vollzugshilfe soll nun in die Verordnung 
übernommen werden.
Die SP Schweiz begrüsst diese Verordnungsänderung, da die 
Ausführungen präzisiert werden, was zu einer Stärkung der 
Kreislaufwirtschaft führt.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Mit der vorliegenden Revision der VBBo erfolgen Anpassungen im Hinblick 
auf einen effizienteren Vollzug der Bodenschutzgesetzgebung und es 
werden Unklarheiten beseitigt.
Wir begrüssen die vorgesehenen Änderungen. Im Hinblick auf die grosse 
PFAS-Belastung der Böden, stellt sich jedoch auch hier die Frage, weshalb 
diese ewigen Chemikalien nicht in die zu prüfende Schadstoffe 
aufgenommen wurden.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Diese Verordnungsrevision passt die Grenzwerte für schädliche Stoffe dem 
aktuellen Wissensstand an.
Die SP Schweiz heisst diese Anpassungen gut. Denn die Grenzwerte 
einzelner Schadstoffe werden endlich dem aktuellen Wissenstand 
angepasst und somit meist gesenkt. Dies fördert die Gesundheit der 
Bevölkerung, die Sicherheit von Standorten und Qualität von Gewässern.
Angesichts des Ausmasses der PFAS-Verseuchung in der Schweiz und den 
vor Kurzem entdeckten verseuchtem Fleisch scheint es der SP Schweiz 
dringend, die AltlV um PFAS zu ergänzen. Wie bedauern es somit 
festzustellen, dass diese Ergänzung nicht bereits in dieser 
Verordnungsrevision, sondern in einem undefinierten, nächsten Schritt 
erfolgen wird (S. 4 des erläuternden Berichts).
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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  Bern, 09. September 2024 
 
 
 

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025: 
Stellungnahme der SP Schweiz 

 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Besten Dank für die Einladung zur Teilnahme an der obenstehenden Vernehmlassung. Gerne 
unterbreiten wir Ihnen die folgende Stellungnahme. 
 
Mit dem vorliegenden Verordnungspaket sollen mehrere Verordnungen revidiert werden. Die SP 
Schweiz nimmt zu jeder Verordnung einzeln Stellung. 
 
Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV): 
Nach der Revision des Wasserbaugesetzes, die am 15. März 2024 vom Parlament verabschiedet 
wurde, folgt nun die Anpassung auf Verordnungsstufe durch eine Totalrevision der 
Wasserbauverordnung (WBV). Die Rechtsanpassung zielt darauf ab, im Umgang mit Risiken 
durch Hochwasser und den weiteren gravitativen Naturgefahren (Rutschungen, Sturzprozesse 
und Lawinen), die Grundsätze des IRM (integralen Risikomanagement) anzuwenden. 
 Die SP Schweiz stimmt der vorliegenden Revision der WBV zu. Bei der Umsetzung des 
Wasserbaugesetzes ist wichtig, dass soweit möglich auf naturbasierte Massnahmen gesetzt 

mailto:cecile.heim@spschweiz.ch
http://www.pssuisse.ch/
mailto:polg@bafu.admin.ch
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230030
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wird. Denn diese ingenieurbiologischen Methoden bekämpfen Hochwasser bewiesenermassen 
effizient, fördern gleichzeitig die Biodiversität und wertet die Landschaft auf. Wir begrüssen 
somit, dass er erläuternde Bericht festhält, dass bei der Planung und Umsetzung von 
wasserbaulichen Massnahmen die natürlichen Funktionen beizubehalten oder 
wiederherzustellen sind und die natürliche Gewässerdynamik, Aufwertung der Landschaft und 
Vernetzung der Lebensräume dabei gefördert werden müssen (S. 9). 
 Bereits in der Ausarbeitung des Wasserbaugesetzes haben wir die Förderung des 
integralen Risikomanagements gutgeheissen. Dieses sollte in der praktischen Umsetzung und 
somit der Wasserbauverordnung weiter gefördert und verankert werden. Schliesslich 
unterstützen wir, dass die Kantone die ökologischen Aspekte, den Klimawandel und die 
Entwicklung der Raumnutzung im Umgang mit Hochwassergefahren berücksichtigen müssen. 
 
 
Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV) 
Diese Verordnungsrevision passt die Grenzwerte für schädliche Stoffe dem aktuellen 
Wissensstand an. 
 Die SP Schweiz heisst diese Anpassungen gut. Denn die Grenzwerte einzelner 
Schadstoffe werden endlich dem aktuellen Wissenstand angepasst und somit meist gesenkt. 
Dies fördert die Gesundheit der Bevölkerung, die Sicherheit von Standorten und Qualität von 
Gewässern. 
 Angesichts des Ausmasses der PFAS-Verseuchung in der Schweiz und den vor Kurzem 
entdeckten verseuchtem Fleisch scheint es der SP Schweiz dringend, die AltlV um PFAS zu 
ergänzen. Wie bedauern es somit festzustellen, dass diese Ergänzung nicht bereits in dieser 
Verordnungsrevision, sondern in einem undefinierten, nächsten Schritt erfolgen wird (S. 4 des 
erläuternden Berichts). 
 
 
Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo): 
Mit der vorliegenden Revision der VBBo erfolgen Anpassungen im Hinblick auf einen 
effizienteren Vollzug der Bodenschutzgesetzgebung und es werden Unklarheiten beseitigt. 
 Wir begrüssen die vorgesehenen Änderungen. Im Hinblick auf die grosse PFAS-Belastung 
der Böden, stellt sich jedoch auch hier die Frage, weshalb diese ewigen Chemikalien nicht in die 
zu prüfende Schadstoffe aufgenommen wurden. 
 
 
Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA): 
In den vergangenen Jahren haben einige rechtliche und internationale Entwicklungen zu 
Zielkonflikten und Schwierigkeiten im Vollzug der VeVA geführt. Durch die vorliegende Revision 
sollen diese Konflikte aufgelöst werden. 
 Die SP Schweiz unterstützt die vorliegende Revision, die den sachgerechten Umgang mit 
Abfällen effizienter ausgestaltet. 
 

https://www.srf.ch/wissen/gesundheit/umweltverschmutzung-durch-pfas-spurensuche-wie-kamen-die-schaedlichen-chemikalien-in-die-boeden
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Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, 
VVEA): 
Die vorliegende Revision der VVEA zielt auf die Klärung deren Vollzug ab. Zusammen mit den 
Kantonen und den Branchenverbänden hat das BAFU eine Vollzugshilfe entworfen. Diese 
Vollzugshilfe soll nun in die Verordnung übernommen werden. 
 Die SP Schweiz begrüsst diese Verordnungsänderung, da die Ausführungen präzisiert 
werden, was zu einer Stärkung der Kreislaufwirtschaft führt. 
 
 
 
Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
SP Schweiz 
 

  
 
 
 

Mattea Meyer Cédric Wermuth Cécile Heim 
Co-Präsidentin Co-Präsident  Politische Fachreferentin 
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3. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete / associations faîtières des communes, des villes et 
des régions de montagne qui œuvrent au niveau national
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4. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft / 
associations faîtières de l'économie qui œuvrent au niveau national

Schweiz. Bauernverband (SBV) / Union suisse des paysans (USP) / Unione svizzera dei 
contadini (USC)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Die Anpassung an ein integrales Risikomanagement ist aufgrund der 
klimatischen Entwicklung sinnvoll. Bei der effektiven Umsetzung von Projekten 
gilt es jedoch gerade auch wegen den klimatischen Veränderungen den 
Kulturlandschutz gleichberechtigt zu berücksichtigen. Dies ist zurzeit nicht der 
Fall, was für die Landwirtschaft untragbar ist und deswegen schlagen wir 
bedeutende Änderungen vor. Mit dem neuen Raumplanungsgesetz erhält die 
Landwirtschaft in der Landwirtschaftszone Vorrang gegenüber anderen 
Nutzungen. Dies muss auch beim Wasserbau zu einem neuen Umgang mit 
Kulturland führen.

Ausreichender Schutz des Kulturlands 
Während der Standort von Schutzbauten aufgrund der topographischen Lage 
oftmals gegeben ist, sind ökologischen Ausgleichsmassnahmen nicht 
standortgebunden. Eine quantitative Ausdehnung der Schutzzonen sowie 
Nutzungseinschränkungen auf Kulturland, insb. auf Fruchtfolgeflächen, ist 
inakzeptabel und widerspricht diversen Verfassungszielen (Art. 102, 104, 104a 
BV). Ausgleichsmassnahmen sind in Form einer qualitativen Aufwertung 
innerhalb bestehender Schutzgebiete wie etwa im Wald umzusetzen. Im Wald 
gibt es grossen Bedarf für qualitative Aufwertungen aufgrund des 
Klimawandels.

Vorrang der Landwirtschaft bei Baurestriktionen und faire Entschädigungen 
Vor der Festlegung von Baurestriktionen sowie allfälligen Umsiedelungen ist 
aufgrund des expliziten Vorrangs der Landwirtschaft gemäss Art. 16 Abs. 4 bei 
der Interessensabwägung und der Variantenbeurteilung die 
Verhältnismässigkeit stärker zugunsten der Landwirtschaft und der Betroffenen 
auszulegen. Gibt es keine geeigneten Alternativen, muss der 
gesamtbetriebliche, langfristigen Schaden entschädigt werden. Dieser 
beinhaltet auch den Einkommensausfall, jegliche Beratungskosten, die dafür 
eingesetzte persönliche Zeit und allfällige Umschulungen. Da 
landwirtschaftliche Flächen aufgrund der Risikoabschätzung öfter geflutet 
werden, sind die landwirtschaftlich genutzten Flächen in den 
Entlastungsräumen in Abhängigkeit des Nutzens des Entlastungsraumes im 
Ereignisfall mit einer schadensunabhängigen Entschädigung abzugelten, 
analog zu den Ertragsausfällen von Speicherseen gemäss Art. 10 Abs. 2 Bst. g.

Gezielte Abgeltungen für Hochwasserschutzmassnahmen 
Damit die Gelder möglichst effizient eingesetzt werden, sollen die 
vorgesehenen Abgeltungen allein den Zielen des Hochwasserschutzes dienen. 
Daher ist Art. 12 Abs. 4 zu streichen (Abgeltungen für Mehrleistungen). Es ist 
unklar, was unter Mehrleistungen bei Massnahmen verstanden wird. Solche 
Mehrleistungen müssten sich auf den Hochwasserschutz beziehen, was aber 
schon in Art. 12 Abs. 5 mit ausserordentlichen Schutzmassnahmen erwähnt 
wird. Akzeptiert wird allenfalls ein Anreizsystem, mit dem ausserordentliche 
Kosten für eine zeitnahe Umsetzung abgegolten werden. Ebenfalls akzeptiert 
können Mehrleistungen werden, wenn damit eine Schutzmassnahme weniger 
Kulturland benötigt oder einen geringeren Eingriff in das Grundeigentum 
notwendig macht. Weiter werden Mehrleistungen akzeptiert, die die 
Ertragsfähigkeit des Kulturlandes verbessern, wie etwa Drainagen oder 
Bodenverbesserungen. Keinesfalls akzeptiert werden Mehrleistungen wie ein 
erhöhter Anteil ökologischer Ersatzmassnahmen zu Lasten des Kulturlandes.

Gleichbehandlung bei Enteignungen von Kulturland für den Hochwasserschutz 
Der Hochwasserschutz ist zwar Sache der Kantone, der Bund beteiligt sich 
jedoch mit einem namhaften Teil an den damit verursachten Kosten. Falls für 
eine Hochwasserschutzmassnahme Kulturland enteignet werden muss, kommt 
aber nicht das Bundesgesetz über die Enteignung (EntG) zur Anwendung. Bei 
Enteignungen nach dem EntG ist für Kulturland der dreifache BGBB-
Höchstpreis zu bezahlen. Eine entsprechende Regelung ist in den kantonalen 
Enteignungsgesetzen nicht enthalten. Damit bei Enteignungen von Kulturland 
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die betroffenen Grundeigentümer gleich behandelt werden, sind Kosten für den 
Landerwerb nur anrechenbar, wenn der Landerwerb nach den Grundsätzen 
des EntG entschädigt wird. Zudem sind bei der Entschädigung von 
Kulturschäden und Wiederherstellung von Kulturland auch Eigenleistungen 
des Landwirts als abgeltungsberechtigte Kosten aufzuführen (Art. 11). 

Änderungen Gewässerschutzverordnung überflüssig und nicht relevant
Die Artikel 41cter und 41cquater sind überflüssig und völlig übertrieben. Sie 
führen zu Mehrkosten, die keinesfalls zu Lasten der Grundeigentümer gehen 
dürfen. Die Anforderungen bei Eingriffen in Gewässer in Art. 4 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über den Wasserbau sind hinreichend präzise. Grundsätzlich 
sollen grössere Projekte im Rahmen einer Gesamtmelioration erfolgen, damit 
Bodenmeliorationen, Sanierungen von Flurwegen und Drainagen, kommende 
Betriebsaufgaben usw. miteinbezogen werden können. Zudem soll 
festgehalten werden, dass betroffenen Grundeigentümer/innen und 
Bewirtschafter/innen zukünftig über Hochwasserschutzprojekte und anderen 
grossen Vorhaben von Bund und Kantonen frühzeitig miteinbezogen werden 
und nicht wie heute erst in den Medien von davon erfahren. 

Aus Sicht der Landwirtschaft sind daher:

Fruchtfolgeflächen besser zu berücksichtigen
Es ist unerlässlich, dass Fruchtfolgeflächen, die eine zentrale Rolle in der 
landwirtschaftlichen Produktion spielen, ausreichend geschützt und in 
Planungen besser berücksichtigt werden. Der Schutz dieser Flächen muss bei 
Hochwasserschutzmassnahmen und anderen Infrastrukturprojekten eine hohe 
Priorität haben, um die langfristige Nahrungsmittelsicherheit zu gewährleisten 
und den Verfassungszielen gerecht zu werden.

Abgeltungen des Bundes allein auf den Hochwasserschutz konzentrieren
Die finanziellen Mittel des Bundes sollten zielgerichtet und effizient eingesetzt 
werden. Daher ist es notwendig, dass die Abgeltungen ausschliesslich der 
Ziele des Hochwasserschutzes dienen. Unklare Mehrleistungen, die über den 
reinen Hochwasserschutz hinausgehen und keine direkte Verbesserung des 
Kulturlands bieten, sollten vermieden werden, um eine transparente und 
effektive Nutzung der Gelder sicherzustellen.

Entschädigungen an Landwirte verbessern
Es ist entscheidend, dass Landwirte für die durch 
Hochwasserschutzmassnahmen entstehenden Schäden und Einschränkungen 
angemessen entschädigt werden. Dies umfasst nicht nur direkte 
Einkommensverluste, sondern auch Beratungskosten, persönliche 
Zeitaufwände und mögliche Umschulungen. Bei Enteignungen sollte eine faire 
Entschädigung nach den Grundsätzen des Bundesgesetzes über die 
Enteignung (EntG) erfolgen, um eine Gleichbehandlung der betroffenen 
Grundeigentümer sicherzustellen.

Anhang: Schweizer Bauernverband - WBV.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Hochwassergefahren:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Sind die Fruchtfolgefläche ‘'erheblichen Sachwerten''?

Zu Bst. a: Zum Schutz des Kulturlandes sollen die 
Hochwasserschutzmassnahmen auch das Ziel einer besseren 
Entwässerung des Kulturlandes umfassen, mindestens aber die Behebung 
einer Beeinträchtigung des Oberflächenabflusses.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die Interessen ausgewogen berücksichtigt und die 
Massnahmen kostengünstig und entsprechend den Verfassungszielen 
kombiniert werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung
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Die Landwirtschaft muss bei der Interessenabwägung berücksichtigt 
werden. Siehe Art. 3 unten.

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone reduzieren das Hochwasserrisiko auf ein tragbares Mass und 
begrenzen es langfristig, indem sie die erforderlichen Grundlagen erheben 
und bewerten sowie Massnahmen integral planen und umsetzen; sie 
berücksichtigen dabei namentlich die ökologischen und landwirtschaftlichen 
Aspekte, die Folgen des Klimawandels und die Entwicklung der 
Raumnutzung.

Begründung Das Kulturland, insbesondere die Fruchtfolgeflächen, müssen ebenfalls 
berücksichtigt werden und dürfen bei der ausgewogenen 
Interessenabwägung in Art. 2 Bst. a nicht vergessen werden. Mit der 
vorgeschlagenen Ergänzung wird dem Vorrang der Landwirtschaft in der 
Landwirtschaftszone gemäss Art. 16 Abs. 4 RPG Rechnung getragen.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erarbeiten die Grundlagen für den Hochwasserschutz. Zu 
diesem Zweck:

a.erheben sie den Zustand der Gewässer und ihre Veränderung sowie 
den Aufwand für den Unterhalt;
b.dokumentieren und analysieren sie die Ereignisse;
c.dokumentieren und beurteilen sie die Schutzbauten;
d.führen sie einen Kataster der Ereignisse und der Schutzbauten;
e.erfassen sie die Gefahren und Risiken;
f.erstellen sie Gefahrenbeurteilungen und Risikoübersichten;
g.erstellen sie Gesamtplanungen und übergeordnete Planungen unter 
Einbezug der Interessen der zusätzlich belasteten Grundeigentümer .

Begründung Bst. a: Gem. Art. 3 Abs. 1 WBG haben die Kantone den Hochwasserschutz 
in erster Linie durch den Unterhalt der Gewässer und durch 
raumplanerische Massnahmen zu gewährleisten. Zudem wird in Art. 8 der 
Gewässerunterhalt umschrieben und in Art. 10 Abs. 1 Bst. d und e 
Abgeltungen für den Unterhalt und für Räumungsarbeiten usw. zugesichert. 
Daher ist es von grosser Bedeutung, wie und in welchem Ausmass der 
Unterhalt in den Kantonen erfolgt. 

Bst. g: Bei der Planung ist auch zu berücksichtigen, welche 
Grundeigentümer zusätzlich belastet werden. Wenn durch Massnahmen 
viele Grundeigentümer zusätzlich belastet werden, ist eine andere Lösung 
zu finden, die evtl. mehr kostet, aber weniger Grundeigentümer betreffen.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone legen in der Richt- und Nutzungsplanung Freihalteräume fest, 
in welchen sich Hochwasser ereignen können, um so andere Gebiete zu 
schützen. In den Freihalteräumen ist das Risiko durch 
nichtlandwirtschaftliche Nutzungen zu begrenzen. Die Kantone achten bei 
der Standortwahl der Freihalteräume darauf, dass diese keine 
Fruchtfolgeflächen oder andere ackerfähige Böden einschliessen. Die 
Nutzungseinschränkungen, die aus dieser Planung resultieren, werden voll 
entschädigt. Die Festlegung von Freihalteräume in der Richt- und 
Nutzungsplanung ist Voraussetzung für eine schadensunabhängigen 
Entschädigung.

Begründung In Landwirtschaftszonen darf die landwirtschaftliche Bewirtschaftung durch 
Freihalteräume nicht eingeschränkt werden. Da sich Ackerbau und 
Freihalteraum schwer vereinbaren lassen, sind letztere so zu platzieren, 
dass der Ackerbau nicht eingeschränkt wird. Diese Freihalteräume sollen im 
Schadensfall auch Anspruch auf volle Entschädigung geben. Siehe Artikel 
10 unten.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen sowie 
Ufersicherungen angemessen unterhalten und die Ufer ordnungsgemäss 
gepflegt werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

Begründung Gem. Art. 3 Abs. 1 WBG haben die Kantone den Hochwasserschutz in 
erster Linie durch den Unterhalt der Gewässer und durch raumplanerische 
Massnahmen zu gewährleisten. Der Unterhalt darf sich aber nicht nur auf 
die Schutzbauten und -anlagen beziehen, sondern auch auf die Uferflächen. 
Für einen wirksamen Hochwasserschutz sind auch die Ufer regelmässig vor 
Einschränkungen des Hochwasserabflussprofils sowie vor Erosion zu 
schützen.

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abgeltungen für Massnahmen werden gewährt, wenn die Voraussetzungen 
nach Artikel 9 Absatz 1 WBG erfüllt sind und:

a.die Massnahmen im öffentlichen Interesse notwendig sind;
b.der weitere Unterhalt von technischen, ingenieurbiologischen und 
organisatorischen Massnahmen sowie der Unterhalt der Uferflächen 
gesichert ist.

Begründung Wie bereits oben erläutert, hat der abgeltungsberechtigte Unterhalt auch 
den Unterhalt der Uferflächen zu umfassen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt einschliesslich der Uferflächen und der Ufersicherung, 
die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die Erstellung von 
Schutzbauten und -anlagen;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechten Gehölzen 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in Entlastungsräumen 
und Freihalteräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der Vorabsenkung 
von Stauseen im Ereignisfall sowie für weitere Ertragsausfälle bei der 
Mitbenutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Bst d: Der Unterhalt von Uferflächen sowie der Ufersicherungen ist 
notwendig für den Erhalt des Hochwasserabflusses und der Verhinderung 
von Ufererosion. Dies Aufwendungen sollen ebenfalls durch den Bund 
abgegolten werden.

Bst. f: Die Entschädigungen müssen sich auch auf Freihalteräume beziehen 
und nicht nur auf Entlastungsräumen, ebenso wie die entgangenen 
Einnahmen durch die Vorabsenkung der Stauseen (Bst. g siehe unten). 
Zudem ist es unverständlich, weshalb nur in entschädigungsberechtigten 
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Entlastungsräumen entschädigt werden soll. Tritt ein Schaden auf, ist dieser 
zu entschädigen. Es darf nicht zu juristischen Auseinandersetzungen 
führen, ob ein Schaden entschädigungsberechtigt ist. 

Bst. g: Wenn die Stromunternehmen für ihre Einkommensverluste 
entschädigt werden, müssen auch die Landwirtschaftsbetriebe entschädigt 
werden.

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für Abgeltungen sind nur Kosten anrechenbar, die tatsächlich entstanden 
sind und unmittelbar für die zweckmässige Erfüllung der 
beitragsberechtigten Aufgabe erforderlich sind. Für die Schadenbehebung 
auf landwirtschaftlichem Kulturland ist auch der Mehraufwand beim Landwirt 
für Arbeitszeit, eigene Maschinen und Geräte sowie eigene Hilfsstoffe 
anrechenbar.

Begründung Die Eigenleistungen von geschädigten Personen, insbesondere wenn 
Landwirte selber mit ihren Maschinen und Geräte den Schaden beheben 
oder mindern, ist dieser Aufwand ebenfalls zu entschädigen. 
Gemäss Raumplanungsgesetz sind planerische Vor- und Nachteile 
auszugleichen. Entsprechend sind Landwirtschaftsbetriebe für jegliche 
materielle Enteignung zu entschädigen. Nutzungseinschränkungen sind 
durch Experten gesamtbetrieblich zu bewerten und der langfristige 
Einkommensausfall zu entschädigen. Andernfalls sind die Flächen 
zusammen mit verlorenen Flächen durch Realersatz in der gleichen Qualität 
zu kompensieren.

Titel Art. 11 Anrechenbare Kosten, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für Abgeltungen nach Artikel 10 Absatz 1 sind anrechenbar die Kosten für:
a.die Grundlagenerarbeitung und die Massnahmenplanung;
b.die Ausführung und Umsetzung;
c.den Landerwerb, sofern die Entschädigung nach den Grundsätzen des 
EntG erfolgt, und den Realersatz für abzutretende Fläche sowie für die 
formelle und materielle Enteignung, unabhängig davon, ob die materielle 
Enteignung entschädigungsberechtigt ist.
d.die Vermarkung.

Begründung Wie oben erwähnt, führt eine Entschädigung nach den kantonalen 
Enteignungsgesetzen zu ungleichen Entschädigungen bei 
Landabtretungen. Zudem leistet der Bund für den Hochwasserschutz 
namhafte Beiträge, weshalb es im Interesse des Bundes sein muss, dass 
die Entschädigungen nach dem EntG erfolgen. Bei der materiellen 
Enteignung darf nicht die Voraussetzung bestehen, dass diese 
entschädigungsberechtigt ist.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abgeltungen für die Massnahmen des Hochwasserschutzes werden global 
gewährt. Die Höhe der globalen Abgeltungen wird zwischen dem BAFU und 
dem betroffenen Kanton ausgehandelt und richtet sich nach:

a.dem Hochwasserrisiko;
b.dem Umfang, der Wirkung und der Qualität der Massnahmen 
hinsichtlich des Hochwasserschutzes.

Begründung Die Abgeltungen des Bundes haben sich am Ziel des Hochwasserschutzes 
zu orientieren. Keinesfalls sind Abgeltungen für den Hochwasserschutz zu 
erhöhen, wenn mit einem Hochwasserschutzprojekt auch ökologische 
Ersatzmassnahmen oder Revitalisierungen umgesetzt werden sollen. Diese 
sind durch andere Budgetposten oder durch den Kanton allein zu 
finanzieren.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen , Abs. 4

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --
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Begründung Die Mehrleistungen haben sich am Ziel des Hochwasserschutzes zu 
orientieren. Ausserordentliche Schutzmassnahmen werden bereits in Abs. 5 
behandelt, weshalb Abs. 4 gestrichen werden kann.

Titel Art. 12 Gewährung der Abgeltungen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abgeltungen für den Hochwasserschutz richten sich nach:
a.der Notwendigkeit der Massnahmen als Folge einer 
ausserordentlichen Situation;
b.der erheblichen finanziellen Belastung des betroffenen Kantons;
c.der Gesamtsicht der Planung.

Begründung Die Änderung stellt sicher, dass die finanziellen Mittel gezielt für 
Hochwasserschutzmassnahmen eingesetzt werden, was zu einer 
effizienteren Nutzung der Ressourcen und klareren Prioritäten führt.

Titel Art. 17 Mangelhafte Erfüllung und Zweckentfremdung, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Werden Anlagen oder Einrichtungen, an die Abgeltungen geleistet wurden, 
ihrem Zweck entfremdet, so kann das BAFU vom Kanton verlangen, dass er 
innerhalb einer angemessenen Frist die Unterlassung oder 
Rückgängigmachung der Zweckentfremdung erwirkt. Zweckentfremdungen 
durch natürliche Vorgänge oder durch Massnahmen im öffentlichen 
Interesse sind davon ausgenommen.

Begründung Es ist schwer verständlich, in welchen Fällen bei 
Hochwasserschutzmassnahmen eine Zweckentfremdung auftreten kann. Es 
muss aber vermieden werden, dass Zweckentfremdungen durch natürliche 
Vorgänge oder als Folge eines öffentlichen Interesses mit hohen 
Kostenfolgen wieder rückgängig gemacht werden.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Diese Elemente werden im integrierten Risikomanagement nicht 
berücksichtigt und die Präzisierungen gehen zu weit.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Auch hier ist es nicht akzeptabel, dass solche Massnahmen ohne 
Gegenleistung gefordert werden müssen. Der Grad der Präzisierung auf 
Gesetzesebene ist ausreichend. Derartige Präzisierungen sind übertrieben. 
Ökologische Ziele sind bereits in Art. 37 Abs. 2 GSchG definiert.
Der Gewässerraum ist in der Regel Landwirtschaftsland. Zudem handelt es 
sich oft um Fruchtfolgeflächen, die in der Landwirtschaftszone liegen. Unter 
diesen Voraussetzungen und unter Berücksichtigung des Vorrangs der 
Landwirtschaft in Landwirtschaftszonen, sind diese Vorgaben absolut 
inakzeptabel. Sie stellen eine weitere massive materielle Enteignung dar.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Siehe Art. 41cquater Abs. 1

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Für Abgeltungen nach Artikel 54b sind anrechenbar die Kosten für:
a.die Grundlagenerarbeitung und die Massnahmenplanung;
b.die Ausführung und Umsetzung;
c.den Landerwerb, sofern die Entschädigung nach den Grundsätzen des 
EntG erfolgt, und den Realersatz für abzutretende Fläche sowie für die 
formelle und materielle Enteignung unabhängig davon, ob die materielle 
Enteignung entschädigungsberechtigt ist;
d.die Vermarkung.

Begründung Art. 54b GSchV bezieht sich auf die Durchführung von Massnahmen zur 
Revitalisierung. Massnahmen zur Revitalisierung sind nicht mit einer 
Änderung der Wasserbauverordnung zu regeln. Falls für die Revitalisierung 
auf Bundesebene ein ebenso grosses Interesse besteht wie für den 
Hochwasserschutz, dann sind auch die Abgeltungen entsprechend den 
Abgeltungen an Hochwasserschutzprojekten zu regeln. 
Bei Revitalisierungsprojekten, an die Abgeltungen des Bundes geleistet 
werden sollen, die aber nach kantonalen Enteignungsgesetzen entschädigt 
werden, führen zu ungleichen Entschädigungen bei Landabtretungen, weil 
die Entschädigungsregelungen in den Kantonen unterschiedlich sind. Falls 
der Bund an Revitalisierungsprojekte Beiträge leistet, muss es im Interesse 
des Bundes sein, dass die Entschädigungen nach dem EntG des Bundes 
erfolgen. Bei der materiellen Enteignung darf nicht die Voraussetzung 
bestehen, dass diese entschädigungsberechtigt ist.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Die Einführung der organischen Substanz in die Definition von Fruchtbarkeit 
stellt ein grosses Umsetzungsproblem in der Landwirtschaft dar und die 
Umsetzung ist nicht praktikabel. Derzeit gibt es weder Basisdaten noch 
Referenzwerte, obwohl seit 1985 alle fünf Jahre ein Monitoring im NABO-
Netzwerk durchgeführt wird. Darüber hinaus zeigen die Ergebnisse der 
Probenahmen seit 1990, dass der Gehalt an organischer Substanz im Boden 
weitgehend stabil bleibt.

Umsetzung in der Landwirtschaft nicht möglich
Ohne eine vollständige und genaue Kartierung der Schweiz, die noch viele 
Jahre in Anspruch nehmen dürfte, kann Art. 2 Abs. 1 Bst. a die Organische 
Substanz bei der Definition der Bodenfruchtbarkeit nicht berücksichtigen. Ein 
standorttypischer Wert sagt nichts aus, da die OM je nach Bodenart und damit 
je nach physikalischen Eigenschaften, klimatischen Bedingungen, aber auch je 
nach Nutzung stark variiert. Ausserdem kann die Heterogenität innerhalb einer 
Parzelle nicht berücksichtigt werden, da der erforderliche Grad an Genauigkeit 
sehr hoch wäre. Ein Durchschnittswert würde wiederum keine verwertbaren 
Zusatzinformationen liefern. Dasselbe Problem besteht übrigens auch bei der 
Biodiversität im Boden, die auf Schweizer Ebene nicht genau messbar ist.
Wenn ein Mindestwert gefordert würde, würde dies bedeuten, dass bestimmte 
Kulturen wie Kartoffeln, Zuckerrüben oder Gemüseanbau stark benachteiligt 
wären, ebenso wie bestimmte Arten der Landwirtschaft, insbesondere die Bio-
Landwirtschaft, die in der Regel eine intensivere Bodenbearbeitung durchführt.

Die Einführung der organischen Substanz in die Definition der 
Bodenfruchtbarkeit stellt ein Umsetzungsproblem in der Landwirtschaft dar, da 
es an Referenzdaten fehlt, die Bodenvariabilität hoch ist und eine genaue 
Kartierung der Schweiz notwendig wäre, was diese Vorgehensweise derzeit 
unpraktikabel macht.

Anhang: Schweizer Bauernverband - VBBo.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Boden gilt als fruchtbar, wenn:
a.die Vielfalt, Biomasse und Aktivität der Bodenorganismen, die 
Bodenstruktur, der Bodenaufbau und die Mächtigkeit für seinen Standort 
typisch sind und er eine ungestörte Abbaufähigkeit aufweist;

Begründung Aus Gründen der technischen Machbarkeit und der Umsetzung ist es nicht 
akzeptabel, dass organische Substanz in die Definition der 
Bodenfruchtbarkeit einbezogen wird.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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economiesuisse / Verband der Schweizer Unternehmen / Fédération des entreprises 
suisses / Federazione delle imprese svizzere / Swiss business federation

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: economiesuisse begrüsst die vorgeschlagenen Anpassungen mehrheitlich, 
insbesondere den Ansatz eines integralen Risikomanagements und schlägt 
gezielte Änderungen vor.
Eine ganzheitliche Planung im Wasserbau muss alle relevanten Interessen 
berücksichtigen, um nachhaltige Lösungen zu schaffen. Neben dem 
Hochwasserschutz sollten dabei auch die Wassernutzung durch die 
Wasserkraft, die Landwirtschaft, die Trinkwasserversorgung sowie 
gesellschaftliche und ökologische Anforderungen einbezogen werden (Art. 2 
lit. a). Besonders wichtig ist die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen, 
damit die verschiedenen Regionen harmonisch koordiniert werden (Art. 3). 
Zudem bedarf es einer stärkeren Berücksichtigung des 
Oberflächenabflusses, der in Zeiten zunehmender Starkniederschläge 
immer mehr an Bedeutung gewinnt (Art. 1). Eine bessere Verknüpfung von 
Hochwasserschutz und Siedlungswasserbau könnte hier zielführende 
Ansätze bieten (Art. 7).

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone legen in der Richt- und Nutzungsplanung Freihalteräume fest, 
welche unter anderem als Abflusskorridore oder Retentionsräume 
fungieren, um so andere Gebiete zu schützen. In den Freihalteräumen ist 
das Risiko durch die Art der Nutzung zu begrenzen.

Begründung Hochwasser ereignen sich nicht nur in Freihalteräumen. Deshalb beschreibt 
die vorgeschlagene Formulierung diese Räume besser.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen und/oder Frühwarndienste auf, die zur 
Sicherung von Siedlungen und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren 
erforderlich sind, und betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung In einigen Fällen braucht es ergänzend zu Warneinrichtungen (oder 
Messstellen) die Analyse der Daten durch Fachgremien. Der Begriff 
«Frühwarndienste» wird diesem Umstand besser gerecht.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie nutzen, soweit sinnvoll und vertraglich geregelt, 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten bei Speicherseen.

Begründung Die Hochwasserrückhaltemöglichkeiten können oft nur genutzt werden, 
wenn dazu eine Regelung mit den Betreibern besteht. Es empfiehlt sich 
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deshalb, diese Möglichkeit vorgängig zu regeln und die Prozesse zu 
definieren.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Gewässer, die Schutzbauten und -
anlagen angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Gewässer, 
die Schutzbauten und -anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die Robustheit und Überlastbarkeit der Schutzbauten und -anlagen 
sichergestellt wird
d. sie den Anforderungen von Art. 41cquater der GSchV entsprechen.

Begründung Gemäss der nachfolgenden Auflistung werden unter dem 
Gewässerunterhalt nicht nur die künstlichen Bauten verstanden.
Begründung Anträge (neu):
c.: In Analogie zu Art. 7 Abs. 2 WBV
d.: In Analogie zu Art. 4 WBG mit Bezug auf Art. 37 GSchG

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, die Tätigkeit von 
Frühwarndiensten zur Daten- und Lageanalyse, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechter Vegetation 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der angeordneten 
Vorabsenkung von Stauseen sowie für weitere Ertragsausfälle bei der 
Mitbenutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung c. Um Warneinrichtungen betreiben zu können, braucht es eine Fachstelle, 
welche die Daten- und Lageanalyse vornehmen kann. Diese Tätigkeit ist 
oftmals nicht durch Führungs- und Einsatzkräfte abgedeckt.
e. Der Begriff «Vegetation» ist umfassender als Gehölze. Grasvegetation 
kann ebenfalls eine stabilisierende Wirkung haben.
g. Ertragsausfälle wegen Vorabsenkungen sollen nicht nur im Ereignisfall 
abgegolten werden müssen, sondern auch, wenn sie angeordnet wurden 
und der Ereignisfall nicht eingetreten ist.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
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a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung lit e: Art. 1 lit. a WBV erwähnt den Schutz vor Oberflächenabfluss explizit. 
Es gibt einen Graubereich im Schutz vor Oberflächenabfluss im Rahmen 
von wasserbaulichen Massnahmen oder der Siedlungsentwässerung. Die 
Finanzierung des Schutzes via Wasserbau sollte in der Verordnung nicht 
kategorisch ausgeschlossen werden

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: economiesuisse begrüsst die Präzisierungen zur Bewilligung der Ausfuhr 
von Abfällen in Art. 17 im Grundsatz und hat nur wenige Anmerkungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile, ausser zur rein stofflichen 
Verwertung getrennte Anteile.
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung
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economiesuisse begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen und den 
strategischen Ansatz, Abfälle als wertvolle Rohstoffquelle und integralen 
Bestandteil einer hochwertigen Kreislaufwirtschaft zu betrachten. Wichtig 
ist, dass Abfälle – soweit möglich und sinnvoll – umweltverträglich im Inland 
entsorgt werden, um die inländischen Kapazitäten zu stärken und 
zusätzliche alternative Brennstoffe für die Zementwerke bereitzustellen.
Gleichzeitig ist Flexibilität erforderlich, wie sie in Art. 17 Buchstabe c der 
VeVA vorgesehen ist. Dieser ermöglicht den Export von Abfällen, wenn 
deren Verwertung oder Entsorgung in der Schweiz nicht möglich ist oder 
grenzüberschreitende Kooperationen vertraglich geregelt sind. Eine solche 
Flexibilität ist entscheidend, um die stoffliche Verwertung zu fördern und die 
ökologisch und ökonomisch sinnvollsten Lösungen zu realisieren.
Im Sinne einer nachhaltigen und ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft 
befürwortet economiesuisse eine sorgfältige Abwägung zwischen der 
Nutzung inländischer Kapazitäten und der Möglichkeit, Abfälle zu 
exportieren. Während die Zementwerke ihre Kapazitäten zur energetischen 
Verwertung von Sortierresten weiter ausschöpfen können sollten, ist es 
ebenso wichtig, die stoffliche Verwertung von Abfällen zu fördern, 
insbesondere bei Materialien wie Kunststoffen, die sich sowohl stofflich als 
auch energetisch verwerten lassen. Hindernisse für die stoffliche 
Verwertung, müssen vermieden werden. Die beantragte Ergänzung stellt 
sicher, dass dieser Recyclingkreislauf gestärkt wird.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: economiesuisse begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen im Grundsatz, 
u.a. da sie neben der bestehenden Verwertung durch die öffentlich-
rechtlichen Stellen auch die Möglichkeiten privatwirtschaftlicher Akteure wie 
der Schweizer Zementindustrie zur Verwertung von Siedlungsabfällen als 
alternative Brennstoffe erweitern.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung economiesuisse begrüsst die in Art. 20 Abs. 1 eingeführte Festlegung von 
Gleisaushub als Rückbaumaterial und teilen die Auffassung, dass 
Gleisaushub nach der Verwendung, falls möglich, auf die Gleise 
zurückgeführt werden sollte.

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen.

Begründung Die Verwertung von Sortierresten in Zementwerken schont wertvolles 
Deponievolumen und reduziert den Einsatz fossiler Brennstoffe. Um 
wettbewerbsfähig zu bleiben und Fortschritte im Klimaschutz zu erzielen, 
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benötigt die Zementindustrie jedoch einen uneingeschränkten Zugriff auf 
alle Siedlungsabfälle. Die vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 ist 
in der Definition der verwendbaren Abfallströme unklar. Wir fordern daher 
eine klare Formulierung, die den Rahmen für die stoffliche und energetische 
Verwertung von Abfällen eindeutig festlegt.

Anpassungen Eventualiter: Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen 
jedoch keine gemischten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, 
die sich aus der Behandlung ergeben und nicht stofflich verwertet werden 
können, dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet 
werden.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung economiesuisse begrüsst die vorgeschlagene Vereinfachung des 
momentan vorgeschriebenen dualen Meldesystems (LVA- und VVEA-
Codes) bei der Berichterstattung über die Mengen der entsorgten Abfälle zu 
der exklusiven Verwendung der LVA-Codes. Durch die Streichung der 
VVEA-Codes und den exklusiven Gebrauch der LVA-Codes wird in die 
Berichterstattung gemäss VVEA vereinfacht. Während der Bearbeitung des 
Digitalisierungsprojektes (eGov UVEK) hat sich gezeigt, dass die 
Verwendung der VVEA-Codes in der betrieblichen Praxis nicht erfolgt, 
sondern praktisch ausschliesslich LVA-Codes für die Klassierung von 
Abfällen in Verwendung sind.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Es ist zu befürchten, dass Zementwerke durch ihre abfallrechtliche 
Bewilligung unnötige Vorgaben erfüllen müssen, die für öffentlich-rechtliche 
Unternehmen, d.h. Kehrrichtverbrennungsanlagen, gedacht sind. Eine 
gesetzliche Verpflichtung zum Aufbau zusätzlicher Betriebsmittelreserven 
wäre für privatwirtschaftliche Unternehmen nicht zielführend und daher 
abzulehnen. Es bedarf einer klaren Formulierung, die sicherstellt, dass die 
neuen Regelungen ausschliesslich für öffentlich-rechtliche Unternehmen 
gelten.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Es wird vorgeschlagen, den Eintrag mit dem Code 7304 im Anhang 1 
ersatzlos zu streichen, da der Feinanteil oft im RC-Baustoff verwertet wird 
und eine separate Deklaration nur bei externer Entsorgung erfolgt. Es ist 
jedoch zu bedenken, dass der Code 7304 in der Praxis bei B-Deponien 
regelmässig verwendet wird. Ein Streichen des Codes könnte dazu führen, 
dass Restmengen ungenau auf andere VVEA-Codes verteilt werden, was 
die Qualität der Erhebung beeinträchtigen würde. Codierungsänderungen 
sollten generell vorsichtig vorgenommen werden, um konsistente 
dynamische Betrachtungen über die Zeit zu ermöglichen.

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag
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3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert 
bei der Herstellung von Zement;
h. Beton- und Mischabbruch.

Begründung Die Streichung des Chrom(VI)-Grenzwertes für Zement im Anhang 4 Ziff. 
3.1 Bst. f wird unterstützt, allerdings birgt dies bei Beton gewisse Risiken. 
Während bei der Zementproduktion eine kontrollierte Cr(VI)-Reduktion auf 
industriellem Niveau möglich ist, bleibt unklar, ob dies in der 
Betonproduktion ebenso zielgerichtet umsetzbar ist. Daher wird 
vorgeschlagen, die Streichung des Grenzwertes ausschliesslich auf Zement 
zu beschränken.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: economiesuisse unterstützt die in der VBBo vorgeschlagenen 
Anpassungen. Insbesondere die Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und 
Sanierungswerten in Anhang 1, Ziff. 12 + 13 ist ein wichtiges Instrument, um 
die Gesundheit des Bodens zu überwachen. Auch die neue zentralere Rolle 
des BAFU im Vollzug sollte zu einer Vereinfachung des Prozederes führen 
(Art. 5, Abs. 2,3 und 4).

Die Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und Sanierungswerten in die VBBo 
ist ein weiteres Instrument zur engmaschigen Kontrolle der schweizerischen 
Böden und zur Sicherstellung seiner Qualität. Die hieraus resultierende 
optimierte Kontrolle wird der Gesundheit der Bevölkerung zugutekommen 
und diese vor gesundheitsschädlichen Konzentrationen von Quecksilber 
und anderen Stoffen schützen. In diesem Sinne sind auch die Revision und 
Harmonisierung der Richt-, Grenz- und Sanierungswerte in der VBBo mit 
denen in der AltlV und VVEA ein wichtiger Schritt, um die Kontrolle und den 
Vollzug im Sanierungsfall zu vereinfachen.
Die neue Aufgabenverteilung zwischen Kantonen und dem BAFU erachten 
wir ebenfalls als sinnvolle administrative Erleichterung, da diese so in einem 
schweizweit einheitlichen Vollzug im Sanierungsfall resultiert. Das 
verpflichtende Erstellen von Hinweiskarten über Belastungen der Böden ist 
in diesem Zusammenhang das richtige Instrument, um den Vollzug 
schneller und effizienter durchführen zu können.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung
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Begründung: economiesuisse unterstützt die Anpassungen gesamtheitlich.

Wir begrüssen die Anpassung der Konzentrationswerte an den aktuellen 
Stand der wissenschaftlichen bzw. toxikologischen Erkenntnisse und setzen 
uns grundsätzlich für risikobasierte Konzentrationswerte ein. Daher 
unterstützen wir, dass aufgrund solcher Erkenntnisse nicht nur 
Verschärfungen der Konzentrationswerte (Arsen, Trichlorethen, 
Ethylbenzol), sondern auch Erhöhungen (1,1-Dichlorethen, Dichlormethan 
und PAK) umgesetzt werden.

Grundsätzlich wäre zu prüfen, ob bei Beibehaltung der Anpassungen der 
Konzentrationswerte zur Beurteilung der Einwirkungen belasteter Standorte 
auf Gewässer gleichzeitig die Finanzierung des VASA-Fonds so reformiert 
werden muss, dass die Vereinbarkeit mit dem im Umweltschutzgesetz 
verankerten Verursacherprinzip gewährleistet bleibt.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schweizerischer Gewerbeverband (SGV) / Union suisse des arts et métiers (USAM) / Unione 
svizzera delle arti e mestieri (USAM)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen mehrheitlich die Anpassungen. Die Rolle privatrechtlicher 
Akteure wird neben der Verwertung durch öffentlich-rechtliche Unternehmen 
gestärkt. Dennoch ergeben sich nachfolgende Änderungsanträge.

Aufgrund fehlender Vorgaben zu Finanzierung und Zielsetzungen ist es den 
Schweizer Zementwerken derzeit nicht möglich, die technisch und finanziell 
anspruchsvollen Anforderungen zum Phosphorre-cycling bis zum Stichtag 1. 
Januar 2026 umzusetzen. Um einen Wettbewerbsnachteil für die Schweizer 
Zementindustrie im internationalen Vergleich zu verhindern, sowie die 
umweltfreundliche Verwertung von Klärschlammen in unseren Werken 
sicherzustellen, muss der in Art. 51 VVEA festgelegte Stichtag bis zum 1. 
Januar 2031 verlängert werden und die dem Phosphorrecycling zugrunde 
liegenden Regularien zeitnah publiziert werden, damit die industrielle 
Umsetzung sichergestellt werden kann.

Antrag: Art. 51 Phosphorreiche Abfälle 

Die Pflicht zur Rückgewinnung von Phosphor nach Artikel 15 gilt ab dem 1. 
Januar 2031.

Anhang: sgv.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen.

Begründung Die vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 bleibt in der Definition 
der verwendbaren Abfall-ströme unklar. Wir bevorzugen bei diesem Absatz 
deshalb eine klarere Formulierung. Die Rolle der Zementwerke soll breit 
bleiben, so kann wertvolles Deponievolumen geschont werden.

Eventualiter: 
1 Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als 
Brennstoffe oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von 
Zement und Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach 
Anhang 4 erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die sich aus 
der Behandlung von Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet 
werden können, dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton 
verwendet werden.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Auch in Art. 32 sollte die Formulierung klarer sein, um sicherzustellen, dass 
die neuen Regelungen ausschliesslich für öffentlich-rechtliche Unternehmen 
und nicht auch für die Zementwerke gelten.

Antrag: Klärung bzw. Streichung für privatwirtschaftliche Akteure.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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5. Stellungnahmen Übrige Organisationen und Stellungnehmende

Alpiq

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Alpiq begrüsst eine Verstetigung der integralen Risikomanagements im 
Bundesrecht und damit eine schweizweite Angleichung des 
Hochwasserschutzes. Angesichts des Klimawandels wird die Bedeutung einer 
systematischen Vorgehensweise unter Einbindung aller Beteiligten und 
sämtlicher Interessen weiter zunehmen.

Wasserkraftanlagen, die als Schutzbauten und bei Stauseen als 
Wasserrückhaltemöglichkeiten genutzt werden können, kommt hierbei eine 
wichtige Bedeutung zu. Als eine der grössten Betreiberinnen solcher Anlagen 
ist Alpiq selbstverständlich bereit, ihren Beitrag zu leisten. Für eine effiziente 
und sachgerechte Umsetzung müssen jedoch die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sein müssen:
•Frühzeitige Einbindung der Betreiber von Wasserkraftanlagen im Rahmen des 
integralen Risikomanagements
•Bestehen einer vertraglichen Grundlage zur Regelung der operativen 
Umsetzung eines Eingriffs
•Angemessene Entschädigung für Eingriffe in den Kraftwerksbetrieb

Insoweit besteht im vorliegenden Entwurf der Wasserbauverordnung der 
nachfolgend im Einzelnen dargestellte Anpassungsbedarf.

Anhang: 20240909_Stellungnahme Alpiq_Wasserbauverordnung.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Sie nutzen, soweit sinnvoll und vertraglich geregelt, 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten bei Speicherseen. Etwaige 
Ertragsausfälle und Schäden der Betreiber, beziehungsweise der Partner im 
Falle eines Partnerwerks, sind im Umfang der Bestimmungen des Art. 10 
Abs. 1 Bst. g abzugelten.

Begründung Für einen effizienten und sicheren Zugriff auf bestehende 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten ist es entscheidend, dass die 
Rahmenbedingungen bereits vorab abgestimmt sind, weshalb das 
Bestehen einer vertraglichen Regelung stets Voraussetzung für einen 
Eingriff zum Zwecke des Hochwasserschutzes zu sein hat. Zu vermeiden 
sind insbesondere Interventionen auf Grundlage von Polizeirecht, da dies 
aufgrund der Kurzfristigkeit zu Ineffizienzen aber insbesondere auch zu 
weitergehenden Gefahren bzw. Schäden führen kann, wie beispielsweise 
durch eine nicht hinreichend vorbereitete Wasserablassung. 
Die Ertragsausfälle oder Schäden im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Speicherseen zu Zwecken des Hochwasserschutzes fallen in der Regel bei 
den Betreibern an, bzw. im Falle von Partnerwerken bei den Partnern. Es ist 
daher sicherzustellen, dass die in Art 10 Abs. 1 Bst. g. 
Wasserbauverordnung nunmehr vorgesehen Abgeltungen auch tatsächlich 
bei den Geschädigten ankommen und nicht durch restriktive kantonale 
Regelungen letztlich leerlaufen. 
Trotz der weitestgehend kantonalen Kompetenzen im Bereich des 
Hochwasserschutzes ist eine schweizweite Vereinheitlichung der 
Entschädigungsregelungen nicht zuletzt aus Gründen der 
Gleichbehandlung anzustreben. Die Wasserbauverordnung kann hierfür 
einen wichtigen Beitrag leisten.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen. Wird die Infrastruktur für 
mehrere Zwecke genutzt, wie dies beispielweise bei 
Laufwasserkraftwerken und Stauseen der Fall ist, gilt der Teil, der für 
den Hochwasserschutz genutzt wird, als Schutzbau und -anlage im 
Sinne dieser Bestimmung;;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechten Gehölzen 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle und Schäden durch einen Eingriff in den Betrieb 
von Speicherwasserkraftwerken;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Bst. d: Die Bestimmung ist insoweit zu präzisieren, als dass sie auch dann 
zur Anwendung kommt, wenn wie bei Wasserkraftwerken häufig der Fall, 
nur ein Teil der Anlage zu Zwecken des Hochwasserschutzes genutzt wird. 
Beispielsweise ist das der Fall, wenn die obersten Meter in einem Stausee 
stets für den Hochwasserschutz freizuhalten sind. Der entsprechende Teil 
des Kraftwerks ist somit als Schutzbau im Sinne dieser Bestimmung zu 
behandeln.

Bst. g: Die Entschädigung der Betreiber hat umfassend zu erfolgen. Ein 
Eingriff in die Fahrweise eines flexiblen Speicherwasserkraftwerks 
beeinträchtigt stets die Optimierung des Kraftwerks und kann somit zu 
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Ertragsausfällen führen. Dies ist entgegen den Ausführungen im 
erläuternden Bericht nicht nur dann der Fall, wenn der Wasserstand 
aufgrund einer angeordneten Vorabsenkung aufgrund des Nichteintretens 
des Ereignisses nicht wieder ausgeglichen wird. So vermag die 
Vorabsenkung für sich allein bereits zu einem Schaden führen, wenn zu 
unattraktiven Preisen produziert werden muss. Umgekehrt kann eine 
Vorgabe in einem bestimmten Zeitraum nicht zu produzieren, dazu führen, 
dass attraktive Preise gerade nicht realisiert werden können. 
Positiv zu bewerten ist, dass nach dem erläuternden Bericht neben Energie- 
und Wasserverlusten auch etwaige Ertragsausfälle im Bereich der 
Systemdienstleistungen grundsätzlich zu erstatten sind. Insoweit ist jedoch 
zu bedenken, dass es auch zu dem Fall kommen kann, dass ein Betreiber 
seine bereits eingegangenen SDL-Verpflichtungen durch einen Zugriff auf 
das Kraftwerk nicht erfüllen kann und dadurch schadenersatzpflichtig 
gegenüber Swissgrid wird. Deshalb hat die vorgesehene Abgeltung neben 
Ertragsausfällen auch den Ersatz von etwaigen Schäden vorzusehen. 
Der im Verordnungsentwurf verwendete Begriff «Mitbenutzung» ist 
irreführend und sollte durch «Eingriff» ersetzt werden. Der Kanton wird im 
Eintrittsfall nicht selbst die Steuerung des Kraftwerks übernehmen, sondern 
vielmehr den Betriebsführer des Kraftwerks entsprechend anweisen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Azienda Cantonale dei Rifiuti

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Si ritiene sensato regolamentare la tematica delle misure necessarie in caso 
d'interruzione d'esercizio degli impianti d'incenerimento. Alcune delle 
soluzioni puntuali proposte nell'ambito del progetto posto in consultazione si 
ritiene debbano essere riviste, così da poter essere concretamente attuate.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cpv- 1
I Cantoni allestiscono un piano di gestione dei rifiuti per il proprio territorio. Il 
piano include in particolare:

g.le informazioni sulle misure per lo smaltimento e lo stoccaggio 
intermedio di grossi quantitativi di rifiuti a seguito di eventi naturali quali 
innondazioni, uragani, terremoti o in caso di importanti perturbazioni 
dell'infrastruttura di smaltimento dei rifiuti.

Cpv 2
I Cantoni collaborano tra loro per allestire il piano di gestione dei rifiuti, in 
particolare per gli ambiti di cui al capoverso 1 lettere c–g, definendo, se 
necessario, regioni di pianificazione che si estendono al di là dei propri 
confini territoriali.



332 / 927

Begründung L'introduzione di un piano cantonale di emergenza per lo smaltimento , 
rispettivamente lo stoccaggio intermedio dei rifiuti ha certamente senso. Si 
ritiene tuttavia che focalizzarsi esclusivamente sugli impianti 
d'incenerimento e sui rifiuti urbani sia limitativo. La necessità di siti regionali 
o intercantonali d'emergenza in caso di catastrofi naturali con conseguenti 
improvvisi grossi quantitativi di rifiuti è un'eventualità molto più verosimile 
rispetto alla necessità di stoccaggio di rifiuti urbani per sei mesi. Lo scenario 
dell'interruzione d'esercizio di tutti i 29 impianti di smaltimento dei rifiuti 
svizzeri per 6 mesi è altamente improbabile. L'obbligo di stoccaggio di sei 
mesi per tutti gli impianti di smaltimento svizzeri corrisponde ad un 
quantitativo di 1,2 milioni di tonnellate di rifiuti urbani e assimilabili. Gl 
investimenti ed i costi per garantire permanentemente dei siti d'emergenza 
di questa grandezza risulterebbero non proporzionati rispetto al rischio

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag I detentori degli impianti devono fare in modo che:
h.in caso d'interruzione dell'approvvigionamento con mezzi d'esercizio 
necessari, sia disponibile una riserva per garantire il mantenimento in 
esercizio per almeno due mesi;

Begründung La lett. i va - a nostro avviso - stralciata. Le capacità di stoccaggio nelle 
fosse degli impianti e nelle aree adiacenti gli impianti stessi sono limitati ed 
inoltre l'imballaggio di rifiuti umidi crea grossi problemi d'odori. Lo 
stoccaggio provvisorio di rifiuti sciolti o in balle in zone idonee può essere 
decisa solo dall'autorità cantonale e non rientra nelle competenze dei 
gestori degli impianti di smaltimento.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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BKW

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir unterstützen die Stellungnahme des Schweizerischen 
Wasserwirtschaftsverbandes (SWV) vollumfänglich und verzichten auf die 
detaillierte Wiederholung der SWV-Position.

Anhang: 20240905_Stellungnahme BKW_Verordnung über den Wasserbau_unterzeichnet.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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BLS Netz AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die BLS Netz AG versteht das Bestreben, Rechtsgrundlagen für mehr 
Flexibilität im grenzüberschreitenden Verkehr mit Abfällen schaffen zu 
wollen. Dennoch vertritt die BLS-Infrastruktur die Haltung, dass Abfälle, die 
in der Schweiz anfallen, im Grundsatz auch in der Schweiz entsorgt werden 
sollten, sofern deren Entsorgung in der Schweiz möglich ist. Eher kritisch 
gesehen wird daher, dass das BAFU die Ausfuhr von unverschmutztem 
Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung auf Deponien im 
grenznahen Ausland bewilligen wird. Damit einhergehend besteht die 
Gefahr, dass die Deponieplanung in der Schweiz resp. zumindest in den 
grenznahen Kantonen der Schweiz vernachlässigt wird.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die BLS Netz AG versteht das Bestreben, Rechtsgrundlagen für mehr 
Flexibilität im grenzüberschreitenden Verkehr mit Abfällen schaffen zu 
wollen. Dennoch vertritt die BLS-Infrastruktur die Haltung, dass Abfälle, die 
in der Schweiz anfallen, im Grundsatz auch in der Schweiz entsorgt werden 
sollten, sofern deren Entsorgung in der Schweiz möglich ist. Eher kritisch 
gesehen wird daher, dass das BAFU die Ausfuhr von unverschmutztem 
Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung auf Deponien im 
grenznahen Ausland bewilligen wird. Damit einhergehend besteht die 
Gefahr, dass die Deponieplanung in der Schweiz resp. zumindest in den 
grenznahen Kantonen der Schweiz vernachlässigt wird.

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
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Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die BLS Netz AG begrüsst, dass Gleisaushub nun in der VVEA (Art. 20) 
explizit erwähnt wird. Die Einstufung von Gleisaushub als Rückbaumaterial 
ist für die BLS nachvollziehbar.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Eintrag mit dem Code «7304» wird gestrichen.

Mit der Einstufung als Rückbaumaterial kann Gleisaushub nicht mehr unter 
den VeVA-Codes 4301, 4302, 4201 und 4101 klassiert werden. Es sind 
neue VVEA-Codes für Gleisaushub einzuführen oder die Abfallcodierung 
nach VVEA wird ausser Kraft gesetzt.

Begründung Für die BLS Netz AG ist nicht nachvollziehbar, wieso mit der Einstufung von 
Gleisaushub als Rückbaumaterial gemäss Art. 20 VVEA keine VVEA-Codes 
für Gleisaushub eingeführt wurden. So lange die Abfallcodierung nach 
VVEA gültig ist, muss jeder Abfall einem eindeutigen VVEA-Code 
zugewiesen werden können. Dies ist nicht der Fall.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 4.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die BLS unterstützt grundsätzliche Vorgaben zur gleisgebundenen 
Verwertung von Gleisaushub, weist aber gleichzeitig darauf hin, dass im 
massgebenden Regelwerk auch die Voraussetzungen für den Einsatz von 
RC-Baustoffen im Gleisbereich geschaffen werden müssen.
Die BLS begrüsst die Aufnahme einer expliziten Erwähnung von 
Gleisaushub in der VVEA. Die Einstufung als Rückbaumaterial ist 
nachvollziehbar.

Titel 4.5 Anpassung Berichterstattung (Art. 27 Abs. 1 Bst. e)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die VVEA verlangt in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e, dass die 
Berichterstattung der ent-sorgten Mengen an Abfällen gemäss den 
Abfallkategorien in Anhang 1 der VVEA erfolgen soll. Dieser Anhang 
klassiert die Abfälle gemäss ihrer Abfallart. Er wurde mit der Totalrevision 
der VVEA vom 4. Dezember 2015 eingeführt. Für die Klassierung von 
Abfällen schon länger in Verwendung ist die Verordnung des UVEK über 
Listen zum Verkehr mit Abfällen (LVA; SR 814.610.1). Diese klassiert 
Abfälle nach ihrer Herkunft und erlaubt eine bessere Differen-zierung, da im 
Vergleich zur VVEA deutlich mehr Abfallcodes zur Verfügung stehen (851 
Codes LVA vs. 95 Codes in VVEA).
Während der Bearbeitung des Digitalisierungsprojektes eGovernment Portal 
UVEK (eGov UVEK) hat sich gezeigt, dass die Verwendung der VVEA-
Codes in der betrieblichen Praxis nicht erfolgt, sondern praktisch 
ausschliesslich LVA-Codes für die Klassierung von Abfällen in Verwendung 
sind. Dies ist sowohl bei den Unternehmen der Abfallwirtschaft als auch bei 
den Branchenorganisationen der Fall. Da letztere teilweise selber 
Datenbanken für ihre Mitglieder führen und diese nur LVA-Codes 
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verwenden, wäre eine Berichterstattung mit VVEA-Codes einerseits mit 
einem hohen Anpassungsbedarf in den IT-Systemen der 
Branchenorganisatio-nen verbunden, andererseits auch gleichzeitig mit 
einem Informationsverlust (durch die einfa-chere Codes-Struktur der VVEA-
Codes). Im genannten Projekt wurde daher gemeinsam mit Kantonen und 
den relevanten Branchenorganisationen entschieden, auf eine Berichterstat-
tung mittels VVEA-Codes zu verzichten und dafür ausschliesslich LVA-
Codes zu verwenden. Die hier vorgeschlagene Verordnungsanpassung 
trägt diesem Umstand Rechnung und passt die VVEA an die bestehende 
Praxis an.
Hinweis: Die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a festgelegten öffentlich 
zugänglichen Verzeich-nisse der Abfallmengen verbleiben in unveränderter 
Form. Im erwähnten Projekt eGov UVEK wird sichergestellt, dass die 
Publikation dieser Abfallmengen im Format der VVEA-Codes erfolgen kann.
Zudem soll in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e VVEA eine weitere textliche 
Anpassung vor-genommen werden: Inhaberinnen und Inhaber von 
Abfallanlagen müssen demzufolge nicht mehr ein Verzeichnis der 
angenommenen, sondern der entsorgten Abfälle erstellen. Diese Änderung 
erreicht einerseits eine Harmonisierung mit der Bestimmung des Artikels 6 
Absatz 1 Buchstabe a VVEA, die ebenfalls auf die entsorgten Abfälle 
referenziert, andererseits er-möglicht der Begriff «entsorgt» die 
umfassendere Betrachtung gemäss der Definition in Artikel 7 Absatz 6bis 
USG. Diese Präzisierung erlaubt es den Kantonen u.a. auch, die 
betriebsintern anfallenden und entsorgten Abfällen zu erfassen, sodass 
sämtliche auf dem Kantonsgebiet entsorgten Abfälle in die Abfallstatistik 
einfliessen können.

Begründung Die BLS nimmt zur Kenntnis, dass die Berichterstattung zukünftig 
ausschliesslich mit LVA-Codes verwendet werden soll. Die Aussage "Eine 
eindeutige Zuordnung der LVA-Codes auf die VVEA-Codes ist möglich" ist 
nicht korrekt. Die LVA-Codes für Gleisaushub werden bislang den VVEA-
Codes für Aushubmaterial zugeordnet. Mit der Einstufung von Gleisaushub 
als Rückbaumaterial führt die Zuordnung zu den VVEA-Codes für 
Aushubmaterial für Missverständnisse und müsste unterbunden werden. 
Die Abfallcodierung VVEA wird gemäss den Ausführungen nicht mehr 
verwendet und ist entsprechend ausser Kraft zu setzen (resp. im Anhang 1 
VVEA) zu löschen.

Titel 5.1.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Eisenbahnunternehmungen als staatsnahe Betriebe müssen die 
Ausschreibungsunterlagen anpassen. Insgesamt sind höhere 
Entsorgungskosten zu erwarten.

Begründung Die BLS Netz AG erwartet durch die Einstufung von Gleisaushub als 
Rückbaumaterial und die Anpassung in der Gleisaushubrichtlinie, dass 
Gleisaushub aus Gründen der Vorsorge als schwach belastet gilt, merkbar 
höhere Entsorgungskosten, zumindest kurz- und mittelfristig, bis der Markt 
an die neue regulatorische Vorgabe angepasst ist.

Titel 5.3.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Änderungen in der VBBo sind für die BLS Netz AG plausibel und 
nachvollziehbar.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Ausführungen zu den Änderungen in der VBBo sind für die BLS Netz 
AG plausibel und nachvollziehbar.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die BLS Netz AG begrüsst regelmässige ökotoxikologische Überprüfungen 
der Konzentrationswerte in der AltlV und nimmt zur Kenntnis, dass die 
Aufnahme von Konzentrationswerten der Stoffgruppe PFAS in die AltlV zu 
einem späteren Zeitpunkt thematisiert wird.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die BLS Netz AG begrüsst regelmässige ökotoxikologische Überprüfungen 
der Konzentrationswerte in der AltlV und nimmt zur Kenntnis, dass die 
Aufnahme von Konzentrationswerten der Stoffgruppe PFAS in die AltlV zu 
einem späteren Zeitpunkt thematisiert wird.
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Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz BPUK

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Vorstände von BPUK und KWL bedanken sich für die Möglichkeit, zur 
Teilrevision der Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, 
WBV) Stellung nehmen zu können.
Unsere Stellungnahme wurde unter Einbezug der Konferenz der 
Umweltämter der Schweiz (KVU), der Konferenz der Kantonsingenieure 
(KIK), der Schweizerischen Kantonsplanerkonferenz (KPK), der Jagd- und 
Fischereiverwalterkonferenz (JFK) und der Konferenz der Kantonsförster 
(KOK) erstellt.
Wir stimmen der vorliegenden Änderung der Wasserbauverordnung 
grundsätzlich zu. Wir begrüssen die Schaffung der rechtlichen Grundlagen 
für den Paradigmenwechsel von der Gefahrenabwehr hin zur Umsetzung 
des integralen Risikomanagements im Umgang mit Naturgefahren.
Die Vorstände der BPUK und KWL erwarten aufgrund des vorliegenden 
Entwurfs einen gewissen Mehraufwand für die Kantone, insbesondere mit 
Blick auf die Gesamtplanung. Der Entwurf sollte ausreichend Spielraum 
gewährleisten, um den verschiedenen kantonalen Gegebenheiten, bereits 
erfolgten Planungen sowie Schutzmassnahmen gerecht zu werden. Dies 
ermöglicht einen pragmatischen Vollzug. Ausserdem ist den Kantonen 
ausreichend Zeit für die Umsetzung zu geben. 

Wir weisen darauf hin, dass die Terminologie in verschiedenen Erlassen 
nicht einheitlich verwendet wird und z.T. nicht dem aktuellen Gebrauch 
entspricht: Heute wird grundsätzlich von Überwachungssystemen 
gesprochen, die dann weiter in Messsysteme, Beobachtungssysteme, 
Warn- und Alarmsysteme unterteilt sind (EKLS 2021 oder auch Merkblatt 
des AWN Kt. Bern). Bei Massenbewegungen und Lawinen ist der Begriff 
Überwachungssysteme anstelle von Warneinrichtungen üblicher.
Antrag: Der Begriff «Warneinrichtung» ist zu überprüfen und in allen 
Erlassen durch einen gängigeren Begriff, wie er bereits in BAFU-
Publikationen (bspw. «Überwachungssysteme für gravitative Naturgefahren 
– Handbuch») verwendet wird, zu ersetzen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen die Bestimmungen in Art. 3 explizit . Damit werden beim 
Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken ökologischen Aspekte 
berücksichtigt. Die ökologischen Anforderungen sollten zudem auch in Art. 
8 WBV explizit aufgeführt werden.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erarbeiten die Grundlagen für den Hochwasserschutz. Zu 
diesem Zweck:

a.erheben sie den Zustand der Gewässer und ihre Veränderung;
b.dokumentieren und analysieren sie die Ereignisse;
c.dokumentieren und beurteilen sie die Schutzbauten;
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d.führen sie einen Kataster der Ereignisse und der Schutzbauten;
e.erfassen sie die Gefahren und Risiken;
f.erstellen sie Gefahrenbeurteilungen und Risikoübersichten;
g.erstellen sie Gesamtplanungen und übergeordnete Planungen.

Begründung Uns ist es ein Anliegen, dass die Kantone beim Detaillierungsgrad der 
Erarbeitung der notwendigen Grundlagen (insbesondere Absatz a) einen 
entsprechenden Spielraum haben, um den verschiedenen kantonalen 
Gegebenheiten, bereits erfolgten Planungen sowie Schutzmassnahmen 
gerecht zu werden. Aus unserer Sicht wäre es wünschenswert, wenn den 
Kantonen die Möglichkeit zugestanden wird, die Zustände und 
Veränderungen nach deren Wichtigkeit oder nach Bedarf zu erheben. Dies 
sollte insbesondere im erläuternden Bericht präzisiert werden.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie berücksichtigen die Grundlagen des Bundes.

Begründung Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht 
sachgerecht, weil die Vollzugshilfen Bestandteil der vielen fachlichen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind, die berücksichtigt werden müssen. 
Den Vollzugshilfen kommt materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren 
Grundlagen keine Stellung zu, die einer besonderen Hervorhebung bedarf. 
Die Formulierung, dass ganz allgemein die Grundlagen des Bundes zu 
berücksichtigen sind, genügt.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der neue Artikel 5 Absatz 1 WBV präzisiert den bisherigen Artikel 21 WBV. 
Die vorgesehene Änderung entspricht dem raumplanerischen Verständnis 
zur Risikominimierung und wird begrüsst.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone sorgen insbesondere dafür, dass geeignete Flächen als 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung festgelegt werden, in 
welchen sich Hochwasser ereignen können, um so andere Gebiete zu 
schützen. In den Freihalteräumen ist das Risiko durch die Art und das Mass 
der Nutzung zu begrenzen.

Begründung In Abs. 2 wird eine neue Aufgabe für die Kantone formuliert. Grundsätzlich 
begrüssen wir den Auftrag, auf strategischer Ebene Vorkehrungen zu 
treffen. Die vorgesehene Formulierung erachten wir allerdings als zu 
absolut und nicht zielführend. In bereits bebauten bzw. zonierten Gebieten, 
und insbesondere im urbanen Raum, ist das Schaffen von Freihalteräumen 
faktisch stark eingeschränkt. Dort kommen Freihalteräume praktisch einer 
materiellen Enteignung gleich. Somit entspricht die gewählte Formulierung 
nicht dem Verhältnismässigkeitsprinzip. Es sind auch andere 
raumplanerische Massnahmen möglich, um das Risiko zu minimieren. Aus 
diesen Gründen soll dort die Festlegung von Freihalteräumen nur erfolgen, 
soweit diese verhältnismässig, erforderlich und unumgänglich sind, um die 
Ziele des Hochwasserschutzes zu erreichen. 
Gleiches gilt für die Entlastungsräume.

Zudem ist zu beachten, dass generell nicht nur die Art der Nutzung, 
sondern auch das Mass der Nutzung das Risiko beeinflussen.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen Notfallplanungen, um im Ereignisfall Menschenleben 
zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
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b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung Die Kantone haben in den letzten Jahren gemeinsam mit den Gemeinden, 
Feuerwehren etc. signifikante Ressourcen in die Notfallplanung investiert. In 
der neuen Verordnung wird von "Organisatorischen Massnahmen" 
gesprochen. Der Einfachheit halber würden wir uns den Begriff 
"Notfallplanung" auch in der überarbeiteten Wasserbauverordnung 
wünschen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes sind die Änderungen von Art. 7 WBV sehr 
zu begrüssen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen entschädigungsberechtigte Entlastungsräume, in welche 
Hochwasser durch Schutzmassnahmen so ein- und durchgeleitet werden, 
dass diese Räume häufiger oder intensiver belastet werden, um damit 
andere Gebiete zu schützen.

Begründung Entlastungsräume sind nur dann zwingend durch die Kantone festzulegen, 
wenn sie zur Herstellung der Hochwassersicherheit erforderlich und 
kostengünstiger sind als anderweitige Massnahmen.
Die geforderten Entlastungsräume stellen die Wasserbaufachstellen der 
Kantone vor die gleichen Herausforderungen wie die Freihalteräume 
gemäss Art. 5 Abs. 2 WBV, weshalb die Erwägungen dort auch hier gelten. 
Auch hier sind insbesondere in urbanen Gebieten die präferenzierten 
Fliesswege für Entlastungsräume häufig schon gänzlich überbaut, und es 
stellen sich die gleichen Fragen der materiellen Enteignung wie bei Art. 5 
Abs. 2 WBV.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die ökologischen Anforderungen gemäss Art. 41cquater GSchV 
ausreichend berücksichtig werden.

Begründung Art. 8 WBV regelt den Gewässerunterhalt, nimmt aber keinen direkten 
Bezug darauf, dass dabei auch den ökologischen Anforderungen Rechnung 
zu tragen ist. Im erläuternden Bericht wird dazu erwähnt, dass die 
ökologischen Anforderungen an den Gewässerunterhalt in Art. 41cquater 
GSchV präzisiert werden. Dies ist so korrekt und begrüssenswert. Wir 
erachten es aber als wichtig, dass in Art. 8 WBV explizit darauf verwiesen 
wird und mit in einem Buchstaben c ergänzt wird.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechten Gehölzen 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der Vorabsenkung 
von Stauseen im Ereignisfall sowie für weitere Ertragsausfälle bei der 
Mitbenutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten an 
Unterhalt, Instandstellung, Ersatz, Rückbau und Erstellung von 
Schutzbauten und -anlagen (Art. 10 Abs. 1 Bst. d WBV). Im bestehenden 
Waldgesetz (WaG) sind nur die Erstellung, die Instandstellung und der 
Ersatz von Schutzbauten und anlagen als beitragsberechtigt aufgeführt (Art. 
36 Abs. 1 Bst. a WaG), nicht aber der Unterhalt. Im Entwurf zur WaV fehlt 
hier eine Formulierung, welche Beiträge auch für den Unterhalt von 
Schutzmassnahmen nach WaG ermöglicht. Ein regelmässiger Unterhalt von 
wasserbaulichen Schutzmassnahmen verlängert die Lebensdauer nicht nur 
bei Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern auch bei solchen nach 
WaG. 
Wir gehen davon aus, dass künftig der Unterhalt für Schutzmassnahmen 
nach WaG beitragsberechtigt ist (das Handbuch Programmvereinbarungen 
2025-2028, Kap. 6.2.3 führt Unterhaltsarbeiten an Schutzbauten nach WaG 
auf). Wir begrüssen dies explizit. Zusätzlich sollten WBV, WaV und der 
erläuternde Bericht präzisiert werden, sodass klarer hervorgeht, dass der 
Unterhalt von Schutzmassnahmen abgegolten werden kann, und zwar über 
die Programmvereinbarungen.

Anträge: 
- Es ist zu prüfen, ob die Waldverordnung angepasst werden kann, dass 
auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge an den Unterhalt für 
Schutzmassnahmen nach Waldgesetz besteht.
- Der erläuternde Bericht soll präzisiert werden und klar ausweisen, dass 
auch der Betrieb von Warneinrichtungen abgegolten wird, über 
Programmvereinbarungen

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;
e.Massnahmen des Siedlungswasserbaus im Umgang mit Regenwasser;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.
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Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten für 
Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, nicht jedoch für den Betrieb von 
Warneinrichtungen (Art. 10 Abs. 2 Bst. d WBV und gleichlautender Art. 39 
Abs. 5 Bst. d WaV). Die Formulierung in der WaV steht im Widerspruch zum 
WaG, wonach der Bund Beiträge an die Einrichtung und den Betrieb von 
Messstellen sowie den Aufbau von Frühwarndiensten zur Sicherung von 
Siedlungen und Verkehrswegen gewähren kann (Art. 36 Abs. 1 Bst c WaG).
Bei der überwiegenden Anzahl unserer Überwachungssysteme ist genau 
der Betrieb das aufwändige, da durch spezialisierte Büros häufig Messdaten 
interpretiert, kommuniziert und den Verantwortlichen dann Massnahmen 
empfohlen werden müssen. 

Antrag: 
Es ist zu prüfen, ob auch der Betrieb von Überwachungssystemen 
unterstützt werden kann und somit kein Widerspruch zum WaG mehr 
besteht.

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bevor die Kantone über bauliche Massnahmen des Hochwasserschutzes 
nach Artikel 3 Absätze 1 und 2 des Gesetzes entscheiden, unterbreiten sie 
das Projekt dem BAFU zur Stellungnahme; davon ausgenommen sind 
Massnahmen ohne besonderen Aufwand.

Begründung In Art. 24 Abs. 1 WBV wird «baulich» gestrichen. Damit müssten neu 
sämtliche Massnahmen dem Bund unterbreitet werden. Diese Ausweitung 
ist nicht nötig.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Wir erachten die Frist für die Erarbeitung der Risikoübersichten und 
Gesamtplanungen wird als äusserst kurz. Der Umgang mit den sowie die 
Anwendung der Extremen Punktniederschlägen (B04) ist noch nicht klar, 
bildet aber die Basis für die Hochwasserabschätzung, worauf anschliessend 
die Erstellung der Gefahrenbeurteilung, die Risikoübersichten und final die 
Gesamtplanungen folgen kann. Deshalb sollten die hydrologischen 
Grundlagen im Zusammenhang mit dem Klimawandel prioritär aktualisiert 
werden.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cter GSchV 
sehr zu begrüssen.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cquarter 
GSchV sehr zu begrüssen.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cquarter 
GSchV sehr zu begrüssen.

Titel 2. Waldverordnung vom 30. November 1992

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten an 
Unterhalt, Instandstellung, Ersatz, Rückbau und Erstellung von 
Schutzbauten und -anlagen (Art. 10 Abs. 1 Bst. d WBV). Im bestehenden 
Waldgesetz (WaG) sind nur die Erstellung, die Instandstellung und der 
Ersatz von Schutzbauten und anlagen als beitragsberechtigt aufgeführt (Art. 
36 Abs. 1 Bst. a WaG), nicht aber der Unterhalt. Im Entwurf zur WaV fehlt 
hier eine Formulierung, welche Beiträge auch für den Unterhalt von 
Schutzmassnahmen nach WaG ermöglicht. Ein regelmässiger Unterhalt von 
wasserbaulichen Schutzmassnahmen verlängert die Lebensdauer nicht nur 
bei Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern auch bei solchen nach 
WaG. 
Wir gehen davon aus, dass künftig der Unterhalt für Schutzmassnahmen 
nach WaG beitragsberechtigt ist (das Handbuch Programmvereinbarungen 
2025-2028, Kap. 6.2.3 führt Unterhaltsarbeiten an Schutzbauten nach WaG 
auf). Wir begrüssen dies explizit. Zusätzlich sollten WBV, WaV und der 
erläuternde Bericht präzisiert werden, sodass klarer hervorgeht, dass der 
Unterhalt von Schutzmassnahmen abgegolten werden kann, und zwar über 
die Programmvereinbarungen.

Anträge: 
- Es ist zu prüfen, ob die Waldverordnung angepasst werden kann, dass 
auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge an den Unterhalt für 
Schutzmassnahmen nach Waldgesetz besteht.
- Der erläuternde Bericht soll präzisiert werden und klar ausweisen, dass 
auch der Betrieb von Warneinrichtungen abgegolten wird, über 
Programmvereinbarungen

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone sorgen insbesondere dafür, dass Gefahrengebiete und die 
Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen 
raumwirksamen Tätigkeiten berücksichtigt werden. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung S. Anmerkungen zu Art. 5 Abs. 2 WBV

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden, und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in den übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;
e.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Gem. dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten für Aufbau, 
Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für Notfalleinsätze und 
Warneinrichtungen, jedoch nicht für den Betrieb von Warneinrichtungen 
(Art. 10 Abs. 2 Bst. d WBV und gleichlautender Art. 39 Abs. 5 Bst. d WaV). 
Die Formulierung in der WaV steht im Widerspruch zum WaG, wonach der 
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Bund Beiträge an die Einrichtung und den Betrieb von Messstellen sowie 
den Aufbau von Frühwarndiensten zur Sicherung von Siedlungen und 
Verkehrswegen gewähren kann (Art. 36 Abs. 1 Bst c WaG).
Bei der überwiegenden Anzahl unserer Überwachungssysteme ist genau 
der Betrieb das aufwändige, da durch spezialisierte Büros häufig Messdaten 
interpretiert, kommuniziert und den Verantwortlichen dann Massnahmen 
empfohlen werden müssen. 

Antrag:
Es ist zu prüfen, ob auch der Betrieb von Überwachungssysteme unterstützt 
werden kann und somit kein Widerspruch zum WaG mehr besteht.

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Kritisch sehen wir die in Art. 70 WaV vorgesehene Frist von 2030. Je nach 
Rückmeldung anderer Kantone, insbesondere jener nicht-klassischen 
Naturgefahren-Kantone, wäre die Frist zu erstrecken. Die Vollzugshilfe des 
BAFU «Standards kantonale Risikoübersichten» wird erst im Jahr 2025 zur 
Anhörung an die Kantone gehen.

Ausserdem ist Art. 70 falsch referenziert.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der BPUK bedankt sich für die Möglichkeit, zur Änderung der 
Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA) Stellung nehmen zu können. Der Vorstand der 
BPUK äussert sich in dieser Stellungnahme zu übergreifenden Punkten und 
verweist ansonsten auf die fachliche Stellungnahme der Konferenz der 
Umweltämter der Schweiz (KVU).
Insgesamt erachten wir die vorliegenden Änderungen in der VVEA als 
sinnvoll, insbesondere die neue Regelung zu Ausfällen der KVA aufgrund 
von Strom- oder Betriebsmittelmangellage. 
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Sie muss aber so ausgestaltet werden, dass sie für die Kantone und 
Betreiber der KVA umsetzbar ist. Der aktuelle Entwurf ist zu einschneidend.
Sowohl die Zwischenlagerung sämtlicher Siedlungsabfälle während sechs 
Monaten als auch die Sicherstellung der Betriebsmittelreserve sind 
logistisch nicht einfach. Die Zwischenlager für die Siedlungsabfälle müssen 
bestimmten Bedingungen genügen und stehen deshalb nicht 
uneingeschränkt zur Verfügung. Die Frist von sechs Monaten ist daher zu 
hoch angesetzt und sollte auf drei Monate verkürzt werden. Diese Aufgabe 
sollte zudem gemeinsam von Kantonen und den Betreibern von KVA 
wahrgenommen werden. Die Kosten für die Zwischenlagerung sind 
verursachergerecht zu verteilen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Die Abfallverordnung vom 4. Dezember 2015 wird wie folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Bauenschweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Klimawandel, Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung sind als wichtige 
grosse Risikotreiber zu verstehen. Die Verordnung setzt eine wichtige Basis 
um die gegenwärtige Herausforderungen zu bewältigen. Dazu gehört auch 
die Förderung einer integralen und risikobasierten Planung.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Streichen

Antrag auf ein koordiniertes Vorgehen durch eine übergeordnete Behörde 
beim Export von Aushub- und Ausbruchmaterial und der Definition von 
klaren Kriterien.

Begründung Der Bundesrat begründet in seinem erläuternden Bericht die 
Kompetenzverschiebung zu den Kantonen mit der Vereinfachung des 
Bewilligungsprozesses. Bauenschweiz erachtet die Ausfuhr von sauberem 
Aushub- und Ausbruchsmaterial ins grenznahe Ausland als grundsätzlich 
nicht zielführend. Im Sinne der Kreislaufwirtschaft sollte dieses Material der 
Schweizer Bauindustrie zur Verfügung stehen. Durch den Transport von 
schweren Gütern wie Aushub- und Ausbruchmaterial über grosse Distanzen 
würden zu-dem unnötige Klimaschadstoffe emittiert, was wiederum den 
Bemühungen der Emissionsreduktion in der Schweiz entgegenwirkt.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz aus 
Kapazitätsgründen nicht möglich ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer 
vertraglich vereinbarten regionalen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
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5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Zur Verhinderung einer Umgehung des Exportverbots

Ergänzung "aus Kapazotätsgrünen"

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen im Entwurf der VVEA erachten wir 
grundsätzlich als zielführend. Mit-telfristig sollte diese jedoch neue 
Entwicklungen bei der Baumaterialproduktion antizipieren und möglichst 
sachgerecht abbilden. Die entsprechenden Verbände stehen für einen 
Austausch und eine Mitarbeit zur Verfügung.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. 

Eventualiter

Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die sich aus 
der Behandlung von getrennt gesammelten Siedlungsabfällen ergeben und 
nicht stofflich verwertet werden können, dürfen bei der Herstellung von 
Zement und Beton verwendet werden.

Begründung Verschiede Baumaterialproduzenten brauchen vollen Zugriff auf die 
Siedlungsabfälle, um im internatio-nalen Vergleich weiterhin 
wettbewerbsfähig zu bleiben und weitere Fortschritte in der ambitionierten 
Reduktion der CO2-Emissionen zu machen. Der Mitgliedverband cemsuisse 
hat hierzu detailliert Stellung genommen.
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Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Buchstabe h und i streichen

Begründung Der Fokus liegt bei den beiden Buchstaben h du i grundsätzlich auf 
öffentlich-rechtlichen Unternehmen. Mit einer Streichung bzw. Klärung wird 
verhindert, dass diese Vorgaben auch für privatrechtliche Un-ternehmen 
angewendet werden können.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Baustoff Kreislauf Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Da wir unseres Erachtens von dieser Vorlage höchstens marginal betroffen 
sind, verzichten wir darauf,
uns zu ihr zu äussern.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Alles in allem begrüssen wir die vorgeschlagenen Änderungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone können vorsehen, dass in Abweichung von Absatz 1 die 
kantonalen Behörden für die Erteilung der Bewilligung für die Ausfuhr von 
unverschmutztem Aushub- und Ausbruchsmaterial aus ihrem Kanton ins 
grenznahe Ausland zuständig sind. In diesem Fall gelten die Artikel 15 – 21 
für das kantonale Bewilligungsverfahren sinngemäss.

Begründung Wir stimmen dem Vorschlag, dass von Art. 15, Abs. 1biszu, dass die 
kantonalen Behörden für das Erteilen der Bewilligung für die Ausfuhr von 
Aushub- und Ausbruchmaterial aus ihrem Kanton ins grenznahe Ausland 
zuständig sein können. Diese Kompetenzverlagerung ist unseres Erachtens 
aber mit den folgenden Massnahmen zu begleiten:
- Es sollen nur Kantone, die effektiv an der Landesgrenze liegen, für das 
Erteilen von Bewilligungen für die Ausfuhr von Aushub- und 
Ausbruchmaterial zuständig sein.
- Die Erteilung der Bewilligung hat in jedem Fall in Koordination mit dem 
BAFU zu erfolgen.
- Es ist zwingend, dass die Kantone ein lückenloses 
Exportbewilligungswesen für sauberen Aushub organisieren, das 
insbesondere auch hinsichtlich der im Ausland durchgeführten 
Entsorgungsprozesse Transparenz gewährleistet und gleich lange Spiesse 
für die inländischen und ausländischen Unternehmen schafft.
- Die in Art. 19, VVEA festgehaltenen Verwertungsgrundsätze werden beim 
Export im Ausland mit Hilfe der gleichen Massstäbe umgesetzt, wie dies im 
Inlandverkehr der Fall ist und wie die Erläuterungen, Seite 6 erwähnen.

Auf Grund des Subsidiaritätsprinzips macht das Einschalten der kantonalen 
Behörden Sinn, da sie über die nötige Fachkompetenz verfügen und die 
lokalen Märkte zu beiden Seiten der Landesgrenze besser kennen als das 
Bundesamt. Nichtsdestoweniger hat der Vollzug in den Kantonen 
vergleichbar zu erfolgen. Gleich lange Spiesse für inländische und 
ausländische Unternehmen können zudem nur gewährleistet werden, wenn 
auch die im Ausland stattfindende Entsorgung als Basis für die 
Bewilligungserteilung beurteilt wird. Zudem ist es wichtig, dass bei dieser 
Beurteilung die gleichen Kriterien zu Zuge kommen, wie das im 



354 / 927

Inlandverkehr der Fall ist. Ansonsten ergeben sich wirtschaftlich und 
ökologisch sinnlose kantons- und landesgrenzüberschreitende Transporte 
der schwergewichtigen Massenprodukte über lange Strecken. Im Weitern 
wird die Versorgungssicherheit unseres Landes gefährdet.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Wir unterstützen den vom Verband der Schweizerischen Betreiber von 
Abfallanlagen – VBSA vertretenen Antrag hinsichtlich des Streichens der 
Restriktionen für den Export von Grünabfall (Art. 17, Bst. c, Ziff. 5).

Im Weitern stimmen wir auch Ihren Vorschlägen bezüglich des Streichens 
des Begriffs «Abraum» (Art. 17, Bst. d, Ziff. 4) zu.

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Im Weitern stimmen wir auch Ihren Vorschlägen bezüglich des Verkürzens 
der Zeitdauer des Verfahrens für die stillschweigende Zustimmung
bei der Durchfahrt von Abfällen durch die Schweiz (Art. 29, Abs. 1) zu.

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Im Weitern stimmen wir auch Ihren Vorschlägen bezüglich des Bezeichnens 
des Bundesamtes für Umwelt – BAFU als zuständige Behörde und 
Anlaufstelle für das Basler Übereinkommen (Art. 36a) zu.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: Wir begrüssen die in Abs. 1, Art. 20 eingeführte Festlegung von 
Gleisaushub als Rückbaumaterial und teilen mit Ihnen die Auffassung, dass 
Gleisaushub nach der Verwendung falls möglich auf die Geleise 
zurückgeführt werden soll. Die übrigen Änderungsvorschläge betreffen nach 
unserem Ermessen den Bereich der Siedlungsabfälle und sind für unsere 
Tätigkeit nicht relevant. Wir verzichten deswegen auf eine Stellungnahme.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die in Abs. 1, Art. 20 eingeführte Festlegung von 
Gleisaushub als Rückbaumaterial und teilen mit Ihnen die Auffassung, dass 
Gleisaushub nach der Verwendung falls möglich auf die Geleise 
zurückgeführt werden soll.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Der Eintrag mit dem Code «7304» wird gestrichen.

Begründung Sie schlagen in Anhang 1 vor, den Eintrag mit dem Code 7304 ersatzlos zu 
streichen und begründen dies damit, dass der Feinanteil oftmals nicht 
abgeschieden, sondern im RC Baustoff verwertet wird und eine separate 
Deklaration nur im Falle einer externen Entsorgung stattfindet. Wir lehnen 
das ausschliessliche Streichen des Codes 7304 aus den folgenden 
Gründen ab:
- Bei einem Streichen des Codes entstehen zumindest für die 
abgeschiedenen Restmengen, Mengen die «irgendwie» auf die übrigen 
VVEA – Codes verteilt werden. Diese Verteilung wirkt sich auf die Qualität 
der gesamten Erhebung aus.
- Mit Codierungsänderungen ist grundsätzlich sorgsam umzugehen, da 
dynamische Betrachtungen nur mit Hilfe einer im Zeitablauf 
gleichbleibenden Codierung möglich sind.

Da sich aber nach unserer Wahrnehmung die LVA – Codes in der Praxis 
weitgehend durchgesetzt haben, könnte es unseres Erachtens allenfalls 
sinnvoll sein, das ersatzlose Streichen des gesamten Anhangs 1 (VVEA – 
Codes) sowie das Einführen eines LVA – Codes für Feinmaterial in 
Erwägung zu ziehen.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens bestehen und 
die Belastungen mit einem verhältnismässigen Aufwand bestimmt werden 
können, so erstellen und aktualisieren die Kantone hierüber Karten. Diese 
Karten enthalten mindestens Angaben über Lage, Art und Ausmass der 
Bodenbelastungen.

Begründung Bodenbiologische Engpässe lassen sich nach unserer Überzeugung nicht 
zuverlässig und nachvollziehbar messen. Nach unserem Wissensstand 
ergeben sich im Gegensatz zu chemisch belastetem Untergrund bei Böden 
mit bodenbiologischen Engpässen keine Parameter, welche in der Lage 
sind, die Böden hinsichtlich der Qualität der Biodiversität und des Umfangs 
der Aktivitäten der Bodenlebewesen zuverlässig zu messen. Auch in den 
Erläuterungen zu dieser Vorlage fehlen entsprechende Angaben. Wir 
lehnen deswegen das Erstellen von bodenbiologischen Kartierungen im 
jetzigen Zeitpunkt ab. Zudem sind wir der Ansicht, dass allfällige Parameter 
ohnehin vor dem Festlegen der Verordnungsänderung festzulegen und 
nachvollziehbar zu verifizieren wären und die Kosten- und Nutzenrelation 
der Kartierung chemischer Belastungen vorgängig jeweils grundsätzlich zu 
hinterfragen wäre.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Wir nehmen zur Kenntnis, dass verschiedene Risiken und Gefahren in 
Zukunft anders beurteilt werden, als dies bis jetzt der Fall gewesen ist. Ob 
die aus dieser Neubeurteilung resultierenden Verschärfungen angemessen 
sind, ist unseres Erachtens schwierig abzuschätzen. Allerdings gehen wir 
davon aus, dass diese Anpassungen durchaus einen Einfluss auf die 
Altlastenbearbeitung, bzw. die Abfallverordnung haben können. Aus Sicht 
der einzelnen Standortinhaber können sich, neben den finanziellen, auch 
planerische und verfahrenstechnische Konsequenzen ergeben, wie zum 
Beispiel bei Bauprojekten mit weit fortgeschrittener Planung oder in 
überbauten Gebieten mit bereits durch-geführten Sanierungen. Auch 
können Missverständnisse oder sogar fehlendes Verständnis dazu nicht 
ausgeschlossen werden, wenn sich herausstellt, dass eine bereits erfolgte 
Sanierung nicht notwendig war oder eine zusätzliche Sanierung erforderlich 
wird. Insbesondere bei den folgenden drei Substanzen könnten sich 
unseres Erachtens diesbezügliche Engpässe ergeben:
- Arsen: Es ist festzuhalten, dass die Anpassung des Konzentrationswerts 
für Arsen Auswirkungen auf den Eluat-Grenzwert für den Deponietyp C 
haben kann. Mit der Senkung des Konzentrationswerts wird zudem in 
Hinblick auf geogene Belastungen und deren Auswirkungen auf das 
Grundwasser die Gefährdungsbeurteilung eines Arsen-belasteten Standorts 
erschwert. Die Einschätzung, dass nur vereinzelt mit Auswirkungen auf 
Sanierungsmassnahmen zu rechnen ist, teilen wir deshalb nicht.
- Trichlorethen: Bei Trichlorethen handelt es sich oftmals um ein 
Abbauprodukt von Tetrachlorethen unter anaeroben Bedingungen. Eine 
Anpassung des Konzentrationswerts kann des-halb Auswirkungen auf das 
Sanierungsziel haben. Es erscheint uns als sehr wichtig, dass das 
Festlegen der Sanierungsziele und der Vollzug nach einheitlichen Kriterien 
erfolgt (konsistente Handhabung) und es wäre wünschenswert, dass die im 
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Expertenbericht der
ChloroNet-Arbeitsgruppe erarbeiteten Erkenntnisse hier implementiert 
werden. Daher bezweifeln wir, dass die als gering beurteilten finanziellen 
Auswirkungen infolge der Reduktion des Tri-Konzentrationswert um den 
Faktor 7 zutreffen werden. Neben den finanziellen Auswirkungen sind die 
verfahrensrechtlichen Auswirkungen (z.B. Erreichen des Sanierungsziels 
bei Bauvorhaben) im Einzelfall viel weitreichender. Unseres Erachtens sind 
viele kritische und auch langjährige Sanierungen von diesem Parameter 
betroffen. Per ist nicht bei jeder industriellen Aktivität der Primärkontaminant 
- je nach industrieller Aktivität (z.B. als Lösungs-mittel in der 
Bitumenherstellung) wurde bevorzugt Tri eingesetzt. Tri ist zudem ein 
Abbauprodukt von Per – bei MNA oder ENA-Sanierungen könnte die 
Bildung von Tri ein Aus-schlusskriterium sein, so dass diese 
Sanierungsmethoden nicht mehr in Betracht gezogen werden können. Nicht 
zu vergessen, dass der bis jetzt gültige Konzentrationswert von Tri fast 
doppelt so hoch war wie derjenige von Per. So könnte die Anpassung des 
Konzentrationswerts zu Sanierungsmassnahmen führen, die in Bezug auf 
die Gefährdungsreduktion eher unverhältnismässig hoch sind.
- Benzo(a)pyren: Da Benzo(a)pyren im Anhang 5 der Abfall-Verordnung 
(VVEA) auch als Einzelsubstanz aufgeführt wird, kann eine Anpassung des 
Konzentrationswert im Anhang 1 der Altlasten-Verordnung (AltlV) 
Auswirkungen auf den VVEA-Grenzwert haben.

In diesem Zusammenhang stellt sich nach unserem Ermessen die Frage, 
ob aus der Vielzahl der in der Tabelle "Konzentrationswerte für Stoffe, die 
nicht in Anhang 1 oder 3 AltlV enthalten sind", die immer wieder 
hergeleiteten und nachgefragten Substanzen ebenfalls in diese Verordnung 
aufgenommen werden könnten. Dies würde die Altlastenbearbeitung 
deutlich vereinfachen, müssten nicht jedes Mal für gleiche Substanzen der 
Konzentrationswert hergeleitet und vom BAFU via kantonale Behörden 
bewilligt werden. Es sind dies, folgende nicht abschliessend aufgeführten 
Substanzen wie:
- 9 PFAS
- 2,3-Dichloranilin
- 2-Chloranilin
- 2,4,5-Trichloranilin
- 2,4,6-Trimethylanilin
- 2,4-Dimethylanilin
- 5-Dimethylanilin
- 3-Chlor-2-Methylanilin
- 4-CAT (5-Chlor-2-methylanilin)
- 5-CAT (4-Chlor-2-methylanilin)
- Benzidin
- m-Toluidin (3-Methylanilin)
- o-Toluidin (2-Methylanilin)
- p-Toluidin (4-Methylanilin)

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Herr Bundesrat 
Albert Rösti, Departementsvorsteher 
Eidgenössisches Departement für Umwelt,  
Verkehr, Energie und Kommunikation – UVEK 
per Mail: polg@bafu.admin.ch  

 

Bern, 16. September 2024 

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir danken Ihnen für die Einladung, zu obenerwähntem Vernehmlassungspaket Stellung beziehen 
zu dürfen.  
 
Baustoff Kreislauf Schweiz ist bekanntlich am 3. Mai 2024 aus der von den Mitgliedern einstimmig 
beschlossenen Fusion der beiden Verbände arv Baustoffrecycling Schweiz und Fachverband der 
Schweizerischen Kies- und Betonindustrie – FSKB entstanden. Die Mitglieder von Baustoff Kreislauf 
Schweiz wollen mit der Fusion primär zu einer funktionierenden Entsorgung und Versorgung der 
Bauwirtschaft mit Baumaterialien, zu einem werterhaltenden Schliessen der Kreisläufe und zu einem 
Sichern der unternehmerischen Aktivitäten im Rahmen des Wettbewerbs beitragen. Zudem wird 
eine Plattform anvisiert, die bezüglich Fach- und Branchenkompetenz unter den Verbänden die The-
menführerschaft ausübt und in der Lage ist, die Interessen der Mitglieder angemessen zu vertreten. 
 
Ihre Verordnungsentwürfe sind in verschiedenen Fach- und Leitungsgremien unseres Verbandes 
diskutiert worden. Gerne nehmen wir zu den einzelnen Vorlagen wie folgt Stellung: 
 
 
1. Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo), Art. 4, Abs. 1 
 
 
Antrag – Art. 4, Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten, dass in bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens bestehen und 
die Belastungen mit einem verhältnismässigen Aufwand bestimmt werden können, so… 
 

 
Begründung:  Bodenbiologische Engpässe lassen sich nach unserer Überzeugung nicht zuverläs-
sig und nachvollziehbar messen. Nach unserem Wissensstand ergeben sich im Gegensatz zu che-
misch belastetem Untergrund bei Böden mit bodenbiologischen Engpässen keine Parameter, wel-
che in der Lage sind, die Böden hinsichtlich der Qualität der Biodiversität und des Umfangs der 
Aktivitäten der Bodenlebewesen zuverlässig zu messen. Auch in den Erläuterungen zu dieser Vor-
lage fehlen entsprechende Angaben. Wir lehnen deswegen das Erstellen von bodenbiologischen 
Kartierungen im jetzigen Zeitpunkt ab. Zudem sind wir der Ansicht, dass allfällige Parameter ohnehin 
vor dem Festlegen der Verordnungsänderung festzulegen und nachvollziehbar zu verifizieren wären 
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und die Kosten- und Nutzenrelation der Kartierung chemischer Belastungen vorgängig jeweils 
grundsätzlich zu hinterfragen wäre. 
 
 
2. Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung – WBV) 
 
Da wir unseres Erachtens von dieser Vorlage höchstens marginal betroffen sind, verzichten wir da-
rauf, uns zu ihr zu äussern. 
 
 
3. Verordnung über den Verkehr mit Abfällen – VeVA 
 
Alles in allem begrüssen wir die vorgeschlagenen Änderungen.   
 
 
Antrag: Wir stimmen dem Vorschlag, dass von Art. 15, Abs. 1biszu, dass die kantonalen Behör-
den für das Erteilen der Bewilligung für die Ausfuhr von Aushub- und Ausbruchmaterial aus ihrem 
Kanton ins grenznahe Ausland zuständig sein können. Diese Kompetenzverlagerung ist unse-
res Erachtens aber mit den folgenden Massnahmen zu begleiten: 
 

- Es sollen nur Kantone, die effektiv an der Landesgrenze liegen, für das Erteilen von Be-
willigungen für die Ausfuhr von Aushub- und Ausbruchmaterial zuständig sein. 

- Die Erteilung der Bewilligung hat in jedem Fall in Koordination mit dem BAFU zu erfolgen. 
- Es ist zwingend, dass die Kantone ein lückenloses Exportbewilligungswesen für sauberen 

Aushub organisieren, das insbesondere auch hinsichtlich der im Ausland durchgeführten 
Entsorgungsprozesse Transparenz gewährleistet und gleich lange Spiesse für die inländi-
schen und ausländischen Unternehmen schafft. 

- Die in Art. 19, VVEA festgehaltenen Verwertungsgrundsätze werden beim Export im Aus-
land mit Hilfe der gleichen Massstäbe umgesetzt, wie dies im Inlandverkehr der Fall ist und 
wie die Erläuterungen, Seite 6 erwähnen. 

 
 
 
Begründung: Auf Grund des Subsidiaritätsprinzips macht das Einschalten der kantonalen Behör-
den Sinn, da sie über die nötige Fachkompetenz verfügen und die lokalen Märkte zu beiden Seiten 
der Landesgrenze besser kennen als das Bundesamt. Nichtsdestoweniger hat der Vollzug in den 
Kantonen vergleichbar zu erfolgen. Gleich lange Spiesse für inländische und ausländische Unter-
nehmen können zudem nur gewährleistet werden, wenn auch die im Ausland stattfindende Entsor-
gung als Basis für die Bewilligungserteilung beurteilt wird. Zudem ist es wichtig, dass bei dieser 
Beurteilung die gleichen Kriterien zu Zuge kommen, wie das im Inlandverkehr der Fall ist. Ansonsten 
ergeben sich wirtschaftlich und ökologisch sinnlose kantons- und landesgrenzüberschreitende 
Transporte der schwergewichtigen Massenprodukte über lange Strecken. Im Weitern wird die Ver-
sorgungssicherheit unseres Landes gefährdet. 

 
Im Weitern stimmen wir auch ihren Vorschlägen bezüglich des Streichens des Begriffs «Abraum» 
(Art. 17, Bst. d, Ziff. 4), des Verkürzens der Zeitdauer des Verfahrens für die stillschweigende Zu-
stimmung bei der Durchfahrt von Abfällen durch die Schweiz (Art. 29, Abs. 1) und des Bezeichnens 
des Bundesamtes für Umwelt – BAFU als zuständige Behörde und Anlaufstelle für das Basler Über-
einkommen (Art. 36a) zu. Ebenso unterstützen wir den vom Verband der Schweizerischen Betreiber 
von Abfallanlagen – VBSA vertretenen Antrag hinsichtlich des Streichens der Restriktionen für den 
Export von Grünabfall (Art. 17, Bst. c, Ziff. 5). 
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4. Verordnung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung – 

VVEA) 
 
Gleisaushub 
 
Wir begrüssen die in Abs. 1, Art. 20 eingeführte Festlegung von Gleisaushub als Rückbaumaterial 
und teilen mit Ihnen die Auffassung, dass Gleisaushub nach der Verwendung falls möglich auf die 
Geleise zurückgeführt werden soll. Die übrigen Änderungsvorschläge betreffen nach unserem Er-
messen den Bereich der Siedlungsabfälle und sind für unsere Tätigkeit nicht relevant. Wir verzichten 
deswegen auf eine Stellungnahme. 
 
Anpassung VVEA Code 
 
Sie schlagen in Anhang 1 vor, den Eintrag mit dem Code 7304 ersatzlos zu streichen und begründen 
dies damit, dass der Feinanteil oftmals nicht abgeschieden, sondern im RC Baustoff verwertet wird 
und eine separate Deklaration nur im Falle einer externen Entsorgung stattfindet. Wir lehnen das 
ausschliessliche Streichen des Codes 7304 aus den folgenden Gründen ab: 

- Bei einem Streichen des Codes entstehen zumindest für die abgeschiedenen Restmengen, 
Mengen die «irgendwie» auf die übrigen VVEA – Codes verteilt werden. Diese Verteilung 
wirkt sich auf die Qualität der gesamten Erhebung aus. 

- Mit Codierungsänderungen ist grundsätzlich sorgsam umzugehen, da dynamische Betrach-
tungen nur mit Hilfe einer im Zeitablauf gleichbleibenden Codierung möglich sind. 

 
Da sich aber nach unserer Wahrnehmung die LVA – Codes in der Praxis weitgehend durchgesetzt 
haben, könnte es unseres Erachtens allenfalls sinnvoll sein, das ersatzlose Streichen des gesamten 
Anhangs 1 (VVEA – Codes) sowie das Einführen eines LVA – Codes für Feinmaterial in Erwägung 
zu ziehen. 
 
 
5. Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlastenverordnung – 

AltlV) 
 
Wir nehmen zur Kenntnis, dass verschiedene Risiken und Gefahren in Zukunft anders beurteilt wer-
den, als dies bis jetzt der Fall gewesen ist. Ob die aus dieser Neubeurteilung resultierenden Ver-
schärfungen angemessen sind, ist unseres Erachtens schwierig abzuschätzen. Allerdings gehen wir 
davon aus, dass diese Anpassungen durchaus einen Einfluss auf die Altlastenbearbeitung, bzw. die 
Abfallverordnung haben können. Aus Sicht der einzelnen Standortinhaber können sich, neben den 
finanziellen, auch planerische und verfahrenstechnische Konsequenzen ergeben, wie zum Beispiel 
bei Bauprojekten mit weit fortgeschrittener Planung oder in überbauten Gebieten mit bereits durch-
geführten Sanierungen. Auch können Missverständnisse oder sogar fehlendes Verständnis dazu 
nicht ausgeschlossen werden, wenn sich herausstellt, dass eine bereits erfolgte Sanierung nicht 
notwendig war oder eine zusätzliche Sanierung erforderlich wird. Insbesondere bei den folgenden 
drei Substanzen könnten sich unseres Erachtens diesbezügliche Engpässe ergeben: 
 

- Arsen: Es ist festzuhalten, dass die Anpassung des Konzentrationswerts für Arsen Auswir-
kungen auf den Eluat-Grenzwert für den Deponietyp C haben kann. Mit der Senkung des 
Konzentrationswerts wird zudem in Hinblick auf geogene Belastungen und deren Auswirkun-
gen auf das Grundwasser die Gefährdungsbeurteilung eines Arsen-belasteten Standorts er-
schwert. Die Einschätzung, dass nur vereinzelt mit Auswirkungen auf Sanierungsmassnah-
men zu rechnen ist, teilen wir deshalb nicht. 

 
- Trichlorethen: Bei Trichlorethen handelt es sich oftmals um ein Abbauprodukt von Tetrach-

lorethen unter anaeroben Bedingungen. Eine Anpassung des Konzentrationswerts kann des-
halb Auswirkungen auf das Sanierungsziel haben. Es erscheint uns als sehr wichtig, dass 
das Festlegen der Sanierungsziele und der Vollzug nach einheitlichen Kriterien erfolgt 
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(konsistente Handhabung) und es wäre wünschenswert, dass die im Expertenbericht der 
ChloroNet-Arbeitsgruppe erarbeiteten Erkenntnisse hier implementiert werden. Daher be-
zweifeln wir, dass die als gering beurteilten finanziellen Auswirkungen infolge der Reduktion 
des Tri-Konzentrationswert um den Faktor 7 zutreffen werden. Neben den finanziellen Aus-
wirkungen sind die verfahrensrechtlichen Auswirkungen (z.B. Erreichen des Sanierungsziels 
bei Bauvorhaben) im Einzelfall viel weitreichender. Unseres Erachtens sind viele kritische 
und auch langjährige Sanierungen von diesem Parameter betroffen. Per ist nicht bei jeder 
industriellen Aktivität der Primärkontaminant - je nach industrieller Aktivität (z.B. als Lösungs-
mittel in der Bitumenherstellung) wurde bevorzugt Tri eingesetzt. Tri ist zudem ein Abbau-
produkt von Per – bei MNA oder ENA-Sanierungen könnte die Bildung von Tri ein Aus-
schlusskriterium sein, so dass diese Sanierungsmethoden nicht mehr in Betracht gezogen 
werden können. Nicht zu vergessen, dass der bis jetzt gültige Konzentrationswert von Tri 
fast doppelt so hoch war wie derjenige von Per. So könnte die Anpassung des Konzentrati-
onswerts zu Sanierungsmassnahmen führen, die in Bezug auf die Gefährdungsreduktion 
eher unverhältnismässig hoch sind. 

 
- Benzo(a)pyren: Da Benzo(a)pyren im Anhang 5 der Abfall-Verordnung (VVEA) auch als Ein-

zelsubstanz aufgeführt wird, kann eine Anpassung des Konzentrationswert im Anhang 1 der 
Altlasten-Verordnung (AltlV) Auswirkungen auf den VVEA-Grenzwert haben.  

 
In diesem Zusammenhang stellt sich nach unserem Ermessen die Frage, ob aus der Vielzahl der in 
der Tabelle "Konzentrationswerte für Stoffe, die nicht in Anhang 1 oder 3 AltlV enthalten sind", die 
immer wieder hergeleiteten und nachgefragten Substanzen ebenfalls in diese Verordnung aufge-
nommen werden könnten. Dies würde die Altlastenbearbeitung deutlich vereinfachen, müssten nicht 
jedes Mal für gleiche Substanzen der Konzentrationswert hergeleitet und vom BAFU via kantonale 
Behörden bewilligt werden. Es sind dies, folgende nicht abschliessend aufgeführten Substanzen 
wie: 

- 9 PFAS 
- 2,3-Dichloranilin 
- 2-Chloranilin 
- 2,4,5-Trichloranilin 
- 2,4,6-Trimethylanilin 
- 2,4-Dimethylanilin 
- 5-Dimethylanilin 
- 3-Chlor-2-Methylanilin 
- 4-CAT (5-Chlor-2-methylanilin) 
- 5-CAT (4-Chlor-2-methylanilin) 
- Benzidin 
- m-Toluidin (3-Methylanilin) 
- o-Toluidin (2-Methylanilin) 
- p-Toluidin (4-Methylanilin) 

 
Wir danken Ihnen noch einmal, Gelegenheit erhalten zu haben, zu den einzelnen Verordnungsent-
würfen Stellung zu beziehen und bitten Sie, unsere Anliegen zu berücksichtigen. Bei Fragen stehen 
wir Ihnen zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Baustoff Kreislauf Schweiz 
 
  
  
 
Lionel Lathion   Michael Widmer 
Präsident   Geschäftsführer 
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Biomasse Suisse

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Biomasse Suisse begrüsst die vorgeschlagene Änderung von Artikel 17, 
Buchstabe c Ziffer 5. Sie trägt der Tatsache, dass biogene Abfälle aus 
Haushalten nicht unterscheidbar sind von solchen von Unternehmen sowie 
der Tatsache, dass eine inländische Verwertung auf den bestehenden 
Anlagen problemlos möglich ist, Rechnung. Sie wird damit zur Lösung 
bestehenden Probleme beitragen, was aus Sicht der Biomasse Branche 
positiv ist.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle, wobei Ast- und 
Strauchschnittmaterial aus der Gartenpflege nicht zu den 
Holzabfällen zählen.

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung
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Der Begriff "Holzabfälle" muss definiert werden. Es muss klar sein, dass 
Astmaterial und Strauchschnitt aus der Gartenpflege nicht zu den 
Holzabfällen zählen.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme4

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Vorlage enthält folgende Änderungsvorschläge:
•Bei den Ausnahmen für die Bewilligungspflicht für 
Entsorgungsunternehmen in der Schweiz, wird der Begriff «Batterien» durch 
«Gerätebatterien» ersetzt, um die Tatsa-che zu berücksichtigen, dass heute 
nicht nur Bleibatterien, sondern auch z.B. Lithi-umbatterien in den 
Fahrzeugen eingebaut sind und entsorgt werden (Art. 8 Abs. 2 Bst e). 
•Es wird eine Rechtsgrundlage für die Bewilligung des Exports von 
sauberem Aushub- und Ausbruchmaterial durch die Kantone ins grenznahe 
Ausland geschaffen (Art. 15 Abs. 1bis).
•Der Begriff «Siedlungsabfall» wird durch die konkrete Nennung von 
Abfallarten er-setzt. Damit werden die Exportrestriktionen präzisiert und 
aktualisiert. Die Änderung berücksichtigt die in den letzten Jahren etablierte 
Auslegung des Begriffs «Siedlungs-abfälle», die Weiterentwicklung bei den 
Separatsammlungen und die neu erschiene-nen Anlagen für die Sortierung 
von gemischten Abfällen (Art. 17 Bst. c Ziff. 1 und 4).
•Der Begriff «Separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; ausgenom-men sind Holzabfälle» wird eingefügt, um die 
Ungleichbehandlung von diesen Abfällen aus Haushalten und Unternehmen 
beim Export zu beseitigen (Art. 17 Bst. c Ziff. 5).
•Die Beschreibung der Abfälle, die zur energetischen Verwertung in 
Kehrichtverbren-nungsanlagen (KVA) importiert werden und deren Schlacke 
wieder exportiert wird, soll an die Praxis angepasst und erweitert werden 
(Art. 17 Bst. d Ziff. 2 und 2bis).
•Der Begriff «Abraum» wird nicht mehr verwendet und kann gestrichen 
werden (Art. 17 Bst. d Ziff. 4).
•Das Verfahren für die stillschweigende Zustimmung bei der Durchfuhr von 
Abfällen durch die Schweiz wird verkürzt (Art. 29 Abs. 1).
•Das BAFU wird als zuständige Behörde und Anlaufstelle für das Basler 
Übereinkom-men explizit bezeichnet (Art 36a).

Begründung Der Begriff "Holzabfälle" muss zwingend genauer definiert werden. Es muss 
klar, sein, dass Ast- oder Strauchschnittmaterial aus der Gartenpflege nicht 
zu den Holzabfällen zählt.

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung trägt zu Klärung bei, dass stark verschmutzter Siebüberlauf thermisch 
verwertet werden muss.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die LVA-Codes sind in der Praxis bereits verankert.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 4.5 Anpassung Berichterstattung (Art. 27 Abs. 1 Bst. e)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die LVA-Codes sind in der Praxis bereits verankert. Es ist sicher zu stellen, 
dass die Inspektionen der Anlagen künftig an die neue Situation angepasst 
werden.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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BirdLife Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Das integrierte Risikomanagement (IRM) ist sehr zu begrüssen. Alle 
relevanten Stakeholder müssen beteiligt sein. Insbesondere begrüssen wir 
ausdrücklich, dass Nachhhaltigkeit im umfassenden (ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial) Sinne angestrebt wird. 

Wir begrüssen die Präzisierungen in der Wasserbauverordnung 
insbesondere die differenzierte Betrachtung des Gewässerunterhalts und 
die Würdigung dessen wichtigen Beitrags zu den natürlichen Funktionen 
des Gewässers und damit zur Anpassung an den Klimawandel. Erweiterte 
Gewässerräume, die standortadäquat bewirtschaftet werden leisten einen 
wichtigen Beitrag zur ökologischen Infrastruktur.

Wir finden es auch sehr positiv, dass in der angepassten GschV explizit 
auch auf die Unterhaltsmassnahmen hingewiesen wird und betont wird, 
dass diesedazu beitragen, dass standortypische Lebenräume, Prozesse 
und Strukturen entstehen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Gefahren, welche von Hochwassern ausgehen 
können:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Die aufgezählten Prozesse stellen nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und 
können sogar erwünscht sein. Im Sinne des integralen Risikomanagements 
sollen auch die Chancen durch solche Prozesse bzw. die Risiken beim 
Ausbleiben dieser Prozesse, namentlich die Risiken aufgrund von 
Biodiversitätsverlust, berücksichtigt werden. Demnach sei hier eine kann-
Formulierung zu verwenden.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die Interessen gemäss ihren Schwerpunkten berücksichtigt und 
die Massnahmen optimal kombiniert werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung Wichtig ist die Berücksichtigung der verschiedenen Interessen gemäss ihrer 
Schwerpunkte.

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung
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Die namentliche Erwähnung der "ökologischen Aspekte" ist wichtig. Auch 
der Einbezug von Klimaszenarien, was soviel bedeutet, dass die Gefahren 
nicht nur retospektiv beurteilt werden sollen und können.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erarbeiten die Grundlagen für den Hochwasserschutz. Zu 
diesem Zweck:

a.erheben sie den Zustand der Gewässer, der Biodiversität und ihre 
Veränderung;
b.dokumentieren und analysieren sie die Ereignisse;
c.dokumentieren und beurteilen sie die Schutzbauten;
d.führen sie einen Kataster der Ereignisse und der Schutzbauten;
e.erfassen sie die Gefahren und Risiken;
f.erstellen sie Gefahrenbeurteilungen und Risikoübersichten;
g.erstellen sie Gesamtplanungen und übergeordnete Planungen.

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete, den Raumbedarf der 
Gewässer und die Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei 
ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Die ungenügende Berücksichtigung des Raumbedarf der Gewässer in der 
Raumplanung ist ein zentraler Faktor, welcher das Risiko für Mensch und 
erheblichen Sachwerten erhöht. Der Raumbedarf der Gewässer ist die 
wichtigste Schnittselle zwischen Gewässerschutz und Hochwasserschutz. 
Es ist absolut im Sinne eines integralen Risikomanagements, den 
Raumbedarf der Gewässer in genügendem Mass zu berücksichtigen, da 
hiermit eine Vielzahl von Risiken minimiert werden können, namentlich alle 
Risiken infolge Hochwasserereignissen (im hydrologischen Sinne, d.h. weit 
überdurchschnittliche Abflüsse).

Dementsprechend ist auch im Gewässerschutzgesetz, Artikel 6a 
Gewässerraum, Abs. 1, Bst. b explizit der Schutz vor Hochwasser 
festgehalten. Nach der hier im erläuternden Bericht aufgeführten Logik wäre 
bei nächster Gelegenheit diese Bestimmung aus dem GSchG zu streichen, 
da dies in den Aufgabenbereich der Wasserbaugesetzgebung gehöre.

Es ist unverständlich, warum der Raumbedarf der Gewässer nicht aus der 
alten WBV übernommen werden soll, handelt es sich hierbei um ein 
Schlüsselelement um die Ziele "Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor (...) Hochwassergefahren" zu erreichen.
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Dieser Punkt ist für uns von zentraler Bedeutung.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

e. definieren sie Abläufe und Kriterien, welche dazu dienen, im Nachgang 
an Ereignisse Massnahmen zu ergreifen, welche die Resilienz des Systems 
erhöhen.

Begründung Um das Schadensausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das Entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzen sind, ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Interessen gleichermassen zu 
berücksichtigen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen ingenieurbiologische und technische Massnahmen, 
um das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. Dazu gehören 
Schutzbauten und -anlagen, die Hochwassergefahren zurückhalten, 
umleiten oder durchleiten. Schutzbauten und -anlagen werden so instand 
gestellt, ersetzt oder neu erstellt, dass deren Lebensdauer und 
Funktionsfähigkeit optimiert ist.

Begründung Wie der Titel des Artikels sagt, geht es um ingenieurbiologische UND 
technische Massnahmen. Diese beiden Massnahmentypen, um Risiken zu 
reduzieren und zu begrenzen, sind nicht gleichzusetzen. Inbesondere 
können ingenieursbiologische Massnahmen, sofern sie korrekt angewendet 
werden, völlig unterhaltsfrei und auf unbestimmte Zeit wirksam sein.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen möglichst robust und natürlich. 
Bestehende Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre Eignung, 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung Diese Formulierung wird der Forderung GschG Art 37 Abs 2 gerecht, 
nämlich dass... "der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst 
beibehalten oder wiederhergestellt werden muss".
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Bestehende Schutzbauten sind auch auf ihre Eignung hin zu überprüfen. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass basierend auf der bisherigen 
Wasserbaugesetzgebung errichtete Schutzbauten den Prinzipien des 
integralen Risikomanagements genügen. Darüber hinaus verändern sich im 
Rahmen des Klimawandels die Abflüsse und bisher geeignete 
Schutzbauten werden in Zukunft nicht mehr geeignet sein. Nicht oder nicht 
mehr geeignete Schutzbauten sind unter Berücksichtgung der neuen 
Wasserbaugesetzgebung und der Gewässerschutzgesetzgebung 
anzupassen, wobei eine Anpassung auch aus einem Ersatz durch 
ingenieursbiologische Massnahmen oder aus einer Entfernung, z.B. im 
Rahmen einer Aufweitung, bestehen kann.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie verwenden so weit als möglich natürliche, für das jeweilige Gewässer 
typische Baustoffe und setzen ingenieurbiologische Methoden ein.

Begründung Wichtig ist nicht nur, dass die Baustoffe natürlich sind, sondern auch das sie 
dem Gewässertyp angepasst sind. Beispielsweise sind Felsblöcke ein 
natürlicher Baustoff, welcher natürlicherweise an kleinen, flachen 
Gewässern nicht vorkommt.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen entschädigungsberechtigte Entlastungsräume, in welche 
Hochwasser durch Revitalisierungen und Schutzmassnahmen so ein- und 
durchgeleitet werden, dass diese Räume häufiger oder intensiver belastet 
werden, um damit andere Gebiete zu schützen.

Abs. 5: Sie schaffen naturnahe und natürliche, standortgerechte 
Uferlebensräume, welche als Entlastungsräume dienen, und sichern diese 
raumplanerisch.

Begründung Revitalisierungen, z. B. durch die Wiedervernetzung von Auen, können 
Räume wiederherstellen, die Hochwasserspitezn zurückhalten oder 
verlangsamen und so andere Gebiete schützen.

Neben der Bezeichnung und der Anbindung von bestehenden Räumen, 
welche zur Entlastung dienen können, sind auch weitere, spezifisch 
naturnahe oder natürliche Flächen (Wieder-)Herzustellen. Hierzu ist ein 
weiterer Absatz hinzuzufügen. Naturnahe und natürliche Uferlebensräume 
sind kosteneffizient als Massnahmen zum Schutz vor Hochwassern. Sie 
reduzieren im Sinne des integralen Risikomanagements auch weitere 
Risiken, namentlich das Risiko von Trockenheit und das Risiko von 
Biodiversitätsverlust. Der Flächenbedarf für diese Lebensräume ist 
ausgewiesen. Es kann so eine win-win-Situation geschaffen werden. Die 
Beanspruchung von nicht-natürlichen Entlastungsräumen kann reduziert 
und somit Kosten aufgrund von Entschädigungen reduziert werden.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen risikobasiert, so dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik nur dort wo 
nötig begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die Gewässer den Anforderungen von Artikel 41c quater der 
Gewässerschutzverordnung entsprechen.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
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Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Gewässerschutzgesetz (Art. 4 Bst. n) 
den Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

In den Anforderungen an den Gewässerunterhalt, wie sie in Art. 8 WBV 
formuliert sind, fehlt dieser Bezug zum Unterhalt zur Gewährleistung der 
ökologischen Funktionen. So wie das WBG in Art. 4 auf Art. 37 GSchG 
verweist, soll auch auf Stufe Verordnung dieser Bezug explizit hergestellt 
werden.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Titel 3. Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In jedem Fall müssen Massnahmen zur Stellungnahme unterbreitet werden, 
wenn sie:

a.Landesgrenzgewässer betreffen;
b.sich auf die Hochwassersicherheit anderer Kantone oder des 
Auslandes auswirken;
c.eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern.

Begründung Schutzgebiete oder Objekte nationaler Inventare sollten ausgeschlossen 
sein. Insbesondere bei Mooren und Auen von nationaler Bedeutung sind 
Eingriffe nicht zulässig.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei Eingriffen in das oberirdische Gewässer ist der natürliche, vom 
Menschen unveränderte Verlauf des Fliessgewässers, charakterisiert durch 
seine Lage im Talquerschnitt, sein Längsgefälle, seine Gerinneform, seine 
Gerinnesohlenbreite sowie seine morphologischen Strukturen und 
dynamischen Prozesse, möglichst beizubehalten oder wiederherzustellen.

Begründung Hier muss zum Ausdruck kommen, dass sich der "natürliche Verlauf" des 
Fliessgewässers auf den Verlauf vor allfälliger Korrekturen bezieht.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es sehr, dass auch die standorttypische Gestaltung und 
Unterhalt des Gewässers und des Gewässerrraums hier explizit ausgeführt 
wird

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass die Bedeutung des Gewässerunterhalts für die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer hervorgehoben 
wird. Insbesondere auch, dass der Gewässerunterhalt einen Beitrag zum 
Aufbau der ökologischen Infrastruktur und zur Anpassung an den 
Klimawandel leisten kann.

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Schutzmassnahmen sind gemäss Artikel 1 Wasserbaugesetz dort 
angezeigt, wo Menschen sowie Siedlungen, Gebäude und Infrastrukturen 
gefährdet sind (Schutzobjekte). Artikel 1 WBV präzisiert, vor welchen 
Gefahren der Schutz von Menschen und erheblichen Sachwer-ten 
gewährleistet werden soll.
Während in Artikel 1 Wasserbaugesetz einzelne Gefahrenprozesse 
beispielhaft erwähnt sind, werden sie in der Verordnung vollständig 
aufgezählt. Unter Hochwasser wird ein Wasser-stand verstanden, der 
deutlich über dem langjährigen Mittelwert liegt. Hochwasser stellen eine 
Gefahr dar, wenn sie ausufern und so Schäden für Mensch, Umwelt und
/oder Sachgüter entstehen können. Überschwemmungen können auch 
durch Niederschlag entstehen, der nicht versickern kann und über das 
offene Gelände abfliesst (Oberflächenabfluss), durch aufstossendes 
Grundwasser oder durch über das Seeufer auslaufende Wellen (Bst. a). Die 
auslaufenden Wellen umfassen insbesondere Windwellen und dynamische 
Wellen. Letztere werden auch Tsunamis genannt, welche meist durch 
Massenbewegungen ins Gewässer oder unter Wasser ausgelöst werden. 
Eine weitere Gefahr sind Murgänge (Bst. b), ein lang-sam bis schnell 
fliessendes Gemisch aus Wasser und einem hohen Feststoffanteil in steilen 
Bächen. Weiter können Erosionen im Ufer- und Sohlbereich von 
Gewässern, insbesondere im Bereich von Bauten (Brückenpfeiler, 
Widerlager), sowie die Ablagerung von Feststoffen inner-halb und 
ausserhalb des Gewässers (Bst. c) und von Schwemmgut wie z. B. 
weggerissene Baumstämme (Bst. d) eine Gefahr darstellen. 
Die Hochwassergefahren umfassen damit alle Gefahren, welche durch 
Überschwemmun-gen, Erosion, Ablagerungen und Schwemmgut bei Seen, 
Flüssen, Bächen, Oberflächenab-fluss, Grundwasseraufstoss sowie Wind- 
und Impulswellen auftreten. Dabei ist zu beachten, dass diese Prozesse 
auch auftreten können, ohne eine Gefahr darzustellen, und dass diese 
Prozesse in natürlichen Systemen eine wichtige Voraussetzung für deren 
ökologischen Wert darstellen können.

Begründung Die im letzten Satz des zweiten Absatzes aufgezählten Prozesse stellen 
nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und können sogar erwünscht sein. Im 
Sinne des intergralen Risikomanagements sollen auch die Chancen durch 
solche Prozesse bzw. die Risiken beim Ausbleiben dieser Prozesse, 
namentlich die Risiken aufgrund von Biodiversitätsverlust, berücksichtigt 
werden. 
Demnach sei hier eine kann-Formulierung zu verwenden, wie sie auch oben 
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im Absatz verwendet wird.
Es soll auch zum Ausdruck kommen, dass auch das Ausbleiben aller 
beschriebenen Prozesse mit Risiken verbunden sein kann. So sind 
beispielsweise Hochwasser, welche ausufern, von grosser Bedeutung für 
Auen und Flachmoore und somit von gesellschaftlicher Bedeutung.

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Bestimmung wird der kantonale Vollzugsauftrag aus Artikel 2 
Wasserbaugesetz präzisiert. Dabei wird der Bezug zwischen dem Schutz 
von Menschen und erheblichen Sachwerten vor Hochwassergefahren und 
dem IRM hergestellt.
Um das Ziel – ein tragbares Mass an Hochwasserrisiken – zu erreichen und 
es zu halten, sind Anstrengungen verschiedener Stellen in einem Kanton 
notwendig. Die Gefahren und Risiken müssen erhoben werden, um die 
Tragbarkeit der Risiken beurteilen zu können und den Handlungsbedarf zu 
bestimmen. Massnahmen zur Risikoreduktion und langfristigen Ri-
sikobegrenzung müssen auf diesen Grundlagen geplant und umgesetzt 
werden. Mit einem solchen risikobasierten Handeln kann der Schutz 
langfristig gewährt werden. Die nachfol-genden Beschreibungen führen 
diesen risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren weiter aus.
Grundlagen, die erforderlich sind, um Hochwasserrisiken zu erkennen, 
müssen verschiede-ne Aspekte und Themen enthalten (siehe auch Art. 4 
WBV). Das Risiko setzt sich zusammen aus der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein gefährliches Ereignis eintrifft, und dem möglichen Schaden. Das 
Schadensausmass ist abhängig von der Anzahl Personen und den Sachwer-
ten, die dem Ereignis ausgesetzt sind (Exposition) sowie der 
Schadensempfindlichkeit der betroffenen Werte und Personen 
(Verletzlichkeit). Dabei können die gefährdeten Sachwerte unterschiedlicher 
Art sein, wie zum Beispiel Gebäude und Infrastrukturanlagen mit erhebli-
cher volkswirtschaftlicher Bedeutung. Als Grundlagen müssen somit 
Informationen zusam-mengetragen werden, die sich auf die Entstehung von 
Hochwasserereignissen, weitere Ge-fahren, die den Ereignisverlauf 
beeinflussen (z. B. Prozessverkettung oder kombinierte Er-eignisse), die 
Wirkung von bestehenden Massnahmen und die bestehende Nutzung bezie-
hen. Eine konkrete Übersicht über die zu erstellenden Grundlagen findet 
sich in Artikel 4 WBV. Nur auf dieser Basis kann der Handlungsbedarf zum 
Erreichen eines tragbaren Mas-ses an Hochwasserrisiken erkannt, und die 
Verantwortlichkeiten zur Planung und Umset-zung von Massnahmen 
zugewiesen werden. 
Die Kantone gewährleisten mit einem ver-hältnismässigen Aufwand einen 
angemessenen Schutz vor Hochwassergefahren, indem sie geeignete 
raumplanerische, organisatorische, ingenieurbiologische und technische 
Mass-nahmen optimal kombinieren und Risiken auf diese Weise steuern 
(siehe auch Art. 5 bis 8 WBV). Auf Basis einer integralen Planung und 
einem risikobasierten Vorgehen reduzieren die umgesetzten Massnahmen 
bestehende Risiken und begrenzen das Entstehen neuer Risi-ken. Das 
Zusammenwirken der Massnahmen muss daher zum Zeitpunkt der Planung 
wie auch langfristig optimal sein. Allerdings gibt es keine absolute 
Sicherheit, deshalb muss das verbleibende Risiko getragen werden. Das 
bedeutet, dass die Betroffenen für die Schäden selbst aufkommen müssen 
und dass sie über die Gebäudeversicherungen solidarisch getra-gen 
werden. 
Die Kantone beobachten und berücksichtigen im Rahmen ihres 
Vollzugsauftrages die sich verändernden Bedingungen, die durch den 
Klimawandel (vgl. für Anpassungsmassnahmen auch Art. 8 des 
Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stär-
kung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 ), das 
Siedlungswachstum und den Infrastrukturausbau entstehen. 
Bei der Planung und Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen sind 
insbesondere die ökologischen Aspekte zu beachten, da Gewässer wichtige 
ökologische Räume und zentrale Elemente der Vernetzung sind. Die 
natürlichen Funktionen sind deshalb bei Eingriffen beizu-behalten oder 
wiederherzustellen. Dabei ist auch die natürliche Gewässerdynamik soweit 
möglich zu fördern, die Landschaft aufzuwerten und die Vernetzung der 
Lebensräume zu ermöglichen.

Begründung Im Sinne der intergralen Planung ist auch die Betroffenheit der Gesellschaft 
zu berücksichtigen, wenn Massnahmen deren Interessen zuwiederläuft. 
Diese Interessen beiinhalten auch den Erhalt oder die Wiederherstellung 
möglicht naturnaher Gewässer und damit den Erhalt der Biodiversität.
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Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung zu berücksichtigen 
und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. Es gilt, neue 
untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, untragbare 
Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im Einleitungssatz von 
Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an und ergänzt ihn um 
die in den Gefahrengebieten bestehenden und künftigen Risiken. Für die 
Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in der Raumplanung bedeutet 
dies, dass neben der Gefahr auch das Schadenpotenzial berück-sichtigt 
wird. Die massgebenden Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung 
der Risiken sind der kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. 
Im Richtplan sind unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren aufzuzeigen. Dazu gehört auch, dass Prinzipen und 
Verfahren ausgewiesen werden wie beispielsweise die Grundsätze der 
Raum-planung im Umgang mit Naturgefahren , die Organisation, 
Koordination und Zuständigkeiten oder die Aufträge an die Gemeinden. Im 
Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der 
Gefahrengebiete, wie beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen 
im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in 
Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die Vorschriften 
beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark gefährdeten 
Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen Gefahren-
karten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder Restgefährdung 
(gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen Gefahrenkarten) 
begrenzt und reduziert werden müssen. Zu den weiteren 
Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu berück-sichtigen 
sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder Sondernutzungspläne auf 
kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 
erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
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Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und raumplanerisch 
ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche Freihalteräume sind 
beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete oder 
Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen haben 
Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Wir begrüssen das insgesamt, insbesondere auch die Reduktion von 
Risiken durch das Entfernen von Bauten und Anlagen aus dem gefährdeten 
Gebiet.

Jedoch ist der "Raumbedarf der Gewässer" in der Verordnung zu belassen. 
Die hier aufgeführte Argumentation greift zu kurz, denn der Raumbedarf der 
Gewässer ist die bedeutendste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und 
Hochwasserschutz. Dies zeigt sich auch dadurch, dass der Schutz vor 
Hochwassern in der Gewässerschutzgesetzgebung ebenfalls als Grund für 
die Festlegung des Gewässerraums aufgeführt ist (GSchG Art. 36a).

Dies ist ein zentraler Punkt für uns.

Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Organisatorischen Massnahmen sind vorbereitete Tätigkeiten, die kurz vor, 
während und nach einem Ereignis ausgeführt werden, um Menschenleben 
zu retten und das Schadensaus-mass zu begrenzen (Abs. 1). Die 
Vorbereitung und Bewältigung von Ereignissen liegen im öffentlichen 
Bereich in der Zuständigkeit des Bevölkerungsschutzes. 
In den Buchstaben a bis d werden die einzelnen Massnahmen aufgezählt. 
In der alt WBV sind lediglich die Frühwarndienste (Art. 24) und unter 
Grundlagenbeschaffung (Art. 27) die «Notfallplanungen» (Bst. c) und die 
«Messstellen» (Bst. f) aufgeführt. Diese Elemente werden mit neuen 
Begrifflichkeiten weitergeführt und um weitere Tätigkeiten ergänzt. Als 
weitere Massnahme organisatorischer Art wird die Rückhaltemöglichkeit 
von Speicherseen in Absatz 2 ergänzt.
Buchstabe a: Einsätze sind nur dann erfolgreich, wenn sie vorsorglich 
geplant, vorbereitet und eingeübt sind. Einsatzpläne (vormals als 
Notfallplanungen bezeichnet) sind wichtige Hilfsmittel, denn sie bezeichnen 
die Tätigkeiten der Führungsorgane und Einsatzkräfte vor und während 
eines Ereignisses. Dazu gehören die Beobachtung, Information, Warnung, 
Alarmierung, Sperrungen von Strassen, der Aufbau mobiler 
Schutzmassnahmen oder die Evakuierung von Gebäuden und Gebieten 
und die Betreuung von betroffenen Personen. Die kantonalen Fachstellen 
erarbeiten gemeinsam mit den Partnern des Bevölkerungsschutzes die 
Einsatzpläne.
Buchstabe b: Die Kantone sorgen dafür, dass die zivilen Einsatz- und 
Führungsorganisatio-nen über das notwendige Naturgefahrenwissen 
verfügen, um sich auf Hochwasserereignisse vorzubereiten und sie zu 
bewältigen. Dazu bilden sie lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater 
aus und integrieren sie in ihre Führungsorganisationen. Die lokalen 
Naturgefahrenbe-raterinnen und -berater kennen die zur Verfügung 
stehenden Informationen wie die Gemein-same Informationsplattform 
Naturgefahren (GIN). Sie können diese Informationen dank guter 
Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten mit eigenen Beobachtungen 
ergänzen und im lokalen Kontext beurteilen. Damit tragen sie dazu bei, 
dass Vorhersagen und Warnungen die Füh-rungs- und Einsatzkräfte 
rechtzeitig erreichen, von ihnen verstanden und in die Entscheidun-gen 
eingebunden werden.
Buchstabe c ist aus Artikel 24 alt WBV übernommen. Die 
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«Frühwarndienste» werden durch den Begriff «Warneinrichtungen» ersetzt, 
um kohärent mit der Terminologie des Wasserbau-gesetzes zu sein. 
Gemeint sind Mess- und Frühwarnsysteme. Dazu gehören auch die für den 
Hochwasserschutz erforderlichen Messstellen (Art. 27, Bst. f alt WBV).
Buchstabe d nennt technische Vorkehrungen wie Abdämmungen mit 
mobilen Dammbalken oder Anhebevorrichtungen bei Brücken, die für die 
Ereignisbewältigung eingesetzt werden. Die technischen Vorkehrungen 
werden zur Unterstützung der Einsatzkräfte erstellt, damit diese mit ihren 
begrenzten Mitteln die Schäden risikobasiert begrenzen können.
In Absatz 2 wird eine weitere Massnahme organisatorischer Art genannt, 
die dazu beiträgt, die Hochwassergefahr im unterhalb von Speicherseen 
liegenden Gebiet zu vermindern. In-dem der Speichersee permanent oder 
vor einem spezifischen Ereignis vorabgesenkt wird, kann dieses 
Speichervolumen genutzt werden, um die Abflussspitze zu reduzieren. Die 
Ana-lyse des Hochwasserereignisses vom August 2005 zeigt den Nutzen 
dieses Vorgehens für den Hochwasserschutz. Die Mitnutzung eines 
Speichersees kann in einzelnen Fällen eine kostengünstige Massnahme 
darstellen. Eine Vorabsenkung kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
Ereignisses aber auch zu Ertragsausfällen bei der Energieproduktion 
führen. Diese werden gemäss Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe g WBV 
subventioniert. Betrachtet man die Auswirkungen einer solchen Nutzung auf 
die Wasserkraftproduktion über eine längere Zeitperiode, werden sie jedoch 
als gering eingeschätzt. Auch die hier beschriebene Bewirt-schaftung der 
Speicherseen ist in eine optimale Massnahmenkombination einzubetten. 
Die Sicherheit der Stauanlagen gemäss den Anforderungen der 
Stauanlagengesetzgebung darf dabei nicht beeinträchtigt werden.

Begründung Um das Schadenausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzene sind ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und umweltbezogene Nachhaltigkeit zu 
berücksichtigen.

Titel 4.2.4 Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel wird neu eingeführt, um die ingenieurbiologischen und 
technischen Massnahmen in ähnlicher Ausführlichkeit wie die anderen 
Massnahmen zu beschreiben. Inhaltlich bildet der Artikel jedoch die gängige 
Praxis ab. Als neue Aufgabe wird formuliert, dass die bestehenden 
Bauwerke auf ihre Systemsicherheit zu prüfen sind.
Absatz 1 beschreibt die Wirkung und Funktion von technischen 
Massnahmen. Schutzbauten und -anlagen sollen in dafür geeigneten 
Flächen das Hochwasser möglichst zurückhalten. Wo nötig werden 
Hochwasser durch Siedlungsgebiete durchgeleitet oder in dafür vorgesehe-
ne Räume umgeleitet. Bestehende Geländeaufschüttungen, 
Terrainveränderungen, perma-nente Freihaltung in Stauseen oder 
abgesenkte Strassen können für diesen Zweck ebenfalls eingesetzt werden. 
Technische Massnahmen sind so zu bauen und zu unterhalten, dass sie 
über eine möglichst lange Zeit funktionstüchtig sind. 
Absatz 2 beschreibt einen wichtigen Aspekt, der bei der Planung und beim 
Bau von techni-schen Massnahmen beachtet werden soll: das robuste 
Bauen. Die Bauwerke werden auf ein bestimmtes Ereignis 
(Wahrscheinlichkeit und Intensität des Gefahrenprozesses) ausgelegt und 
verhalten sich dann robust, wenn das Überlasten der Schutzbaute nicht zu 
unkontrollier-tem Versagen mit sprunghaft ansteigenden Schäden führt und 
die vorgesehene Wirkung auch bei einer Überlastung erhalten bleibt. Kann 
ein robustes Verhalten nicht erreicht werden, sind allenfalls weitere 
Massnahmen zu ergreifen und die verbleibenden Risiken sind zu tra-gen. 
Zudem verpflichtet Absatz 2 die Kantone dazu, bestehende Schutzbauten 
und -anlagen daraufhin zu prüfen, wie sie bei einer extremen Belastung 
(Überlastung) reagieren. Dabei sind verschieden Szenarien, 
Prozesswechsel, Prozessverkettungen und kombinierte Ereig-nisse 
einzubeziehen. Weiter müssen die Kantone die Systemsicherheit 
untersuchen, das heisst prüfen, wo die Wirkungsgrenze des 
Schutzkonzeptes – also der Kombination ver-schiedener Massnahmen – 
liegt. Auf Basis der Über-prüfung und Bewertung der Bauwerke und ihrer 
Funktionstüchtigkeit wird der Handlungsbedarf bestimmt und die not-
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wendigen An-passungen für ein robustes Verhalten sind vorzunehmen.
Absatz 3: Technische Massnahmen müssen möglichst naturnah gestaltet 
werden. Dabei sind soweit möglich natürliche Baustoffe einzusetzen und die 
Schutzwirkung der Vegetation durch optimale Auswahl und Anordnung wie 
lebende Buhnen, Erosionsschutz durch Weiden etc. zu verwenden. Dies 
trägt dazu bei, dass die natürlichen Funktionen erhalten oder wiederherge-
stellt und damit die Bauwerke gut in die Landschaft eingefügt werden. 
Absatz 4 verlangt von den Kantonen, dass sie entschädigungsberechtigte 
Entlastungsräume festlegen. Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume 
sind Räume, in die Hochwasser im Zusammenhang mit technischen 
Massnahmen bewusst ein- und durchgeleitet werden. Vo-raussetzung für 
entschädigungsberechtigte Entlastungsräume ist somit, dass Entlastungs-
räume mit dem Zweck, andere Gebiete zu schützen, häufiger oder 
intensiver belastet und im Rahmen eines Projektes realisiert werden. Der 
Bund subventioniert den finanziellen Aus-gleich der in diesen Räumen 
auftretenden Schäden (Art. 6 Abs. 3 Bst. e Wasserbaugesetz in Verbindung 
mit Art. 10 Abs. 1 Bst. f WBV). In raumplanerischer Hinsicht sind 
Entlastungs-räume als Freihalteräume gemäss Artikel 5 Absatz 2 
auszuscheiden.

Begründung Es fehlen naturbasierte Lösungen, wie das Schaffen von naturnahen oder 
natürlichen, standortgerechten Uferlebensräumen in ausreichender 
Flächengrösse (Auen, Flachmoore), welche als Entlastungsräume dienen 
und im Sinne des integralen Risikomanagements auch andere Risiken 
reduzieren, namentlich das Risiko von Trockenheit oder das Risiko von 
Biodiversitätsverlust.

Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Gewässerunterhalt ist eine wichtige Massnahme, um den bestehenden 
Hochwasser-schutz zu gewährleisten. Die Bestimmung ist aus Artikel 23 alt 
WBV übernommen und etwas präzisier formuliert.
Mit dem Auftrag, Schutzbauten und -anlagen angemessen zu unterhalten, 
sind durch die Kan-tone auch die Zuständigkeiten und Pflichten im Unterhalt 
zu bestimmen. Dies ist ein wichtiges Element im 
Schutzbautenmanagement, welches auf Informationen des 
Schutzbautenkatas-ters (siehe Art. 4, Abs. 1, Bst. c und d WBV) und dem 
Bewerten der Bauwerke auf ihre Eignung und Funk-tionstüchtigkeit (Art. 7, 
Abs. 2 WBV) basiert.
Buchstabe a bezeichnet Eingriffe des Gewässerunterhalts, die regelmässig 
oder nach Scha-denereignissen erforderlich sind, um die Abflusskapazität 
zu erhalten und die Gewässerdy-namik nötigenfalls zu begrenzen. Dazu 
gehört beispielsweise das Freihalten von Hochwas-serprofilen und 
Geschiebesammlern, das regelmässig gezielte und etappierte Zurückschnei-
den der Ufervegetation zur Erhaltung der Abflusskapazität oder die 
Stabilisierung der Sohle oder von Uferböschungen, wo dies nötig ist. 
Gleichzeitig ist im Wasserbaugesetz definiert, dass mit dem 
Gewässerunterhalt der Erhalt und die Wiederherstellung der natürlichen 
Funktionen des Gewässers verfolgt werden müssen. Es ist also auch zu 
überprüfen, wo mehr Dynamik zugelassen werden kann.
Buchstabe b nennt den zweiten Aspekt des Unterhaltes. Schutzbauten und -
anlagen sind zu unterhalten. Beispielsweise sollen beschädigte 
Schutzbauten repariert werden. Diese Arbei-ten haben das Ziel, die 
Lebensdauer der Schutzbauten und -anlagen zu verlängern und die 
Funktionalität zu gewährleisten. 
Die ökologischen Anforderungen an den Unterhalt werden in Artikel 37 
GSchG definiert und in Artikel 41cquater GSchV präzisiert.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Wasserbaugesetz (Art. 4 Bst. b) den 
Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 



372 / 927

dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --



373 / 927

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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CH-Wasserwirtschaftsverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der SWV begrüsst die vorgeschlagenen Anpassungen mehrheitlich. Bereits in 
der Vernehmlassungsantwort des SWV vom 2. Juli 2021 zur Änderung des 
Wasserbaugesetzes haben wir uns für den Paradigmenwechsel «von der 
Gefahrenabwehr zur Risikokultur» und damit für die Umsetzung des integralen 
Risikomanagements ausgesprochen. Diese Stossrichtung wurde später vom 
Parlament bestätigt und das Gesetz von beiden Kammern einstimmig 
verabschiedet. Wir nehmen erfreut zur Kenntnis, dass dieser Grundsatz nun 
auch in der 
Wasserbauverordnung aufgenommen wird.

Nichtsdestotrotz möchten wir einige Änderungen in der Verordnung 
vorschlagen, die wir in einer Tabelle 
zusammengefasst haben. Zusätzlich dazu möchten wir folgende Punkte 
erwähnen: 

In Art. 2 lit. a geht es um die integrale Planung. Obwohl die einzelnen 
Interessen und Stakeholder in der Verordnung nicht explizit genannt werden, 
möchten wir diesbezüglich darauf hinweisen, dass diese bei konkreten 
Wasserbauprojekten unbedingt berücksichtigt werden müssen. Dazu gehören 
nebst des Hochwasserschutzes auch die Wassernutzung mit der Wasserkraft, 
der Landwirtschaft, die Trinkwasserversorgung, aber auch die Gesellschaft 
und die ökologischen Anforderungen. Nur mit dem bestmöglichen Einbezug 
der verschiedenen Interessen kann die Planung integral umgesetzt werden.

Art. 3 beschreibt den allgemeinen Umgang mit Hochwassergefahren und 
Risiken. In Bezug auf das Einzugsgebietsmanagement ist es uns wichtig zu 
betonen, dass die Kantone auch die Situation des Oberliegers berücksichtigen 
müssen, um eine gute Zusammenarbeit zwischen den Kantonen zu 
garantieren.

Weiter fällt auf, dass die Thematik des Oberflächenabflusses zwar in Art. 1 als 
Geltungsbereich erwähnt ist, die WBV jedoch anschliessend nicht mehr darauf 
eingeht. Es ist daher unklar, ob die im Art. 7 erwähnten Massnahmen auch für 
diesen Prozess gelten. Falls Ja, müsste die WBV in diesem Bereich 
konkretisiert werden. Vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Starkniederschläge ist zu überdenken, ob vermehrt übergreifende Lösungen 
zwischen klassischem Hochwasserschutz und klassischem 
Siedlungswasserbau (z. B. die Abweichungen von den heute angewendeten 
Dimensionierungsgrundsätzen bei der Siedlungsentwässerung) zielführend 
sein könnten. Obwohl die bestehende Abgrenzung zum Siedlungsbau 
weiterhin gemacht wird, würden wir uns eine stärkere Mitberücksichtigung des 
Oberflächenabflusses dennoch wünschen. 

Anhang: SWV_Stellungnahme_WBV_Tabelle.pdf
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Anhang: SWV_Stellungnahme_WBV_Brief.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone legen in der Richt- und Nutzungsplanung Freihalteräume fest, 
welche unter anderem als Abflusskorridore oder Retentionsräume 
fungieren, um so andere Gebiete zu schützen. In den Freihalteräumen ist 
das Risiko durch die Art der Nutzung zu begrenzen.

Begründung Hochwasser ereignen sich nicht nur in Freihalteräumen. Deshalb beschreibt 
die vorgeschlagene Formulierung diese Räume besser.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen und/oder Frühwarndienste auf, die zur 
Sicherung von Siedlungen und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren 
erforderlich sind, und betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung In einigen Fällen braucht es ergänzend zu Warneinrichtungen (oder 
Messstellen) die Analyse der Daten durch Fachgremien. Der Begriff 
«Frühwarndienste», wird diesem Umstand besser gerecht.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie nutzen, soweit sinnvoll und vertraglich geregelt, 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten bei Speicherseen.

Begründung Die Hochwasserrückhaltemöglichkeiten können oft nur genutzt werden, 
wenn dazu eine Regelung mit den Betreibern besteht. Es empfiehlt sich 
deshalb, diese Möglichkeit vorgängig zu regeln und die Prozesse zu 
definieren.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Gewässer, die Schutzbauten und -
anlagen angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Gewässer, 
die Schutzbauten und -anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

Begründung Gemäss der nachfolgenden Auflistung werden unter dem 
Gewässerunterhalt nicht nur die künstlichen Bauten verstanden.

Antrag neu Art. 8 lit. c
"die Robustheit und Überlastbarkeit der Schutzbauten und -anlagen 
sichergestellt wird."
Begründung: In Analogie zu Art. 7 Abs. 2 WBV.

Antrag neu Art. 8 lit. d:
"sie den Anforderungen von Art. 41cquater der GSchV entsprechen."
Begründung: In Analogie zu Art. 4 WBG mit Bezug auf Art. 37 GSchG.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
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der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, die Tätigkeit von 
Frühwarndiensten zur Daten- und Lageanalyse, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen; Wird die Infrastruktur für 
mehrere Zwecke genutzt, wie dies beispielweise bei Stauseen der Fall 
sein kann, gilt der Teil, der für den Hochwasserschutz genutzt wird, als 
Schutzbau und -anlage im Sinne dieser Bestimmung;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechten Vegetation 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und den Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle wegen Speicherverlusten bei der angeordneten 
Vorabsenkung von Stauseen und Schäden die in diesem 
Zusammenhang entstanden sind sowie für weitere Ertragsausfälle bei 
der Mehrfachnutzung von Stauseen;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung lit. c: Um Warneinrichtungen betreiben zu können, braucht es eine 
Fachstelle, welche die Daten- und Lageanalyse vornehmen kann. Diese 
Tätigkeit ist oftmals nicht durch Führungs- und Einsatzkräfte abgedeckt.

lit. d: Sofern bei Stauseen ein Teil der Kapazität fest für Hochwasserzwecke 
vorgesehen ist, so müssen auch die Bestimmungen dieses Abschnitts zur 
Anwendung kommen.

lit. e: Der Begriff «Vegetation» ist umfassender als Gehölze. Grasvegetation 
kann ebenfalls eine stabilisierende Wirkung haben.

lit. g: Ertragsausfälle und Schäden wegen Vorabsenkungen sollen nicht nur 
im Ereignisfall abgegolten werden müssen, sondern auch, wenn sie 
angeordnet wurden und der Ereignisfall nicht eingetreten ist. Die 
Entschädigung der Betreiber hat umfassend zu erfolgen.

Hinweis zu lit. h: Unter «weitere Massnahmen» werden auch die 
Massnahmen in Bezug auf die Synergien des Oberflächenabflusses und der 
Siedlungsentwässerung auf die Gewässerdynamik verstanden.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.
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Begründung Art. 1 lit. a WBV erwähnt den Schutz vor Oberflächenabfluss explizit. Es gibt 
einen Graubereich im Schutz vor Oberflächenabfluss im Rahmen von 
wasserbaulichen Massnahmen oder der Siedlungsentwässerung. Die 
Finanzierung des Schutzes via Wasserbau sollte in der Verordnung nicht 
kategorisch ausgeschlossen werden.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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ECO SWISS

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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EcoServe International AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: - In der VeVA wird nicht mehr von Siedlungsabfällen gesprochen. In der 
VVEA (Art. 32 Abs. 2 Bst. i, Art. 24 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 54 
Abs. 2 ) wird von Siedlungsabfällen gesprochen. Werden die Verordnungen 
was den Begriff "Siedlungsabfall" betrifft nicht harmonisiert?

-Zum Zweck und Geltungsbereich (Art. 1 VeVA) fehlt aus unserer Sicht eine 
Präzisierung, welche als Bst. e ergänzt werden könnte. Es betrifft 
Arzneimittel, die der Betäubungsmittelgesetzgebung unterstehen. 
Grundsätzlich gelten diese als Sonderabfälle und müssten mit 
Begleitscheinen transportiert werden. Viele Kantone haben eigene 
Verfahren die auf Art. 70 BetmKV stützen aber nicht der VeVA entsprechen. 
Diese Arzneimittel sollten von der VeVA ausgeschlossen werden, damit die 
Kantonsapotheken / Heilmittelkontrollen sie entgegennehmen dürfen, auch 
wenn sie keine Entsorgungsunternehmen sind.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: In der VeVA wird nicht mehr von Siedlungsabfällen gesprochen. In der 
VVEA (Art. 32 Abs. 2 Bst. i, Art. 24 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 54 
Abs. 2 ) wird von Siedlungsabfällen gesprochen. Werden die Verordnungen 
was den Begriff "Siedlungsabfall" betrifft nicht harmonisiert?

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --



387 / 927

Energie Wasser Bern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Verordnungstext muss im Sinne des Kommentars in der Begründung 
vollständig neu formuliert werden.

Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle, für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.
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Begründung Die Einführung einer Notfallplanung für die Entsorgung bzw. 
Zwischenlagerung von Abfällen macht Sinn und wird begrüsst.
Allerdings ist das Szenario, dass alle Kehrichtverwertungsanlagen 
gleichzeitig über mehrere Wochen ausfallen und in der Folge Lagerplatz für 
Siedlungsabfälle benötigen, nicht realistisch. Deshalb macht es keinen Sinn, 
wenn alle KVA-Standortkantone unabhängig voneinander Kehricht-
Zwischenlagerkapazitäten für 6 Monate schaffen.

Die Schweizer KVAs überbrücken schon heute gewisse Anlagenausfälle 
durch gegenseitige Unterstützung. Deshalb macht es Sinn, wenn die 
angestrebte Notfallplanung unter Federführung des Bundes und unter 
Einbezug der KVA-Branche und der Kantone über die ganze Schweiz 
koordiniert und an realistischen Ausfallszenarien ausgerichtet wird.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Verordnungstext muss im Sinne des Kommentars in der Begründung 
vollständig neu formuliert werden.

Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Buchstabe h:
Die Schaffung von Betriebsmittelvorräten für einen zweimonatigen Betrieb 
ist für die meisten KVAs mit Lageranlagen für mehrere Hundert Tonnen 
Chemikalien verbunden. Abgesehen davon, dass die entsprechende 
Lagerfläche auf den KVA-Arealen kaum zur Verfügung steht, wäre deren 
Bereitstellung mit Baubewilligungsverfahren, Störfallberichten oder sogar 
Umweltverträglichkeitsprüfungen verbunden. In bestehenden KVA-Arealen 
wäre ein solcher Ausbau unrealistisch.
Die Vorhaltung bei Chemikalienlieferanten oder sichere externe Lagerplätze 
sind gemäss erläuterndem Bericht Varianten zur Umsetzung der 
Betriebsmittelreserve; bei 30 KVAs macht es aber keinen Sinn, wenn alle 
Betriebe einzeln mit den Chemikalienlieferanten entsprechende Verträge 
ausarbeiten.
Energie Wasser Bern beantragt deshalb, dass die Notfallplanung für 
Chemikalienknappheit schweizweit unter Federführung des Bundes und 
unter Einbezug der betroffenen Branchen und der Kantone koordiniert wird 
(siehe auch Kommentar zu Art. 4 Abs. 1). Chemikalienknappheit ist auch 
bei anderen kritischen Infrastrukturen (z.B. Abwasserreinigungsanlagen) ein 
relevantes Thema und muss ganzheitlich angegangen werden.
Bei der Notfallplanung können auch Szenarien in Betracht gezogen werden, 
bei denen die KVAs bei Betriebsmittelknappheit mit reduzierter 
Rauchgasreinigung operieren könnten (z.B. reduzierte 
Stickoxidbehandlung).

Buchstabe i:
Die Lagerkapazitäten im Bunker und auf dem Gelände von KVAs sind in der 
Regel beschränkt. Die Verdichtung von Kehricht in Ballenpressen würde die 
Lagerkapazität nur sehr beschränkt erhöhen, sie wäre aber mit erheblichen 
Problemen bezüglich Hygiene, Gärung, Geruchsemissionen oder 
Ungezieferbefall verbunden, die auf einem (urbanen) KVA-Areal nicht 
beherrscht werden könnten. Die Zwischenlagerung auf einem KVA-Areal ist 
deshalb nicht realistisch. Externe Zwischenlagerplätze können nicht durch 
die KVAs selber bereitgestellt werden, sondern müssen durch die Behörden 
zugewiesen werden.

Energie Wasser Bern beantragt, dass die Notfallplanung für den KVA-
Ausfall schweizweit unter Federführung des Bundes und unter Einbezug der 
Branche und der Kantone anhand realistischer Ausfallszenarien koordiniert 
wird (siehe auch Kommentar zu Art. 4 Abs. 1).

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Fachverband Schweizer Raumplaner/-innen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der FSU begrüsst die Anpassung der Wasserbauverordnung. Klimawandel, 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung sind als wichtige grosse 
Risikotreiber zu verstehen. Die Verordnung setzt die richtige Basis um die 
gegenwärtige Herausforderungen zu bewältigen und auch wie teilen der 
Meinung, dass eine integrale und risikobasierte Planung (gemäss Art. 2 und 
5) zu fördern ist!

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Feuerwehr Koordination Schweiz FKS

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wir beantragen, in diesem Absatz ausdrücklich auch die 
«Gefährdungskarten» und «Gefahrenhinweiskarten» aufzuführen.

Begründung Diese Kartengehören zu den wichtigen Grundlagen für den 
Hochwasserschutz.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In Bezug auf die raumplanerischen Tätigkeiten sollte erwähnt werden, dass 
auch die Gefährdungskarten – gleich wie die Gefahrenhinweiskarten – zu 
berücksichtigen sind.

Begründung --

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wir beantragen die Ergänzung von Buchstabe a wie folgt:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gefahrenhinweiskarten und Gefährdungskarten, Gesamtplanungen und 
weitere übergeordnete Planungen;

Zudem bitten wir darum, die entsprechenden Formulierungen in der 
Verordnung und der Erläuterung dahingehend zu überarbeiten, dass auch 
besondere Einsatzmittel im Rahmen von entsprechenden 
Hochwasserschutzmassnahmen beitragsberechtigt sind.

Begründung Gemäss Buchstabe a leistet der Bund insbesondere Abgeltungen für die 
Erarbeitung von Grundlagen wie Ereignisanalysen, Kataster, 
Gefahrenkarten, Risikoübersichten und Gesamtplanungen. Auch nicht 
bindende Karten wie Gefährdungskarten (z.B. Gefährdungskarte 
«Oberflächenabfluss») sollten hiervon erfasst sein, ebenso sollten die 
Gefahrenhinweiskarten explizit erwähnt werden (siehe Antrag zu Ergänzung 
Art. 4 Abs. 1).

Zum zweiten Anliegen:
Die Kostenbeiträge, die der Bund nach Artikel 10 Abs. 1 den Kantonen 
gewährt, schliessen gemäss Absatz 2 Buchstabe «d» insbesondere die 
gemäss «Grundauftrag abgedeckten» Aufwendungen der Führungs- und 
Einsatzkräfte ab.
Wir weisen mit Nachdruck darauf hin, dass auch der Einsatz bei 
Katastrophen- und Notlagen (Extremstereignisse) sowie auch bei grossen 
Hochwassereignissen zum «Grundauftrag» der Einsatz- und Führungskräfte 
gehören und damit die Formulierung aus unserer Sicht missverständlich ist.
Wir vertreten ebenfalls die Meinung, dass die Kosten für die materielle und 
personelle Vorbereitung für Alltagsereignisse durch die jeweiligen 
Trägerinnen selber zu tragen sind. Ebenfalls unterstützen wir die Strategie, 
dass der Hochwasserschutz zuerst auf planerischer Ebene, dann in 
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baulicher und letztendlich auf technischer Ebene sicherzustellen ist. Nicht 
schlüssig wäre für uns hingegen, wenn beispielsweise feste bauliche 
Einrichtungen zum Hochwasserschutz durch die Partner im 
Bevölkerungsschutz beitragsberechtigt sind (z.B. stationäre 
Hochwassersperren, auch wenn sie von Hand im Ereignisfall angebracht 
werden müssten), jedoch besondere «mobile» Einsatzmittel, welche fester 
Teil von speziellen Hochwasserschutzdispositiven sind (vgl. z.B. Matte-
Quartier in der Stadt Bern) nicht beitragsberechtigt sind. Mobile 
Einsatzmittel sind zwar nicht das «optimale Mittel», an verschiedenen 
Stellen bestehen jedoch aus technischen oder baulichen Gründen kaum 
Alternativen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Überschwemmungen, welche nicht durch die Siedlungsentwässerung 
abgedeckt werden, sollen als Naturgefahr gelten und mit dieser Verordnung 
geregelt werden. Das würde heissen, dass Schutzmassnahmen für 10-
jährliche und seltenere Ereignisse durch die öffentliche Hand subventioniert 
werden können.

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Greenpeace Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Das integrierte Risikomanagement (IRM) ist sehr zu begrüssen. Alle 
relevanten Stakeholder müssen beteiligt sein. Insbesondere begrüssen wir 
ausdrücklich, dass Nachhhaltigkeit im umfassenden (ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial) Sinne angestrebt wird. 

Wir begrüssen die Präzisierungen in der Wasserbauverordnung 
insbesondere die differenzierte Betrachtung des Gewässerunterhalts und 
die Würdigung dessen wichtigen Beitrags zu den natürlichen Funktionen 
des Gewässers und damit zur Anpassung an den Klimawandel. Erweiterte 
Gewässerräume, die standortadäquat bewirtschaftet werden leisten einen 
wichtigen Beitrag zur ökologischen Infrastruktur.

Wir finden es auch sehr positiv, dass in der angepassten GschV explizit 
auch auf die Unterhaltsmassnahmen hingewiesen wird und betont wird, 
dass diesedazu beitragen, dass standortypische Lebenräume, Prozesse 
und Strukturen entstehen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Gefahren, welche von Hochwassern ausgehen 
können:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Die aufgezählten Prozesse stellen nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und 
können sogar erwünscht sein. Im Sinne des integralen Risikomanagements 
sollen auch die Chancen durch solche Prozesse bzw. die Risiken beim 
Ausbleiben dieser Prozesse, namentlich die Risiken aufgrund von 
Biodiversitätsverlust, berücksichtigt werden. Demnach sei hier eine kann-
Formulierung zu verwenden.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen 
ausgewogen berücksichtigt und die Massnahmen optimal kombiniert 
werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung Es wird mit dieser Anpassung im Sinne des integralen Risikomanagement 
und im Sinne des erläuternden Berichts präzisiert, welche Interessen 
gemeint sind. Dies Präzisierung ist notwendig, da mit der Einführung des 
integralen Risikomanagement Interessen zu berücksichtigen sind, welche 
bisher ausser Acht gelassen wurde. Da es sich hierbei um die Definition der 
Begriffe handelt, ist eine unmissverständliche Nennung der zu 
berücksichtigenden Interessen unerlässlich.
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Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die namentliche Erwähnung der "ökologischen Aspekte" ist wichtig. Auch 
der Einbezug von Klimaszenarien, was soviel bedeutet, dass die Gefahren 
nicht nur retospektiv beurteilt werden sollen und können.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete, den Raumbedarf der 
Gewässer und die Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei 
ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Die ungenügende Berücksichtigung des Raumbedarf der Gewässer in der 
Raumplanung ist ein zentraler Faktor, welcher das Risiko für Mensch und 
erheblichen Sachwerten erhöht. Der Raumbedarf der Gewässer ist die 
wichtigste Schnittselle zwischen Gewässerschutz und Hochwasserschutz. 
Es ist absolut im Sinne eines integralen Risikomanagements, den 
Raumbedarf der Gewässer in genügendem Mass zu berücksichtigen, da 
hiermit eine Vielzahl von Risiken minimiert werden können, namentlich alle 
Risiken infolge Hochwasserereignissen (im hydrologischen Sinne, d.h. weit 
überdurchschnittliche Abflüsse).

Dementsprechend ist auch im Gewässerschutzgesetz, Artikel 6a 
Gewässerraum, Abs. 1, Bst. b explizit der Schutz vor Hochwasser 
festgehalten. Nach der hier im erläuternden Bericht aufgeführten Logik wäre 
bei nächster Gelegenheit diese Bestimmung aus dem GSchG zu streichen, 
da dies in den Aufgabenbereich der Wasserbaugesetzgebung gehöre.

Es ist unverständlich, warum der Raumbedarf der Gewässer nicht aus der 
alten WBV übernommen werden soll, handelt es sich hierbei um ein 
Schlüsselelement um die Ziele "Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor (...) Hochwassergefahren" zu erreichen.

Dieser Punkt ist für uns von zentraler Bedeutung.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

e. definieren sie Abläufe und Kriterien, welche dazu dienen, im Nachgang 
an Ereignisse Massnahmen zu ergreifen, welche die Resilienz des Systems 
erhöhen.

Begründung Um das Schadensausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das Entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzen sind, ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Interessen gleichermassen zu 
berücksichtigen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen ingenieurbiologische und technische Massnahmen, 
um das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. Dazu gehören 
Schutzbauten und -anlagen, die Hochwassergefahren zurückhalten, 
umleiten oder durchleiten. Schutzbauten und -anlagen werden so instand 
gestellt, ersetzt oder neu erstellt, dass deren Lebensdauer und 
Funktionsfähigkeit optimiert ist.

Begründung Wie der Titel des Artikels sagt, geht es um ingenieurbiologische UND 
technische Massnahmen. Diese beiden Massnahmentypen, um Risiken zu 
reduzieren und zu begrenzen, sind nicht gleichzusetzen. Inbesondere 
können ingenieursbiologische Massnahmen, sofern sie korrekt angewendet 
werden, völlig unterhaltsfrei und auf unbestimmte Zeit wirksam sein.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen möglichst robust und natürlich. 
Bestehende Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre Eignung, 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung Diese Formulierung wird der Forderung GschG Art 37 Abs 2 gerecht, 
nämlich dass... "der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst 
beibehalten oder wiederhergestellt werden muss".

Bestehende Schutzbauten sind auch auf ihre Eignung hin zu überprüfen. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass basierend auf der bisherigen 
Wasserbaugesetzgebung errichtete Schutzbauten den Prinzipien des 
integralen Risikomanagements genügen. Darüber hinaus verändern sich im 
Rahmen des Klimawandels die Abflüsse und bisher geeignete 
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Schutzbauten werden in Zukunft nicht mehr geeignet sein. Nicht oder nicht 
mehr geeignete Schutzbauten sind unter Berücksichtgung der neuen 
Wasserbaugesetzgebung und der Gewässerschutzgesetzgebung 
anzupassen, wobei eine Anpassung auch aus einem Ersatz durch 
ingenieursbiologische Massnahmen oder aus einer Entfernung, z.B. im 
Rahmen einer Aufweitung, bestehen kann.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie verwenden so weit als möglich natürliche, für das jeweilige Gewässer 
typische Baustoffe und setzen ingenieurbiologische Methoden ein.

Begründung Wichtig ist nicht nur, dass die Baustoffe natürlich sind, sondern auch das sie 
dem Gewässertyp angepasst sind. Beispielsweise sind Felsblöcke ein 
natürlicher Baustoff, welcher natürlicherweise an kleinen, flachen 
Gewässern nicht vorkommt.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen entschädigungsberechtigte Entlastungsräume, in welche 
Hochwasser durch Revitalisierungen und Schutzmassnahmen so ein- und 
durchgeleitet werden, dass diese Räume häufiger oder intensiver belastet 
werden, um damit andere Gebiete zu schützen.

Abs. 5: Sie schaffen naturnahe und natürliche, standortgerechte 
Uferlebensräume, welche als Entlastungsräume dienen, und sichern diese 
raumplanerisch.

Begründung Revitalisierungen, z. B. durch die Wiedervernetzung von Auen, können 
Räume wiederherstellen, die Hochwasserspitezn zurückhalten oder 
verlangsamen und so andere Gebiete schützen.

Neben der Bezeichnung und der Anbindung von bestehenden Räumen, 
welche zur Entlastung dienen können, sind auch weitere, spezifisch 
naturnahe oder natürliche Flächen (Wieder-)Herzustellen. Hierzu ist ein 
weiterer Absatz hinzuzufügen. Naturnahe und natürliche Uferlebensräume 
sind kosteneffizient als Massnahmen zum Schutz vor Hochwassern. Sie 
reduzieren im Sinne des integralen Risikomanagements auch weitere 
Risiken, namentlich das Risiko von Trockenheit und das Risiko von 
Biodiversitätsverlust. Der Flächenbedarf für diese Lebensräume ist 
ausgewiesen. Es kann so eine win-win-Situation geschaffen werden. Die 
Beanspruchung von nicht-natürlichen Entlastungsräumen kann reduziert 
und somit Kosten aufgrund von Entschädigungen reduziert werden.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen risikobasiert, so dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik nur dort wo 
nötig begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die Gewässer den Anforderungen von Artikel 41c quater der 
Gewässerschutzverordnung entsprechen.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Gewässerschutzgesetz (Art. 4 Bst. n) 
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den Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

In den Anforderungen an den Gewässerunterhalt, wie sie in Art. 8 WBV 
formuliert sind, fehlt dieser Bezug zum Unterhalt zur Gewährleistung der 
ökologischen Funktionen. So wie das WBG in Art. 4 auf Art. 37 GSchG 
verweist, soll auch auf Stufe Verordnung dieser Bezug explizit hergestellt 
werden.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Titel 3. Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei Eingriffen in das oberirdische Gewässer ist der natürliche, vom 
Menschen unveränderte Verlauf des Fliessgewässers, charakterisiert durch 
seine Lage im Talquerschnitt, sein Längsgefälle, seine Gerinneform, seine 
Gerinnesohlenbreite sowie seine morphologischen Strukturen und 
dynamischen Prozesse, möglichst beizubehalten oder wiederherzustellen.

Begründung Hier muss zum Ausdruck kommen, dass sich der "natürliche Verlauf" des 
Fliessgewässers auf den Verlauf vor allfälliger Korrekturen bezieht.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es sehr, dass auch die standorttypische Gestaltung und 
Unterhalt des Gewässers und des Gewässerrraums hier explizit ausgeführt 
wird

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass die Bedeutung des Gewässerunterhalts für die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer hervorgehoben 
wird. Insbesondere auch, dass der Gewässerunterhalt einen Beitrag zum 
Aufbau der ökologischen Infrastruktur und zur Anpassung an den 
Klimawandel leisten kann.

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Schutzmassnahmen sind gemäss Artikel 1 Wasserbaugesetz dort 
angezeigt, wo Menschen sowie Siedlungen, Gebäude und Infrastrukturen 
gefährdet sind (Schutzobjekte). Artikel 1 WBV präzisiert, vor welchen 
Gefahren der Schutz von Menschen und erheblichen Sachwer-ten 
gewährleistet werden soll.
Während in Artikel 1 Wasserbaugesetz einzelne Gefahrenprozesse 
beispielhaft erwähnt sind, werden sie in der Verordnung vollständig 
aufgezählt. Unter Hochwasser wird ein Wasser-stand verstanden, der 
deutlich über dem langjährigen Mittelwert liegt. Hochwasser stellen eine 
Gefahr dar, wenn sie ausufern und so Schäden für Mensch, Umwelt und
/oder Sachgüter entstehen können. Überschwemmungen können auch 
durch Niederschlag entstehen, der nicht versickern kann und über das 
offene Gelände abfliesst (Oberflächenabfluss), durch aufstossendes 
Grundwasser oder durch über das Seeufer auslaufende Wellen (Bst. a). Die 
auslaufenden Wellen umfassen insbesondere Windwellen und dynamische 
Wellen. Letztere werden auch Tsunamis genannt, welche meist durch 
Massenbewegungen ins Gewässer oder unter Wasser ausgelöst werden. 
Eine weitere Gefahr sind Murgänge (Bst. b), ein lang-sam bis schnell 
fliessendes Gemisch aus Wasser und einem hohen Feststoffanteil in steilen 
Bächen. Weiter können Erosionen im Ufer- und Sohlbereich von 
Gewässern, insbesondere im Bereich von Bauten (Brückenpfeiler, 
Widerlager), sowie die Ablagerung von Feststoffen inner-halb und 
ausserhalb des Gewässers (Bst. c) und von Schwemmgut wie z. B. 
weggerissene Baumstämme (Bst. d) eine Gefahr darstellen. 
Die Hochwassergefahren umfassen damit alle Gefahren, welche durch 
Überschwemmun-gen, Erosion, Ablagerungen und Schwemmgut bei Seen, 
Flüssen, Bächen, Oberflächenab-fluss, Grundwasseraufstoss sowie Wind- 
und Impulswellen auftreten. Dabei ist zu beachten, dass diese Prozesse 
auch auftreten können, ohne eine Gefahr darzustellen, und dass diese 
Prozesse in natürlichen Systemen eine wichtige Voraussetzung für deren 
ökologischen Wert darstellen können.

Begründung Die im letzten Satz des zweiten Absatzes aufgezählten Prozesse stellen 
nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und können sogar erwünscht sein. Im 
Sinne des intergralen Risikomanagements sollen auch die Chancen durch 
solche Prozesse bzw. die Risiken beim Ausbleiben dieser Prozesse, 
namentlich die Risiken aufgrund von Biodiversitätsverlust, berücksichtigt 
werden. 
Demnach sei hier eine kann-Formulierung zu verwenden, wie sie auch oben 
im Absatz verwendet wird.
Es soll auch zum Ausdruck kommen, dass auch das Ausbleiben aller 
beschriebenen Prozesse mit Risiken verbunden sein kann. So sind 
beispielsweise Hochwasser, welche ausufern, von grosser Bedeutung für 
Auen und Flachmoore und somit von gesellschaftlicher Bedeutung.

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Bestimmung wird der kantonale Vollzugsauftrag aus Artikel 2 
Wasserbaugesetz präzisiert. Dabei wird der Bezug zwischen dem Schutz 
von Menschen und erheblichen Sachwerten vor Hochwassergefahren und 
dem IRM hergestellt.
Um das Ziel – ein tragbares Mass an Hochwasserrisiken – zu erreichen und 
es zu halten, sind Anstrengungen verschiedener Stellen in einem Kanton 
notwendig. Die Gefahren und Risiken müssen erhoben werden, um die 
Tragbarkeit der Risiken beurteilen zu können und den Handlungsbedarf zu 
bestimmen. Massnahmen zur Risikoreduktion und langfristigen Ri-
sikobegrenzung müssen auf diesen Grundlagen geplant und umgesetzt 
werden. Mit einem solchen risikobasierten Handeln kann der Schutz 
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langfristig gewährt werden. Die nachfol-genden Beschreibungen führen 
diesen risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren weiter aus.
Grundlagen, die erforderlich sind, um Hochwasserrisiken zu erkennen, 
müssen verschiede-ne Aspekte und Themen enthalten (siehe auch Art. 4 
WBV). Das Risiko setzt sich zusammen aus der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein gefährliches Ereignis eintrifft, und dem möglichen Schaden. Das 
Schadensausmass ist abhängig von der Anzahl Personen und den Sachwer-
ten, die dem Ereignis ausgesetzt sind (Exposition) sowie der 
Schadensempfindlichkeit der betroffenen Werte und Personen 
(Verletzlichkeit). Dabei können die gefährdeten Sachwerte unterschiedlicher 
Art sein, wie zum Beispiel Gebäude und Infrastrukturanlagen mit erhebli-
cher volkswirtschaftlicher Bedeutung. Als Grundlagen müssen somit 
Informationen zusam-mengetragen werden, die sich auf die Entstehung von 
Hochwasserereignissen, weitere Ge-fahren, die den Ereignisverlauf 
beeinflussen (z. B. Prozessverkettung oder kombinierte Er-eignisse), die 
Wirkung von bestehenden Massnahmen und die bestehende Nutzung bezie-
hen. Eine konkrete Übersicht über die zu erstellenden Grundlagen findet 
sich in Artikel 4 WBV. Nur auf dieser Basis kann der Handlungsbedarf zum 
Erreichen eines tragbaren Mas-ses an Hochwasserrisiken erkannt, und die 
Verantwortlichkeiten zur Planung und Umset-zung von Massnahmen 
zugewiesen werden. 
Das tragbare Mass an Risiken ist kein fixer Wert, sondern muss von den 
Schutzverantwortli-chen und den Betroffenen ausgehandelt werden. 
Betroffen sind dabei grundsätzlich auch alle gesellschaftlichen Bedürfnisse 
und Nutzungen, wie z.B. die Naherhohlung am Gewässer, da eine intergrale 
Planung sozialverträglich zu erfolgen hat. Die Kantone gewährleisten mit 
einem ver-hältnismässigen Aufwand einen angemessenen Schutz vor 
Hochwassergefahren, indem sie geeignete raumplanerische, 
organisatorische, ingenieurbiologische und technische Mass-nahmen 
optimal kombinieren und Risiken auf diese Weise steuern (siehe auch Art. 5 
bis 8 WBV). Auf Basis einer integralen Planung und einem risikobasierten 
Vorgehen reduzieren die umgesetzten Massnahmen bestehende Risiken 
und begrenzen das Entstehen neuer Risi-ken. Das Zusammenwirken der 
Massnahmen muss daher zum Zeitpunkt der Planung wie auch langfristig 
optimal sein. Allerdings gibt es keine absolute Sicherheit, deshalb muss das 
verbleibende Risiko getragen werden. Das bedeutet, dass die Betroffenen 
für die Schäden selbst aufkommen müssen und dass sie über die 
Gebäudeversicherungen solidarisch getra-gen werden. 
Die Kantone beobachten und berücksichtigen im Rahmen ihres 
Vollzugsauftrages die sich verändernden Bedingungen, die durch den 
Klimawandel (vgl. für Anpassungsmassnahmen auch Art. 8 des 
Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stär-
kung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 ), das 
Siedlungswachstum und den Infrastrukturausbau entstehen. 
Bei der Planung und Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen sind 
insbesondere die ökologischen Aspekte zu beachten, da Gewässer wichtige 
ökologische Räume und zentrale Elemente der Vernetzung sind. Die 
natürlichen Funktionen sind deshalb bei Eingriffen beizu-behalten oder 
wiederherzustellen. Dabei ist auch die natürliche Gewässerdynamik soweit 
möglich zu fördern, die Landschaft aufzuwerten und die Vernetzung der 
Lebensräume zu ermöglichen.

Begründung Im Sinne der intergralen Planung ist auch die Betroffenheit der Gesellschaft 
zu berücksichtigen, wenn Massnahmen deren Interessen zuwiederläuft. 
Diese Interessen beiinhalten auch den Erhalt oder die Wiederherstellung 
möglicht naturnaher Gewässer und damit den Erhalt der Biodiversität.

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
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Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung zu berücksichtigen 
und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. Es gilt, neue 
untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, untragbare 
Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im Einleitungssatz von 
Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an und ergänzt ihn um 
die in den Gefahrengebieten bestehenden und künftigen Risiken. Für die 
Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in der Raumplanung bedeutet 
dies, dass neben der Gefahr auch das Schadenpotenzial berück-sichtigt 
wird. Die massgebenden Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung 
der Risiken sind der kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. 
Im Richtplan sind unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren aufzuzeigen. Dazu gehört auch, dass Prinzipen und 
Verfahren ausgewiesen werden wie beispielsweise die Grundsätze der 
Raum-planung im Umgang mit Naturgefahren , die Organisation, 
Koordination und Zuständigkeiten oder die Aufträge an die Gemeinden. Im 
Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der 
Gefahrengebiete, wie beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen 
im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in 
Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die Vorschriften 
beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark gefährdeten 
Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen Gefahren-
karten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder Restgefährdung 
(gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen Gefahrenkarten) 
begrenzt und reduziert werden müssen. Zu den weiteren 
Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu berück-sichtigen 
sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder Sondernutzungspläne auf 
kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 
erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und raumplanerisch 
ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche Freihalteräume sind 
beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete oder 
Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen haben 
Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
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so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Wir begrüssen das insgesamt, insbesondere auch die Reduktion von 
Risiken durch das Entfernen von Bauten und Anlagen aus dem gefährdeten 
Gebiet.

Jedoch ist der "Raumbedarf der Gewässer" in der Verordnung zu belassen. 
Die hier aufgeführte Argumentation greift zu kurz, denn der Raumbedarf der 
Gewässer ist die bedeutendste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und 
Hochwasserschutz. Dies zeigt sich auch dadurch, dass der Schutz vor 
Hochwassern in der Gewässerschutzgesetzgebung ebenfalls als Grund für 
die Festlegung des Gewässerraums aufgeführt ist (GSchG Art. 36a).

Dies ist ein zentraler Punkt für uns.

Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Organisatorischen Massnahmen sind vorbereitete Tätigkeiten, die kurz vor, 
während und nach einem Ereignis ausgeführt werden, um Menschenleben 
zu retten und das Schadensaus-mass zu begrenzen (Abs. 1). Die 
Vorbereitung und Bewältigung von Ereignissen liegen im öffentlichen 
Bereich in der Zuständigkeit des Bevölkerungsschutzes. 
In den Buchstaben a bis d werden die einzelnen Massnahmen aufgezählt. 
In der alt WBV sind lediglich die Frühwarndienste (Art. 24) und unter 
Grundlagenbeschaffung (Art. 27) die «Notfallplanungen» (Bst. c) und die 
«Messstellen» (Bst. f) aufgeführt. Diese Elemente werden mit neuen 
Begrifflichkeiten weitergeführt und um weitere Tätigkeiten ergänzt. Als 
weitere Massnahme organisatorischer Art wird die Rückhaltemöglichkeit 
von Speicherseen in Absatz 2 ergänzt.
Buchstabe a: Einsätze sind nur dann erfolgreich, wenn sie vorsorglich 
geplant, vorbereitet und eingeübt sind. Einsatzpläne (vormals als 
Notfallplanungen bezeichnet) sind wichtige Hilfsmittel, denn sie bezeichnen 
die Tätigkeiten der Führungsorgane und Einsatzkräfte vor und während 
eines Ereignisses. Dazu gehören die Beobachtung, Information, Warnung, 
Alarmierung, Sperrungen von Strassen, der Aufbau mobiler 
Schutzmassnahmen oder die Evakuierung von Gebäuden und Gebieten 
und die Betreuung von betroffenen Personen. Die kantonalen Fachstellen 
erarbeiten gemeinsam mit den Partnern des Bevölkerungsschutzes die 
Einsatzpläne.
Buchstabe b: Die Kantone sorgen dafür, dass die zivilen Einsatz- und 
Führungsorganisatio-nen über das notwendige Naturgefahrenwissen 
verfügen, um sich auf Hochwasserereignisse vorzubereiten und sie zu 
bewältigen. Dazu bilden sie lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater 
aus und integrieren sie in ihre Führungsorganisationen. Die lokalen 
Naturgefahrenbe-raterinnen und -berater kennen die zur Verfügung 
stehenden Informationen wie die Gemein-same Informationsplattform 
Naturgefahren (GIN). Sie können diese Informationen dank guter 
Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten mit eigenen Beobachtungen 
ergänzen und im lokalen Kontext beurteilen. Damit tragen sie dazu bei, 
dass Vorhersagen und Warnungen die Füh-rungs- und Einsatzkräfte 
rechtzeitig erreichen, von ihnen verstanden und in die Entscheidun-gen 
eingebunden werden.
Buchstabe c ist aus Artikel 24 alt WBV übernommen. Die 
«Frühwarndienste» werden durch den Begriff «Warneinrichtungen» ersetzt, 
um kohärent mit der Terminologie des Wasserbau-gesetzes zu sein. 
Gemeint sind Mess- und Frühwarnsysteme. Dazu gehören auch die für den 
Hochwasserschutz erforderlichen Messstellen (Art. 27, Bst. f alt WBV).
Buchstabe d nennt technische Vorkehrungen wie Abdämmungen mit 
mobilen Dammbalken oder Anhebevorrichtungen bei Brücken, die für die 
Ereignisbewältigung eingesetzt werden. Die technischen Vorkehrungen 
werden zur Unterstützung der Einsatzkräfte erstellt, damit diese mit ihren 
begrenzten Mitteln die Schäden risikobasiert begrenzen können.
In Absatz 2 wird eine weitere Massnahme organisatorischer Art genannt, 
die dazu beiträgt, die Hochwassergefahr im unterhalb von Speicherseen 
liegenden Gebiet zu vermindern. In-dem der Speichersee permanent oder 
vor einem spezifischen Ereignis vorabgesenkt wird, kann dieses 
Speichervolumen genutzt werden, um die Abflussspitze zu reduzieren. Die 
Ana-lyse des Hochwasserereignisses vom August 2005 zeigt den Nutzen 
dieses Vorgehens für den Hochwasserschutz. Die Mitnutzung eines 
Speichersees kann in einzelnen Fällen eine kostengünstige Massnahme 
darstellen. Eine Vorabsenkung kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
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Ereignisses aber auch zu Ertragsausfällen bei der Energieproduktion 
führen. Diese werden gemäss Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe g WBV 
subventioniert. Betrachtet man die Auswirkungen einer solchen Nutzung auf 
die Wasserkraftproduktion über eine längere Zeitperiode, werden sie jedoch 
als gering eingeschätzt. Auch die hier beschriebene Bewirt-schaftung der 
Speicherseen ist in eine optimale Massnahmenkombination einzubetten. 
Die Sicherheit der Stauanlagen gemäss den Anforderungen der 
Stauanlagengesetzgebung darf dabei nicht beeinträchtigt werden.

Begründung Um das Schadenausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzene sind ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und umweltbezogene Nachhaltigkeit zu 
berücksichtigen.

Titel 4.2.4 Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel wird neu eingeführt, um die ingenieurbiologischen und 
technischen Massnahmen in ähnlicher Ausführlichkeit wie die anderen 
Massnahmen zu beschreiben. Inhaltlich bildet der Artikel jedoch die gängige 
Praxis ab. Als neue Aufgabe wird formuliert, dass die bestehenden 
Bauwerke auf ihre Systemsicherheit zu prüfen sind.
Absatz 1 beschreibt die Wirkung und Funktion von technischen 
Massnahmen. Schutzbauten und -anlagen sollen in dafür geeigneten 
Flächen das Hochwasser möglichst zurückhalten. Wo nötig werden 
Hochwasser durch Siedlungsgebiete durchgeleitet oder in dafür vorgesehe-
ne Räume umgeleitet. Bestehende Geländeaufschüttungen, 
Terrainveränderungen, perma-nente Freihaltung in Stauseen oder 
abgesenkte Strassen können für diesen Zweck ebenfalls eingesetzt werden. 
Technische Massnahmen sind so zu bauen und zu unterhalten, dass sie 
über eine möglichst lange Zeit funktionstüchtig sind. 
Absatz 2 beschreibt einen wichtigen Aspekt, der bei der Planung und beim 
Bau von techni-schen Massnahmen beachtet werden soll: das robuste 
Bauen. Die Bauwerke werden auf ein bestimmtes Ereignis 
(Wahrscheinlichkeit und Intensität des Gefahrenprozesses) ausgelegt und 
verhalten sich dann robust, wenn das Überlasten der Schutzbaute nicht zu 
unkontrollier-tem Versagen mit sprunghaft ansteigenden Schäden führt und 
die vorgesehene Wirkung auch bei einer Überlastung erhalten bleibt. Kann 
ein robustes Verhalten nicht erreicht werden, sind allenfalls weitere 
Massnahmen zu ergreifen und die verbleibenden Risiken sind zu tra-gen. 
Zudem verpflichtet Absatz 2 die Kantone dazu, bestehende Schutzbauten 
und -anlagen daraufhin zu prüfen, wie sie bei einer extremen Belastung 
(Überlastung) reagieren. Dabei sind verschieden Szenarien, 
Prozesswechsel, Prozessverkettungen und kombinierte Ereig-nisse 
einzubeziehen. Weiter müssen die Kantone die Systemsicherheit 
untersuchen, das heisst prüfen, wo die Wirkungsgrenze des 
Schutzkonzeptes – also der Kombination ver-schiedener Massnahmen – 
liegt. Auf Basis der Über-prüfung und Bewertung der Bauwerke und ihrer 
Funktionstüchtigkeit wird der Handlungsbedarf bestimmt und die not-
wendigen An-passungen für ein robustes Verhalten sind vorzunehmen.
Absatz 3: Technische Massnahmen müssen möglichst naturnah gestaltet 
werden. Dabei sind soweit möglich natürliche Baustoffe einzusetzen und die 
Schutzwirkung der Vegetation durch optimale Auswahl und Anordnung wie 
lebende Buhnen, Erosionsschutz durch Weiden etc. zu verwenden. Dies 
trägt dazu bei, dass die natürlichen Funktionen erhalten oder wiederherge-
stellt und damit die Bauwerke gut in die Landschaft eingefügt werden. 
Absatz 4 verlangt von den Kantonen, dass sie entschädigungsberechtigte 
Entlastungsräume festlegen. Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume 
sind Räume, in die Hochwasser im Zusammenhang mit technischen 
Massnahmen bewusst ein- und durchgeleitet werden. Vo-raussetzung für 
entschädigungsberechtigte Entlastungsräume ist somit, dass Entlastungs-
räume mit dem Zweck, andere Gebiete zu schützen, häufiger oder 
intensiver belastet und im Rahmen eines Projektes realisiert werden. Der 
Bund subventioniert den finanziellen Aus-gleich der in diesen Räumen 
auftretenden Schäden (Art. 6 Abs. 3 Bst. e Wasserbaugesetz in Verbindung 
mit Art. 10 Abs. 1 Bst. f WBV). In raumplanerischer Hinsicht sind 
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Entlastungs-räume als Freihalteräume gemäss Artikel 5 Absatz 2 
auszuscheiden.

Begründung Es fehlen naturbasierte Lösungen, wie das Schaffen von naturnahen oder 
natürlichen, standortgerechten Uferlebensräumen in ausreichender 
Flächengrösse (Auen, Flachmoore), welche als Entlastungsräume dienen 
und im Sinne des integralen Risikomanagements auch andere Risiken 
reduzieren, namentlich das Risiko von Trockenheit oder das Risiko von 
Biodiversitätsverlust.

Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Gewässerunterhalt ist eine wichtige Massnahme, um den bestehenden 
Hochwasser-schutz zu gewährleisten. Die Bestimmung ist aus Artikel 23 alt 
WBV übernommen und etwas präzisier formuliert.
Mit dem Auftrag, Schutzbauten und -anlagen angemessen zu unterhalten, 
sind durch die Kan-tone auch die Zuständigkeiten und Pflichten im Unterhalt 
zu bestimmen. Dies ist ein wichtiges Element im 
Schutzbautenmanagement, welches auf Informationen des 
Schutzbautenkatas-ters (siehe Art. 4, Abs. 1, Bst. c und d WBV) und dem 
Bewerten der Bauwerke auf ihre Eignung und Funk-tionstüchtigkeit (Art. 7, 
Abs. 2 WBV) basiert.
Buchstabe a bezeichnet Eingriffe des Gewässerunterhalts, die regelmässig 
oder nach Scha-denereignissen erforderlich sind, um die Abflusskapazität 
zu erhalten und die Gewässerdy-namik nötigenfalls zu begrenzen. Dazu 
gehört beispielsweise das Freihalten von Hochwas-serprofilen und 
Geschiebesammlern, das regelmässig gezielte und etappierte Zurückschnei-
den der Ufervegetation zur Erhaltung der Abflusskapazität oder die 
Stabilisierung der Sohle oder von Uferböschungen, wo dies nötig ist. 
Gleichzeitig ist im Wasserbaugesetz definiert, dass mit dem 
Gewässerunterhalt der Erhalt und die Wiederherstellung der natürlichen 
Funktionen des Gewässers verfolgt werden müssen. Es ist also auch zu 
überprüfen, wo mehr Dynamik zugelassen werden kann.
Buchstabe b nennt den zweiten Aspekt des Unterhaltes. Schutzbauten und -
anlagen sind zu unterhalten. Beispielsweise sollen beschädigte 
Schutzbauten repariert werden. Diese Arbei-ten haben das Ziel, die 
Lebensdauer der Schutzbauten und -anlagen zu verlängern und die 
Funktionalität zu gewährleisten. 
Die ökologischen Anforderungen an den Unterhalt werden in Artikel 37 
GSchG definiert und in Artikel 41cquater GSchV präzisiert.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Wasserbaugesetz (Art. 4 Bst. b) den 
Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Groupe des entreprises de valorisation des matériaux minéraux GEV

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: En tant qu'association active dans le domaine directement concerné par la 
révision de l'OMoD (RS 814.610), nous avons examiné les modifications 
apportées au texte de l'ordonnance, ainsi que les conséquences qui y seraient 
associées pour le canton de Vaud en particulier. Nous vous faisons volontiers 
parvenir notre avis et prise de position dans le cadre de cette révision.

En effet, la gestion des déchets représente un défi continuel en terme 
d'adaptation des conditions cadres, qui évoluent en permanence avec le 
changement de la société, et qui doit être pris en considération par les 
autorités. Nous apprécions que la révision de l'OMoD s'inscrive dans cet esprit 
d'adaptation à la réalité.

Concernant le transfert de compétence de la confédération aux cantons en 
matière d'autorisation d'exporter des matériaux d'excavation et de percement 
non pollués (art. 15, al.1bis), nous tenons à rappeler la nécessité d'assumer la 
gestion locale et régionale des déchets de type A, si l'on veut mettre en œuvre 
une politique d'économie circulaire digne de ce nom. La maîtrise des circuits 
courts doit en effet être mise en priorité au niveau des politiques de gestion 
environnementale des déchets et nous comptons sur la responsabilité des 
services cantonaux pour préciser des règles soutenant cette vision. Cela peut 
se concrétiser par la planification de suffisamment de décharges de type A 
selon OLED en plus des sites d'extraction de matériaux minéraux à remplir en 
priorité. La nécessité de disposer de suffisamment de sites de stockages sur 
territoire vaudois est d'autant plus pertinente que les conditions cadres émises 
par les autorités françaises peuvent évoluer rapidement en fonction de la 
situation géostratégique du moment.

Nous tenons à souligner que cette vision de maîtrise locale et régionale de la 
gestion des déchets s'étend également à tous les autres types de déchets, soit 
également aux déchets de types B,C,D et E selon OLED, dont l'élimination 
définitive doit trouver des solutions locales ou régionales. Ceci est d'autant 
plus important par exemple dans le cas des déchets combustibles nécessaires 
pourles UIOM qui doivent en plus de leur fonction première assurer le 
fonctionnement de chauffages à distance. L'exportation de déchets à fort 
pouvoir calorifique pourrait ainsi mettre en péril cette tâche qui a nécessité 
souvent des investissements de plusieurs millions de francs !

Dès lors, à notre avis, les exportations mentionnées dans les articles révisés 
15 et 17 de l'OMoD ne peuvent être soutenues que s'il s'agit d'exceptions et 
que des dérogations soient attribuées après analyse minutieuse de chaque 
requête. C'est de cette manière que la vision d'une économie circulaire pourra 
être adoptée par les nombreux acteurs concernés par la gestion des déchets 
de types AàE selon OLED.

Nous vous remercions dès lors pour la prise en considération de ces quelques 
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remarques et restons volontiers à disposition pour tout renseignement 
complémentaire.

Anhang: GEV.pdf
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Hauseigentümerverband Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Bundesrat hat am 10. März 2023 die Botschaft zum Gesetz über den 
Wasserbau inklusive Änderungen in den Anschlussgesetzen verabschiedet. 
Das Parlament hat die Vorlage am 15. März 2024 verabschiedet. Die 
Gesetzesanpassungen werden unter anderem in der vorliegenden 
Totalrevision der Wasserbauverordnung (WBV) umgesetzt. Die 
Rechtsanpassung zielt darauf ab, im Umgang mit Risiken durch 
Hochwasser und den weiteren gravitativen Naturgefahren (Rutschungen, 
Sturzprozesse und Lawinen), die Grundsätze des IRM anzuwenden und 
sicherzustellen, dass ein risikobasierter Umgang mit Hochwassergefahren 
und den weiteren gravitativen Naturgefahren gewährleistet wird.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der HEV Schweiz unterstützt die raumplanerischen Massnahmen in Art. 5 
WBV.

Mit raumplanerischen Massnahmen, die auf naturgefahrengerechtes Bauen 
abzielt, soll der Risikoanstieg im Bereich der Siedlungs- und 
Infrastrukturentwicklung durch Bauen im Gefahrengebiet vermieden, 
begrenzt oder reduziert werden. Der HEV Schweiz unterstützt prinzipiell 
risikobasierte und integral zu planende Massnahmen, sofern am Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit bei der Planung und Ausführung der Massnahmen 
festgehalten wird. Im Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindliche 
Umsetzung der Gefahrengebiete, wie das Um-, Ab- und Auszonen von 
Gefahrenzonen im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die 
Nutzung in Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die 
Vorschriften beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark 
gefährdeten Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen 
Gefahrenkarten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder 
Restgefährdung (gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen 
Gefahrenkarten) begrenzt und reduziert werden müssen.

Künftig werden mehr Grundeigentümer von Bauauflagen betroffen sein. Für 
Neubauten ist kaum mit grossen zusätzlichen Kosten zu rechnen, bei 
Bestandesbauten können die Kosten nach Einschätzung des HEV Schweiz 
jedoch stark variieren und von gering bis hoch ausfallen. Zentral ist die 
Umsetzung der neuen Vorgaben in den Kantonen v.a. im 
Baubewilligungsverfahren. Der HEV Schweiz ist sich bewusst, dass auf 
Bundesebene keine konkreten Vorgaben zu Objektschutzmassnahmen 
gemacht werden können. Dies fällt in die Zuständigkeit der Kantone.

Der Vollzugsauftrag wird mit der vorliegenden Totalrevision der WBV 
insofern präzisiert, dass Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie 
bei den übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen sind, und 
dass Freihalteräume festzulegen sind, was der HEV Schweiz begrüsst.

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der HEV Schweiz unterstützt die raumplanerischen Massnahmen in Art. 17.

Die Position des HEV Schweiz zu Art. 17 Waldverordnung entspricht dem 
vorherigen Argumentarium zu Art. 5 WBV.
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Der HEV Schweiz nimmt zu den Änderungen der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo), der Verordnung über die Vermeidung und 
die Entsorgung von Abfällen (VVEA) und der Verordnung über den Verkehr 
mit Abfällen (VeVA) keine Stellung, da diese die Interessen der 
Immobilieneigentümer im Bereich des Grund- und Immobilieneigentums 
nicht im Speziellen berühren.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Der HEV Schweiz nimmt zu den Änderungen der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo), der Verordnung über die Vermeidung und 
die Entsorgung von Abfällen (VVEA) und der Verordnung über den Verkehr 
mit Abfällen (VeVA) keine Stellung, da diese die Interessen der 
Immobilieneigentümer im Bereich des Grund- und Immobilieneigentums 
nicht im Speziellen berühren.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Der HEV Schweiz nimmt zu den Änderungen der Verordnung über 
Belastungen des Bodens (VBBo), der Verordnung über die Vermeidung und 
die Entsorgung von Abfällen (VVEA) und der Verordnung über den Verkehr 
mit Abfällen (VeVA) keine Stellung, da diese die Interessen der 
Immobilieneigentümer im Bereich des Grund- und Immobilieneigentums 
nicht im Speziellen berühren.



414 / 927

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Nach 25 Jahren werden die Konzentrationswerte für die Beurteilung der 
Einwirkungen von belasteten Standorten auf die Gewässer (Anhang 1) 
generell aktualisiert und den aktuellen toxikologischen Kenntnisstand 
gestützt auf einer Überprüfung der Werte durch das Schweizerische 
Zentrum für Angewandte Humantoxikologie (SCAHT) angepasst. Damit 
sollen Neubeurteilungen von Standorten und allfällige Nachsanierungen 
verhindert werden. Zudem soll verhindert werden, dass künftige Standorte 
unzureichend saniert werden oder nicht sachlich erforderliche Massnahmen 
angeordnet werden.

Im Anhang 1 werden neue Konzentrationswerte für Arsen (Senkung von 
0.05 mg/l um einen Faktor 5 auf 00.1 mg/l, welcher dem Richtwert der WHO 
für Trinkwasser im Arsen entspricht), Trichlorethen (Senkung von 0.07 mg/l 
um den Faktor 7 auf 00.01 mg/l), Ethylbenzol (Senkung von 3 um einen 
Faktor 3.75 auf 0.8 mg/l), 1,1-Dichlorethen (Erhöhung von 0.03 um den 
Faktor 67 auf 2 mg/l), Dichlormethan (Erhöhung von 0.02 um den Faktor 10 
auf 0.2 mg/l) und sieben polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAK, Erhöhung um einen Faktor 8) vorgeschlagen.

Bis auf einige wenige Ausnahmen sind die Konzentrationswerte seit 
Inkrafttreten der AltlV im Jahre 1998 unverändert geblieben. Der HEV 
Schweiz begrüsst es, dass Konzentrationswerte periodisch darauf hin 
überprüft werden, ob sie noch dem aktuellen toxikologischen Kenntnisstand 
entsprechen. Zwischenzeitlich sind ernsthafte gesundheitliche Risiken für 
den Menschen durch in Anhang 1 AltlV gelistete Stoffe gesichert, was eine 
durch das SCAHT empfohlene Senkung der Konzentrationswerte 
rechtfertigt. Die Werteabsenkungen werden vereinzelt, im Falle eines 
dadurch nötigen Mehraushubs, Auswirkungen auf die 
Sanierungsmassnahmen und die Sanierungskosten haben.

Wenngleich weitere Auflagen und zusätzliche Kosten aus Sicht der 
Hauseigentümer immer kritisch zu beurteilen sind, dürften die 
Kostenauswirkungen im Vergleich zu den Gesamtkosten einer 
Altlastensanierung als eher gering einzustufen sein. Entgegen dieser 
Verteuerung stellen dafür die Werterhöhungen sicher, dass keine unnötigen 
Sanierungen ausgelöst werden, was zu Kosteneinsparungen führt. Aus 
obgenannten Gründen überwiegen die gesundheitlichen Aspekte die 
punktuellen Mehrkosten. Da sich in der Praxis Realleistungspflichtige und 
kantonale Behörden bereits an den neuen Werten bei laufenden 
Sanierungsmassnahmen orientieren unterstützt der HEV Schweiz die 
vorgeschlagene Änderung der Altlastenverordnung (AltlV).

Der HEV Schweiz unterstützt die Korrektur der Konzentrationswerte in 
Anhang 1 AltlV.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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KUNSTSTOFF.swiss - Verband der Schweizer Kunststoffindustrie

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung KUNSTSTOFF.swiss unterstützt die vorgeschlagene
Präzisierung, solange am Grundsatz der
vorrangigen Entsorgung im Inland festgehalten
wird. Es sind hingegen Vorkehrungen zu treffen,
dass Investitionen in die Entsorgungsinfrastruktur
in der Schweiz nicht behindert werden und dass
Anreize bestehen, solche Investitionen zu tätigen.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung KUNSTSTOFF.swiss unterstützt die vorgeschlagene
Ergänzung des geltenden Rechts.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Kompostforum Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen, dass die Entsorgung von Grüngut aus Gärten und Parks 
durch Unternehmen im Inland erfolgen soll. Die hiesigen Kompostanlagen 
haben das technische Know-How, um das neu anfallende Material 
umweltgerecht zu verwerten.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Implementierung der LVA-Codes im Rahmen des 
Projektes eGov, zur stärkeren Berücksichtigung der gelebten Praxis in der 
Abfallbranche.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Abfallanlagen müssen:
e.ein Verzeichnis über die entsorgten Abfallmengen mit Angabe der 
Herkunft sowie die in den Anlagen entstehenden Rückstände und 
Emissionen führen und das Verzeichnis der Behörde jährlich zustellen; 
davon ausgenommen sind Zwischenlager nach den Artikeln 29 und 30; 
unter entsorgte Abfallmengen fallen sowohl von externen Quellen 
angenommene Abfälle sowie innerbetrieblich anfallende Abfälle.

Begründung Die Formulierung "entsorgten Abfallmengen" bedarf aus unserer Sicht einer 
sprachlichen Klärung, da es zu falschen Interpretationen kommen könnte.
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Zu Art. 2, abs. 4bis:
Wir begrüssen, dass die OBS namentlich Einzug in die Verordnung hält. 
Damit schafft die Verordnung die Grundlage für die Verwendung des 
Begriffes OBS anstelle von Humus, welcher als ungenaue Beschreibung 
künftig nicht mehr verwendet werden sollte. Die Beschreibung der 
organischen Bodensubstanz hat für weitere Grundlagen (ev. Vollzugshilfen) 
noch Bedarf zur Präsisierung betreff ihren Qualitäten wie Anteile labiler und 
stabiler Formen (siehe neue Humustheorie Boku Wien) oder der 
Bodenmikrobiologie, ob diese dominant aerob oder auch anaerob 
vorhanden ist. Im Bereich Qualität der OBS besteht noch grosser Bedarf an 
Forschung und Wissenstransfer. 
Zu Art. 4, Abs. 1:
Wir begrüssen, dass die Grundlagen für einen wirksamen Schutz der 
Ressource Boden flächendeckend geschaffen werden sollen. Hinweiskarten 
sollten auch wie zum Beispiel im Bericht der HEPIA Genève "Etude du 
deficit de carbone organique des sols vaudois, P. Boivin 2021" Gebiete mit 
ungenügendem Anteil OBS in Kulturflächen zeigen, wo Bedarf für gezielte 
Beratung landwirtschaftlicher Betriebe besteht. Unter den Mitgliedern des 
Kompostforums Schweiz gibt es eine grössere Anzahl 
Landwirtschaftsbetriebe mit positiven Erfahrungen in der Verbesserung der 
Bodenfruchtbarkeit durch gezielten Einsatz von Komposten mit höheren 
Qualitäten.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Organische Bodensubstanz ist jede lebende oder tote tierische, pflanzliche 
oder mikrobielle Substanz, welche durch biologische oder chemische 
Prozesse im Boden ab- oder umgebaut wird.

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Konferenz der Umweltämter der Schweiz KVU

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Die Position der KVU wird in der Stellungnahme der BPUK berücksichtigt. 
Deshalb reicht die KVU keine eigene Stellungnahme ein.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Die Position der KVU wird in der Stellungnahme der BPUK berücksichtigt. 
Deshalb reicht die KVU keine eigene Stellungnahme ein.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU stützt sich auf die Einschätzung des Cercle déchets 
und begrüsst die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um 
Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU stützt sich auf die Einschätzung des Cercle déchets 
und begrüsst die Änderungen der VeVA. Es handelt sich grossteils um 
Präzisierungen, die aufgrund von Anfragen der Kantone und der Betreiber 
notwendig waren. Gewisse Abschnitte wurden an die heutige Vollzugspraxis 
angepasst.

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU stützt sich mit der vorliegenden Stellungnahme auf 
die Einschätzung des Cercle déchets. Er begrüsst die grundsätzlichen 
Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VVEA. Sie berücksichtigen 
einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, andererseits passen sie 
die Verordnung der Vollzugspraxis an. 
In Anbetracht der Erfahrungen der letzten Jahre erachten wir auch die 
Regelung eines Ausfalls sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Sie muss aber 
solchermassen gestaltet sein, dass sie für die Kantone und die Betreiber 
umsetzbar ist. Wir bitten bei der genauen Ausgestaltung der Regelung 
deshalb um eine enge Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager 
für insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch 
durchführbar. Ebenso sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone 
separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der 
Führung der Kantone zusammenzulegen.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung, insbesondere betreffend die Entsorgung oder 
Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die Kantone sorgen zusammen mit 
den KVA für die Möglichkeit einer Zwischenlagerung für mindestens drei 
Monate.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergeben sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Regelbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

Begründung Bei Bst. h ist zu definieren, für welchen Zustand der Betriebsmittelvorrat 
reichen soll. Aus unserer Sicht soll dies für den bewilligten Regelbetrieb 
ohne Erleichterung der LRV berechnet werden. Die Sicherstellung einer 
Zwischenlagerung soll von den Kantonen gemeinsam mit den KVAs 
organisiert werde (s. Gegenvorschlag Art. 4 Abs. 1). Die Probleme in so 
einem Fall lassen sich nur von Kantonen in Zusammenarbeit mit KVA und 
Deponien lösen. Die Kosten für die Zwischenlagerung sind verur-
sachergerecht zu verteilen.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI);
h. Beton- und Mischabbruch sowie deren verwertbaren Fraktionen.

Begründung Die Anpassung von Bst. h ergibt sich aus den Erläuterungen bei Bst. f. Es 
ist allerdings darauf zu achten, dass es sich um Zuschlag- und Zumahlstoffe 
handelt, die nicht den Zementofen passieren. Ausserdem ist unklar, was 
dies für die Schadstoffe in der Feinfraktion bedeutet.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU stützt sich mit der vorliegenden Stellungnahme auf 
die Einschätzung des Cercle déchets. Er begrüsst die grundsätzlichen 
Stossrichtungen der vorliegenden Revision der VVEA. Sie berücksichtigen 
einerseits die Erfahrungen der vergangenen Jahre, andererseits passen sie 
die Verordnung der Vollzugspraxis an. 
In Anbetracht der Erfahrungen der letzten Jahre erachten wir auch die 
Regelung eines Ausfalls sämtlicher KVA aufgrund von Strom- oder 
Betriebsmittelmangellage als wichtig und sinnvoll. Sie muss aber 
solchermassen gestaltet sein, dass sie für die Kantone und die Betreiber 
umsetzbar ist. Wir bitten bei der genauen Ausgestaltung der Regelung 
deshalb um eine enge Abstimmung mit den Kantonen. Ein Zwischenlager 
für insgesamt sechs Monate sicherzustellen, ist weder realistisch noch 
durchführbar. Ebenso sehen wir Schwierigkeiten, wenn KVA und Kantone 
separat für die Zwischenlager sorgen sollen. Wir beantragen, dies unter der 
Führung der Kantone zusammenzulegen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen / 4.1 Notfallplanung für 
KVA (Art. 4 Abs. 1 Bst g und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) / 4.1.1 Kantonale 
Abfallplanung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g) und Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen bei Betriebsunterbruch (Art. 32 Abs. 2 Bst. i)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Artikel 4 VVEA beinhaltet die Aufgaben der Abfallplanung der Kantone. Neu 
sollen mit Buch-stabe g die Kantone verpflichtet werden, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Entsorgungs-sicherheit bei längeren 
Betriebsunterbrüchen bei KVA zu planen, die beispielsweise durch Havarien 
oder Versorgungsausfall von notwendigen Betriebsmitteln verursacht 
werden. Ein entsprechender Artikel war bereits in der Vorgängerverordnung 
der VVEA enthalten (Art. 16 Abs. 2 Bst. k TVA). Der vorliegende Artikel 
enthält zusätzlich die Verpflichtung zur Planung der Entsorgung oder 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 3 Monaten durch 
die Inhaberinnen und Inhaber von Abfallanlagen und die Kantone. Die 
Zwischenlagerung lässt sich nur von den Kantonen in enger 
Zusammenarbeit mit den Betreibern der KVA sicherstellen. Die hierfür 
notwendigen Massnahmen sind deshalb im Vorfeld durch den Kantonen zu 
koordinieren. Die anfallenden Kosten für die Zwischenlagerung sind 
verursachergerecht zu verteilen. Die Massnahmen können beispielsweise 
überregionale Vereinbarun-gen zur Weiterleitung an andere KVA, 
Abklärungen potentieller Orte für Zwischenlager etc. beinhalten.
Der Einbezug der KVA-Notfallplanung in die kantonale Abfallplanung 
bedeutet für die Kantone einen zusätzlichen administrativen Aufwand. Da 
manche Kantone bereits über detaillierte Notfallpläne verfügen, kann der 
Aufwand durch einen diesbezüglichen Informationsaustausch verringert 
werden. Für die KVA beinhaltet die Verpflichtung für Zwischenlager sowohl 
einen administrativen Zusatzaufwand als auch allfälligen Investitionsbedarf 
für Lagerinfrastruktur wie Lagerraum, Ballenpresse etc. Hier bietet sich eine 
Zusammenarbeit für ein koordiniertes Vorgehen mit anderen Anlagen an, 
damit die Kapazitäten für die Zwischenlagerung nicht zwingend in der 
eigenen Anlage geschaffen werden müssen, sondern zentral gemeinsam 
für mehrere Anlagen sichergestellt werden können.

Begründung Die Bereitstellung eines Zwischenlagers für sämtliche Siedlungsabfälle für 
den Zeitraum von mindestens sechs Monaten übersteigt die Kapazitäten 
der Kantone und KVA. Zwischenlager müssen betreffend Entwässerung, 
Löschwasserrückhalt und Platzbefestigung bestimmte Bedingungen 
einhalten, die nicht uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden können. 
In Zusammenhang mit Artikel 32 Abs. 2 Bst. h (Bereitstellung seitens KVA 
von Betriebsmitteln für den Weiterbetrieb für zwei Monate) ergibt sich so 
eine geordnete Entsorgung von gesamthaft fünf Monaten, was aus unserer 
Sicht ausreichend ist. Andernfalls muss der Kanton mittels Notrecht agieren. 
Die Frist von sechs Monaten wurde bereits in der Arbeitsgruppe 
Betriebsmittelknappheit von den Kantonen in Frage gestellt bzw. abgelehnt.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU begrüsst die Stossrichtungen der vorliegenden 
Revision der Verordnung über Belastungen des Bodens. Seine 
Stellungnahme stützt sich auf die Einschätzung des Cercle Sol. Die 
vorliegende Revision verbessert den Bodenschutz und ist eine 
Unterstützung für den kantonalen Vollzug.
Diese Stellungnahme umfasst Punkte, in denen sich die Kantone einig 
waren. Für spezifische Punkte und Anliegen verweisen wir auf die 
jeweiligen kantonalen Stellungnahmen. Wir möchten an dieser Stelle darauf 
hinweise, dass die französische Synopsis Fehler enthält, die den Vergleich 
mit der deutschen Version erschweren.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit regelt diese Verordnung:
b.die Massnahmen zur Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -
erosion sowie unerwünschten Verlusts von organischer Bodensubstanz;

Begründung Wie im erläuterndern Bericht auf Seite 6 korrekterweise festgehalten wird, 
ist die organische Bodensubstanz eine unverzichtbare Komponente für die 
langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

Titel Art.  3 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) betreibt in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) ein nationales Referenznetz zur 
Beobachtung der Belastungen des Bodens (NABO) und koordiniert es mit 
den Kantonen.

Begründung Die Kantone beteiligen sich an der Verwaltung der NABO-Daten, 
insbesondere durch die Übermittlung der kantonalen Daten. Die Kantone 
investieren viele personelle Ressourcen in die Optimierung der SOLS-Daten.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Überwachung der Bodenbelastung und 
die Erstellung von Hinweiskarten durch die Kantone nötig sind, und berät 
die Kantone.

Begründung Die Hinweiskarte ist in den Geltungsbereich von Art. 4 Abs. 3 aufzunehmen 
und der erläuternde Bericht entsprechend anzupassen.

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet oder anders beansprucht, 
muss unter Berücksichtigung der physikalischen Eigenschaften und der 
Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so auswählen 
und einsetzen, dass Verdichtungen und andere Strukturveränderungen des 
Bodens sowie der unerwünschte Verlust organischer Bodensubstanz, 
welche die Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden, vermieden werden.

Begründung Wie im erläuterndern Bericht auf Seite 6 korrekterweise festgehalten wird, 
ist die organische Bodensubstanz eine unverzichtbare Komponente für die 
langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bitte konsultieren sie das Originaldokument für die Sichtung der Tabellen 
auf Seite 5

Begründung Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, 
wie sich diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate 
auswirken.

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für die Umrechnung von ng TEQ/kg Trockensubstanz in ng TEQ/dm3 bzw. 
von mg/kg Trockensubstanz in mg/dm3 der Schadstoffgehalte in Böden mit 
einem Humusgehalt über 15 Prozent werden die gewichtsbezogenen 
Gehalte mit dem Trockenraumgewicht multipliziert.

Begründung Wir würden es begrüssen, wenn im erläuternden Bericht festgehalten wird, 
wie sich diese Änderungen auf die Auswertung der Analyseresultate 
auswirken.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU begrüsst die Stossrichtungen der vorliegenden 
Revision der Verordnung über Belastungen des Bodens. Seine 
Stellungnahme stützt sich auf die Einschätzung des Cercle Sol. Die 
vorliegende Revision verbessert den Bodenschutz und ist eine 
Unterstützung für den kantonalen Vollzug.
Diese Stellungnahme umfasst Punkte, in denen sich die Kantone einig 
waren. Für spezifische Punkte und Anliegen verweisen wir auf die 
jeweiligen kantonalen Stellungnahmen. Wir möchten an dieser Stelle darauf 
hinweise, dass die französische Synopsis Fehler enthält, die den Vergleich 
mit der deutschen Version erschweren.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU begrüsst die zwölf Konzentrationswertanpassungen 
an den aktuellen Stand der Wissenschaften und unterstützt somit die 
vorliegende Anpassung der Altlasten-Verordnung. Die Auswirkungen der 
Vorlage auf die Kantone werden als gering eingestuft mit einer Ausnahme; 
Arsen geogenen Ursprungs kommt in erhöhten Konzentrationen im Wallis, 
in Graubünden, im Tessin sowie im Jura vor. Wir gehen davon aus, dass 
der Überwachungs- und Sanierungswert im Gewässerschutzbereich Au 
insbesondere in solchen Gebieten im natürlichen Schwankungsbereich zu 
liegen kommen kann. Dies wird zu einem höheren Vollzugsaufwand und zu 
allfälligen Kosten für Sanierungsmassnahmen führen. Die Senkung des 
Konzentrationswerts von Arsen scheint uns aber toxikologisch begründet 
und im Sinne des Vorsorgeprinzips angezeigt. Die Auswirkungen für den 
Vollzug in den Kantonen kann allerdings noch nicht abgeschätzt werden. 
Wir stimmen der Vorlage jedoch insgesamt zu.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Vorstand der KVU begrüsst die zwölf Konzentrationswertanpassungen 
an den aktuellen Stand der Wissenschaften und unterstützt somit die 
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vorliegende Anpassung der Altlasten-Verordnung. Die Auswirkungen der 
Vorlage auf die Kantone werden als gering eingestuft mit einer Ausnahme; 
Arsen geogenen Ursprungs kommt in erhöhten Konzentrationen im Wallis, 
in Graubünden, im Tessin sowie im Jura vor. Wir gehen davon aus, dass 
der Überwachungs- und Sanierungswert im Gewässerschutzbereich Au 
insbesondere in solchen Gebieten im natürlichen Schwankungsbereich zu 
liegen kommen kann. Dies wird zu einem höheren Vollzugsaufwand und zu 
allfälligen Kosten für Sanierungsmassnahmen führen. Die Senkung des 
Konzentrationswerts von Arsen scheint uns aber toxikologisch begründet 
und im Sinne des Vorsorgeprinzips angezeigt. Die Auswirkungen für den 
Vollzug in den Kantonen kann allerdings noch nicht abgeschätzt werden. 
Wir stimmen der Vorlage jedoch insgesamt zu.
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Konferenz für Wald, Wildtiere und Landschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Vorstände von BPUK und KWL bedanken sich für die Möglichkeit, zur 
Teilrevision der Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, 
WBV) Stellung nehmen zu können.
Unsere Stellungnahme wurde unter Einbezug der Konferenz der 
Umweltämter der Schweiz (KVU), der Konferenz der Kantonsingenieure 
(KIK), der Schweizerischen Kantonsplanerkonferenz (KPK), der Jagd- und 
Fischereiverwalterkonferenz (JFK) und der Konferenz der Kantonsförster 
(KOK) erstellt.
Wir stimmen der vorliegenden Änderung der Wasserbauverordnung 
grundsätzlich zu. Wir begrüssen die Schaffung der rechtlichen Grundlagen 
für den Paradigmenwechsel von der Gefahrenabwehr hin zur Umsetzung 
des integralen Risikomanagements im Umgang mit Naturgefahren.
Die Vorstände der BPUK und KWL erwarten aufgrund des vorliegenden 
Entwurfs einen gewissen Mehraufwand für die Kantone, insbesondere mit 
Blick auf die Gesamtplanung. Der Entwurf sollte ausreichend Spielraum 
gewährleisten, um den verschiedenen kantonalen Gegebenheiten, bereits 
erfolgten Planungen sowie Schutzmassnahmen gerecht zu werden. Dies 
ermöglicht einen pragmatischen Vollzug. Ausserdem ist den Kantonen 
ausreichend Zeit für die Umsetzung zu geben. 

Wir weisen darauf hin, dass die Terminologie in verschiedenen Erlassen 
nicht einheitlich verwendet wird und z.T. nicht dem aktuellen Gebrauch 
entspricht: Heute wird grundsätzlich von Überwachungssystemen 
gesprochen, die dann weiter in Messsysteme, Beobachtungssysteme, 
Warn- und Alarmsysteme unterteilt sind (EKLS 2021 oder auch Merkblatt 
des AWN Kt. Bern). Bei Massenbewegungen und Lawinen ist der Begriff 
Überwachungssysteme anstelle von Warneinrichtungen üblicher.
Antrag: Der Begriff «Warneinrichtung» ist zu überprüfen und in allen 
Erlassen durch einen gängigeren Begriff, wie er bereits in BAFU-
Publikationen (bspw. «Überwachungssysteme für gravitative Naturgefahren 
– Handbuch») verwendet wird, zu ersetzen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen die Bestimmungen in Art. 3 explizit . Damit werden beim 
Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken ökologischen Aspekte 
berücksichtigt. Die ökologischen Anforderungen sollten zudem auch in Art. 
8 WBV explizit aufgeführt werden.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Uns ist es ein Anliegen, dass die Kantone beim Detaillierungsgrad der 
Erarbeitung der notwendigen Grundlagen (insbesondere Absatz a) einen 
entsprechenden Spielraum haben, um den verschiedenen kantonalen 
Gegebenheiten, bereits erfolgten Planungen sowie Schutzmassnahmen 
gerecht zu werden. Aus unserer Sicht wäre es wünschenswert, wenn den 
Kantonen die Möglichkeit zugestanden wird, die Zustände und 
Veränderungen nach deren Wichtigkeit oder nach Bedarf zu erheben. Dies 
sollte insbesondere im erläuternden Bericht präzisiert werden.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie berücksichtigen die Grundlagen des Bundes.

Begründung Die explizite Nennung der Vollzugshilfen in diesem Absatz ist nicht 
sachgerecht, weil die Vollzugshilfen Bestandteil der vielen fachlichen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind, die berücksichtigt werden müssen. 
Den Vollzugshilfen kommt materiell gesehen im Vergleich zu den weiteren 
Grundlagen keine Stellung zu, die einer besonderen Hervorhebung bedarf. 
Die Formulierung, dass ganz allgemein die Grundlagen des Bundes zu 
berücksichtigen sind, genügt.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der neue Artikel 5 Absatz 1 WBV präzisiert den bisherigen Artikel 21 WBV. 
Die vorgesehene Änderung entspricht dem raumplanerischen Verständnis 
zur Risikominimierung und wird begrüsst.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone sorgen insbesondere dafür, dass geeignete Flächen als 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung festgelegt werden, in 
welchen sich Hochwasser ereignen können, um so andere Gebiete zu 
schützen. In den Freihalteräumen ist das Risiko durch die Art und das Mass 
der Nutzung zu begrenzen.

Begründung In Abs. 2 wird eine neue Aufgabe für die Kantone formuliert. Grundsätzlich 
begrüssen wir den Auftrag, auf strategischer Ebene Vorkehrungen zu 
treffen. Die vorgesehene Formulierung erachten wir allerdings als zu 
absolut und nicht zielführend. In bereits bebauten bzw. zonierten Gebieten, 
und insbesondere im urbanen Raum, ist das Schaffen von Freihalteräumen 
faktisch stark eingeschränkt. Dort kommen Freihalteräume praktisch einer 
materiellen Enteignung gleich. Somit entspricht die gewählte Formulierung 
nicht dem Verhältnismässigkeitsprinzip. Es sind auch andere 
raumplanerische Massnahmen möglich, um das Risiko zu minimieren. Aus 
diesen Gründen soll dort die Festlegung von Freihalteräumen nur erfolgen, 
soweit diese verhältnismässig, erforderlich und unumgänglich sind, um die 
Ziele des Hochwasserschutzes zu erreichen. 
Gleiches gilt für die Entlastungsräume.

Zudem ist zu beachten, dass generell nicht nur die Art der Nutzung, 
sondern auch das Mass der Nutzung das Risiko beeinflussen.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen Notfallplanungen, um im Ereignisfall Menschenleben 
zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung Die Kantone haben in den letzten Jahren gemeinsam mit den Gemeinden, 
Feuerwehren etc. signifikante Ressourcen in die Notfallplanung investiert. In 
der neuen Verordnung wird von "Organisatorischen Massnahmen" 
gesprochen. Der Einfachheit halber würden wir uns den Begriff 
"Notfallplanung" auch in der überarbeiteten Wasserbauverordnung 
wünschen.
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Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes sind die Änderungen von Art. 7 WBV sehr 
zu begrüssen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Entlastungsräume sind nur dann zwingend durch die Kantone festzulegen, 
wenn sie zur Herstellung der Hochwassersicherheit erforderlich und 
kostengünstiger sind als anderweitige Massnahmen.

Begründung Die geforderten Entlastungsräume stellen die Wasserbaufachstellen der 
Kantone vor die gleichen Herausforderungen wie die Freihalteräume 
gemäss Art. 5 Abs. 2 WBV, weshalb die Erwägungen dort auch hier gelten. 
Auch hier sind insbesondere in urbanen Gebieten die präferenzierten 
Fliesswege für Entlastungsräume häufig schon gänzlich überbaut, und es 
stellen sich die gleichen Fragen der materiellen Enteignung wie bei Art. 5 
Abs. 2 WBV.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag DDie Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die ökologischen Anforderungen gemäss Art. 41cquater GSchV 
ausreichend berücksichtig werden.

Begründung Art. 8 WBV regelt den Gewässerunterhalt, nimmt aber keinen direkten 
Bezug darauf, dass dabei auch den ökologischen Anforderungen Rechnung 
zu tragen ist. Im erläuternden Bericht wird dazu erwähnt, dass die 
ökologischen Anforderungen an den Gewässerunterhalt in Art. 41cquater 
GSchV präzisiert werden. Dies ist so korrekt und begrüssenswert. Wir 
erachten es aber als wichtig, dass in Art. 8 WBV explizit darauf verwiesen 
wird und mit in einem Buchstaben c ergänzt wird.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Anträge: 
- Es ist zu prüfen, ob die Waldverordnung angepasst werden kann, dass 
auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge an den Unterhalt für 
Schutzmassnahmen nach Waldgesetz besteht.
- Der erläuternde Bericht soll präzisiert werden und klar ausweisen, dass 
auch der Betrieb von Warneinrichtungen abgegolten wird, über 
Programmvereinbarungen

Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten an 
Unterhalt, Instandstellung, Ersatz, Rückbau und Erstellung von 
Schutzbauten und -anlagen (Art. 10 Abs. 1 Bst. d WBV). Im bestehenden 
Waldgesetz (WaG) sind nur die Erstellung, die Instandstellung und der 
Ersatz von Schutzbauten und anlagen als beitragsberechtigt aufgeführt (Art. 
36 Abs. 1 Bst. a WaG), nicht aber der Unterhalt. Im Entwurf zur WaV fehlt 
hier eine Formulierung, welche Beiträge auch für den Unterhalt von 
Schutzmassnahmen nach WaG ermöglicht. Ein regelmässiger Unterhalt von 
wasserbaulichen Schutzmassnahmen verlängert die Lebensdauer nicht nur 
bei Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern auch bei solchen nach 
WaG. 
Wir gehen davon aus, dass künftig der Unterhalt für Schutzmassnahmen 
nach WaG beitragsberechtigt ist (das Handbuch Programmvereinbarungen 
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2025-2028, Kap. 6.2.3 führt Unterhaltsarbeiten an Schutzbauten nach WaG 
auf). Wir begrüssen dies explizit. Zusätzlich sollten WBV, WaV und der 
erläuternde Bericht präzisiert werden, sodass klarer hervorgeht, dass der 
Unterhalt von Schutzmassnahmen abgegolten werden kann, und zwar über 
die Programmvereinbarungen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Antrag: Es ist zu prüfen, ob auch der Betrieb von Überwachungssystemen 
unterstützt werden kann und somit kein Widerspruch zum WaG mehr 
besteht.

Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten für 
Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, nicht jedoch für den Betrieb von 
Warneinrichtungen (Art. 10 Abs. 2 Bst. d WBV und gleichlautender Art. 39 
Abs. 5 Bst. d WaV). Die Formulierung in der WaV steht im Widerspruch zum 
WaG, wonach der Bund Beiträge an die Einrichtung und den Betrieb von 
Messstellen sowie den Aufbau von Frühwarndiensten zur Sicherung von 
Siedlungen und Verkehrswegen gewähren kann (Art. 36 Abs. 1 Bst c WaG).
Bei der überwiegenden Anzahl unserer Überwachungssysteme ist genau 
der Betrieb das aufwändige, da durch spezialisierte Büros häufig Messdaten 
interpretiert, kommuniziert und den Verantwortlichen dann Massnahmen 
empfohlen werden müssen.

Titel Art. 24 Stellungnahme zu Massnahmen des Hochwasserschutzes, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bevor die Kantone über bauliche Massnahmen des Hochwasserschutzes 
nach Artikel 3 Absätze 1 und 2 des Gesetzes entscheiden, unterbreiten sie 
das Projekt dem BAFU zur Stellungnahme; davon ausgenommen sind 
Massnahmen ohne besonderen Aufwand.

Begründung In Art. 24 Abs. 1 WBV wird «baulich» gestrichen. Damit müssten neu 
sämtliche Massnahmen dem Bund unterbreitet werden. Diese Ausweitung 
ist nicht nötig.

Titel Art. 33 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Wir erachten die Frist für die Erarbeitung der Risikoübersichten und 
Gesamtplanungen wird als äusserst kurz. Der Umgang mit den sowie die 
Anwendung der Extremen Punktniederschlägen (B04) ist noch nicht klar, 
bildet aber die Basis für die Hochwasserabschätzung, worauf anschliessend 
die Erstellung der Gefahrenbeurteilung, die Risikoübersichten und final die 
Gesamtplanungen folgen kann. Deshalb sollten die hydrologischen 
Grundlagen im Zusammenhang mit dem Klimawandel prioritär aktualisiert 
werden.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cter GSchV 
sehr zu begrüssen.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cquarter 
GSchV sehr zu begrüssen.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Aus Sicht des Gewässerschutzes ist die Einführung von Art. 41cquarter 
GSchV sehr zu begrüssen.

Titel 2. Waldverordnung vom 30. November 1992

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Anträge: 
- Es ist zu prüfen, ob die Waldverordnung angepasst werden kann, dass 
auch eine rechtliche Grundlage für Beiträge an den Unterhalt für 
Schutzmassnahmen nach Waldgesetz besteht.
- Der erläuternde Bericht soll präzisiert werden und klar ausweisen, dass 
auch der Betrieb von Warneinrichtungen abgegolten wird, über 
Programmvereinbarungen

Begründung Gemäss dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten an 
Unterhalt, Instandstellung, Ersatz, Rückbau und Erstellung von 
Schutzbauten und -anlagen (Art. 10 Abs. 1 Bst. d WBV). Im bestehenden 
Waldgesetz (WaG) sind nur die Erstellung, die Instandstellung und der 
Ersatz von Schutzbauten und anlagen als beitragsberechtigt aufgeführt (Art. 
36 Abs. 1 Bst. a WaG), nicht aber der Unterhalt. Im Entwurf zur WaV fehlt 
hier eine Formulierung, welche Beiträge auch für den Unterhalt von 
Schutzmassnahmen nach WaG ermöglicht. Ein regelmässiger Unterhalt von 
wasserbaulichen Schutzmassnahmen verlängert die Lebensdauer nicht nur 
bei Schutzbauten nach Wasserbaugesetz, sondern auch bei solchen nach 
WaG. 
Wir gehen davon aus, dass künftig der Unterhalt für Schutzmassnahmen 
nach WaG beitragsberechtigt ist (das Handbuch Programmvereinbarungen 
2025-2028, Kap. 6.2.3 führt Unterhaltsarbeiten an Schutzbauten nach WaG 
auf). Wir begrüssen dies explizit. Zusätzlich sollten WBV, WaV und der 
erläuternde Bericht präzisiert werden, sodass klarer hervorgeht, dass der 
Unterhalt von Schutzmassnahmen abgegolten werden kann, und zwar über 
die Programmvereinbarungen.

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone sorgen insbesondere dafür, dass Gefahrengebiete und die 
Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen 
raumwirksamen Tätigkeiten berücksichtigt werden. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere: (...)

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Antrag: Es ist zu prüfen, ob auch der Betrieb von Überwachungssysteme 
unterstützt werden kann und somit kein Widerspruch zum WaG mehr 
besteht.

Begründung Gem. dem Verordnungsentwurf kann der Bund Beiträge leisten für Aufbau, 
Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für Notfalleinsätze und 
Warneinrichtungen, jedoch nicht für den Betrieb von Warneinrichtungen 
(Art. 10 Abs. 2 Bst. d WBV und gleichlautender Art. 39 Abs. 5 Bst. d WaV). 
Die Formulierung in der WaV steht im Widerspruch zum WaG, wonach der 
Bund Beiträge an die Einrichtung und den Betrieb von Messstellen sowie 
den Aufbau von Frühwarndiensten zur Sicherung von Siedlungen und 
Verkehrswegen gewähren kann (Art. 36 Abs. 1 Bst c WaG).
Bei der überwiegenden Anzahl unserer Überwachungssysteme ist genau 
der Betrieb das aufwändige, da durch spezialisierte Büros häufig Messdaten 
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interpretiert, kommuniziert und den Verantwortlichen dann Massnahmen 
empfohlen werden müssen.

Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Kantone erstellen die Risikoübersichten und die Gesamtplanungen 
gemäss Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe e bis zum 1. Dezember 2034 und 
aktualisieren diese gemäss den Vorgaben des BAFU.

Begründung Kritisch sehen wir die in Art. 70 WaV vorgesehene Frist von 2030. Je nach 
Rückmeldung anderer Kantone, insbesondere jener nicht-klassischen 
Naturgefahren-Kantone, wäre die Frist zu erstrecken. Die Vollzugshilfe des 
BAFU «Standards kantonale Risikoübersichten» wird erst im Jahr 2025 zur 
Anhörung an die Kantone gehen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2. Abschnitt: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen 4.3.2 Art. 10 
Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen der 
Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In diesem Artikel werden die Abgeltungen, die der Bund an Grundlagen und 
Massnahmen leistet, abgegrenzt. 
Absatz 1 ergänzt Artikel 6 Wasserbaugesetz und führt auf, welche 
Grundlagen und Mass-nahmen abgeltungsberechtigt sind. Die 
Massnahmen sind in Artikel 5 bis 8 WBV umfassend beschrieben.
Buchstabe a: Die Erarbeitung von Grundlagen durch die Kantone orientiert 
sich an Artikel 4 WBV und umfasst u. a. die Erhebung der Gewässer, 
Ereignis- und Schutzbautenkataster, Gefahrenbeurteilungen sowie 
Ereignisdokumentationen und -analysen. Neu werden die Kan-tone 
verpflichtet, nebst den Gefahren auch Risiken periodisch zu erfassen und 
zu bewerten, indem sie kantonale Risikoübersichten und Gesamtplanungen 
erarbeiten.
Buchstabe b: Bei raumplanerischen Massnahmen unterstützt der Bund 
diejenigen erforderli-chen Abklärungen zur Risikobegrenzung und -
entwicklung, welche vor der raumplanerischen Umsetzung getätigt werden. 
Der Bund unterstützt – wie bis anhin – die Verlegung von Bauten und 
Anlagen. Nach dem Grundsatz, dass alle Massnahmenarten gleichwertig 
abgegolten werden, werden alle Kosten der Verlegung abgegolten. Diese 
umfassen insbesondere die Entschädigung für das bisherige Gebäude zum 
Neuwert, den Abbruch des Gebäudes und den Rückbau der 
Erschliessungen und des Terrains. Bei Aufgabe der Nutzung werden der 
Verkehrswert, der Abbruch und der Rückbau abgegolten. Bei Auszonungen 
von noch nicht bebauten Grundstücken beteiligt sich der Bund an den 
geschuldeten Entschädigungen zum Beispiel für bereits realisierte 
Erschliessungen. Bei Verlegungen werden am Ersatzstandort insbesondere 
die Kosten für Planung, Vermarkung, Landerwerb, etc. sowie der 
Verkehrswert einer neuen Parzelle an vergleichbarer Lage in der Region 
und von vergleichbarer Grösse abgegolten. Von dieser Abgeltung 
abgezogen werden insbesondere allfällige Versicherungs-leistungen infolge 
Gebäudeschäden, der Wert des bisherigen Grundstückes und eine allfälli-
ge Restnutzung sowie die Mehrwertabschöpfung des Kantons resp. der 
Gemeinde bei Neu-einzonungen. 
Buchstabe c: Der Bund beteiligt sich bei den organisatorischen 
Massnahmen an örtlich fest-gelegte technische Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze. Die Notwendigkeit von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze muss sich aus der Einsatzplanung ergeben. Allgemeines 
Material oder die Ausrüstung der Einsatzkräfte sind darin nicht enthalten. 
Der Bund beteiligt sich an den Kosten für die Erstellung der 
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Einsatzplanungen. Bei Warneinrichtungen beteiligt sich der Bund an deren 
Aufbau und Unterhalt. In der Regel sind solche Warneinrichtungen 
Bestandteil eines Hochwasserschutzprojektes. Damit die Instrumente der 
Optimierung der Warnung und Alarmierung vor Naturgefahren in der 
Schweiz in Wert gesetzt werden können, unterstützt der Bund den Einbezug 
der lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater in die Führungsstäbe 
(siehe auch Erläuterungen zu Art. 6). Damit lokale 
Naturgefahrenberaterinnen und -berater diese Aufgabe wahrnehmen 
können, werden sie von den Kantonen in Kursen ausgebildet. Der Bund 
entwickelt die Kursunterlagen auf Deutsch und Französisch und stellt diese 
den Kantonen zur Verfügung. Subventioniert werden die Ausbildungszeit 
der lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater, die Anpassung der 
Kursunterlagen auf den lokalen Kontext und die Kosten für die 
Durchführung der Kurse. Organisieren die Kantone Kurse für Führungs- und 
Einsatzkräfte, so werden hier nur die Auslagen wie Raummieten oder 
Honora-re der Referierenden unterstützt.
Buchstabe d entspricht der gesetzlichen Bestimmung (Art. 6, Abs. 3, Bst. d 
Wasserbauge-setz (WBG)). Der Unterhalt beinhaltet sowohl den 
periodischen wie auch den regelmässigen Unterhalt. Mit der Ergänzung 
«Rückbau» von Schutzbauten und -anlagen wird auf die Mög-lichkeit 
hingewiesen, Verbauungen zu entfernen oder gezielt aufzulassen. Allfällige 
Kosten werden abgegolten.
Buchstabe e: Abgeltungsberechtigt sind auch die Unterhaltstätigkeiten, 
welche neben dem Erhalt der Schutzbauten erforderlich sind. Dazu 
gehören, dass Uferböschungen mit Pflan-zungen stabilisiert werden, damit 
sie nicht erodieren. Ufergehölz wird soweit zurückgeschnit-ten, dass es den 
erforderlichen Abfluss nicht behindert oder die Uferstabilisierung gewährleis-
tet ist. Abflussprofile und Rückhalteräume wie Geschiebesammler werden 
bei Auflandungen geleert. Dieses Geschiebe wird soweit möglich ins 
Gewässer zurückgegeben. 
Buchstabe f: Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume sind Teil einer 
optimalen Mass-nahmenkombination und beruhen auf einer Vereinbarung 
mit der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer. Kommt es in 
diesen Gebieten zu Schäden durch ein Hochwasser, so beteiligt sich der 
Bund an den Entschädigungen für Ertragsausfälle (basierend auf einer 
Schadensschätzung) sowie an den Kosten für Räumungsarbeiten, 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes und am Ersatz von 
landwirtschaftlichen Kulturen.
Buchstabe g: Eine Vorabsenkung von Speicherseen als Teil des 
Hochwassermanagements kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
Ereignisses zu Ertragsausfällen bei der Ener-gieproduktion führen, wenn 
der Wasserstand durch das Ereignis nicht wieder ausgeglichen wird. Diese 
Ertragsausfälle werden abgegolten. Nebst Energie- und Wasserverlusten 
durch ereignisbasierter Vorabsenkung oder permanentem Mitnutzen von 
Stauseen, können auch weitere Ertragsausfälle an Erlösmärkten entstehen. 
So ist denkbar, dass die Möglichkeit der Stauseebetreibenden, 
Systemdienstleistungen anzubieten, eingeschränkt wird. Erlöseinbus-sen 
dieser Art werden entsprechend abgegolten.
Buchstabe h: Der Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken erfordert 
eine Vielzahl von Grundlagen und Massnahmen. Entsprechen solche nicht 
den Abgeltungstatbeständen nach Buchstaben a bis g, sind für die 
Umsetzung des integralen Risikomanagements aber erfor-derlich und 
haben eine optimale Wirkung, können sie gemäss Buchstabe h abgegolten 
wer-den. 
In Absatz 2 sind zur Abgrenzung der Abgeltungen diejenigen Massnahmen 
aufgeführt, an die der Bund keine Abgeltungen gewährt.
Buchstabe a und b entsprechen dem geltenden Recht (Art. 2 Abs. 5, Bst. a 
und b alt WBV).
Buchstabe c weist darauf hin, dass die eigentlichen «Massnahmen der 
Raumplanung» (2. Titel des Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700)) nicht 
abgegolten werden. Damit sind die Verfahren wie Änderung der Richt- und 
Nutzungsplanung gemeint, bei denen z. B. die Gefah-ren- und 
Risikogrundlagen in die Raumplanungsinstrumente übertragen, 
vernehmlasst und genehmigt werden (siehe auch Ausführungen zu Art. 5 
WBV).
Buchstabe d: Bei Warneinrichtungen wird der Aufbau und Unterhalt 
finanziert, nicht aber der Betrieb. Die Aufwendungen der Führungs- und 
Einsatzkräfte, die zu ihrem Auftrag für den Bevölkerungsschutz gehören, 
werden nicht mitfinanziert. Das ist beispielsweise die allgemei-ne 
Ausrüstung der Feuerwehr.
Buchstabe e: Im Siedlungsgebiet ergreift die Siedlungsentwässerung 
Massnahmen, um das anfallende Niederschlagswasser zurückzubehalten 
oder an Ort versickern zu lassen. Die Grundsätze sind in einer Richtlinie 
des Verbandes Schweizer Abwasser- und Gewässer-schutzfachleute (VSA) 
festgehalten. Diese Massnahmen tragen ebenfalls dazu bei, die Schäden 
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durch den Oberflächenabfluss zu vermindern, werden aber nicht durch den 
Hoch-wasserschutzkredit finanziert. Massnahmen, die über die Aufgaben 
der Siedlungsentwässe-rung hinausgehen und dem Hochwasserschutz 
dienen, können anteilmässig subventioniert werden.
Buchstabe f: Nicht abgegolten wird die Erarbeitung von kantonalen 
Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien, da sich diese Instrumente primär an der 
kantonalen Rechtsgrundlage orientieren.

Begründung Im erläuternden Bericht ist zu präzisieren, dass unter dem Begriff "weitere 
Ertragsausfälle bei der Mitbenutzung von Stauseen" auch allfällige 
fischereiliche Ertragsausfälle geltend gemacht werden können.
Es ist durchaus vorstellbar, dass durch gezielte Absenkung oder Tiefhalten 
von Stauanlagen aus Hochwasserschutzgründen, die fischereiliche Nutzung 
(temporär) eingeschränkt werden kann (verminderte Zugänglichkeit). Sollte 
durch solche regelmässigen Vorkommnisse, der Ertrag aus dem 
Fischereiregal sinken (Bsp. weniger verkaufte Tagespatente am betroffenen 
Stausee), können entsprechende Ausfälle geltend gemacht werden.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Limeco

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Stellungnahme der Limeco:
Die Vorschläge in Art. 4 wie auch Art. 32 Abs. 2 der Revision sind realitätsfern 
und verfolgen einen sehr theoretischen Ansatz. Es ist nicht klar, welche 
Szenarien betrachtet werden. Auch die entsprechenden Erläuterungen zu 
diesen Massnahmen im Bericht des UVEK quantifizieren die Kosten dieser 
Massnahmen nicht und verweisen lapidar darauf, dass die Gebühren erhöht 
werden können. In der Vergangenheit gab es Havarien von KVA, welche 
innerhalb der Branche immer aufgefangen wurden. Der letzte grosse Fall war 
der Grossbrand bei der KVA SATOM in Monthey im Jahr 2022, welche einen 
Totalausfall über rund 4.5 Monate zur Folge hatte. 

Fazit und Antrag:
Der Artikel 5 Absatz 2 der Bundesverfassung besagt: Staatliches Handeln 
muss im öffentlichen Interesse liegen und verhältnismässig sein. Artikel 11 
Absatz 2 USG fordert, dass Massnahmen zur Vermeidung oder Verminderung 
von Umweltschäden in einem angemessenen Verhältnis zu den damit 
verbundenen Kosten und dem erzielten Nutzen stehen müssen. Die 
Anforderungen Siedlungsabfall 2 Monate lagern zu können sowie ein 
Betriebsmittelager für ebenfalls 2 Monaten Betriebszeit zu unterhalten, sind für 
die Betreiber der KVA's mit enormen finanziellen Investitionen, wie aber auch 
Laufkosten verbunden. Je nach Kanton, Standort der KVA, örtlichen 
Gegebenheiten, der Grösse der KVA, dem Einzugsgebiet und der aktuellen 
Einrichtung, bedeutet dies mehr oder weniger finanzielle Belastungen. Die eine 
Anlage muss viel investieren um den neuen Anforderungen gerecht zu werden. 
Eine andere Anlage muss wenig oder nicht investieren, da sie bereits die 
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Anforderungen für die Betriebsmittellagerung erfüllt und/oder den Platz und die 
Einrichtung für eine Ballierung besitzt. Auch die unterschiedlichen Auflagen 
und Bewilligungsverfahren, welche je nach Kanton variieren können, wirken 
sich finanziell nachteilig aus. Wenn Investitions- und Unterhaltskosten einfach 
mit einer Gebührenerhöhung abgefedert werden sollen, erhöht sich im einen 
Einzugsgebiet der Einlieferpreis und bleibt im anderen bestehen. Durch die 
weiter fortschreitende Liberalisierung des kommunalen Abfalls, würde dies zu 
enormen Wettbewerbsverzerrungen führen. Der Preisunterschied von den 
verschiedenen Anlagen wird noch grösser. Dies hat zur Folge, dass es zu 
Verschiebungen der Einzugsgebiete kommen würde und viel weitere 
Transportwege in Kauf genommen würden.

Limeco empfiehlt daher, Art. 4 Abs. 1 Bst. g, sowie Art. 32 Bst. h und i zu 
streichen und von den Bundesbehörden ein konzeptionell besser begründetes 
Konzept einzufordern. Limeco würde begrüssen, wenn der Bund analog den 
strategischen Notreserven für Öl, auch die kritischen Betriebsmittel für 
systemrelevante Betriebe (wie KVA's), vorhalten würde.

Anhang: 20240830Mac000A_Vernehmlassung_VVEA_Limeco_FepBrt.docx.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 32 Abs. 2 Bst. i 
Die Limeco verwertet rund 42'000 Tonnen Siedlungsabfälle von Träger- und 
Vertragsgemeinden sowie 53'000 Tonnen vergleichbare Abfälle sowie 
Bauabfälle (Marktkehricht) pro Jahr. Ein Lager mit Kapazität von 2 Monaten 
müsste mindestens 7'000 Tonnen brennbare Abfälle aufnehmen können. 
Dieses Lager würde nur die Siedlungsabfälle betreffen, jegliche anderen 
Abfälle könnten nicht mehr entgegengenommen werden.

Eine Ballierung wäre grundsätzlich möglich. Dies bedeutet aber einer 
Vorhaltung von rund 2'500 m2 Fläche. Diese Fläche muss befestigt sein 
und kontrolliert entwässert werden. Aufgrund der hohen Brandlast muss ein 
so grosses Lager in mehrere Brandabschnitte unterteilt werden. Der 
Löschwasserrückhalt muss mehrere Hundert Kubikmeter umfassen. Zudem 
muss ein Ballenlager rund um die Uhr überwacht werden und es braucht 
eine geeignete Löscheinrichtung. Diese Fläche kann auf Grund der 
Dimensionen nicht auf dem Areal von Limeco vorgehalten werden und es 
müsste daher auf einem externen Standort ausgewichen werden.

In einem solchen Notszenario müssten die KVA's, welche keine eigene 
Ballierungsstrasse besitzen, auf einen externe Ballierungsfirma ausweichen. 
Da es nur sehr wenig Spezialisten in diesem Gebiet gibt, kann die 
Verfügbarkeit eines Ballierungsdienstleisters nicht gewährleistet werden. 
Daher müsste ebenfalls eine komplette Ballierungsstrasse (Schredder, 
Bunkerband, Ballenpresse und Wickelanlage), wie aber auch die 
entsprechenden Materialien und Fahrzeuge, für den Notfall vorgehalten 
werden.

Die Limeco hat eine Vereinbarung mit zwei Partnern, welche im Notfall eine 
Zwischenlagerung von rund 1'300 Tonnen Abfällen auf deren Gelände 
ermöglichen. Diese Flächen sind aber nur für Ereignisse von kurzer Dauer 
reserviert.

Art. 32 Abs. 2 Bst. h 
Limeco kann ebenfalls dem Vorschlag nicht zustimmen, die Versorgung mit 
den notwendigen Betriebsmitteln über eine Dauer von zwei Monaten 
sicherzustellen. Die eigenen Lagerkapazitäten können bei vollen 
Betriebsmittellager aktuell einen Zeitraum von 3 -4 Wochen abdecken. Die 
Lagerkapazitäten sind so gewählt, dass mit sinnvollen 
Beschaffungsmengen und Transporteinheiten gearbeitet werden kann und 
werden für den laufenden Betrieb gebraucht. Daher kann die aktuelle 
Lagerkapazität nicht zu der geforderten zweimonatigen Reserve gezählt 
werden. 

Dies bedeutet, dass externe Lagerkapazitäten geschafft werden müssten. 
Entweder werden an einem anderen Standort eigene Betriebsmittellager 
geschaffen oder es werden Abrufmengen mit den jeweiligen Lieferanten 
vereinbart. Wobei Limeco davon überzeug ist, dass in einer Mangellage 
trotz Abrufvereinbarungen die Versorgung nicht gesichert ist. 

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Pro Natura

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Das integrierte Risikomanagement (IRM) ist sehr zu begrüssen. Alle 
relevanten Stakeholder müssen beteiligt sein. Insbesondere begrüssen wir 
ausdrücklich, dass Nachhaltigkeit im umfassenden (ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial) Sinne angestrebt wird. 

Wir begrüssen die Präzisierungen in der Wasserbauverordnung 
insbesondere die differenzierte Betrachtung des Gewässerunterhalts und 
die Würdigung dessen wichtigen Beitrags zu den natürlichen Funktionen 
des Gewässers und damit zur Anpassung an den Klimawandel. Erweiterte 
Gewässerräume, die standortadäquat bewirtschaftet werden leisten einen 
wichtigen Beitrag zur ökologischen Infrastruktur.

Wir finden es auch sehr positiv, dass in der angepassten GschV explizit 
auch auf die Unterhaltsmassnahmen hingewiesen wird und betont wird, 
dass diese dazu beitragen, dass standorttypische Lebensräume, Prozesse 
und Strukturen entstehen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Gefahren, welche von Hochwassern ausgehen 
können:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Die aufgezählten Prozesse stellen nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und 
können sogar aus Sicht der Biodiversität erwünscht sein. Im Sinne des 
integralen Risikomanagements sollen auch die Chancen durch solche 
Prozesse bzw. die Risiken beim Ausbleiben dieser Prozesse, namentlich 
die Risiken aufgrund von Biodiversitätsverlust, berücksichtigt werden. 
Demnach sei hier eine kann-Formulierung zu verwenden.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen 
ausgewogen berücksichtigt und die Massnahmen optimal kombiniert 
werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung Es wird mit dieser Anpassung im Sinne des integralen Risikomanagement 
und im Sinne des erläuternden Berichts präzisiert, welche Interessen 
gemeint sind. Dies Präzisierung ist notwendig, da mit der Einführung des 
integralen Risikomanagement Interessen zu berücksichtigen sind, welche 
bisher ausser Acht gelassen wurde. Da es sich hierbei um die Definition der 
Begriffe handelt, ist eine unmissverständliche Nennung der zu 
berücksichtigenden Interessen unerlässlich.
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Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die namentliche Erwähnung der "ökologischen Aspekte" ist wichtig. Auch 
der Einbezug von Klimaszenarien, was soviel bedeutet, dass die Gefahren 
nicht nur retospektiv beurteilt werden sollen und können. Ebenso von 
Bedeutung ist die Entwicklung der Raumnutzung, zumal Gewässerräume 
als Hochwasserschutzmassnahme gelten.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone erarbeiten die Grundlagen für den Hochwasserschutz. Zu 
diesem Zweck:

a.erheben sie den Zustand der Gewässer und ihre Veränderung, 
dokumentieren die Gewässerräume und analysieren ihre Funktionalität 
im Hinblick auf Hochwasserereignisse;
b.dokumentieren und analysieren sie die Ereignisse;
c.dokumentieren und beurteilen sie die Schutzbauten;
d.führen sie einen Kataster der Ereignisse und der Schutzbauten;
e.erfassen sie die Gefahren und Risiken;
f.erstellen sie Gefahrenbeurteilungen und Risikoübersichten;
g.erstellen sie Gesamtplanungen und übergeordnete Planungen.

Begründung Die Gewässerräume sind eine wichtige Komponente im integralen 
Hochwasserschutz. Sie sollen darum explizit genannt werden damit sie in 
die Erarbeitung der Grundlagen einfliessen und beurteilt werden kann wo 
mit rüumlichen Massnahmen der Hochwasserschutz gestärkt werden kann.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete, den Raumbedarf der 
Gewässer und die Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei 
ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Die ungenügende Berücksichtigung des Raumbedarf der Gewässer in der 
Raumplanung ist ein zentraler Faktor, welcher das Risiko für Mensch und 
erheblichen Sachwerten erhöht. Der Raumbedarf der Gewässer ist die 
wichtigste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und Hochwasserschutz. 
Es ist absolut im Sinne eines integralen Risikomanagements, den 
Raumbedarf der Gewässer in genügendem Mass zu berücksichtigen, da 
hiermit eine Vielzahl von Risiken minimiert werden können, namentlich alle 
Risiken infolge Hochwasserereignissen (im hydrologischen Sinne, d.h. weit 
überdurchschnittliche Abflüsse).
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Dementsprechend ist auch im Gewässerschutzgesetz, Artikel 6a 
Gewässerraum, Abs. 1, Bst. b explizit der Schutz vor Hochwasser 
festgehalten. Nach der hier im erläuternden Bericht aufgeführten Logik wäre 
bei nächster Gelegenheit diese Bestimmung aus dem GSchG zu streichen, 
da dies in den Aufgabenbereich der Wasserbaugesetzgebung gehöre.

Es ist völlig unverständlich, warum der Raumbedarf der Gewässer nicht aus 
der alten WBV übernommen werden soll, handelt es sich hierbei um ein 
Schlüsselelement um die Ziele "Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor (...) Hochwassergefahren" zu erreichen.

Dieser Punkt ist für uns von zentraler Bedeutung.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

e. definieren sie Abläufe und Kriterien, welche dazu dienen, im Nachgang 
an Ereignisse Massnahmen zu ergreifen, welche die Resilienz des Systems 
erhöhen.

Begründung Um das Schadensausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das Entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzen sind, ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Interessen gleichermassen zu 
berücksichtigen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen ingenieurbiologische und technische Massnahmen, 
um das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. Dazu gehören 
Schutzbauten und -anlagen, die Hochwassergefahren zurückhalten, 
umleiten oder durchleiten. Schutzbauten und -anlagen werden so instand 
gestellt, ersetzt oder neu erstellt, dass deren Lebensdauer und 
Funktionsfähigkeit optimiert ist.

Begründung Wie der Titel des Artikels sagt, geht es um ingenieurbiologische UND 
technische Massnahmen. Diese beiden Massnahmentypen, um Risiken zu 
reduzieren und zu begrenzen, sind nicht gleichzusetzen. Inbesondere 
können ingenieursbiologische Massnahmen, sofern sie korrekt angewendet 
werden, völlig unterhaltsfrei und auf unbestimmte Zeit wirksam sein.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
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Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen möglichst robust und natürlich. 
Bestehende Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre Eignung, 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung Diese Formulierung wird der Forderung GschG Art 37 Abs 2 gerecht, 
nämlich dass... "der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst 
beibehalten oder wiederhergestellt werden muss".

Bestehende Schutzbauten sind auch auf ihre Eignung hin zu überprüfen. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass basierend auf der bisherigen 
Wasserbaugesetzgebung errichtete Schutzbauten den Prinzipien des 
integralen Risikomanagements genügen. Darüber hinaus verändern sich im 
Rahmen des Klimawandels die Abflüsse und bisher geeignete 
Schutzbauten werden in Zukunft nicht mehr geeignet sein. Nicht oder nicht 
mehr geeignete Schutzbauten sind unter Berücksichtigung der neuen 
Wasserbaugesetzgebung und der Gewässerschutzgesetzgebung 
anzupassen, wobei eine Anpassung auch aus einem Ersatz durch 
ingenieurbiologische Massnahmen oder aus einer Entfernung, z.B. im 
Rahmen einer Aufweitung, bestehen kann.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie verwenden so weit als möglich natürliche, für das jeweilige Gewässer 
typische Baustoffe und setzen ingenieurbiologische Methoden ein.

Begründung Wichtig ist nicht nur, dass die Baustoffe natürlich sind, sondern auch das sie 
dem Gewässertyp angepasst sind. Beispielsweise sind Felsblöcke ein 
natürlicher Baustoff, welcher natürlicherweise an kleinen, flachen 
Gewässern nicht vorkommt.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen entschädigungsberechtigte Entlastungsräume, in welche 
Hochwasser durch Revitalisierungen und Schutzmassnahmen so ein- und 
durchgeleitet werden, dass diese Räume häufiger oder intensiver belastet 
werden, um damit andere Gebiete zu schützen.

Abs. 5: Sie schaffen naturnahe und natürliche, standortgerechte 
Uferlebensräume, welche als Entlastungsräume dienen, und sichern diese 
raumplanerisch.

Begründung Revitalisierungen, z. B. durch die Wiedervernetzung von Auen, können 
Räume wiederherstellen, die Hochwasserspitzen zurückhalten oder 
verlangsamen und so andere Gebiete schützen.

Neben der Bezeichnung und der Anbindung von bestehenden Räumen, 
welche zur Entlastung dienen können, sind auch weitere, spezifisch 
naturnahe oder natürliche Flächen (Wieder-)Herzustellen. Hierzu ist ein 
weiterer Absatz hinzuzufügen. Naturnahe und natürliche Uferlebensräume 
sind kosteneffizient als Massnahmen zum Schutz vor Hochwassern. Sie 
reduzieren im Sinne des integralen Risikomanagements auch weitere 
Risiken, namentlich das Risiko von Trockenheit und das Risiko von 
Biodiversitätsverlust. Der Flächenbedarf für diese Lebensräume ist 
ausgewiesen. Es kann so eine win-win-Situation geschaffen werden. Die 
Beanspruchung von nicht-natürlichen Entlastungsräumen kann reduziert 
und somit Kosten aufgrund von Entschädigungen reduziert werden.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen risikobasiert, so dass:
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a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik nur dort wo 
nötig begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die Gewässer den Anforderungen von Artikel 41c quater der 
Gewässerschutzverordnung entsprechen.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Gewässerschutzgesetz (Art. 4 Bst. n) 
den Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

In den Anforderungen an den Gewässerunterhalt, wie sie in Art. 8 WBV 
formuliert sind, fehlt dieser Bezug zum Unterhalt zur Gewährleistung der 
ökologischen Funktionen. So wie das WBG in Art. 4 auf Art. 37 GSchG 
verweist, soll auch auf Stufe Verordnung dieser Bezug explizit hergestellt 
werden.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Titel 3. Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5. Kapitel: Vollzug

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei Eingriffen in das oberirdische Gewässer ist der natürliche, vom 
Menschen unveränderte Verlauf des Fliessgewässers, charakterisiert durch 
seine Lage im Talquerschnitt, sein Längsgefälle, seine Gerinneform, seine 
Gerinnesohlenbreite sowie seine morphologischen Strukturen und 
dynamischen Prozesse, möglichst beizubehalten oder wiederherzustellen.

Begründung Hier muss zum Ausdruck kommen, dass sich der "natürliche Verlauf" des 
Fliessgewässers auf den Verlauf vor allfälligen Korrekturen bezieht.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es sehr, dass auch die standorttypische Gestaltung und 
Unterhalt des Gewässers und des Gewässerrraums hier explizit ausgeführt 
wird
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Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 58 Anrechenbare Kosten, Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete und die Risiken in der 
Richt- und Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen 
Tätigkeiten. Sie stellen in den Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:
a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von Baubewilligungen 
für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen Risiken reduziert werden.

Begründung Wie in Art. 5 WBV soll auch hier bei der Um-, Ab- und Auszonung 
grundsätzlich Risiken verringert werden und nicht nur "untragbare", deren 
Definition unklar bleibt.

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass die Bedeutung des Gewässerunterhalts für die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer hervorgehoben 
wird. Insbesondere auch, dass der Gewässerunterhalt einen Beitrag zum 
Aufbau der ökologischen Infrastruktur und zur Anpassung an den 
Klimawandel leisten kann.

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Schutzmassnahmen sind gemäss Artikel 1 Wasserbaugesetz dort 
angezeigt, wo Menschen sowie Siedlungen, Gebäude und Infrastrukturen 
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gefährdet sind (Schutzobjekte). Artikel 1 WBV präzisiert, vor welchen 
Gefahren der Schutz von Menschen und erheblichen Sachwer-ten 
gewährleistet werden soll.
Während in Artikel 1 Wasserbaugesetz einzelne Gefahrenprozesse 
beispielhaft erwähnt sind, werden sie in der Verordnung vollständig 
aufgezählt. Unter Hochwasser wird ein Wasser-stand verstanden, der 
deutlich über dem langjährigen Mittelwert liegt. Hochwasser stellen eine 
Gefahr dar, wenn sie ausufern und so Schäden für Mensch, Umwelt und
/oder Sachgüter entstehen können. Überschwemmungen können auch 
durch Niederschlag entstehen, der nicht versickern kann und über das 
offene Gelände abfliesst (Oberflächenabfluss), durch aufstossendes 
Grundwasser oder durch über das Seeufer auslaufende Wellen (Bst. a). Die 
auslaufenden Wellen umfassen insbesondere Windwellen und dynamische 
Wellen. Letztere werden auch Tsunamis genannt, welche meist durch 
Massenbewegungen ins Gewässer oder unter Wasser ausgelöst werden. 
Eine weitere Gefahr sind Murgänge (Bst. b), ein lang-sam bis schnell 
fliessendes Gemisch aus Wasser und einem hohen Feststoffanteil in steilen 
Bächen. Weiter können Erosionen im Ufer- und Sohlbereich von 
Gewässern, insbesondere im Bereich von Bauten (Brückenpfeiler, 
Widerlager), sowie die Ablagerung von Feststoffen inner-halb und 
ausserhalb des Gewässers (Bst. c) und von Schwemmgut wie z. B. 
weggerissene Baumstämme (Bst. d) eine Gefahr darstellen. 
Die Hochwassergefahren umfassen damit alle Gefahren, welche durch 
Überschwemmun-gen, Erosion, Ablagerungen und Schwemmgut bei Seen, 
Flüssen, Bächen, Oberflächenab-fluss, Grundwasseraufstoss sowie Wind- 
und Impulswellen auftreten. Dabei ist zu beachten, dass diese Prozesse 
auch auftreten können, ohne eine Gefahr darzustellen, und dass diese 
Prozesse in natürlichen Systemen eine wichtige Voraussetzung für deren 
ökologischen Wert darstellen können.

Begründung Die im letzten Satz des zweiten Absatzes aufgezählten Prozesse stellen 
nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und können sogar erwünscht sein. Im 
Sinne des intergralen Risikomanagements sollen auch die Chancen durch 
solche Prozesse bzw. die Risiken beim Ausbleiben dieser Prozesse, 
namentlich die Risiken aufgrund von Biodiversitätsverlust, berücksichtigt 
werden. 
Demnach sei hier eine kann-Formulierung zu verwenden, wie sie auch oben 
im Absatz verwendet wird.
Es soll auch zum Ausdruck kommen, dass auch das Ausbleiben aller 
beschriebenen Prozesse mit Risiken verbunden sein kann. So sind 
beispielsweise Hochwasser, welche ausufern, von grosser Bedeutung für 
Auen und Flachmoore und somit von gesellschaftlicher Bedeutung.

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Bestimmung wird der kantonale Vollzugsauftrag aus Artikel 2 
Wasserbaugesetz präzisiert. Dabei wird der Bezug zwischen dem Schutz 
von Menschen und erheblichen Sachwerten vor Hochwassergefahren und 
dem IRM hergestellt.
Um das Ziel – ein tragbares Mass an Hochwasserrisiken – zu erreichen und 
es zu halten, sind Anstrengungen verschiedener Stellen in einem Kanton 
notwendig. Die Gefahren und Risiken müssen erhoben werden, um die 
Tragbarkeit der Risiken beurteilen zu können und den Handlungsbedarf zu 
bestimmen. Massnahmen zur Risikoreduktion und langfristigen Ri-
sikobegrenzung müssen auf diesen Grundlagen geplant und umgesetzt 
werden. Mit einem solchen risikobasierten Handeln kann der Schutz 
langfristig gewährt werden. Die nachfol-genden Beschreibungen führen 
diesen risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren weiter aus.
Grundlagen, die erforderlich sind, um Hochwasserrisiken zu erkennen, 
müssen verschiede-ne Aspekte und Themen enthalten (siehe auch Art. 4 
WBV). Das Risiko setzt sich zusammen aus der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein gefährliches Ereignis eintrifft, und dem möglichen Schaden. Das 
Schadensausmass ist abhängig von der Anzahl Personen und den Sachwer-
ten, die dem Ereignis ausgesetzt sind (Exposition) sowie der 
Schadensempfindlichkeit der betroffenen Werte und Personen 
(Verletzlichkeit). Dabei können die gefährdeten Sachwerte unterschiedlicher 
Art sein, wie zum Beispiel Gebäude und Infrastrukturanlagen mit erhebli-
cher volkswirtschaftlicher Bedeutung. Als Grundlagen müssen somit 
Informationen zusam-mengetragen werden, die sich auf die Entstehung von 
Hochwasserereignissen, weitere Ge-fahren, die den Ereignisverlauf 
beeinflussen (z. B. Prozessverkettung oder kombinierte Er-eignisse), die 
Wirkung von bestehenden Massnahmen und die bestehende Nutzung bezie-
hen. Eine konkrete Übersicht über die zu erstellenden Grundlagen findet 
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sich in Artikel 4 WBV. Nur auf dieser Basis kann der Handlungsbedarf zum 
Erreichen eines tragbaren Mas-ses an Hochwasserrisiken erkannt, und die 
Verantwortlichkeiten zur Planung und Umset-zung von Massnahmen 
zugewiesen werden. 
Das tragbare Mass an Risiken ist kein fixer Wert, sondern muss von den 
Schutzverantwortli-chen und den Betroffenen ausgehandelt werden. 
Betroffen sind dabei grundsätzlich auch alle gesellschaftlichen Bedürfnisse 
und Nutzungen, wie z.B. die Naherhohlung am Gewässer, da eine intergrale 
Planung sozialverträglich zu erfolgen hat. Die Kantone gewährleisten mit 
einem ver-hältnismässigen Aufwand einen angemessenen Schutz vor 
Hochwassergefahren, indem sie geeignete raumplanerische, 
organisatorische, ingenieurbiologische und technische Mass-nahmen 
optimal kombinieren und Risiken auf diese Weise steuern (siehe auch Art. 5 
bis 8 WBV). Auf Basis einer integralen Planung und einem risikobasierten 
Vorgehen reduzieren die umgesetzten Massnahmen bestehende Risiken 
und begrenzen das Entstehen neuer Risi-ken. Das Zusammenwirken der 
Massnahmen muss daher zum Zeitpunkt der Planung wie auch langfristig 
optimal sein. Allerdings gibt es keine absolute Sicherheit, deshalb muss das 
verbleibende Risiko getragen werden. Das bedeutet, dass die Betroffenen 
für die Schäden selbst aufkommen müssen und dass sie über die 
Gebäudeversicherungen solidarisch getra-gen werden. 
Die Kantone beobachten und berücksichtigen im Rahmen ihres 
Vollzugsauftrages die sich verändernden Bedingungen, die durch den 
Klimawandel (vgl. für Anpassungsmassnahmen auch Art. 8 des 
Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stär-
kung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 ), das 
Siedlungswachstum und den Infrastrukturausbau entstehen. 
Bei der Planung und Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen sind 
insbesondere die ökologischen Aspekte zu beachten, da Gewässer wichtige 
ökologische Räume und zentrale Elemente der Vernetzung sind. Die 
natürlichen Funktionen sind deshalb bei Eingriffen beizu-behalten oder 
wiederherzustellen. Dabei ist auch die natürliche Gewässerdynamik soweit 
möglich zu fördern, die Landschaft aufzuwerten und die Vernetzung der 
Lebensräume zu ermöglichen.

Begründung Im Sinne der intergralen Planung ist auch die Betroffenheit der Gesellschaft 
zu berücksichtigen, wenn Massnahmen deren Interessen zuwiederläuft. 
Diese Interessen beiinhalten auch den Erhalt oder die Wiederherstellung 
möglicht naturnaher Gewässer und damit den Erhalt der Biodiversität.

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung zu berücksichtigen 
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und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. Es gilt, neue 
untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, untragbare 
Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im Einleitungssatz von 
Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an und ergänzt ihn um 
die in den Gefahrengebieten bestehenden und künftigen Risiken. Für die 
Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in der Raumplanung bedeutet 
dies, dass neben der Gefahr auch das Schadenpotenzial berück-sichtigt 
wird. Die massgebenden Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung 
der Risiken sind der kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. 
Im Richtplan sind unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren aufzuzeigen. Dazu gehört auch, dass Prinzipen und 
Verfahren ausgewiesen werden wie beispielsweise die Grundsätze der 
Raum-planung im Umgang mit Naturgefahren , die Organisation, 
Koordination und Zuständigkeiten oder die Aufträge an die Gemeinden. Im 
Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der 
Gefahrengebiete, wie beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen 
im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in 
Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die Vorschriften 
beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark gefährdeten 
Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen Gefahren-
karten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder Restgefährdung 
(gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen Gefahrenkarten) 
begrenzt und reduziert werden müssen. Zu den weiteren 
Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu berück-sichtigen 
sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder Sondernutzungspläne auf 
kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 
erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und raumplanerisch 
ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche Freihalteräume sind 
beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete oder 
Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen haben 
Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Wir begrüssen das insgesamt, insbesondere auch die Reduktion von 
Risiken durch das Entfernen von Bauten und Anlagen aus dem gefährdeten 
Gebiet.

Jedoch ist der "Raumbedarf der Gewässer" in der Verordnung zu belassen. 
Die hier aufgeführte Argumentation greift zu kurz, denn der Raumbedarf der 
Gewässer ist die bedeutendste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und 
Hochwasserschutz. Dies zeigt sich auch dadurch, dass der Schutz vor 
Hochwassern in der Gewässerschutzgesetzgebung ebenfalls als Grund für 
die Festlegung des Gewässerraums aufgeführt ist (GSchG Art. 36a).

Dies ist ein zentraler Punkt für uns.
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Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Organisatorischen Massnahmen sind vorbereitete Tätigkeiten, die kurz vor, 
während und nach einem Ereignis ausgeführt werden, um Menschenleben 
zu retten und das Schadensaus-mass zu begrenzen (Abs. 1). Die 
Vorbereitung und Bewältigung von Ereignissen liegen im öffentlichen 
Bereich in der Zuständigkeit des Bevölkerungsschutzes. 
In den Buchstaben a bis d werden die einzelnen Massnahmen aufgezählt. 
In der alt WBV sind lediglich die Frühwarndienste (Art. 24) und unter 
Grundlagenbeschaffung (Art. 27) die «Notfallplanungen» (Bst. c) und die 
«Messstellen» (Bst. f) aufgeführt. Diese Elemente werden mit neuen 
Begrifflichkeiten weitergeführt und um weitere Tätigkeiten ergänzt. Als 
weitere Massnahme organisatorischer Art wird die Rückhaltemöglichkeit 
von Speicherseen in Absatz 2 ergänzt.
Buchstabe a: Einsätze sind nur dann erfolgreich, wenn sie vorsorglich 
geplant, vorbereitet und eingeübt sind. Einsatzpläne (vormals als 
Notfallplanungen bezeichnet) sind wichtige Hilfsmittel, denn sie bezeichnen 
die Tätigkeiten der Führungsorgane und Einsatzkräfte vor und während 
eines Ereignisses. Dazu gehören die Beobachtung, Information, Warnung, 
Alarmierung, Sperrungen von Strassen, der Aufbau mobiler 
Schutzmassnahmen oder die Evakuierung von Gebäuden und Gebieten 
und die Betreuung von betroffenen Personen. Die kantonalen Fachstellen 
erarbeiten gemeinsam mit den Partnern des Bevölkerungsschutzes die 
Einsatzpläne.
Buchstabe b: Die Kantone sorgen dafür, dass die zivilen Einsatz- und 
Führungsorganisatio-nen über das notwendige Naturgefahrenwissen 
verfügen, um sich auf Hochwasserereignisse vorzubereiten und sie zu 
bewältigen. Dazu bilden sie lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater 
aus und integrieren sie in ihre Führungsorganisationen. Die lokalen 
Naturgefahrenbe-raterinnen und -berater kennen die zur Verfügung 
stehenden Informationen wie die Gemein-same Informationsplattform 
Naturgefahren (GIN). Sie können diese Informationen dank guter 
Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten mit eigenen Beobachtungen 
ergänzen und im lokalen Kontext beurteilen. Damit tragen sie dazu bei, 
dass Vorhersagen und Warnungen die Füh-rungs- und Einsatzkräfte 
rechtzeitig erreichen, von ihnen verstanden und in die Entscheidun-gen 
eingebunden werden.
Buchstabe c ist aus Artikel 24 alt WBV übernommen. Die 
«Frühwarndienste» werden durch den Begriff «Warneinrichtungen» ersetzt, 
um kohärent mit der Terminologie des Wasserbau-gesetzes zu sein. 
Gemeint sind Mess- und Frühwarnsysteme. Dazu gehören auch die für den 
Hochwasserschutz erforderlichen Messstellen (Art. 27, Bst. f alt WBV).
Buchstabe d nennt technische Vorkehrungen wie Abdämmungen mit 
mobilen Dammbalken oder Anhebevorrichtungen bei Brücken, die für die 
Ereignisbewältigung eingesetzt werden. Die technischen Vorkehrungen 
werden zur Unterstützung der Einsatzkräfte erstellt, damit diese mit ihren 
begrenzten Mitteln die Schäden risikobasiert begrenzen können.
In Absatz 2 wird eine weitere Massnahme organisatorischer Art genannt, 
die dazu beiträgt, die Hochwassergefahr im unterhalb von Speicherseen 
liegenden Gebiet zu vermindern. In-dem der Speichersee permanent oder 
vor einem spezifischen Ereignis vorabgesenkt wird, kann dieses 
Speichervolumen genutzt werden, um die Abflussspitze zu reduzieren. Die 
Ana-lyse des Hochwasserereignisses vom August 2005 zeigt den Nutzen 
dieses Vorgehens für den Hochwasserschutz. Die Mitnutzung eines 
Speichersees kann in einzelnen Fällen eine kostengünstige Massnahme 
darstellen. Eine Vorabsenkung kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
Ereignisses aber auch zu Ertragsausfällen bei der Energieproduktion 
führen. Diese werden gemäss Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe g WBV 
subventioniert. Betrachtet man die Auswirkungen einer solchen Nutzung auf 
die Wasserkraftproduktion über eine längere Zeitperiode, werden sie jedoch 
als gering eingeschätzt. Auch die hier beschriebene Bewirt-schaftung der 
Speicherseen ist in eine optimale Massnahmenkombination einzubetten. 
Die Sicherheit der Stauanlagen gemäss den Anforderungen der 
Stauanlagengesetzgebung darf dabei nicht beeinträchtigt werden.

Begründung Um das Schadenausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzende sind ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
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wirtschaftliche, soziale und umweltbezogene Nachhaltigkeit zu 
berücksichtigen.

Titel 4.2.4 Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel wird neu eingeführt, um die ingenieurbiologischen und 
technischen Massnahmen in ähnlicher Ausführlichkeit wie die anderen 
Massnahmen zu beschreiben. Inhaltlich bildet der Artikel jedoch die gängige 
Praxis ab. Als neue Aufgabe wird formuliert, dass die bestehenden 
Bauwerke auf ihre Systemsicherheit zu prüfen sind.
Absatz 1 beschreibt die Wirkung und Funktion von technischen 
Massnahmen. Schutzbauten und -anlagen sollen in dafür geeigneten 
Flächen das Hochwasser möglichst zurückhalten. Wo nötig werden 
Hochwasser durch Siedlungsgebiete durchgeleitet oder in dafür vorgesehe-
ne Räume umgeleitet. Bestehende Geländeaufschüttungen, 
Terrainveränderungen, perma-nente Freihaltung in Stauseen oder 
abgesenkte Strassen können für diesen Zweck ebenfalls eingesetzt werden. 
Technische Massnahmen sind so zu bauen und zu unterhalten, dass sie 
über eine möglichst lange Zeit funktionstüchtig sind. 
Absatz 2 beschreibt einen wichtigen Aspekt, der bei der Planung und beim 
Bau von techni-schen Massnahmen beachtet werden soll: das robuste 
Bauen. Die Bauwerke werden auf ein bestimmtes Ereignis 
(Wahrscheinlichkeit und Intensität des Gefahrenprozesses) ausgelegt und 
verhalten sich dann robust, wenn das Überlasten der Schutzbaute nicht zu 
unkontrollier-tem Versagen mit sprunghaft ansteigenden Schäden führt und 
die vorgesehene Wirkung auch bei einer Überlastung erhalten bleibt. Kann 
ein robustes Verhalten nicht erreicht werden, sind allenfalls weitere 
Massnahmen zu ergreifen und die verbleibenden Risiken sind zu tra-gen. 
Zudem verpflichtet Absatz 2 die Kantone dazu, bestehende Schutzbauten 
und -anlagen daraufhin zu prüfen, wie sie bei einer extremen Belastung 
(Überlastung) reagieren. Dabei sind verschieden Szenarien, 
Prozesswechsel, Prozessverkettungen und kombinierte Ereig-nisse 
einzubeziehen. Weiter müssen die Kantone die Systemsicherheit 
untersuchen, das heisst prüfen, wo die Wirkungsgrenze des 
Schutzkonzeptes – also der Kombination ver-schiedener Massnahmen – 
liegt. Auf Basis der Über-prüfung und Bewertung der Bauwerke und ihrer 
Funktionstüchtigkeit wird der Handlungsbedarf bestimmt und die not-
wendigen An-passungen für ein robustes Verhalten sind vorzunehmen.
Absatz 3: Technische Massnahmen müssen möglichst naturnah gestaltet 
werden. Dabei sind soweit möglich natürliche Baustoffe einzusetzen und die 
Schutzwirkung der Vegetation durch optimale Auswahl und Anordnung wie 
lebende Buhnen, Erosionsschutz durch Weiden etc. zu verwenden. Dies 
trägt dazu bei, dass die natürlichen Funktionen erhalten oder wiederherge-
stellt und damit die Bauwerke gut in die Landschaft eingefügt werden. 
Absatz 4 verlangt von den Kantonen, dass sie entschädigungsberechtigte 
Entlastungsräume festlegen. Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume 
sind Räume, in die Hochwasser im Zusammenhang mit technischen 
Massnahmen bewusst ein- und durchgeleitet werden. Vo-raussetzung für 
entschädigungsberechtigte Entlastungsräume ist somit, dass Entlastungs-
räume mit dem Zweck, andere Gebiete zu schützen, häufiger oder 
intensiver belastet und im Rahmen eines Projektes realisiert werden. Der 
Bund subventioniert den finanziellen Aus-gleich der in diesen Räumen 
auftretenden Schäden (Art. 6 Abs. 3 Bst. e Wasserbaugesetz in Verbindung 
mit Art. 10 Abs. 1 Bst. f WBV). In raumplanerischer Hinsicht sind 
Entlastungs-räume als Freihalteräume gemäss Artikel 5 Absatz 2 
auszuscheiden.

Begründung Es fehlen naturbasierte Lösungen, wie das Schaffen von naturnahen oder 
natürlichen, standortgerechten Uferlebensräumen in ausreichender 
Flächengrösse (Auen, Flachmoore), welche als Entlastungsräume dienen 
und im Sinne des integralen Risikomanagements auch andere Risiken 
reduzieren, namentlich das Risiko von Trockenheit oder das Risiko von 
Biodiversitätsverlust.

Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Gewässerunterhalt ist eine wichtige Massnahme, um den bestehenden 
Hochwasser-schutz zu gewährleisten. Die Bestimmung ist aus Artikel 23 alt 
WBV übernommen und etwas präzisier formuliert.
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Mit dem Auftrag, Schutzbauten und -anlagen angemessen zu unterhalten, 
sind durch die Kan-tone auch die Zuständigkeiten und Pflichten im Unterhalt 
zu bestimmen. Dies ist ein wichtiges Element im 
Schutzbautenmanagement, welches auf Informationen des 
Schutzbautenkatas-ters (siehe Art. 4, Abs. 1, Bst. c und d WBV) und dem 
Bewerten der Bauwerke auf ihre Eignung und Funk-tionstüchtigkeit (Art. 7, 
Abs. 2 WBV) basiert.
Buchstabe a bezeichnet Eingriffe des Gewässerunterhalts, die regelmässig 
oder nach Scha-denereignissen erforderlich sind, um die Abflusskapazität 
zu erhalten und die Gewässerdy-namik nötigenfalls zu begrenzen. Dazu 
gehört beispielsweise das Freihalten von Hochwas-serprofilen und 
Geschiebesammlern, das regelmässig gezielte und etappierte Zurückschnei-
den der Ufervegetation zur Erhaltung der Abflusskapazität oder die 
Stabilisierung der Sohle oder von Uferböschungen, wo dies nötig ist. 
Gleichzeitig ist im Wasserbaugesetz definiert, dass mit dem 
Gewässerunterhalt der Erhalt und die Wiederherstellung der natürlichen 
Funktionen des Gewässers verfolgt werden müssen. Es ist also auch zu 
überprüfen, wo mehr Dynamik zugelassen werden kann.
Buchstabe b nennt den zweiten Aspekt des Unterhaltes. Schutzbauten und -
anlagen sind zu unterhalten. Beispielsweise sollen beschädigte 
Schutzbauten repariert werden. Diese Arbei-ten haben das Ziel, die 
Lebensdauer der Schutzbauten und -anlagen zu verlängern und die 
Funktionalität zu gewährleisten. 
Die ökologischen Anforderungen an den Unterhalt werden in Artikel 37 
GSchG definiert und in Artikel 41cquater GSchV präzisiert.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Wasserbaugesetz (Art. 4 Bst. b) den 
Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Prométerre

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7
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Titel Die Verordnung vom 1. Juli 1998 über Belastungen des Bodens wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Bst. b

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Conserver la disposition actuellement en vigueur

Begründung Ceux qui ont le soin du sol et le souci à long terme, c'est les agriculteurs. La 
responsabilité à long terme de la fertilité des sols se garantit donc par la 
confiance de ceux qui en ont la charge et non par des ordonnances 
excessivement techniques. Il faut faire confiance aux agriculteurs. 
De plus, cette révision aurait diverses conséquences négatives :

Complexité excessive :
La nouvelle définition remplace une description claire par une liste détaillée 
de critères, rendant l'évaluation plus compliquée sans bénéfice pratique 
évident.

Subjectivité accrue :
L'inclusion de termes comme "diversité" et "biomasse" rend l'évaluation plus 
subjective, avec des interprétations variables et incohérentes.

Contraintes administratives :
Les critères supplémentaires augmentent les coûts et la charge 
administrative pour les agriculteurs et les autorités, décourageant les 
pratiques agricoles durables.

Rigidité des normes :
L'ajout de nouvelles réglementations sur la matière organique et la diversité 
biologique risque de rendre les normes plus lourdes et rigides.

Impact sur les pratiques locales :
Une approche trop standardisée ne prend pas en compte les spécificités 
locales, alors que l'ancienne version permettait plus de flexibilité.

Conserver une définition plus simple et flexible de la fertilité des sols est 
plus pragmatique et efficace pour protéger nos sols, de plus les agriculteurs 
prennent soin de la fertilité de leurs sols et doivent garder la liberté 
entrepreneuriale de travailler leur sol de manière pragmatique.

Titel Art. 2 Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Conserver la disposition actuellement en vigueur

Begründung Voir commentaire Art.2, al.1, let. a

Titel Art. 2 Abs. 4bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Supprimer

Begründung Voir commentaire Art.2, al.1, let. a

Titel Art.  3 Abs. 1
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag /

Begründung Les cartes indicatives ne doivent pas introduire par la bande des restrictions 
à l'utilisation du sol.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Les cantons informent l'OFEV des résultats de leur surveillance.

Begründung Les sols sont une propriété privée. Tant que la santé de la population n'est 
pas atteinte, il n'y a pas lieu de publier des données relatives à des biens 
privés.

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Abschnitt: Vermeidung langfristiger Bodenverdichtung und -erosion; 
Umgang mit abgetragenem Boden

Akzeptanz Enthaltung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Voir commentaire Art.2, al.1, let. a

Titel Die Anhänge 1 und 2 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 12 (Prüfwerte), Ziffer 13 (Sanierungswerte)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2, Art. 5, Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Voir les commentaire émis sous l'ordonnance sur les atteintes portées au 
sols (OSol).

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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RecyPac - Kreislauf Plastik und Getränkekarton

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung RecyPac unterstützt die vorgeschlagene Präzisierung, solange am 
Grundsatz der vorrangigen Entsorgung im Inland festgehalten wird. Es sind 
hingegen Vorkehrungen zu treffen, dass Investitionen in die 
Entsorgungsinfrastruktur in der Schweiz nicht behindert werden und dass 
Anreize bestehen, solche Investitionen zu tätigen.

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Enthaltung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung RecyPac unterstützt die vorgeschlagene Ergänzung des geltenden Rechts.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Enthaltung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Anhänge 1 und 4 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Regionalverkehr Bern-Solothurn AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der RBS begrüsst die Aufnahme von Gleisaushub in Art. 20 VVEA. Damit 
wird ein relevanter gesetzliche Anreiz zu einem geschlossenen 
Materialkreislauf geschaffen.

Aus Sicht des RBS ist es prüfenswert, dass dieser Artikel um eine 
Formulierung ergänzt wird, welche die Verwertung als hochwertigster 
Rohstoff zur Priorität erklärt. In Kap. 4 von «Verwertung mineralischer 
Rückbaumaterialien» (BAFU, 2023) wird die Vermeidung eines 
Downcyclings zwar empfohlen. Eine Erwähnung direkt in der VVEA hätte 
aber einen verbindlicheren Charakter.
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 4.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Eisenbahnunternehmungen als staatsnahe Betriebe müssen die 
Materialbewirtschaftung anpassen. Es sind höhere Verwertungs- bzw. 
Entsorgungskosten zu erwarten.

Begründung Stellungnahme zu Kap. 5.1.2 vom erläuternden Bericht: 
Der RBS ist der Ansicht, dass die angestrebten regulatorischen Änderungen 
nicht zu geringfügigen, sondern zu relevanten Mehrkosten führen. Mit der 
Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial soll die prioritär die 
Verwertung auf den Gleisen gefördert werden. Folgende Faktoren führen zu 
höheren Kosten seitens Infrastrukturbetreiber: 

-Damit Gleisaushub verwertet werden kann, wird i.d.R. eine Behandlung 
vom Gleisaushub notwendig, z.B. in (mobilen) Schotterwaschanlagen. 
Diese Anlagen und dazugehörige Zwischenlager brauchen Platz und sind 
kostenintensiv. Stellen sich mobile Schotterwaschanlagen als zweckmässig 
heraus, muss dieser Platz bereits in der Projektierungsphase eingeplant 
werden. Aus Sicht des RBS können die Eisenbahnunternehmen nicht 
einfach «nur» die Ausschreibungsunterlagen anpassen, sondern muss das 
ganze Entsorgungskonzept neu gedacht werden. Der RBS geht davon aus, 
dass die Mehrkosten die Kosteneinsparungen (geringere Liefermengen von 
Schotter aus Primärmaterial) übersteigen.

-Bei kleinen Baustellen (z.B. lokale Unterbausanierungen) wird eine 
Behandlung vom Gleisaushub vor Ort kaum möglich sein. Folglich wird die 
Verwertung ent-weder an Dritte ausgelagert oder der Gleisaushub durch 
den Infrastrukturbetreiber in ein Zwischenlager genommen. Letzteres 
bedeutet, dass die Infrastrukturbetreiber Zwischenlagerplätze erstellen 
müssen, die den regulatorischen Anforderungen genügen. Beide Varianten 
schneiden bezüglich Ökologie deutlich schlechter ab als eine Behandlung 
und teilweise Verwertung direkt auf den Baustellen (Vgl. auch Studie 
Carbotech 2022 im Auftrag des BAV). Der Vorteil der Verwertungspflicht 
beschränkt sich in diesen Fällen einzig auf die Einsparung von Deponieplatz 
und der Schonung von Primärressourcen, führt aber insgesamt zu höheren 
Kosten und nicht zu einer relevanten Senkung der Umweltbelastung.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rhätische Bahn AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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SAIDEF SA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV autorise l'exportation:
c.si les déchets ci-après ne peuvent pas être éliminés en Suisse ou si 
leur exportation est régie par un accord passé dans le cadre d'une 
collaboration régionale transfrontière:

1.les déchets combustibles collectés en mélange et provenant des 
ménages et des entreprises tels que les ordures et les déchets 
encombrants, de même que leurs fractions traitées pouvant faire 
l'objet d'une valorisation énergétique,
4.les déchets de chantier combustibles non triés, de même que leurs 
fractions traitées pouvant faire l'objet d'une valorisation énergétique,

d.si les déchets ne sont pas exportés en vue d'être stockés 
définitivement dans une décharge; font exception à cette disposition:

2.les mâchefers d'incinération de déchets combustibles collectés en 
mélange et importés provenant des ménages et des entreprises, tels 
les ordures et les déchets encombrants, dont la reprise a été requise 
dans la demande d'importation, de même leurs fractions traitées 
pouvant faire l'objet d'une valorisation énergétique,
2bis.les mâchefers d'incinération de déchets de chantier 
combustibles non triés et importés dont la reprise a été requise dans 
la demande d'importation, de même leurs fractions traitées pouvant 
faire l'objet d'une valorisation énergétique,
4.les matériaux d'excavation et de percement non pollués destinés à 
être stockés dans des décharges des zones frontalières;

Begründung Nous soutenons expressément la précision de l'interdiction d'exporter des 
fractions de déchets 
pouvant faire l'objet d'une valorisation énergétique. La mention explicite et 
concrète des types 
de déchets concernés par les restrictions d'exportation améliore la 
compréhension de 
l'ordonnance et son exécution, et donc aussi la sécurité juridique pour les 
acteurs de la 
branche.
En outre, les précisions apportées aux restrictions d'exportation pour les 
fractions valorisables 
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sur le plan énergétique issues du traitement des déchets combustibles 
collectés en mélange 
et provenant des ménages et des entreprises, tels que les ordures 
ménagères et les déchets 
encombrants, ainsi que des déchets de construction combustibles 
mélangés, sont cohérentes 
avec l'obligation de rapporter les résidus de tri combustibles conformément 
au nouvel article 
31, lettre b, alinéa 5, LPE.
En revanche, nous demandons la suppression de la restriction d'exportation 
des déchets verts.
Les quantités de déchets végétaux produites dépendent fortement des 
conditions 
météorologiques et sont très fluctuantes selon les saisons. Le compostage 
nécessite du temps 
(en cas de conditions humides, il n'est par exemple pas possible de tamiser 
les produits pour 
en faire du compost) et de la place (en raison de l'étroitesse de l'espace 
disponible, les 
installations de compostage atteignent ponctuellement leurs limites et une 
extension des 
places de compostage conforme à la zone est aujourd'hui pratiquement 
impossible).
L'écoulement du compost généré dans l'agriculture est fortement 
réglementé et limité par 
l'ordonnance sur les engrais. Dans les régions marquées par l'économie 
laitière (p. ex. la 
Suisse orientale), les exploitations agricoles sont justement à la limite et ne 
peuvent guère 
absorber d'éléments nutritifs supplémentaires.
Selon le rapport explicatif (page 8, paragraphe 4.5), l'horticulture produit au 
total environ 
330000 tonnes (chiffres 2019) de déchets verts par an. Sur ce total, 6200 
tonnes (chiffres 
2022) sont exportées. Ainsi, à peine 2% des quantités sont aujourd'hui 
exportées.
Pour les raisons susmentionnées, l'exportation sporadique de déchets 
végétaux, qui ne pèse 
guère en termes de volume, doit rester possible sans grandes complications 
administratives 
(sans notifications coûteuses en temps et en argent).

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. 
Ce dernier comprend notamment:

g.les informations relatives aux mesures à prendre pour assurer 
l'élimination des déchets dans les situations d'urgence.
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Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en 
particulier pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au 
besoin des régions de planification supracantonales.

Begründung L'introduction d'un plan d'urgence cantonal pour l'élimination ou le stockage 
d'urgence des 
déchets a du sens et est saluée. 
Il ne faut toutefois pas se focaliser uniquement sur les déchets urbains et 
les installations de 
valorisation thermique : la nécessité de disposer de sites de stockage 
d'urgence régionaux et 
intercantonaux ou d'accords pour l'élimination et le traitement de grandes 
quantités de déchets 
survenant soudainement, par exemple après des inondations, des 
tremblements de terre, des 
cyclones, etc. est bien plus probable que la nécessité de stocker en 
urgence des déchets 
urbains pendant 6 mois en raison de la défaillance de l'ensemble de 
l'infrastructure suisse des 
UVTD.
En cas d'avarie majeure d'une UVTD, qui entraîne l'arrêt de l'installation 
pendant des mois, 
toutes les UVTD se soutiennent aujourd'hui déjà mutuellement et éliminent 
les déchets de
l'UVTD concernée. (Voir l'exemple de SATOM, Monthey, incendie de 
turbine et gros sinistre 
en novembre 2022 avec un arrêt de 6 mois : les déchets de cette zone 
d'apport ont pu être 
éliminés en toute sécurité dans les UVTD régionales et stockés 
temporairement via des dépôts 
de balles sur le site).

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets peuvent être utilisés comme matières premières, agents de 
correction du cru, combustibles, ajouts ou adjuvants lors de la fabrication de 
ciment et de béton, à condition qu'ils satisfassent aux exigences de 
l'annexe 4. Les déchets urbains mélangés et les déchets urbains mélangés 
puis triés ultérieurement ne peuvent pas être utilisés comme matières 
premières ou comme combustibles. Les résidus de tri issus du traitement de 
déchets urbains collectés séparément ne pouvant pas faire l'objet d'une 
valorisation matière peuvent être utilisés dans la fabrication de ciment et de 
béton. Les déchets encombrants collectés séparément sont considérés 
comme des déchets urbains mélangés.

Begründung La précision proposée favorise une mise en œuvre uniforme et évite des 
interprétations 
différentes de l'expression "déchets urbains collectés séparément" en 
fonction des intérêts en 
jeu. Les déchets encombrants provenant des ménages sont certes collectés 
séparément, mais 
ils constituent en soi une fraction mélangée de déchets urbains.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse 
l'élimination des déchets urbains pour une durée de deux mois au moins;

Begründung let. h : Il est judicieux d'assurer la disponibilité des moyens d'exploitation 
dans les UVTD afin de 
respecter leur mandat d'élimination et d'approvisionnement.
Une exigence de l'État pour la mise à disposition d'une réserve de deux 
mois ne peut toutefois 
concerner que l'élimination de déchets dont l'État doit également s'occuper.
Les déchets commerciaux et industriels sont soumis au libre marché : 
d'autres leviers 
économiques entrent en jeu. 
L'exigence d'une réserve de 2 mois des intrants nécessaires pour une 
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UVTD implique une 
distorsion du marché pour les installations : les usines en milieu rural ont la 
possibilité d'investir 
dans des stocks d'intrants plus importants sur leur propre site. Ces 
investissements sont 
importants, mais uniques. Les UVTD situées en zone urbaine ne disposent 
pas de l'espace 
nécessaire et ne peuvent pas non plus exploiter d'immenses entrepôts de 
produits chimiques, 
comme par exemple pour l'eau ammoniacale (zone Ex, vapeurs hautement 
toxiques, liquide 
hautement toxique), au milieu d'une zone d'habitation dense. La couverture 
contractuelle pour 
une réserve de deux mois via les fournisseurs d'intrants coûte au moins 100 
000 CHF par an 
pour une UVTD de taille moyenne. On peut supposer que ces coûts 
augmenteront encore, si 
une majorité des UVTD reportent cette obligation de garantir le stockage de 
moyens 
d'exploitation sur leurs fournisseurs.
Une limitation de la garantie de disponibilité des moyens d'exploitation 
exclusivement pour 
l'élimination des déchets urbains réduit les volumes de stockage 
nécessaires et diminue ainsi 
l'inégalité de traitement entre les installations.

let. i: Les capacités de stockage dans la fosse et sur le site d'UVTD sont 
limitées, car celles-ci ont
été conçues en fonction des besoins opérationnels lors de la planification de 
l'installation.
Même si chaque UVTD s'équipait d'une presse à balles, le stockage de ces 
balles ne serait 
souvent pas possible sur le terrain généralement limité de l'UVTD. La mise 
en balles de 
déchets urbains humides et donc en fermentation et leur stockage sont en 
outre 
problématiques : les processus de fermentation peuvent entraîner 
l'éclatement des balles, des 
émissions d'odeurs, une invasion de vermine, etc. Ce n'est pas une option 
pour une UVTD
souvent implantée en zone urbaine. Les presses à balles déjà utilisées 
aujourd'hui dans les 
UVTD servent surtout à traiter les déchets urbains secs (déchets 
encombrants) afin de pouvoir 
mieux valoriser ces déchets de manière saisonnière à des fins 
énergétiques. Une garantie 
d'acceptation de 2 mois sur le site de l'UVTD n'est donc pas réaliste.

Le stockage intermédiaire des déchets urbains en vrac ou en balles sur des 
terrains 
appropriés en dehors de l'emplacement de l'UVTD ne peut se faire que par 
le biais d'une 
attribution des cantons et n'est pas du ressort d'un exploitant d'UVTD. A cet 
égard, nous 
attirons votre attention sur le fait que le stockage intermédiaire à ciel ouvert 
de grandes 
quantités de déchets urbains non traités et de déchets de composition 
comparable doit être 
évité en raison du risque élevé d'incendie. (Voir le grand incendie chez 
l'entreprise Serbeco 
du 1. 8.24 à Satigny)
En cas d'avarie majeure d'une UVTD, qui entraîne l'arrêt de l'installation 
pendant plusieurs 
mois et remet en question l'élimination des déchets urbains produits dans la 
zone d'apport, 
toutes les UVTD se soutiennent aujourd'hui déjà mutuellement et éliminent 
les déchets de
l'UVTD concernée. (Voir également prise de position, article 4)

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Les (12) congénères des PCB dont la structure spatiale est similaire à celle 
des dioxines 
doivent désormais être ajoutés au groupe « dioxines et furanes ». Ainsi, 
avec cette 
modification, 29 substances au lieu de 17 seraient analysées comme PCDD
/F pour le respect 
des valeurs indicatives, les seuils d'investigation et le valeurs 
d'assainissement. 
Cette extension prévue à 29 substances est proposée sans modification 
des valeurs 
indicatives, seuils d'investigation et valeurs d'assainissement. Dans les faits, 
cette modification 
signifie un renforcement de ces valeurs limites.
Cela est tout à fait logique pour les sols de surface qui peuvent être en 
contact direct avec la 
chaîne alimentaire.
Le rapport explicatif parle toutefois d'une mesure d'« harmonisation entre 
l'OSol, l'OSites et 
l'OLED». 
Il faut donc partir du principe que, dans une étape ultérieure, les unités de 
mesures pour 
PCDD/F seront également modifiées dans l'OSites et l'OLED. Dans ce cas, 
cette modification 
doit s'accompagner d'une nouvelle évaluation des valeurs limites des 
ordonnances 
respectives.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Satom SA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Pour rappel, Satom SA est un important acteur de le secteur des déchets, 
car elle gère aussi bien : 
•une usine de valorisation thermique des déchets; 
•une usine de méthanisation; 
•la collecte, le transport et la valorisation de quelques 1'600 points de 
déchets alimentaires; 
•plusieurs unités de production d'électricité et de chaleur alimentés par les 
déchets valorisés; 
•un réseau de chauffage à distance; 
•une décharge; 
•plusieurs déchèteries. 
Ainsi, nous saisissons volontiers l'opportunité d'exprimer notre opinion sur 
cette révision partielle.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag L'OFEV autorise l'exportation:
c.si les déchets ci-après ne peuvent pas être éliminés en Suisse ou si 
leur exportation est régie par un accord passé dans le cadre d'une 
collaboration régionale transfrontière:

1.les déchets combustibles collectés en mélange et provenant des 
ménages et des entreprises tels que les ordures et les déchets 
encombrants, de même que leurs fractions traitées pouvant faire 
l'objet d'une valorisation énergétique,
4.les déchets de chantier combustibles non triés, de même que leurs 
fractions traitées pouvant faire l'objet d'une valorisation énergétique,
5.les biodéchets collectés séparément et provenant des ménages 
ainsi que les déchets végétaux issus de l'entretien de jardins et de 
parcs par des entreprises ; sont exceptés les déchets de bois ;

d.si les déchets ne sont pas exportés en vue d'être stockés 
définitivement dans une décharge; font exception à cette disposition:

2.les mâchefers d'incinération de déchets combustibles collectés en 
mélange et importés provenant des ménages et des entreprises, tels 
les ordures et les déchets encombrants, dont la reprise a été requise 
dans la demande d'importation, de même leurs fractions traitées 
pouvant faire l'objet d'une valorisation énergétique,
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2bis.les mâchefers d'incinération de déchets de chantier 
combustibles non triés et importés dont la reprise a été requise dans 
la demande d'importation, de même leurs fractions traitées pouvant 
faire l'objet d'une valorisation énergétique,

2ter.les mâchefers d'incinération de déchets en cas de pénurie régionale de 
décharge.

4.les matériaux d'excavation et de percement non pollués destinés à 
être stockés dans des décharges des zones frontalières;

Begründung Art 15 let c 5: Satom soutient cette proposition. Les entreprises sont 
principalement motivées à exporter des déchets verts en raison des coûts 
beaucoup plus bas pratiqués à l'étranger. L'alinéa 5 de l'article 17 protège 
les installations suisses qui ont des normes et des exigences élevées et 
surtout les installations situées proches des frontières.
Aujourd'hui, ces exportations sont faibles, mais si les écarts de prix 
augmentent, elles peuvent fortement augmenter (comme on le voit 
actuellement avec les déchets de chantier).
Cette proposition encourage les installations de compostage ou de biogaz 
suisses. Elle assure la traçabilité et garantit des circuit courts et locaux 
(économie circulaire). Elle permet d'éviter d'aller dans des filières obscures 
à l'exportation juste pour des arguments de coût. Elle permet aussi de 
produire du compost local qui évite l'apport d'engrais chimiques 
d'importation.

Art. 17 let d 2ter : Un article 17 d 2ter est proposé pour faire face aux 
pénuries de certains types de décharges. A l'heure actuelle les projets de 
décharges type C, D, E mettent des décennies à aboutir. Certaines régions 
se retrouvent dépourvues d'exutoires. Une telle problématique va s'étendre 
aux autres régions de Suisse. Des solutions transfrontalières doivent être 
offertes pour éviter que des usines de traitement des déchets doivent 
fermer par manque d'exutoires de leurs mâchefers.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Pour rappel, Satom SA est un important acteur de le secteur des déchets, 
car elle gère aussi bien : 
•une usine de valorisation thermique des déchets; 
•une usine de méthanisation; 
•la collecte, le transport et la valorisation de quelques 1'600 points de 
déchets alimentaires; 
•plusieurs unités de production d'électricité et de chaleur alimentés par les 
déchets valorisés; 
•un réseau de chauffage à distance; 
•une décharge; 
•plusieurs déchèteries. 
Ainsi, nous saisissons volontiers l'opportunité d'exprimer notre opinion sur 
cette révision partielle.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. Ce 
dernier comprend notamment:
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g.les informations relatives aux mesures à prendre en cas d'interruptions 
d'exploitation des installations d'incinération des déchets urbains et des 
déchets de composition analogue; notamment en ce qui concerne 
l'élimination de ces déchets pour une durée de deux mois au moins.

Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en particulier 
pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au besoin des 
régions de planification supracantonales.

Begründung Satom ayant subi un arrêt de production durant 5 mois peut témoigner que 
cette mesure n'est pas proportionnée et contreproductive. Un stockage de 6 
mois est inimaginable en raison de sa taille et de la logistique qu'il entraînerait.
Tout d'abord, il n'est pas possible de stocker longuement les déchets sans 
prendre en compte le risque de fermentation et d'incendie. Seuls les déchets 
encombrants broyés peuvent être stockés lorsqu'ils sont mis en balle sur une 
durée plus longue.
De plus, une machine pour mettre les déchets en balle a une capacité 
d'environ 18 tonnes par heure, ce qui est faible, le personnel qui l'opère ne 
travaille que 8h par jour ouvrable. Elle ne peut pas compenser les capacités 
des fours. Par exemple chez Satom, les fours fonctionnent à un débit de 20 t/h 
24h sur 24, 7 jours sur 7.
En outre, les balles prennent une place considérable. Pour illustrer ceci, vous 
trouverez en document attaché la photo du stock de 9'900 balles de Satom, 
soit 7'400 tonnes de déchets. Elle est ont été faites au début du sinistre en 
novembre 2022 avant la mise en place des déviations vers les autres usines. 
La place nécessaire est de 5'000 m2. Elle nécessite aussi un sol imperméable 
et un traitement des eaux de pluie. Pour stocker 6 mois de déchets, Satom 
aurait besoin de 24 fois cette surface.
Pour information, si une usine est arrêtée 6 mois, lors de la reprise de ses 
activités, elle devra prendre en charge les déchets qui lui sont amenés et en 
plus le stock de 6 mois. Ce dernier prendra des années avant d'être écoulé.

Anhang: BallesDechetsSatom.jpg

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les détenteurs d'installations d'élimination des déchets doivent:
e.tenir un inventaire sur les quantités de déchets éliminées, ainsi que sur 
les résidus produits dans les installations et les émissions en émanant, et 
remettre cet inventaire à l'autorité chaque année; sont exceptés les dépôts 
provisoires visés aux art. 29 et 30;

Begründung Satom souhaite que le mot “origine” soit supprimé. En effet, il n'est pas 
possible de connaître avec précision la provenance des déchets, car 
souvent les entreprises de collecte des déchets industriels font des 
mélanges des déchets de nombreux clients. Elles extraient les parties 
recyclables avant de venir les éliminer chez les UVTD. Les UVTD ne 
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connaissent donc que les adresses de leurs clients ou transporteurs mais 
pas l'origine exacte des déchets qui leur sont apportés.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve ou des contrats 
qui garantisse la poursuite de l'exploitation pour une durée d'un mois au 
moins;

Begründung Satom rejoint sur ce point la position de l'ASED. Cette mesure est coûteuse 
et nécessiterait d'énormes investissements dans les UVTD pour accroître 
leur stockage de déchets et pour les produits chimiques.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schnider AG Transporte Recycling

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich ist 
oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, energetisch 
verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten; davon 
ausgenommen sind pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten 
und Pärken sowie Holzabfälle.

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie ausgeführt 
werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare Anteile, 
für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare Anteile, 
für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung auf 
Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Anhang mit Begründung zur Ablehnung des Exportverbot biogener Abfälle

Anhang: 2024 08 07 Stellungnahme Umweltpaket 2025 Art. 17 Exportverbot biogener Abfälle .pdf
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schweizeriche Vogelwarte

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Cette nouvelle ordonnance propose une gestion intégrée des risques de 
crues. L'un des aspects de cette gestion intégrée est la prise en compte des 
aspects écologiques. Il est fait mention plusieurs fois de la nécessité de 
prendre en compte les aspects écologiques lors de la mise en place de 
mesures, ou lors de l'entretien des eaux, ce qui est assez positif. En 
revanche, la présente ordonnance n'intègre que superficiellement les enjeux 
écologiques dans la lutte contre les crues, ce qui est évidemment 
dommageable. En effet, il s'agit surtout de mettre en place des installations 
ou des mesures d'entretien pour limiter les risques liés aux crues, tout en 
tenant compte – si possible- des aspects écologiques, mais jamais d'utiliser 
la préservation ou la restauration des milieux pour atténuer les risques de 
crues.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les cantons réduisent le risque lié aux crues à un niveau supportable et le 
limitent à long terme, en inventoriant et en évaluant les études de base 
nécessaires, puis en planifiant et en mettant en œuvre les mesures 
appropriées de manière intégrée; ils tiennent compte en particulier des 
aspects écologiques en favorisent la capacité des écosystèmes à retenir 
l'eau et atténuer les crues, des effets des changements climatiques et de 
l'évolution de l'utilisation du territoire.

Begründung Les sols, zones humides et zones alluviales en bon état écologiue sont des 
atouts de premier ordre pour lutter contre les crues, grâce à leur capacité 
naturelle à retenir l'eau. Tenir compte des aspects écologiques est en effet 
très important mais pas seulement au second plan, il s'agit plutôt de mettre 
à profit ces aspects écologiques pour lutter contre les crues.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag a. Ils utilisent, si c'est judicieux, les possibilités de rétention des crues 
qu'offrent les lacs de retenue.

b. Ils favorisent, restaurent et entretiennent, où c'est possible, les zones 
alluviales et utilisent leur capacité naturelle à atténuer les crues.

Begründung La capacité des zones alluviales à atténuer les crues est très bien 
documentée scientifiquement, et les méthodes de restauration de ces 
espaces sont également très bien connues en Suisse. Il est donc logique de 
promouvoir la restauration et l'entretien de ces zones comme un outil de 
protection contre les crues, au même titre que les lacs de retenue.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Nous accueillons positivement l'addition des méthodes de génie biologique 
dans l'ordonnance.

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung Nous accueillons positivement l'addition de cette définition plus précise du 
tracé naturel.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag La dynamique naturelle des cours d'eau doit être autant que possible 
rétablie ou préservée pour permettre le développement ou la préservation 
des biotopes typiques de la station. Dans les cas où cette dynamique 
naturelle ne peut être rétablie, les eaux et l'espace réservé aux eaux 
doivent être aménagés et entretenus de manière que les biotopes typiques 
de la station soient préservés ou puissent se développer. Les biotopes 
typiques de la station reposent sur:
a.un développement et une régénération naturels et spontanés de la 
végétation ainsi qu'une succession écologique typique pour la station;

b.des processus dynamiques caractéristiques;
c.des structures caractéristiques, telles, par exemple, que des bancs de 
gravier, des berges naturelles et variables ainsi que du bois mort.

Begründung L'aménagement et l'entretien des eaux et de l'espace réservé aux eaux est 
surtout nécessaire dans les cas où leur dynamique naturelle est sévèrement 
limitée. Il convient donc d'abord de favoriser ou de rétablir cette dynamique 
naturelle, et d'utiliser les mesures d'aménagement et d'entretien dans les 
cas où cette dynamique celle-ci reste limitée. 
Ensuite, le développement et la régénération spontanés de la végétation ne 
sont pas gage d'une bonne qualité écologique de la station, il faut 
également que cette végétation puisse se développer selon sa dynamique 
de succession écologique naturelle. Par exemple, la végétation pionnière 
caractéristique de certains bancs de gravier ne sera pas pérène dans le 
temps si la succession de végétation n'est pas renvoyée à un stade 
antérieur régulièrement. Enfin, les bancs de graviers, berges naturelles et 
bois morts ne sont que quelques exemples de structures possibles, en 
aucun cas un liste exhaustive.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Il faut contrer le réchauffement excessif des eaux, en garantissant, où c'est 
possible, des débits suffisants, en favorisant les échanges nappe-rivière 
ainsi que la diversité géomorphologique des cours d'eau. Dans certains cas, 
il conviendra également de favoriser l'ombrage naturel en favorisant la 
végétation caractéristique de la station. 

Lors de l'aménagement et de l'entretien des eaux et de l'espace réservé aux 
eaux, il faut contrer le réchauffement excessif de ces dernières. Il convient 
notamment d'en favoriser l'ombrage naturel.

Begründung L'ombrage des cours d'eau n'est pas toujours la meilleure façon de lutter 
contre leur réchauffement, mais plutôt une solution d'appoint. Les débits 
d'étiage insuffisants et le manque d'échange entre nappes et rivières dû au 
colmatage des fonds sont des causes évidentes du réchauffement des eaux 
de surface. Enfin, favoriser la végétation sur les berges est en général une 
bonne solution, mais doit impérativement tenir compte des caractéristiques 
de la station.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2
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Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cette disposition précise les tâches d'exécution déléguées aux cantons en 
vertu de l'art. 2 LACE. Elle établit le lien entre la protection des personnes 
et des biens matériels importants contre les dangers dus aux crues et la 
GIR.
Pour atteindre l'objectif consistant à réduire les risques liés aux crues à un 
niveau suppor-table et à maintenir ce niveau à long terme, il est nécessaire 
de mobiliser divers services cantonaux. Il s'agit en effet d'identifier les 
dangers et les risques afin de pouvoir évaluer s'ils sont supportables et 
déterminer les mesures à prendre. La planification et la mise en œuvre des 
mesures visant à réduire les risques et à les limiter à long terme doivent 
être fondées sur ces études de base. Agir ainsi en fonction des risques 
permet de garantir une protection à long terme. La gestion des dangers dus 
aux crues fondée sur les risques est décrite plus en détail ci-dessous.
Les études de base nécessaires pour identifier les risques liés aux crues 
doivent porter sur divers aspects et thématiques (voir aussi l'art. 4). Le 
risque résulte de la combinaison de deux éléments : la probabilité qu'un 
événement dangereux se produise et les dommages qui peuvent en 
découler. L'étendue des dommages dépend du nombre de personnes et 
des biens matériels susceptibles d'être affectés par l'événement (exposition) 
ainsi que de la sen-sibilité des personnes et des biens concernés aux 
dommages (vulnérabilité). Les biens me-nacés peuvent être de différents 
types, par exemple des bâtiments et des installations d'infrastructure d'une 
grande importance économique. Les études de base doivent donc ras-
sembler des informations sur l'origine des événements de crue, sur les 
autres dangers qui peuvent influencer leur déroulement (p. ex. 
enchaînement de processus ou événements combinés), sur l'effet des 
mesures existantes et sur l'utilisation actuelle des zones concer-nées. L'art. 
4 présente une vue d'ensemble des études de base à réaliser 
concrètement. Ces études sont le seul moyen de déterminer les mesures à 
prendre pour réduire les risques liés aux crues à un niveau supportable et 
d'attribuer les responsabilités en matière de planification et de mise en 
œuvre de ces mesures. 
Le niveau de risque supportable n'est pas une valeur fixe, mais doit être 
négocié entre les responsables de la protection et les milieux concernés. 
Les cantons assurent une protection appropriée contre les dangers dus aux 
crues pour un coût raisonnable grâce à une combi-naison optimale de 
mesures relevant de l'aménagement du territoire, de l'organisation, du génie 
biologique et de la technique, qui leur permet en outre de piloter les risques 
(voir aussi les art. 5 à 8). Reposant sur une planification intégrée et sur une 
approche fondée sur les risques, les mesures mises en œuvre réduisent les 
risques existants et limitent l'apparition de nouveaux risques. Il faut donc 
prévoir, dès la phase de planification, des mesures qui inte-ragiront de 
manière optimale aussi bien dans l'immédiat qu'à long terme. Il n'existe 
cependant pas de sécurité absolue et il y aura donc toujours un risque 
résiduel à supporter. Cela signifie que les dommages liés à ce risque 
résiduel sont à la charge des parties concernées, moyen-nant toutefois leur 
prise en charge solidaire par le biais d'assurances. 
Les cantons observent l'évolution des conditions résultant des changements 
climatiques (voir aussi l'art. 8 de la loi fédérale sur les objectifs en matière 
de protection du climat, sur l'innovation et sur le renforcement de la sécurité 
énergétique pour ce qui est des mesures d'adaptation), de la croissance 
des zones bâties et du développement des infrastructures et en tiennent 
compte dans le cadre de leurs tâches d'exécution. 
Il convient, où c'est possible, de rétablir ou de préserver la morphologie et la 
dynamique naturelle des cours d'eaux et zones alluviales, pour atténuer les 
risques de crues. Lors de la planification et de la réalisation des mesures 
d'aménagement des eaux, il y a lieu de prendre en considération en 
particulier les aspects écologiques, car les eaux sont d'importants espaces 
naturels et jouent un rôle central dans la mise en réseau de ces es-paces. 
Lors des interventions, leurs fonctions naturelles doivent donc être 
respectées ou, si nécessaire, rétablies. Il faut également favoriser si 
possible leur dynamique naturelle, revalo-riser le paysage et assurer la mise 
en réseau des biotopes.

Begründung La prise en compte des enjeux écologiques lors de la réalisation des 
mesures est évidemment importante. Cependant, rétablir la dynamique 
naturelle des cours d'eau et zones alluviales permettrait dans de nombreux 
cas d'atténuer les risques de crues et donc de limiter le besoin de nouvelles 
mesures.

Titel 5.1.2 Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
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Gewässerraums

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Cet article précise l'aménagement et l'entretien tels que prévus à l'art. 37, 
al. 3, P-LEaux. Le fait que l'entretien doive également satisfaire à des 
exigences écologiques a été inscrit dans la LEaux lors de sa modification.
Al. 1 : les eaux superficielles et l'espace réservé aux eaux doivent pouvoir 
accueillir une faune et une flore diversifiée. L'aspect de ce biotope et les 
fonctions qu'il remplit sont spéci-fiques à chaque eau et dépendent 
notamment du tracé naturel et de la région biogéogra-phique. C'est 
pourquoi il est expressément précisé que l'aménagement et l'entretien 
doivent favoriser le développement de biotopes typiques de la station. Ces 
biotopes se caractérisent par des associations végétales composées 
d'espèces qui sont également typiques de la station. Cette végétation se 
développe naturellement et se régénère spontanément (let. a). Toutefois, 
même si les bosquets, en particulier, ont une grande valeur écologique (voir 
aussi l'al. 2), les berges ne doivent pas être entièrement boisées. De 
nombreuses espèces priori-taires à l'échelle nationale apprécient les zones 
riveraines diversifiées, où les espaces boisés et non boisés alternent, 
formant une mosaïque. Il est également possible, dans le cadre de 
l'entretien, de créer ou de préserver des surfaces ouvertes de grande valeur 
écologique vi-sant des objectifs environnementaux spécifiques ou destinées 
aux loisirs de proximité.
Les biotopes typiques de la station se caractérisent également par des 
processus dyna-miques et des structures spécifiques (let. b et c). Les 
processus dynamiques comprennent notamment l'érosion, les dépôts de 
matériaux charriés ainsi que les dynamiques d'écoulement et d'inondation, 
avec les crues et les étiages. La connectivité longitudinale, transversale et 
verticale est garante de processus écologiques importants, dans les eaux et 
le long des berges. Les structures des cours d'eau sont les éléments qui 
déterminent la di-versité des formes naturelles du lit et de la zone riveraine. 
En font partie notamment les zones profondes (mouilles) et les beines, les 
bancs de gravier, les berges pentues ou plates non construites, les racines 
qui plongent dans l'eau ainsi que les vieux arbres et le bois mort. En raison 
de leur importance écologique, ces derniers éléments doivent en principe 
être pré-servés et favorisés. En cas de conflits d'objectifs avec la protection 
contre les crues, c'est l'art. 8 P-OACE qui s'applique (maintien de la 
capacité d'écoulement par le rabattage du boi-sement riverain).
Al. 2 : les températures annuelles moyennes des cours d'eau en Suisse ont 
nettement aug-menté au cours des dernières décennies, et il faut partir du 
principe qu'elles continueront à augmenter en raison des changements 
climatiques. Ce réchauffement affecte en particulier les espèces qui ont 
besoin d'eau froide, et c'est pourquoi il y a lieu de le contrer par des me-
sures appropriées. Il faut tout d'abord s'assurer que les débits d'étiages 
soient suffisamment élevés pour contrer un réchauffement excessif des 
eaux. Il faudra également veiller à ce que les échanges nappe - rivière aient 
lieu naturellement. Enfin, étant donné que la végétation des rives a un effet 
rafraîchissant, il faut favoriser l'ombrage naturel en particulier sur les rives 
sud des petits et moyens cours d'eau, si cet ombrage correspond bien à la 
végétation caractéristique naturelle de la station. De plus, les cours d'eau et 
leur végétation remplissent une fonction importante en tant que couloirs 
pour les espèces qui doivent se déplacer en raison des changements 
climatiques.

Begründung Dans de nombreux cas, c'est bien les débits d'étiages insuffisants et le 
manque de diversité morphologique des cours d'eau qui sont les principales 
du réchauffement des eaux, avec le changementclimatique. Il conviendra 
donc d'adresser ce problème en priorité. Ensuite, apporter un ombrage en 
favorisant la végétation rivulaire est une bonne solution, mais faire cette 
recommandation de façon générale est potentiellement dangeureux, car de 
nombreux cours d'eau ou sections de cours d'eau ne sont pas ombragés 
naturellement et la faune locale (odonates par exemple) est alors 
dépendante de cet ensoleilement.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schweizerische Bundesbahnen SBB

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die SBB beteiligt sich finanziell an Projekten zum Schutz vor Naturgefahren 
von Kantonen und Gemeinden, sofern diese für die SBB einen Nutzen in 
Form einer Risikoreduktion zur Folge haben. Ihre Kostenbeiträge an solche 
Projekte werden über die mit dem Bundesamt für Verkehr (BAV) 
geschlossene Leistungsvereinbarung finanziert. Die Leistungsvereinbarung 
und das zugehörige Budget werden jeweils für mehrere Jahre im Voraus 
abgeschlossen. Dies setzt Vorhersehbarkeit der von der SBB zu leistenden 
Beiträge voraus.

Im Rahmen der Teilrevision des Bundesgesetzes über den Wasserbau 
(WBG, SR 721.100) hat sich der Gesetzgeber zu einem risikobasierten 
Umgang mit Naturgefahren und einer integralen Massnahmenplanung 
bekannt (Art. 3 Abs. 1). Der Bundesrat hat in der Botschaft zum revidierten 
WBG vom 10. März 2023 vorgegeben, dass vom Bund subventionierte 
Betriebe wie die SBB AG auf Basis ihres risikobasierten Nutzenanteils, 
mithin gemäss schweizweit einheitlichen und methodisch fundierten 
Grundsätzen, an den Kosten kantonaler Schutzprojekte zu beteiligen sind 
(Botschaft, S. 34). Dabei soll das in der Praxis bewährte Kostenteilermodell 
Bund für Schutzbauten nach Waldgesetz und Wasserbaugesetz vom 11. 
November 2014 („Kostenteilermodell Bund“) in der WBV aufgenommen 
werden (Botschaft, S. 13). Diese Vorgaben gilt es in der WBV konsequent 
umzusetzen.

Die Kantone wenden bei der Finanzierung von Schutzprojekten bislang 
keine einheitlichen Grundsätze zur Kostenbeteiligung von Nutzniessern an. 
Es finden nach wie vor Kostenteiler Verwendung, die weder risikobasiert 
noch mit einer sonstigen modernen wissenschaftlichen Methode zur 
Bemessung des Nutzniesseranteils begründbar sind. Die gegenwärtige 
Revision der WBV bietet die Gelegenheit, den in der Bundespraxis bereits 
gelebten Grundsatz der risikobasierten Kostenverteilung bei vom Bund 
subventionierten Schutzprojekten positivrechtlich zu verankern. 

Dieses Vorgehen trägt auch den Äusserungen in der Vernehmlassung zur 
Teilrevision des WBG Rechnung, wonach der Beizug von nutzniessenden 
Dritten zur Finanzierung der Projekte keine Voraussetzung der 
Bundessubventionen sein dürfe (vgl. den gestrichenen Art. 9 Bst. d VE-
WBG): Die Kantone bleiben frei, ob sie Dritte zur Finanzierung beiziehen 
möchten. Tun sie es, gelten aber einheitliche Anforderungen. Schliesslich 
definiert das BAFU als für Subventionen im Bereich Naturgefahrenprojekte 
zuständige Behörde in den Programmvereinbarungen die Bedingungen für 
Beiträge des Bundes. Damit ist es in der Position, die Vorgaben zur 
Finanzierung von Hochwasserschutzprojekten einzelfallgerecht zu gestalten 
(s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 1).

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die Interessen ausgewogen berücksichtigt und die 
Massnahmen optimal kombiniert werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
und Finanzierung von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt 
werden.

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone reduzieren das Hochwasserrisiko auf ein tragbares Mass und 
begrenzen es langfristig, indem sie die erforderlichen Grundlagen erheben 
und bewerten sowie Massnahmen integral planen und umsetzen; sie 
berücksichtigen dabei namentlich die ökologischen Aspekte, die Folgen des 
Klimawandels und die Entwicklung der Raumnutzung, die durch die 
betreffende Massnahme erreichbare Risikoreduktion und die dadurch 
entstehenden Kosten..

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Titel Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen für Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abgeltungen für Massnahmen werden gewährt, wenn die Voraussetzungen 
nach Artikel 9 Absatz 1 WBG erfüllt sind und:

a.die Massnahmen im öffentlichen Interesse notwendig sind;
b.der weitere Unterhalt von technischen, ingenieurbiologischen und 
organisatorischen Massnahmen gesichert ist.

c) der Kostenteiler nach den Vorgaben des Bundes auf Basis ihres 
risikobasierten Nutzenanteils erstellt wurde.

Eventualantrag: 
c) der Kostenteiler nach den Vorgaben des Bundes für Bundesbetriebe und 
vom Bund subventionierte Betriebe auf Basis ihres risikobasierten 
Nutzenanteils erstellt wurde.

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Titel Art. 13 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Gesuch muss Angaben enthalten über:
a.die zu erreichenden Programmziele;
b.die zur Zielerreichung voraussichtlich notwendigen Grundlagen sowie 
Massnahmen sowie deren Durchführung und Finanzierung;

c) den Kostenvoranschlag und den risikobasierten Kostenteiler.

Begründung Analog zum neuen Art. 18 Abs. 2 Bst. b WBV soll die Erstellung eines 
Kostenteilers, soweit Dritte (Nutzniesser) zur Mitfinanzierung herangezogen 
werden, auch mit Blick auf das Gesuch auf Gewährung von globalen 
Abgeltungen erforderlich sein.

Titel Art. 14 Programmvereinbarung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Gegenstand der Programmvereinbarung sind insbesondere:
a.die zu erreichenden strategischen Programmziele;
b.die Leistung des Kantons;

c. den risikobasierten Kostenteiler;
c.die Beitragsleistung des Bundes;
d.das Controlling;
e.die Rückforderung bei mangelhafter Erfüllung und Zweckentfremdung.

Begründung Die im Gesuch enthaltenen Angaben zum Kostenteiler gemäss unserem 
Formulierungsvorschlag zu Art. 13 Abs. 2 Bst. c WBV sollen auch in die 
Programmvereinbarung aufgenommen werden.

Titel Art. 18 Gesuch, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Gesuch enthält folgende Unterlagen:
a.einen umfassenden Projektbeschrieb samt Plänen;
b.den Kostenvoranschlag und den risikobasierten Kostenteiler;
c.eine Übersicht über die bestehenden Risiken, die Wirkung der 
Massnahmen auf die Risiken sowie der Entwicklung und Beurteilung der 
zukünftigen Risiken;
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d.die Ergebnisse der Abklärungen über die Eignung und die 
Notwendigkeit der Massnahmen deren Auswirkungen sowie die 
Ergebnisse der Interessenabwägung;
e.den allfälligen Bericht über die Umweltverträglichkeit;
f.die Stellungnahmen der kantonalen Fachstellen;
g.die Projektgenehmigung und den Finanzbeschluss.

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone reduzieren die Risiken von Naturereignissen auf ein tragbares 
Mass und begrenzen sie langfristig, indem sie die erforderlichen 
Grundlagen erheben und bewerten sowie Massnahmen integral planen und 
umsetzen. Sie berücksichtigen dabei namentlich die Folgen des 
Klimawandels und die Entwicklung der Raumnutzung, die durch die 
betreffende Massnahme erreichbare Risikoreduktion und die dadurch 
entstehenden Kosten..

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei der integralen Planung sind die betroffenen Kreise zu beteiligen, die 
Massnahmen optimal zu kombinieren und die Interessen abzuwägen, 
insbesondere die Interessen der Bewirtschaftung des Waldes, des Natur- 
und Landschaftsschutzes, des Wasserbaus, der Landwirtschaft, der 
Raumplanung sowie die Wirtschaftlichkeit der Massnahmen.

Begründung siehe Bemerkungen oben.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Kapitel 2.1.2, letzter Absatz: Es wird erklärt, dass das Kostenteilermodell 
Bund in die Verordnung aufgenommen werde. In der Verordnung selbst 
werden das Kostenteilermodell bzw. dessen Kernaussagen aber nicht 
umgesetzt: Es wird ausschliesslich auf die anrechenbaren Kosten Bezug 
genommen. Eine Beschreibung der Anforderungen an den Kostenteiler 
(risiko- und nutzniesserbasierter Ansatz), der ein Herzstück des 
Kostenteilermodells darstellt (s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 2, 2. Lemma; 
Ziff. 7, 2. Tabellenzeile) fehlt. Ebenso vermissen wir die Vorgabe, dass bei 
der Bemessung der Kostenanteile jeweils eine dem neusten Stand 
entsprechende, methodisch fundierte Berechnung (aktuell: EconoMe) 
zugrunde zu legen ist (s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 5, Ziff. 7, 2. 
Tabellenzeile).

Titel 4.1.2 Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung
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Kapitel 4.1.2, zweiter Absatz: Zu einer risikobasierten und integralen 
Planung gehört auch die Finanzierung eines Projekts. Somit muss die 
risikobasierte und integrale Planung zwingend auch den Kostenteiler 
umfassen. Den Kostenteiler von der risikobasierten integralen Planung 
auszunehmen, widerspräche bewährter Bundespraxis (Kostenteilermodell 
Bund) und dem abgaberechtlichen Äquivalenzprinzip. 

Kapitel 4.1.2, dritter Absatz: Es wird erklärt, dass die betroffenen Kreise in 
den Planungsprozess einbezogen werden müssen. Diese Koordination 
umfasst nicht nur technische Aspekte, sondern insbesondere auch die 
Erarbeitung des Kostenteilers: Die SBB und andere 
Infrastrukturbetreiberinnen verfügen in der Regel über genaue Angaben zu 
den relevanten Risiken ihrer Anlagen. Der Entscheid über eine 
Kostenbeteiligung sowie über deren Bemessung muss für die Betroffenen 
transparent und gestützt auf eine methodisch fundierte, dem Stand der 
Technik entsprechenden Grundlage erfolgen. Es muss ihnen die 
Gelegenheit gewährt werden, sich in diesen Prozess einzubringen. 

Kapitel 4.1.2, vierter Absatz: Die Definition des risikobasierten Vorgehens 
muss auch die Finanzierung der Massnahmen umfassen. Bei der 
Bewertung, welche Risiken tragbar sind, spielt die Wirtschaftlichkeit eine 
zentrale Rolle (so auch festgehalten im neuen Art. 9 Abs. 1 Bst. c WBG). 
Das Kosten-Nutzen-Verhältnis muss nicht nur insgesamt, sondern auch in 
Bezug auf die einzelnen von einem Risiko bzw. einer potenziellen 
Massnahme Betroffenen positiv ausfallen. Damit eine Massnahme das 
Erfordernis der Wirtschaftlichkeit erfüllt, ist ein risikobasierter und 
nutzniesserbasierter Kostenteiler, dem eine methodisch korrekte Analyse 
des Nutzens für die einzelnen Betroffenen zugrundeliegt, als Bestandteil 
des Integralen Risikomanagements (IRM) unerlässlich.

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Kapitel 4.1.3, zweiter Absatz: Zur Beurteilung Tragbarkeit der 
Hochwasserrisiken gehört auch eine Abwägung der durch Massnahmen 
erreichbare Risikoreduktion und die damit verbundenen Kosten. Bei der 
Planung von Massnahmen zur Risikoreduktion sind somit nicht nur 
Gefahren und Risiken zu erheben, sondern auch Überlegungen zur 
Wirtschaftlichkeit einzubeziehen.

Titel 4.3 3.Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen / 1. Abschnitt: 
Voraussetzungen / 4.3.1 Art. 9 Voraussetzungen für Abgeltungen an 
Massnahmen der Kantone

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Kapitel 4.3.1, Ergänzung: Wie in der Botschaft zum revidierten WBG 
beschrieben, muss ab 2025 mindestens für Bundesbetriebe und vom Bund 
subventionierte Betriebe ein risikobasierter und nutzniesserbasierter 
Kostenteiler angewendet werden. Konsequenterweise müsste dieser 
Kostenteiler für alle Beteiligten und alle Projekte gelten. Damit das 
Kostenteilermodell Bund künftig einheitlich umgesetzt wird, sollte das 
Erfordernis eines risikobasierten Kostenteilers in der Verordnung, 
mindestens für Bundesbetriebe und vom Bund subventionierte Betriebe 
(analog der Formulierung in der Botschaft zum revidierten WBG), 
festgehalten werden.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die SBB hat keine Änderungsanträge für die VVEA. Allerdings sind 
folgende Bemerkungen im Rahmen der Revision des Moduls Bauabfälle der 
VVEA-Vollzugshilfe zu berücksichtigen. 

1.Wiederverwertung von Schotter
Die SBB unterstützt die Vorgaben, dass Schotter so lange wie möglich als 
Schotter im Gleis wiederverwertet wird. Dies trägt zur nachhaltigen Nutzung 
der Ressourcen bei und reduziert die Notwendigkeit, neues Material zu 
beschaffen.

2.Einstufung von Gleisaushub als Rückbaumaterial
Die Einstufung von Gleisaushub als Rückbaumaterial ist grundsätzlich 
nachvollziehbar. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass Rückbaumaterial, 
einschliesslich Gleisaushub, ausschliesslich von Bauwerken stammen kann. 
Der im Rahmen von Gleisumbauten anfallende Untergrund oder 
gewachsene Boden ist weiterhin gemäss Art. 19 VVEA zu klassieren. Dies 
betrifft beispielsweise den Neubau einer Entwässerung.

3.Deponierung von Gleisaushub
Im Gegensatz zu Betonabbruch, Ausbauasphalt und ähnlichen 
Rückbaumaterialien gleicht Gleisaushub bezüglich der Zusammensetzung 
und Körnung oft einem natürlichen Material. Die pauschale Forderung, dass 
Rückbaumaterial keinesfalls auf einer Deponie Typ A abgelagert werden 
darf, ist hinsichtlich Gleisaushub weder ökologisch noch ökonomisch 
sinnvoll. Für Material mit einem sehr hohen Feinanteil (z.B. 
Unterbaumaterial oder Bankettmaterial) ist eine Aufbereitung nicht in jedem 
Fall nachhaltiger als eine Deponierung. Die automatische Klassierung des 
Gleisaushubs als mindestens schwach verschmutztes Rückbaumaterial 
führt zu einer fragwürdigen Verschwendung von Deponievolumen Typ B.

Die SBB erwartet, dass die Bahnen bei der Revision des Moduls Bauabfälle 
der VVEA-Vollzugshilfe miteinbezogen werden.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung



492 / 927

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Bern, 10. September 2024

Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025
Stellung zu nehmen. Die SBB ist durch die Änderung der Verordnung über die Vermeidung
und die Entsorgung von Abfällen (VVEA) sowie durch die Anpassung der Verordnung über
den Wasserbau (WBV) betroffen. Untenstehend finden Sie unsere Rückmeldung zu beiden
Vorlagen.

Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA)
Die SBB hat keine Änderungsanträge für die VVEA. Allerdings sind folgende Bemerkungen
im Rahmen der Revision des Moduls Bauabfälle der VVEA-Vollzugshilfe zu
berücksichtigen.

1. Wiederverwertung von Schotter
Die SBB unterstützt die Vorgaben, dass Schotter so lange wie möglich als Schotter im Gleis
wiederverwertet wird. Dies trägt zur nachhaltigen Nutzung der Ressourcen bei und reduziert
die Notwendigkeit, neues Material zu beschaffen.

2. Einstufung von Gleisaushub als Rückbaumaterial
Die Einstufung von Gleisaushub als Rückbaumaterial ist grundsätzlich nachvollziehbar. Es
ist jedoch wichtig zu betonen, dass Rückbaumaterial, einschliesslich Gleisaushub,
ausschliesslich von Bauwerken stammen kann. Der im Rahmen von Gleisumbauten
anfallende Untergrund oder gewachsene Boden ist weiterhin gemäss Art. 19 VVEA zu
klassieren. Dies betrifft beispielsweise den Neubau einer Entwässerung.
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3. Deponierung von Gleisaushub
Im Gegensatz zu Betonabbruch, Ausbauasphalt und ähnlichen Rückbaumaterialien gleicht
Gleisaushub bezüglich der Zusammensetzung und Körnung oft einem natürlichen Material.
Die pauschale Forderung, dass Rückbaumaterial keinesfalls auf einer Deponie Typ A
abgelagert werden darf, ist hinsichtlich Gleisaushub weder ökologisch noch ökonomisch
sinnvoll. Für Material mit einem sehr hohen Feinanteil (z.B. Unterbaumaterial oder
Bankettmaterial) ist eine Aufbereitung nicht in jedem Fall nachhaltiger als eine
Deponierung. Die automatische Klassierung des Gleisaushubs als mindestens schwach
verschmutztes Rückbaumaterial führt zu einer fragwürdigen Verschwendung von
Deponievolumen Typ B.

Die SBB erwartet, dass die Bahnen bei der Revision des Moduls Bauabfälle der VVEA-
Vollzugshilfe miteinbezogen werden.

Verordnung über den Wasserbau (WBV)

1. Einleitung

Die SBB beteiligt sich finanziell an Projekten zum Schutz vor Naturgefahren von Kantonen
und Gemeinden, sofern diese für die SBB einen Nutzen in Form einer Risikoreduktion zur
Folge haben. Ihre Kostenbeiträge an solche Projekte werden über die mit dem Bundesamt
für Verkehr (BAV) geschlossene Leistungsvereinbarung finanziert. Die
Leistungsvereinbarung und das zugehörige Budget werden jeweils für mehrere Jahre im
Voraus abgeschlossen. Dies setzt Vorhersehbarkeit der von der SBB zu leistenden
Beiträge voraus.

Im Rahmen der Teilrevision des Bundesgesetzes über den Wasserbau (WBG, SR 721.100)
hat sich der Gesetzgeber zu einem risikobasierten Umgang mit Naturgefahren und einer
integralen Massnahmenplanung bekannt (Art. 3 Abs. 1). Der Bundesrat hat in der Botschaft
zum revidierten WBG vom 10. März 2023 vorgegeben, dass vom Bund subventionierte
Betriebe wie die SBB AG auf Basis ihres risikobasierten Nutzenanteils, mithin gemäss
schweizweit einheitlichen und methodisch fundierten Grundsätzen, an den Kosten
kantonaler Schutzprojekte zu beteiligen sind (Botschaft, S. 34). Dabei soll das in der Praxis
bewährte Kostenteilermodell Bund für Schutzbauten nach Waldgesetz und
Wasserbaugesetz vom 11. November 2014 („Kostenteilermodell Bund“) in der WBV
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aufgenommen werden (Botschaft, S. 13). Diese Vorgaben gilt es in der WBV konsequent
umzusetzen.

Die Kantone wenden bei der Finanzierung von Schutzprojekten bislang keine einheitlichen
Grundsätze zur Kostenbeteiligung von Nutzniessern an. Es finden nach wie vor Kostenteiler
Verwendung, die weder risikobasiert noch mit einer sonstigen modernen wissenschaftlichen
Methode zur Bemessung des Nutzniesseranteils begründbar sind. Die gegenwärtige
Revision der WBV bietet die Gelegenheit, den in der Bundespraxis bereits gelebten
Grundsatz der risikobasierten Kostenverteilung bei vom Bund subventionierten
Schutzprojekten positivrechtlich zu verankern.

Dieses Vorgehen trägt auch den Äusserungen in der Vernehmlassung zur Teilrevision des
WBG Rechnung, wonach der Beizug von nutzniessenden Dritten zur Finanzierung der
Projekte keine Voraussetzung der Bundessubventionen sein dürfe (vgl. den gestrichenen
Art. 9 Bst. d VE-WBG): Die Kantone bleiben frei, ob sie Dritte zur Finanzierung beiziehen
möchten. Tun sie es, gelten aber einheitliche Anforderungen. Schliesslich definiert das
BAFU als für Subventionen im Bereich Naturgefahrenprojekte zuständige Behörde in den
Programmvereinbarungen die Bedingungen für Beiträge des Bundes. Damit ist es in der
Position, die Vorgaben zur Finanzierung von Hochwasserschutzprojekten einzelfallgerecht
zu gestalten (s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 1).

2. Bemerkungen zum Erläuternden Bericht

Kapitel 2.1.2, letzter Absatz: Es wird erklärt, dass das Kostenteilermodell Bund in die
Verordnung aufgenommen werde. In der Verordnung selbst werden das Kostenteilermodell
bzw. dessen Kernaussagen aber nicht umgesetzt: Es wird ausschliesslich auf die
anrechenbaren Kosten Bezug genommen. Eine Beschreibung der Anforderungen an den
Kostenteiler (risiko- und nutzniesserbasierter Ansatz), der ein Herzstück des
Kostenteilermodells darstellt (s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 2, 2. Lemma; Ziff. 7, 2.
Tabellenzeile) fehlt. Ebenso vermissen wir die Vorgabe, dass bei der Bemessung der
Kostenanteile jeweils eine dem neusten Stand entsprechende, methodisch fundierte
Berechnung (aktuell: EconoMe) zugrunde zu legen ist (s. Kostenteilermodell Bund, Ziff. 5,
Ziff. 7, 2. Tabellenzeile).

Kapitel 4.1.2, zweiter Absatz: Zu einer risikobasierten und integralen Planung gehört auch
die Finanzierung eines Projekts. Somit muss die risikobasierte und integrale Planung
zwingend auch den Kostenteiler umfassen. Den Kostenteiler von der risikobasierten
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integralen Planung auszunehmen, widerspräche bewährter Bundespraxis
(Kostenteilermodell Bund) und dem abgaberechtlichen Äquivalenzprinzip.

Kapitel 4.1.2, dritter Absatz: Es wird erklärt, dass die betroffenen Kreise in den
Planungsprozess einbezogen werden müssen. Diese Koordination umfasst nicht nur
technische Aspekte, sondern insbesondere auch die Erarbeitung des Kostenteilers: Die
SBB und andere Infrastrukturbetreiberinnen verfügen in der Regel über genaue Angaben zu
den relevanten Risiken ihrer Anlagen. Der Entscheid über eine Kostenbeteiligung sowie
über deren Bemessung muss für die Betroffenen transparent und gestützt auf eine
methodisch fundierte, dem Stand der Technik entsprechenden Grundlage erfolgen. Es
muss ihnen die Gelegenheit gewährt werden, sich in diesen Prozess einzubringen.

Kapitel 4.1.2, vierter Absatz: Die Definition des risikobasierten Vorgehens muss auch die
Finanzierung der Massnahmen umfassen. Bei der Bewertung, welche Risiken tragbar sind,
spielt die Wirtschaftlichkeit eine zentrale Rolle (so auch festgehalten im neuen Art. 9 Abs. 1
Bst. c WBG). Das Kosten-Nutzen-Verhältnis muss nicht nur insgesamt, sondern auch in
Bezug auf die einzelnen von einem Risiko bzw. einer potenziellen Massnahme Betroffenen
positiv ausfallen. Damit eine Massnahme das Erfordernis der Wirtschaftlichkeit erfüllt, ist ein
risikobasierter und nutzniesserbasierter Kostenteiler, dem eine methodisch korrekte
Analyse des Nutzens für die einzelnen Betroffenen zugrundeliegt, als Bestandteil des
Integralen Risikomanagements (IRM) unerlässlich.

Kapitel 4.1.3, zweiter Absatz: Zur Beurteilung Tragbarkeit der Hochwasserrisiken gehört
auch eine Abwägung der durch Massnahmen erreichbare Risikoreduktion und die damit
verbundenen Kosten. Bei der Planung von Massnahmen zur Risikoreduktion sind somit
nicht nur Gefahren und Risiken zu erheben, sondern auch Überlegungen zur
Wirtschaftlichkeit einzubeziehen.

Kapitel 4.3.1, Ergänzung: Wie in der Botschaft zum revidierten WBG beschrieben, muss
ab 2025 mindestens für Bundesbetriebe und vom Bund subventionierte Betriebe ein
risikobasierter und nutzniesserbasierter Kostenteiler angewendet werden.
Konsequenterweise müsste dieser Kostenteiler für alle Beteiligten und alle Projekte gelten.
Damit das Kostenteilermodell Bund künftig einheitlich umgesetzt wird, sollte das Erfordernis
eines risikobasierten Kostenteilers in der Verordnung, mindestens für Bundesbetriebe und
vom Bund subventionierte Betriebe (analog der Formulierung in der Botschaft zum
revidierten WBG), festgehalten werden.
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3. Anträge zur Anpassung des Verordnungsentwurfs

Antrag: Art. 2 Ergänzung:
b) risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen, bei dem das heutige und das zukünftige Risiko
systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung und Finanzierung von Massnahmen
nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung: siehe Bemerkungen oben.

Antrag: Art. 3 Ergänzung:
Die Kantone reduzieren das Hochwasserrisiko auf ein tragbares Mass und begrenzen es
langfristig, indem sie die erforderlichen Grundlagen erheben und bewerten sowie
Massnahmen integral planen und umsetzen; sie berücksichtigen dabei namentlich die
ökologischen Aspekte, die Folgen des Klimawandels, die Entwicklung der Raumnutzung,
die durch die betreffende Massnahme erreichbare Risikoreduktion und die dadurch
entstehenden Kosten.

Begründung: siehe Bemerkungen oben.

Antrag: Art. 9 Ergänzung:
c) der Kostenteiler nach den Vorgaben des Bundes auf Basis ihres risikobasierten
Nutzenanteils erstellt wurde.

Eventualantrag: Art. 9 Ergänzung:
c) der Kostenteiler nach den Vorgaben des Bundes für Bundesbetriebe und vom Bund
subventionierte Betriebe auf Basis ihres risikobasierten Nutzenanteils erstellt wurde.

Begründung: siehe Bemerkungen oben.

Antrag: Art. 13 Abs. 2 Ergänzung:
b) die zur Zielerreichung voraussichtlich notwendigen Grundlagen sowie Massnahmen und
sowie deren Durchführung und Finanzierung;
c) den Kostenvoranschlag und den risikobasierten Kostenteiler.

Begründung: Analog zum neuen Art. 18 Abs. 2 Bst. b WBV soll die Erstellung eines
Kostenteilers, soweit Dritte (Nutzniesser) zur Mitfinanzierung herangezogen werden, auch
mit Blick auf das Gesuch auf Gewährung von globalen Abgeltungen erforderlich sein.
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Antrag: Art. 14 Abs. 2 Ergänzung:
[neu] c) den risikobasierten Kostenteiler;

Begründung: Die im Gesuch enthaltenen Angaben zum Kostenteiler gemäss unserem
Formulierungsvorschlag zu Art. 13 Abs. 2 Bst. c WBV sollen auch in die
Programmvereinbarung aufgenommen werden.

Antrag: Art. 18 Abs. 2 Ergänzung:
b) den Kostenvoranschlag und den risikobasierten Kostenteiler;

Begründung: siehe Bemerkungen oben.

Antrag: Art. 15 Abs. 1 WaV Ergänzung:
Die Kantone reduzieren die Risiken von Naturereignissen auf ein tragbares Mass und
begrenzen sie langfristig, indem sie die erforderlichen Grundlagen erheben und bewerten
sowie Massnahmen integral planen und umsetzen. Sie berücksichtigen dabei namentlich
die Folgen des Klimawandels und die Entwicklung der Raumnutzung, die durch die
betreffende Massnahme erreichbare Risikoreduktion und die dadurch entstehenden Kosten.

Begründung: siehe Bemerkungen oben.

Antrag: Art. 15 Abs. 2 WaV Ergänzung:
Bei der integralen Planung sind die betroffenen Kreise zu beteiligen, die Massnahmen
optimal zu kombinieren und die Interessen abzuwägen, insbesondere die Interessen der
Bewirtschaftung des Waldes, des Natur- und Landschaftsschutzes, des Wasserbaus, der
Landwirtschaft, und der Raumplanung sowie die Wirtschaftlichkeit der Massnahmen.

Begründung: siehe Bemerkungen oben.
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Schweizerischer Baumeisterverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Zur Verordnung über den Wasserabbau (WBV) verzichten wir auf eine 
Stellungnahme.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir beantragen, Art. 15 1bis ersatzlos zu streichen. 

Es ist zweifelhaft, ob der Export von sauberem Aushub- und 
Ausbruchsmaterial ins grenznahe Ausland zielführend ist. Im Sinne der 
Kreislaufwirtschaft sollte das Material der Bauindustrie im Inland zur 
Verfügung stehen. Erst ein Viertel des hiesigen Baumaterialbedarfs wird 
durch Aushub- und Ausbruchsmaterial gedeckt, die Verordnung sollte 
Anreize zur Erhöhung dieses Anteils setzen, nicht zu dessen Reduktion. 
Durch den Transport von schweren Gütern wie Aushub- und 
Ausbruchmaterial über grosse Distanzen würden unnötige Klimaschadstoffe 
emittiert, was wiederum den Bemühungen schädliche Emissionen zu 
vermindern entgegenwirkt.
Der Bundesrat begründet in seinem erläuternden Bericht die 
Kompetenzverschiebung zu den Kantonen mit der Vereinfachung des 
Bewilligungsprozesses. Wir teilen diese Ansicht nicht und sind eher der 
Meinung, dass bis zu 26 verschiedene Entscheidungen der Kantone 
drohen. Eine Koordination durch eine übergeordnete Behörde (z.B. des 
BAFU) wäre sinnvoll.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen die in Abs. 1, Art. 20 eingeführte Festlegung von 
Gleisaushub als Rückbaumaterial und teilen mit Ihnen die Auffassung, dass 
Gleisaushub nach der Verwendung falls möglich auf die Geleise 
zurückgeführt werden soll.

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Der Eintrag mit dem Code «7304» wird gestrichen.

Begründung Sie schlagen in Anhang 1 vor, den Eintrag mit dem Code 7304 ersatzlos zu 
streichen und begründen dies damit, dass der Feinanteil oftmals nicht 
abgeschieden sondern im RC-Baustoff verwertet wird und eine separate 
Deklaration nur im Falle einer externen Entsorgung stattfindet. Wir 
beantragen primär auf Grund der folgenden Überlegungen am Code 7304 
weiterhin festzuhalten:
-Der Code wird bei den Annahmestellen zu B-Deponien in der Praxis 
regelmässig verwendet.
-Bei einem Streichen des Codes entstehen zumindest für die 
abgeschiedenen Restmengen Mengen, die «irgendwie» auf die übrigen 
VVEA – Codes verteilt werden. Diese Verteilung wirkt sich auf die Qualität 
der gesamten Erhebung aus.
-Mit Codierungsänderungen ist grundsätzlich sorgsam umzugehen, da 
dynamische Betrachtungen nur mit Hilfe einer im Zeitablauf 
gleichbleibenden Codierung möglich sind.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Zur Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) verzichten wir auf 
eine Stellungnahme.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Wir nehmen zur Kenntnis, dass verschiedene Risiken und Gefahren in 
Zukunft anders beurteilt werden, als dies bis jetzt der Fall gewesen ist. Ob 
die aus dieser Neubeurteilung resultierenden Verschärfungen angemessen 
sind, ist unseres Erachtens schwierig abzuschätzen.

Allerdings stellen wir fest, dass diese Neubeurteilungen zu zusätzlichen 
Überwachungen und Sanierungen führen können, welche zum Teil dem 
VASA – Fonds angelastet werden. Der VASA – Fonds wird zu über 50% mit 
Mitteln gespiesen, welche von B-Deponien eingebracht werden. Es ist aber 
mit der Möglichkeit zu rechnen, dass diese Neubeurteilungen bei B-
Deponien in einem viel kleineren Rahmen einen Sanierungsbedarf 
auslösen, als dies bei den übrigen belasteten Ablagerungsstandorten sowie 
bei den belasteten Betriebs- und Unfallstandorten der Fall ist. Dies bedeutet 
im Ergebnis, dass die vorgesehene neue Subvention nicht denjenigen 
zugutekäme, welche für deren Finanzierung aufzukommen hätte. Die 
Auswirkungen dieser Neubeurteilungen können deswegen zu einem 
Verstoss gegen das im Umweltschutzgesetz (USG) festgehaltene 
Verursacherprinzip führen. Wir beantragen im Fall des Festhaltens an den 
Anpassungen der diversen Konzentrationswerte für die Beurteilung der 
Einwirkungen von belasteten Standorten auf die Gewässer, gleichzeitig die 
Finanzierung des VASA – Fonds in der Art zu reformieren, dass die 
Kompatibilität mit dem im Umweltschutzgesetz hinterlegten 
Verursacherprinzip gewährleistet ist.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Zürich, 10.09.2024   
 
Vernehmlassung: Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit der Eröffnung der Vernehmlassung vom 24. Mai 2024 laden Sie interessierte Kreise ein, Stellung zum 
Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 zu nehmen. 
 
Der Schweizerische Baumeisterverband (SBV) ist die gesamtschweizerische Berufs-, Wirtschafts- und 
Arbeitgeberorganisation des Bauhauptgewerbes mit über 23 Milliarden Franken Umsatz und rund 90'000 
Mitarbeitenden. Mit Sektionen in allen Kantonen vertritt der SBV die Interessen von mehr als 2'500 Bau-
unternehmen. Das Bauhauptgewerbe erwirtschaftet rund fünf Prozent der Schweizer Wertschöpfung (BIP).  
 
Unser Verband hat Ihre Vernehmlassungsentwürfe diskutiert. Gerne nehmen wir zu den einzelnen Vorlagen 
wie folgt Stellung. 
 
1. Verordnung über den Verkehr mit Abfällen – VeVA 
 
Wir beantragen, Art. 15 1bis ersatzlos zu streichen.  
 
Es ist zweifelhaft, ob der Export von sauberem Aushub- und Ausbruchsmaterial ins grenznahe Ausland 
zielführend ist. Im Sinne der Kreislaufwirtschaft sollte das Material der Bauindustrie im Inland zur Verfügung 
stehen. Erst ein Viertel des hiesigen Baumaterialbedarfs wird durch Aushub- und Ausbruchsmaterial gedeckt, 
die Verordnung sollte Anreize zur Erhöhung dieses Anteils setzen, nicht zu dessen Reduktion. Durch den 
Transport von schweren Gütern wie Aushub- und Ausbruchmaterial über grosse Distanzen würden unnötige 
Klimaschadstoffe emittiert, was wiederum den Bemühungen schädliche Emissionen zu vermindern 
entgegenwirkt. 

Der Bundesrat begründet in seinem erläuternden Bericht die Kompetenzverschiebung zu den Kantonen mit 
der Vereinfachung des Bewilligungsprozesses. Wir teilen diese Ansicht nicht und sind eher der Meinung, dass 
bis zu 26 verschiedene Entscheidungen der Kantone drohen. Eine Koordination durch eine übergeordnete 
Behörde (z.B. des BAFU) wäre sinnvoll. 
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2. Verordnung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung – VVEA) 
 
Sie schlagen in Anhang 1 vor, den Eintrag mit dem Code 7304 ersatzlos zu streichen und begründen dies 
damit, dass der Feinanteil oftmals nicht abgeschieden sondern im RC-Baustoff verwertet wird und eine 
separate Deklaration nur im Falle einer externen Entsorgung stattfindet. Wir beantragen primär auf Grund 
der folgenden Überlegungen am Code 7304 weiterhin festzuhalten: 
- Der Code wird bei den Annahmestellen zu B-Deponien in der Praxis regelmässig verwendet. 
- Bei einem Streichen des Codes entstehen zumindest für die abgeschiedenen Restmengen Mengen, 
die «irgendwie» auf die übrigen VVEA – Codes verteilt werden. Diese Verteilung wirkt sich auf die Qualität 
der gesamten Erhebung aus. 
- Mit Codierungsänderungen ist grundsätzlich sorgsam umzugehen, da dynamische Betrachtungen 
nur mit Hilfe einer im Zeitablauf gleichbleibenden Codierung möglich sind. 
 
Wir begrüssen die in Abs. 1, Art. 20 eingeführte Festlegung von Gleisaushub als Rückbaumaterial und teilen 
mit Ihnen die Auffassung, dass Gleisaushub nach der Verwendung falls möglich auf die Geleise 
zurückgeführt werden soll. 
 
Die übrigen Bestimmungen betreffen nach unserem Ermessen primär den Bereich der Siedlungsabfälle. Wir 
verzichten deswegen auf eine Stellungnahme. 
 
3. Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlastenverordnung – AltlV) 
 
Wir nehmen zur Kenntnis, dass verschiedene Risiken und Gefahren in Zukunft anders beurteilt werden, als 
dies bis jetzt der Fall gewesen ist. Ob die aus dieser Neubeurteilung resultierenden Verschärfungen 
angemessen sind, ist unseres Erachtens schwierig abzuschätzen. 
 
Allerdings stellen wir fest, dass diese Neubeurteilungen zu zusätzlichen Überwachungen und Sanierungen 
führen können, welche zum Teil dem VASA – Fonds angelastet werden. Der VASA – Fonds wird zu über 
50% mit Mitteln gespiesen, welche von B-Deponien eingebracht werden. Es ist aber mit der Möglichkeit zu 
rechnen, dass diese Neubeurteilungen bei B-Deponien in einem viel kleineren Rahmen einen 
Sanierungsbedarf auslösen, als dies bei den übrigen belasteten Ablagerungsstandorten sowie bei den 
belasteten Betriebs- und Unfallstandorten der Fall ist. Dies bedeutet im Ergebnis, dass die vorgesehene 
neue Subvention nicht denjenigen zugutekäme, welche für deren Finanzierung aufzukommen hätte. Die 
Auswirkungen dieser Neubeurteilungen können deswegen zu einem Verstoss gegen das im 
Umweltschutzgesetz (USG) festgehaltene Verursacherprinzip führen. Wir beantragen im Fall des 
Festhaltens an den Anpassungen der diversen Konzentrationswerte für die Beurteilung der Einwirkungen 
von belasteten Standorten auf die Gewässer, gleichzeitig die Finanzierung des VASA – Fonds in der Art zu 
reformieren, dass die Kompatibilität mit dem im Umweltschutz-gesetz hinterlegten Verursacherprinzip 
gewährleistet ist. 
 
Zur Verordnung über den Wasserabbau (WBV) sowie zur Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) 
verzichten wir auf eine Stellungnahme. 
 
Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Eingabe. 
Freundliche Grüsse 
 
Schweizerischer Baumeisterverband 
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Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zum Entwurf der Teilrevision des 
Wasserbaugesetzes Stellung nehmen zu dürfen. Der SIA ist grundsätzlich mit 
dem Entwurf einverstanden. Es bedarf ein paar Ergänzungen bzw. 
Präzisierungen, damit die Umsetzung gelingt. Diese sind unten angefügt.

Der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein SIA engagiert sich als 
massgebender Berufsverband der Bereiche Ingenieurbaukunst, Architektur, 
Technik und Umwelt für eine hohe Baukultur mit dem übergeordneten Ziel 
eines zukunftsfähigen und nachhaltig gestalteten Lebensraums von hoher 
Qualität. Der Hochwasserschutz ist Teil einer qualitativ hochstehenden 
Baukultur. Der SIA begrüsst daher die Bestrebung, den risikobasierten und 
integralen Ansatz im Umgang mit Naturgefahren im Gesetz und im 
vorliegenden Verordnungsentwurf zu verankern. Uns ist es ein Anliegen, dass 
eine angemessene Sicherheit trotz der sich verschärfenden 
sozioökonomischen und klimabedingten Rahmenbedingungen langfristig und 
auch nachhaltig gewährleistet und finanziert wird.

Der SIA ist der massgebende Berufsverband für qualifizierte Fachleute der 
Bereiche Bau, Technik und Umwelt. Mit seinen über sechzehntausend 
Mitgliedern aus dem Ingenieur- und Architekturbereich bildet der SIA ein 
interdisziplinäres Netzwerk. Der Schutz vor den Risiken durch Naturgefahren 
ist eine Verbundaufgabe und erfordert oft interdisziplinäres Arbeiten. Dies ist 
noch nicht selbstverständlich und braucht einen Kulturwandel. Um diesen zu 
erreichen, braucht es grössere Anstrengungen. Diese Anstrengungen werden 
sich um ein Vielfaches auszahlen, wenn kostengünstigere 
Massnahmenkombinationen die Aufwendungen für Schutzbauten reduzieren.

Der risikobasierte, integrale Ansatz bedingt eine Sicht auf das Ganze und den 
frühzeitigen Einbezug der relevanten Akteure. So wird sichergestellt, dass 
verbleibende Risiken akzeptabel sind und getragen werden können. Eine 100-
prozentige Sicherheit gibt es nicht und ist auch nicht nachhaltig. 
Angemessene, das heisst auch verhältnismässige Massnahmen(-kombination) 
gilt es im konkreten Fall gemeinsam zu entwickeln. Dieser Risikodialog bietet 
zudem die Möglichkeit Chancen zu nutzen.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und wohlwollende Prüfung unserer 
Anliegen und stehen Ihnen für einen Austausch gerne zur Verfügung.

Anhang: SIA.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung, bei der die betroffenen Kreise 
frühzeitig beteiligt, die Interessen ausgewogen berücksichtigt und die 
Massnahmen optimal kombiniert werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung Art.2 Bst. a: Werden die betroffenen Kreise erst spät im Prozess 
einbezogen, kann der Spielraum für die optimale Massnahmenkombination 
zu klein sein, ohne den Planungsprozess von vorne beginnen zu müssen. 
Daher ist der frühzeitige Einbezug wichtig. Weitere Akteure können zu einer 
optimalen Massnahmenkombination beitragen, wie z.B. durch Objektschutz 
oder Versicherung. Wichtig ist hier auch der frühzeitige Einbezug der 
Nachhaltigkeitskriterien. So können bei einem frühzeitigen Einbezug auch 
die Faktoren Treibhausgasverbrauch oder Kreislaufwirtschaftsfähigkeit 
einbezogen werden.
Komma nach «Planung»

Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone reduzieren das Hochwasserrisiko auf ein tragbares Mass und 
begrenzen es langfristig, indem sie die erforderlichen Grundlagen erheben 
und bewerten sowie die optimale Massnahmenkombination risikobasiert 
und integral planen, umsetzen und kommunizieren; sie berücksichtigen 
dabei die Aspekte der Nachhaltigkeit, namentlich die ökologischen Aspekte, 
die Folgen des Klimawandels und die Entwicklung der Raumnutzung.

Begründung Die Massnahmen sollen nicht nur integral, sondern konsequent risikobasiert 
geplant werden. (Gesetz Art 3 Abs. 3)

Integrale Abwägungen führen zu optimalen Massnahmenkombinationen. 
Die Tragbarkeit wird zudem auch über die Resilienz bestimmt.

Die optimale Massnahmenkombination und ihre Wirkung muss öffentlich 
bekannt sein, damit Planungen von Gebäuden, Infrastrukturen und 
Freiräumen diese als Basis berücksichtigen können.

Gesetz Art 3 Abs. 3: «Die Massnahmen sind risikobasiert und integral zu 
planen sowie mit jenen aus anderen Bereichen gesamthaft und in ihrem 
Zusammenwirken zu beurteilen.» Im Gesetz wird die ganze Breite der 
relevanten Bereiche angesprochen. Wenn einzelne Bereiche in der 
Verordnung hervorgehoben werden sollen, so sollte zuerst auf die Breite 
hingewiesen werden.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Bewilligung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;
e.Massnahmen des Siedlungswasserbaus im Umgang mit Regenwasser;
f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung
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Art. 10 Abs. 2 Bst. a: Auch angepasst erstellte Bauten haben ein 
verbleibendes Risiko. Dieses sollte berücksichtigt werden können. Die 
risikobasierte Raumplanung löst dies und sollte konsequent in zeitlicher 
Nähe zur Gefahren- und Risikobeurteilung umgesetzt werden. Dann ist 
dieser Buchstabe nicht mehr nötig und sollte gestrichen werden. Für die 
Planenden ist der Zeitpunkt der Errichtung nicht nachvollziehbar. Der 
Zeitpunkt der Bewilligung sollte massgebend sein. Wie die Umsetzung bei 
der Planung und Beurteilung von Schutzmassnahmen praxisnah und 
risikobasiert umgesetzt werden kann, erschliesst sich hier noch nicht.

Art. 10 Abs. 2 Bst. e: Die Abgrenzung zum Oberflächenabfluss ist nicht klar. 
Im GEP und Schwammstadtprojekten verschmelzen die Massnahmen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 3 Verhältnis zum internationalen Recht

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Nicht genannt sind die für die Schweiz wichtigen Rahmenabkommen, wie 
Sendai, SDG oder die Pariser Klimaziele.

Allfälliger Antrag: Sendai, SDG und Paris-Abkommen ergänzen.

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Schutzmassnahmen sind gemäss Artikel 1 Wasserbaugesetz dort 
angezeigt, wo Menschen sowie Siedlungen, Gebäude und Infrastrukturen 
gefährdet sind (Schutzobjekte). Artikel 1 WBV präzisiert, vor welchen 
Gefahren der Schutz von Menschen und erheblichen Sachwer-ten 
gewährleistet werden soll.
Während in Artikel 1 Wasserbaugesetz einzelne Gefahrenprozesse 
beispielhaft erwähnt sind, werden sie in der Verordnung vollständig 
aufgezählt. Unter Hochwasser wird ein Wasser-stand verstanden, der 
deutlich über dem langjährigen Mittelwert liegt. Hochwasser stellen eine 
Gefahr dar, wenn sie ausufern und so Schäden für Mensch, Umwelt und
/oder Sachgüter entstehen können. Überschwemmungen können auch 
durch Niederschlag entstehen, der nicht versickern kann und über das 
offene Gelände abfliesst (Oberflächenabfluss), durch aufstossendes 
Grundwasser oder durch über das Seeufer auslaufende Wellen (Bst. a). Die 
auslaufenden Wellen umfassen insbesondere Windwellen und dynamische 
Wellen. Letztere werden auch Tsunamis genannt, welche meist durch 
Massenbewegungen ins Gewässer oder unter Wasser ausgelöst werden. 
Eine weitere Gefahr sind Murgänge (Bst. b), ein lang-sam bis schnell 
fliessendes Gemisch aus Wasser und einem hohen Feststoffanteil in steilen 
Bächen. Weitere Gefahren sind Erosionen im Ufer- und Sohlbereich von 
Gewässern oder im Bereich von Bauten (Brückenpfeiler, Widerlager) sowie 
die Ablagerung von Feststoffen inner-halb und ausserhalb des Gewässers 
(Bst. c) und von natürlichem Schwemmgut wie z. B. weggerissene 
Baumstämme oder menschengemachten Schwemmgut wie z.B. 
Müllcontainern (Bst. d). 
Die Hochwassergefahren umfassen damit alle Gefahren, welche durch 
Überschwemmun-gen, Erosion, Ablagerungen und Schwemmgut bei Seen, 
Flüssen, Bächen, Oberflächenab-fluss, Grundwasseraufstoss sowie Wind- 
und Impulswellen auftreten.

Begründung
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Neben natürlichem Schwemmgut sorgt heute auch menschengemachtes 
Schwemmgut für Verklausungspotenzial. Ist dieses offensichtlich so, sollte 
es nicht vernachlässigt werden.

Titel 4.1.2 Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Artikel 2 definiert die wichtigsten in der Verordnung verwendeten Begriffe.
In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Buchstaben a und b definieren 
diese Begriffe. 
Buchstabe a definiert die «integrale Planung». Ein wichtiger Aspekt ist, dass 
die betroffenen Kreise frühzeitig in den Planungsprozess einbezogen 
werden (PLANAT Risikodialog im Integralen Risikomanagement). Dazu 
gehören die für den langfristigen Schutz Verantwortlichen, aber auch 
diejenigen, die durch das Risiko oder eine Schutzmassnahme betroffen sind 
oder für Schäden aufkommen müssen. Da Massnahmen des 
Hochwasserschutzes raumwirksame Tätigkeiten sind, müssen sie mit 
anderen betroffenen Interessen abgewogen werden. Wie es Artikel 3 der 
Raumplanungsverordnung (RPV; SR 700.1) verlangt, werden die Interessen 
der Betroffenen ermittelt, beurteilt und möglichst umfassend berücksichtigt. 
Raumplanerische, organisatorische, ingenieurbiologische und technische 
Massnahmen und weitere Massnahmen anderer Akteure, die Risiken 
begrenzen und reduzieren, werden gleichwertig geprüft und opti-mal 
kombiniert. Die ökologischen Anforderungen an technische Massnahmen 
leiten sich u.a. aus dem GschG und dem Bundesgesetz über den Natur- 
und Heimatschutz (NHG; SR 451) ab. Die Sozialverträglichkeit umfasst den 
Schutz vor Hochwasser, gesellschaftliche Bedürf-nisse und Nutzungen (wie 
z. B. Naherholung an Gewässern) und den Einbezug der Bevölkerung in 
den Planungsprozess. Aspekte des Klima-, Ressourcen- und 
Landschaftsschutzes fliessen ebenfalls in die Entwicklung einer optimalen 
Massnahmenkombination mit ein. Die acht Kriterien für eine hohe Baukultur 
decken die verschiedenen Aspekte der Nachhaltigkeit ab. 
In Buchstabe b wird das «risikobasierte Vorgehen» definiert. Damit wird 
beschrieben, dass das Risiko der Ausgangspunkt für die Planung von 
Massnahmen ist. Das heisst, es wird der aktuelle Risikozustand ermittelt 
und die Risikoentwicklung abgeschätzt. Das Risiko wird durch den Einfluss 
des Klimawandel auf die Naturgefahren sowie das Siedlungswachstum und 
den Infrastrukturausbau beeinflusst. Die Risiken werden bewertet, d.h. es 
wird beurteilt, welche Risiken tragbar oder nicht tragbar sind. Daraus wird 
der Handlungsbedarf bestimmt, die Prioritäten festgelegt und die optimale 
Massnahmenkombination breit abgestützt geplant und realisiert.

Begründung Werden die betroffenen Kreise erst spät im Prozess einbezogen, kann der 
Spielraum für die optimale Massnahmenkombination zu klein sein, ohne 
den Planungsprozess von vorne beginnen zu müssen. Daher ist der 
frühzeitige Einbezug wichtig.

Eine Massnahme kann sektoriell die beste Lösung sein. Jedoch kann eine 
breit abgestützte, integrale Planung zu einer optimalem 
Massnahmenkombination führen, welche von der sektoriell besten Lösung 
abweichen kann. Im Gesetz wird auch von «die Massnahmen optimal 
kombiniert» gesprochen.

Die optimale Massnahmenkombination kann auch Massnahmen enthalten, 
welche nicht in der Verantwortung der öffentlichen Hand sind, jedoch 
wirksam sind und bei Abwägungsprozessen eine wichtige Rolle spielen. 
Daher sind diese zu ergänzen.

Bei den Aspekten der Nachhaltigkeit sind auch die Klimaschutzziele oder 
der Landschaftsschutz wichtig. Die Berücksichtigung dieser Aspekte rückt 
andere Massnahmenkombinationen in den Fokus bzw. beschränkt eine 
Überdimensionierung von Massnahmen.

Neben der ökologischen, wirtschaftlichen sowie sozialen Aspekten der 
Nachhaltigkeit etabliert sich die Baukultur in der Schweiz und international 
als vierter Pfeiler. Die acht Kriterien für eine hohe Baukultur (des Davos 
Prozesses) vereinen die verschiedenen Aspekte der Nachhaltigkeit, welche 
auch in den Abwägungsprozessen thematisiert werden. Wir schlagen daher 
vor auf diese zu verweisen.

Der breite Einbezug der Akteure bei der Erarbeitung eines angemessenen 
Schutzes ist uns ein Anliegen: «Ein wichtiger Aspekt ist, dass die 
betroffenen Kreise in den Planungsprozess einbezogen werden. Dazu 
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gehören die für den langfristigen Schutz Verantwortlichen, aber auch 
diejenigen, die durch das Risiko oder eine Schutzmassnahme betroffen sind 
oder für Schäden aufkommen müssen.» 

Änderungsvorschlag = "allfälliger Antrag"

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Bestimmung wird der kantonale Vollzugsauftrag aus Artikel 2 
Wasserbaugesetz präzisiert. Dabei wird der Bezug zwischen dem Schutz 
von Menschen und erheblichen Sachwerten vor Hochwassergefahren und 
dem IRM hergestellt.
Um das Ziel – ein tragbares Mass an Hochwasserrisiken – zu erreichen und 
es zu halten, sind Anstrengungen verschiedener Stellen in einem Kanton 
notwendig. Die Gefahren und Risiken müssen erhoben werden, um die 
Tragbarkeit der Risiken beurteilen zu können und den Handlungsbedarf zu 
bestimmen. Massnahmen zur Risikoreduktion und langfristigen Ri-
sikobegrenzung müssen auf diesen Grundlagen geplant und umgesetzt 
werden. Mit einem solchen risikobasierten Handeln kann der Schutz 
langfristig gewährt werden. Die nachfol-genden Beschreibungen führen 
diesen risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren weiter aus.
Grundlagen, die erforderlich sind, um Hochwasserrisiken zu erkennen, 
müssen verschiede-ne Aspekte und Themen enthalten (siehe auch Art. 4 
WBV). Das Risiko setzt sich zusammen aus dem Ausmass und der 
Wahrscheinlichkeit möglicher Schäden. Charakteristische Kennwerte sind 
einerseits der mittlere Schaden pro Jahr und andererseits die Schadenhöhe 
bei gewissen Wiederkehrperioden. Das Schadensausmass ist abhängig von 
der Anzahl Personen und den Sachwer-ten, die dem Ereignis ausgesetzt 
sind (Exposition) sowie der Schadensempfindlichkeit der betroffenen Werte 
und Personen (Verletzlichkeit). Dabei können die gefährdeten Sachwerte 
unterschiedlicher Art sein, wie zum Beispiel Gebäude und 
Infrastrukturanlagen mit erhebli-cher volkswirtschaftlicher Bedeutung. Als 
Grundlagen müssen somit Informationen zusam-mengetragen werden, die 
sich auf die Entstehung von Hochwasserereignissen, weitere Ge-fahren, die 
den Ereignisverlauf beeinflussen (z. B. Prozessverkettung oder kombinierte 
Er-eignisse), die Wirkung von bestehenden Massnahmen und die 
bestehende Nutzung bezie-hen. Eine konkrete Übersicht über die zu 
erstellenden Grundlagen findet sich in Artikel 4 WBV. Nur auf dieser Basis 
kann der Handlungsbedarf zum Erreichen eines tragbaren Mas-ses an 
Hochwasserrisiken erkannt, und die Verantwortlichkeiten zur Planung und 
Umset-zung von Massnahmen zugewiesen werden. 
Das tragbare Mass an Risiken ist kein fixer Wert, sondern muss von den 
Schutzverantwortli-chen und den Betroffenen ausgehandelt werden. Die 
Kantone gewährleisten mit einem ver-hältnismässigen Aufwand einen 
angemessenen Schutz vor Hochwassergefahren, indem sie geeignete 
raumplanerische, organisatorische, ingenieurbiologische und technische 
Mass-nahmen optimal kombinieren und Risiken auf diese Weise steuern 
(siehe auch Art. 5 bis 8 WBV). Auf Basis einer integralen Planung und 
einem risikobasierten Vorgehen reduzieren die umgesetzten Massnahmen 
bestehende Risiken und begrenzen das Entstehen neuer Risi-ken. Das 
Zusammenwirken der Massnahmen muss daher zum Zeitpunkt der Planung 
wie auch langfristig optimal sein. Allerdings gibt es keine absolute 
Sicherheit, deshalb muss das verbleibende Risiko getragen werden. Das 
bedeutet, dass die Betroffenen für die Schäden selbst aufkommen müssen 
und dass sie über die Gebäudeversicherungen solidarisch getra-gen 
werden. 
Die Kantone beobachten und berücksichtigen im Rahmen ihres 
Vollzugsauftrages die sich verändernden Bedingungen, die durch den 
Klimawandel (vgl. für Anpassungsmassnahmen auch Art. 8 des 
Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stär-
kung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 ), das 
Siedlungswachstum und den Infrastrukturausbau entstehen. 
Bei der Planung und Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen sind 
insbesondere die ökologischen Aspekte zu beachten, da Gewässer wichtige 
ökologische Räume und zentrale Elemente der Vernetzung sind. Die 
natürlichen Funktionen sind deshalb bei Eingriffen beizu-behalten oder 
wiederherzustellen. Dabei ist auch die natürliche Gewässerdynamik soweit 
möglich zu fördern, die Landschaft aufzuwerten und die Vernetzung der 
Lebensräume zu ermöglichen.

Begründung Das Risiko ergibt sich nicht nur aus einem Schaden, sondern aus 
verschiedenen Ereignissen. Siehe auch PLANAT, 2013: «Ausmass und 
Wahrscheinlichkeit möglicher Schäden. Charakteristische Kennwerte sind 
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einerseits der mittlere Schaden pro Jahr und andererseits die Schadenhöhe 
bei gewissen Wiederkehrperioden.»

Änderungsvorschlag = "allfälliger Antrag"

Titel 4.2 2. Kapitel: Grundlagenbeschaffung und Massnahmen / 4.2.1 Art. 4 
Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Kapitel 4.2.1: «Buchstabe g führt das neue Instrument Gesamtplanungen 
ein. Dies ist eine strategische Planung der Kantone, welche anhand der 
bestehenden Grundlagen und Massnahmen sowie auf Basis des 
bestehenden Risikos und der Risikoentwicklung, den Handlungsbedarf 
bestimmt und die Handlungsoptionen aufzeigt, um die Risiken möglichst 
schnell zu begrenzen und wo notwendig zu reduzieren. Darauf aufbauend 
wird das strategische Vorgehen festgelegt und eine mittelfristige Planung 
erstellt. Übergeordnete Planungen sind z. B. eine Einzugsgebietsplanung 
oder ein Gewässerrichtplan, wie ihn der Kanton Bern für ein 
Massnahmenkonzept entlang des gesamten Gewässers kennt.» Der 
integrale Ansatz und die Erarbeitung der Tragbarkeit bedingt den Einbezug 
von den betroffenen Kreisen. Es ist nicht klar, wie bei diesem Vorgehen dies 
sichergestellt werden soll. 

Allfälliger Antrag: Den Einbezug der betroffenen Kreise sicherstellen.

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt und auf den 
«Raumbedarf der Gewässer» verzichtet. Letzteres deshalb, weil dies in den 
Aufgabenbereich der Gewässerschutzgesetzgebung gehört. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahren- und Risikobeurteilung zu 
berücksichtigen und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. 
Es gilt, neue untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, 
untragbare Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im 
Einleitungssatz von Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an 
und ergänzt ihn um die in den Gefahrengebieten bestehenden und 
künftigen Risiken. Für die Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in 
der Raumplanung bedeutet dies, dass neben der Gefahr auch das 
Schadenpotenzial berück-sichtigt wird. Die massgebenden 
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Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung der Risiken sind der 
kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. Im Richtplan sind 
unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor Naturgefahren aufzuzeigen. 
Dazu gehört auch, dass Prinzipen und Verfahren ausgewiesen werden wie 
beispielsweise die Grundsätze der Raum-planung im Umgang mit 
Naturgefahren , die Organisation, Koordination und Zuständigkeiten oder 
die Aufträge an die Gemeinden. Im Nutzungsplan erfolgt die 
grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der Gefahrengebiete, wie 
beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen im Zonenplan und 
das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in Gefahrengebieten im Bau- 
und Zonenreglement. Die Vorschriften beinhalten den Grundsatz, dass nicht 
nur Risiken in stark gefährdeten Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche 
in den heutigen Gefahren-karten), sondern auch in Gebieten mit nur 
geringer oder Restgefährdung (gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in 
den heutigen Gefahrenkarten) begrenzt und reduziert werden müssen. Zu 
den weiteren Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu 
berück-sichtigen sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder 
Sondernutzungspläne auf kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 
erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und raumplanerisch 
ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche Freihalteräume sind 
beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete oder 
Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen haben 
Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Die raumplanerischen Massnahmen sollen auf die Gefahren- und 
Risikobeurteilung abstellen.

Titel 5.2.1 Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Absatz 1 ist weitgehend gleichlautend wie Artikel 3 WBV formuliert und 
meint auch dasselbe. Er formuliert den Auftrag an die Kantone aus Artikel 
19 WaG, Risiken zu reduzieren und zu begrenzen, indem sie die 
notwendigen Grundlagen erarbeiten und darauf basierend Mass-nahmen 
ergreifen. Im Vergleich zu Artikel 3 WBV werden die ökologischen Aspekte 
nicht explizit genannt. Diese sind Sinne der Waldgesetzgebung nach Artikel 
1 WaG jedoch zu Be-rücksichtigen
Absatz 2 stammt aus Artikel 17 Absatz 3 alt WaV, dort wird bereits eine 
integrale Planung verlangt. Ergänzt ist in diesem Absatz die Abstimmung 
mit den betroffenen Kreisen, um den partizipativen Aspekt des 
Planungsprozesses zu betonen. Ebenfalls neu ist die Nennung der 
optimalen Massnahmenkombination und damit der Grundsatz, dass alle 
Massnahmenarten - auch wirksame Massnahmen anderer Akteure - 
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gleichwertig geprüft und so kombiniert werden, dass sie in ihrem 
Zusammenwirken die Risi-ken effektiv und effizient reduzieren.

Begründung Massnahmen weiterer Akteure können einen wichtigen Beitrag zur 
optimalen Massnahmenkombination leisten, wie z.B. der Objektschutz.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Schweizerischer Verband der Umweltfachleute

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der svu | asep als Verband mit rund 400 in verschiedensten Umweltbereichen, 
insbesondere auch im Hochwasserschutz und Wildbachverbau, in der Richt- 
und Nutzungsplanung sowie in der Landschaftsökologie involvierten 
Fachleuten, begrüsst diese richtungsweisende Revision der 
Wasserbauverordnung. Besonders unterstützen wir den Ansatz des 
integrierten Risikomanagement (IRM). Alle relevanten, örtlich zuständigen 
Behörden, Infrastrukturbetreiber und Grundeigentümer
müssen beteiligt sein. Wir begrüssen die Präzisierungen in der 
Wasserbauverordnung insbesondere die differenzierte Betrachtung des 
Gewässerunterhalts und die Würdigung dessen wichtigen Beitrags zu den 
natürlichen Funktionen des Gewässers und damit zur Anpassung an den 
Klimawandel. Erweiterte Gewässerräume, die standortadäquat bewirtschaftet 
werden leisten einen wichtigen Beitrag zur ökologischen Infrastruktur. 
Ausdrücklich unterstützen wir, dass Nachhaltigkeit im umfassenden Sinne 
(ökologisch, wirtschaftlich und sozial) angestrebt wird.

Wie stellen lediglich gezielt zu den Artikeln 5 und 7, der WBV Änderungs- resp. 
Ergänzungsanträge:

Anhang: 2024_svu asep__Wasserbauverord-def.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Kantone und Gemeinden berücksichtigen die Gefahrengebiete, den 
Raumbedarf der Gewässer und die Risiken in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten. Sie 
stellen in den Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Da insbesondere die Nutzungsplanung eine zentrale Aufgabe der 
Gemeinden ist, sollten diese hier ebenfalls (in gleicher Verantwortung wie 
die Kantone) genannt werden. Ferner erachten wir es als sinnvoll bei den 
raumplanerischen Aspekten auch den «Raumbedarf der Gewässer» 
explizite zu erwähnen.

Weil die Gemeinden die gesetzlich zuständigen Behörden stellen, um 
namentlich im Rahmen Ihrer Nutzungsplanungen Um-, Ab-, Aus- oder ggf. 
auch Einzonungen zu beschliessen (die Kantone haben diese 
«Festsetzungen» lediglich zu genehmigen) sollten die Gemeinden hier 
explizite und gleichrangig mit den Kantonen erwähnt werden. Es ist für uns 
nicht zielführend, wenn der Aspekt «Raumbedarf der Gewässer» nicht mehr 
– wie in der «alten WBV» Eingang findet, handelt es sich hierbei doch um 
ein Schlüsselelement um das zentrale Ziel "Schutz von Menschen und 
erheblichen Sachwerten vor (...) Hochwassergefahren" zu erreichen. Die 
bisher noch ungenügende Berücksichtigung des Raumbedarf der Gewässer 
in der Raumplanung ist ein zentraler Faktor, welcher das Risiko für Mensch 
und erhebliche Sachwerte erhöht. Der Raumbedarf der Gewässer ist die 
wichtigste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und Hochwasserschutz. 
Es ist absolut im Sinne eines integralen Risikomanagements, den 
Raumbedarf der Gewässer in genügendem Masse zu berücksichtigen, da 
hiermit eine Vielzahl von Risiken minimiert werden können, namentlich alle 
Risiken infolge Hochwasserereignissen (im hydrologischen Sinne, d.h. weit 
überdurchschnittliche Abflüsse). Dementsprechend ist auch im 
Gewässerschutzgesetz, Artikel 6a Gewässerraum, Abs. 1, Bst. b explizit der 
Schutz vor Hochwasser festgehalten. Nach der hier im erläuternden Bericht 
aufgeführten Logik wäre bei nächster Gelegenheit diese Bestimmung aus 
dem GSchG zu streichen, da dies in den Aufgabenbereich der 
Wasserbaugesetzgebung gehöre.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen ingenieurbiologische und technische Massnahmen, 
um das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. Dazu gehören 
Schutzbauten und -anlagen, die Hochwassergefahren zurückhalten, 
umleiten oder durchleiten. Schutzbauten und -anlagen werden so instand 
gestellt, ersetzt oder neu erstellt, dass deren Lebensdauer und 
Funktionsfähigkeit optimiert ist.

Begründung Wie der Titel des Artikels sagt, geht es um ingenieurbiologische UND 
technische Massnahmen. Diese beiden Massnahmentypen, welche zum 
Ziel haben, Risiken zu reduzieren und zu begrenzen, sind nicht 
gleichzusetzen; Insbesondere können ingenieurbiologische Massnahmen, 
sofern sie korrekt konzipiert und umgesetzt werden, unterhaltsarm und auf 
sehr langfristige Sicht hinaus wirksam sein.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen möglichst robust und natürlich. 
Bestehende Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung
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Diese Formulierung wird der Forderung im Gewässerschutzgesetz (Art 37 
Abs 2) gerecht, nämlich, dass. "der natürliche Verlauf des Gewässers 
möglichst beibehalten oder wiederhergestellt werden muss". Bestehende 
Schutzbauten sind auch auf ihre Eignung hin zu überprüfen. Es kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass alleine basierend auf der bisherigen 
Wasserbaugesetzgebung errichtete Schutzbauten den Prinzipien des 
integralen Risikomanagements genügen. Darüber hinaus
verändern sich im Rahmen des Klimawandels die Abflüsse und bisher 
geeignete Schutzbauten werden in Zukunft nicht mehr geeignet sein. Nicht 
oder nicht mehr geeignete Schutzbauten sind unter Berücksichtigung der 
neuen Wasserbaugesetzgebung und der Gewässerschutzgesetzgebung 
anzupassen, wobei eine Anpassung auch aus einem Ersatz durch 
ingenieurbiologische Massnahmen oder aus einer Entfernung, z.B. im 
Rahmen einer Aufweitung, bestehen kann.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der svu | asep als Verband mit rund 400 Fachleuten, welche in den 
verschiedensten Berufssparten und Umweltbereichen, insbesondere auch im 
Abfallwesen sowie der Ver- und Entsorgungsplanung tätig sind äussert sich in 
der knapp bemessenen zur Verfügung gestellten Zeit lediglich zu Art. 4 des 
revidierten Verordnungstextes.

Ergänzender Hinweis zu Richtwerten betr. Dioxinen, Furanen und 
dioxinähnliche PCB-Stoffen: Werte für Dioxine, Furane und dioxinähnliche 
PCB-Stoffe
Die zwölf PCB-Kongenere, die eine ähnliche räumliche Struktur wie Dioxine 
aufweisen, sollen nun der Gruppe „Dioxine und Furane“ hinzugefügt werden. 
Somit würden mit dieser Änderung 29 statt 17 Stoffe als PCDD/F auf die 
Einhaltung der Richtwerte, der Untersuchungsschwellen und der 
Sanierungswerte untersucht werden. Diese geplante Erweiterung auf 29 Stoffe 
wird ohne Änderung der Richtwerte, der Untersuchungsschwellen und der 
Sanierungswerte vorgeschlagen. In der Praxis bedeutet diese Änderung eine 
Verschärfung dieser Grenzwerte. Dies ist für Oberflächenböden, die in 
direktem Kontakt mit der Nahrungskette stehen können, durchaus sinnvoll. Der 
erläuternde Bericht spricht jedoch von einer Massnahme zur „Harmonisierung 
zwischen der VBBo, der AltlV und der VVEA“. Es ist daher notwendig, dass in 
einem späteren Schritt auch die Messeinheiten für PCDD/F in der AltlV und der 
VVEA geändert werden. In diesem Fall muss diese Änderung mit einer 
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Neubewertung der Grenzwerte in den allen betroffenen Verordnungen 
einhergehen.

Anhang: 2024_svu asep_Abfall-VO_VVEA-def.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet einen Abfallbewirtschaftungsplan. 
Dieser umfasst insbesondere:

g.Informationen über die Massnahmen um die Abfallentsorgung in 
Notsituationen zu gewährleisten.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Einführung eines kantonalen Notfallplans für die Notentsorgung oder -
lagerung von Abfällen ist sinnvoll und wird begrüsst. Sehr wichtig ist aus 
unserer Sicht, dass insbesondere kleinere Kantone mit nur einer KVA auf 
ihrem Hoheitsgebiet noch vermehrt die interkantonale Koordination 
anstreben:

Dabei könnten Konzepte und Erfahrungen der Zürcher Abfall-Verwertungs 
AG (ZAV-AG) durchaus als Anregungen für weitere Formen (auch der 
interkantonalen) Zusammenarbeit betrachtet werden. Allerdings sollte der 
Fokus nicht nur auf Siedlungsabfälle und thermische Verwertungsanlagen 
gelegt werden: Der Bedarf an regionalen und interkantonalen 
Notlagerstätten oder Vereinbarungen für die Entsorgung und Behandlung 
plötzlich auftretender großer Abfallmengen, z. B. nach 
Überschwemmungen, Erdbeben, Wirbelstürmen usw., ist weitaus 
wahrscheinlicher als die Notwendigkeit einer sechsmonatigen Notlagerung 
von Siedlungsabfällen aufgrund des Ausfalls der gesamten schweizerischen 
KVA-Infrastruktur.

Im Sinne des obenstehenden Antrages möchten wir aber auch 
hervorheben, dass aus unserer Sicht der Absatz 2 von Art. 4 besonders 
wichtig wird:
«2 Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in [Art. 
4] Absatz 1 Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen 
dafür nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.»

Wir sind der Ansicht, dass interkantonale Planungen in Zukunft – und 
gerade auch im Hinblick auf immer höhere und technische anspruchsvollere 
Anforderungen an die einzelnen KVA - unumgänglich sein werden. Dabei 
sollte es auch ein Ziel sein, die internationalen und interkantonalen 
Kehrichttransporte in ökologischer Hinsicht weiter zu optimieren: So 
erachten wir es beispielsweise als stossend, dass Kehricht aus der Region 
Schaffhausen regelmässig (und über mehr als 100km - an mindestens drei 
näherliegenden KVA vorbei …) zur Verbrennung ins St.Galler-Rheintal 
gefahren wird.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der svu | asep als Verband mit rund 400 in verschiedensten Umweltbereichen, 
insbesondere auch in der Bodenkunde und der Agrarökologie sowie bei der 
Sanierung von Altlasten involvierten Fachleuten, lässt sich gerne und gezielt 
auf einige wenige Artikel der VBBo wie folgt vernehmen: Dass die Fragen der 
Biodiversität im Rahmen der VBBo ein stärkeres Gewicht erhalten, begrüssen 
wir ausdrücklich.
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Die Definition, wann Boden als fruchtbar erachtet werden kann (Art. 2 Abs. 1 
Bst a VBBo vom 1. Juli 1998) soll durch bodenbiologische Aspekte ergänzt 
werden. Mit der geplanten Ergänzung gilt Boden als fruchtbar, wenn die 
Vielfalt, Biomasse und Aktivität der Bodenorganismen, die organische 
Bodensubstanz, die Bodenstruktur, der Bodenaufbau und die Mächtigkeit für 
seinen Standort typisch sind und er eine ungestörte Abbaufähigkeit aufweist. 
Zusätzlich soll die Definition einer biologischen Bodenbelastung (Art. 2 Abs. 3 
VBBo vom 1. Juli 1998) erweitert werden. Neu sollen unter biologischen 
Belastungen alle Belastungen des Bodens durch langfristige negative 
Veränderungen der Vielfalt, Biomasse oder Aktivität der Bodenorganismen, 
insbesondere durch gentechnisch veränderte, pathogene oder gebietsfremde 
Organismen verstanden werden. Bodenlebewesen und deren Diversität 
spielen einerseits eine wichtige Rolle für einen gesunden und fruchtbaren 
Boden; anderseits fehlen bis heute Listen von geeigneten Indikatorarten bei 
den Bodenlebewesen, geschweige denn entsprechende Messmethoden, was 
bei der konkreten Umsetzung dieser Verordnung – ohne weitergehende 
Richtlinien – noch einiges Kopfzerbrechen zur Folge haben dürfte.

Wir begrüssen, dass den Bodenlebewesen und der organischen Substanz im 
Boden ein grösserer Stellenwert beim Bodenschutz eingeräumt wird. In der 
Praxis lässt sich jedoch die Vielfalt, der Biomasse und die Aktivität der 
Bodenorganismen im Feld nicht bestimmen und auch Messungen im Labor 
sind technisch anspruchsvoll, zeitintensiv und dementsprechend teuer. Bei der 
Bodenkartierung wird oft nur der Gehalt an organischer Substanz der 
Horizonte und die Regenwurmaktivität bestimmt. Mit diesen beiden 
Parametern allein lassen sich jedoch keine Rückschlüsse auf die Vielfalt, der 
Biomasse und die Aktivität der Bodenorganismen ziehen.

Im erläuternden Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12) zum Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 
steht im Kapitel 4.1 zu den oben erwähnten Gesetzesanpassungen, dass: «Mit 
den vorgeschlagenen Anpassungen wird präzisiert, welche konkreten 
bodenbiologischen Parameter für die Kantone im Hinblick auf den Vollzug der 
VBBo relevant und messbar sind. Der Vollzug erfolgt analog zum chemischen 
Bodenschutz (insb. Art. 3, 4 und 5).»
Für den SVU|ASEP ist momentan jedoch nicht nachvollziehbar - respektive 
unklar, was unter den konkreten, messbaren bodenbiologischen Parametern 
verstanden wird. Ferner ist nicht klar definiert, wie die Vielfalt, der Biomasse 
und die Aktivität der Bodenorganismen praktikabel im Feld bestimmt werden 
sollen, ohne dass zahlreiche aufwändige Laboruntersuchungen notwendig 
werden. Eine Bestimmung dieser Eigenschaften wäre jedoch notwendig, um 
biologische Belastungen zu quantifizieren, oder um nachzuweisen, dass 
während einer bestimmten Nutzung keine biologische Belastung entstanden ist.

Einstweilen müssen wir drauf vertrauen, dass es eine der wesentlichen 
Aufgaben des noch (relativ neuen) Kompetenzzentrums Boden in Zollikofen 
sein wird, hier an Indikatoren und an einer Auswahl möglicher Zeigerarten bei 
den Bodenlebewesen zu arbeiten, um einigermassen praktikable Mess- und 
Analysevorgänge zu entwickeln, resp. zu verfeinern.

Wir halten überdies dafür, dass gemäss dem Öffentlichkeitsprinzip 
Hinweiskarten über bestehende UND potenzielle Bodenbelastungen 
grundsätzlich zu veröffentlichen sind und dass dies in Art. 4, Abs. 1 
dementsprechend festgehalten werden sollte (Antrag 1). Zu Art. 4. Abs. 3 
möchten wir bestätigend betonen, wie wichtig hier die Zusammenarbeit 
zwischen dem BLW und dem BAFU sein wird und wir erachten es als 
zwingend, dass in all diesen Fragen auch die kantonalen 
Bodenschutzfachstellen umfassend einbezogen werden. Unser zweiter Antrag 
zielt daher darauf ab, dass den Kantonen konkret bei der Erstellung von 
Hinweiskarten die notwendige Unterstützung angeboten werden kann.

Ferner begrüssen wir die Integration der Bodenbiodiversität sowie der 
organischen Bodensubstanz in Art. 2 Abs. 1 Bst. a VBBo. Bei dieser 
Gelegenheit möchten auch wir darauf verweisen, dass insbesondere bei der 
Bodenbiodiversität die Wissenslücken trotz der wissenschaftlichen Fortschritte 
der letzten Jahrzehnte nach wie vor sehr gross sind. Bereits Erhebungen zu 
Vielfalt, Biomasse oder Aktivität in unseren Böden dürften sehr herausfordernd 
sein. Umso mehr noch ist es eine schwierige Frage, ob diese (aktuellen) 
Bodeneigenschaften den natürlichen Standorteigenschaften entsprächen. Hier 
bedarf es jedenfalls noch weiterer Anstrengungen, um diese Wissenslücken zu 
schliessen.

Einverstanden sind wir mit den (geringfügigen) Anpassungen in Art. 5: Wir 
begrüssen, dass sich das BAfU hier vermehrt in die Detailfragen des Vollzugs 
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einbringen wird und eine koordinierende Funktion übernehmen will.

Ebenso sehen wir die Notwendigkeit einer besseren Abstimmung von 
Grenzwerten in der VBBo mit jenen in der Altlastenverordnung, was wir mit 
unserem Hinweis zum Anhang 2, Ziffer 11 unterstreichen möchten.

Anhang: 2024_svu asep__VO-Belast-d-Bodens-def.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme7

Titel Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Steht fest oder ist mit grosser Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass in 
bestimmten Gebieten chemische Belastungen des Bodens oder (boden-)
biologische Belastungen über den Richtwerten bestehen, so erstellen und 
aktualisieren die Kantone hierüber Karten und veröffentlichen diese. Diese 
Karten enthalten mindestens Angaben über Lage, Art und Ausmass der 
Bodenbelastungen.

Begründung Wir erachten die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Hinweiskarten 
zu Bodenbelastungen als sehr zweckdienlich. Solche Karten, welche 
sowohl aktuelle Schadstoffgehalte als auch wahrscheinliche 
Überschreitungen der Schadstoff-Richtwerte aufzeigen müssen, sind 
bewährte Hilfsmittel für den Vollzug und die Bauwirtschaft. Damit diese 
Karten ihren Nutzen entfalten, müssen diese jedoch zwingend veröffentlicht 
werden. Eine Veröffentlichung der Karten ist unseres Erachtens spätestens 
nach Abschluss eines diesbezüglichen, behördlichen 
Entscheidungsprozesses auch gemäss dem Öffentlichkeitsprinzip gefordert. 
Die Veröffentlichung steht zudem im Einklang mit den Ergebnissen der 
kantonalen Bodenüberwachung (bisheriger Art. 4 Abs. 3 VBBo). Gemäss 
erläuterndem Bericht wären nach Belastungsniveau differenzierte Karten 
erforderlich. Für räumliche Prognosen von wahrscheinlichen 
Überschreitungen der Prüfwerte bestehen bisher keine verlässlichen 
Methoden. Solche müssten vom BAFU bereitgestellt und als Aufgabe 
ausdrücklich aufgeführt werden.

Titel Art. 4 Hinweiskarten und Überwachung der Bodenbelastungen durch die 
Kantone, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU sorgt in Zusammenarbeit mit dem BLW für die Beschaffung der 
fachlichen Grundlagen, die für die Hinweiskarten und die Überwachung der 
Bodenbelastung nötig sind, und berät die Kantone.

Begründung Weder die Kantone noch die beratenden Büros haben ausreichende 
Arbeitskapazitäten, um die erforderlichen Grundlagen für Hinweiskarten – 
insbesondere solcher welche das Prüfwertniveau betreffen – herzuleiten. 
Ein durch die Bundesstellen koordinierter Rahmen, sowie eine 
entsprechende «Anschubfinanzierung» ist daher zwingend und dürfte dazu 
dienen, bereits zu Beginn der Erfassung entsprechender Bodenparameter 
möglichst allfällige Differenzen im Vollzug zu vermeiden.

Titel Art. 5 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Abs. 4
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 2 Art. 5 Abs. 1, Ziffer 11 (Werte für Dioxine (PCDD), Furane (PCDF) 
und dioxin-ähnliche PCB (dl-PCB)), Ziffer 13 Werte für polychlorierte 
Biphenyle (PCB)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Hinweis zu Anhang 2, Ziffer 11:

Die zwölf PCB-Kongenere, die eine ähnliche räumliche Struktur wie Dioxine 
aufweisen, sollen nun der Gruppe „Dioxine und Furane“ hinzugefügt 
werden. Somit würden mit dieser Änderung 29 statt 17 Stoffe als PCDD/F 
auf die Einhaltung der Richtwerte, der Untersuchungsschwellen und der 
Sanierungswerte untersucht werden. Diese geplante Erweiterung auf 29 
Stoffe wird ohne Änderung der Richtwerte, der Untersuchungsschwellen 
und der Sanierungswerte vorgeschlagen. In der Praxis bedeutet diese 
Änderung eine Verschärfung dieser Grenzwerte. Dies ist für 
Oberflächenböden, die in direktem Kontakt mit der Nahrungskette stehen 
können, durchaus sinnvoll. Der erläuternde Bericht spricht jedoch von einer 
Massnahme zur „Harmonisierung zwischen der VBBo, der AltlV und der 
VVEA“. Es ist daher notwendig, dass in einem späteren Schritt auch die 
Messeinheiten für PCDD/F in der AltlV und der VVEA geändert werden. In 
diesem Fall muss diese Änderung mit einer Neubewertung der Grenzwerte 
in den jeweiligen Verordnungen einhergehen.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8

Titel 4.1 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Aktivität der Bodenlebewesen ist für die ökologischen Funktionen des 
Bodens (Lebensraum-, Regulierungs- und Produktionsfunktion) 
ausschlaggebend. Die Bodenbiodiversität ist für die Bereitstellung von 
Nährstoffen, den Abbau von Schadstoffen und für die Bodenbildung sehr 
wichtig. Der Erhalt der Bodenbiodiversität ist deshalb ein zentrales Anliegen 
des Bodenschutzes.
Nach dem bestehenden Artikel 2 Absatz 1 gilt Boden dann als fruchtbar, 
wenn (unter anderem) «die biologisch aktive Lebensgemeinschaft» für den 
jeweiligen Standort typisch ist. Da eine Lebensgemeinschaft 
definitionsgemäss immer biologisch aktiv ist, wird neu die Formulierung 
vorgeschlagen, dass «die Vielfalt, Biomasse und Aktivität der 
Bodenorganismen» für den Standort typisch sein soll, damit ein Boden als 
fruchtbar bewertet wird.
Mit dem Einschub in Artikel 2 Absatz 3 wird zusätzlich präzisiert, dass unter 
«biologischen Belastungen» sämtliche langfristigen negativen 
Veränderungen der Vielfalt, Biomasse oder Aktivität der Bodenorganismen 
zu verstehen sind, die zu einer Belastung des Bodens, d.h. einer relevant 
nachteiligen Abnahme der Bodenfruchtbarkeit, führen. Bisher waren 
vorwiegend Belastungen infolge von gentechnisch veränderten, pathogenen 
oder gebietsfremden Organismen gemeint, übrige biologische Belastungen 
waren nicht aufgeführt. Neu kommen auch langfristige Veränderungen der 
Vielfalt, Biomasse oder Aktivität der Bodenorganismen hinzu, zum Beispiel 
durch Luftschadstoffe oder bestimmte Nutzungen.
Mit den vorgeschlagenen Anpassungen wird präzisiert, welche konkreten 
bodenbiologischen Parameter für die Kantone im Hinblick auf den Vollzug 
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der VBBo relevant und messbar sind. Der Vollzug erfolgt analog zum 
chemischen Bodenschutz (insb. Art. 3, 4 und 5).

Begründung Für den SVU|ASEP ist momentan jedoch nicht nachvollziehbar - respektive 
unklar, was unter den konkreten, messbaren bodenbiologischen 
Parametern verstanden wird. Ferner ist nicht klar definiert, wie die Vielfalt, 
der Biomasse und die Aktivität der Bodenorganismen praktikabel im Feld 
bestimmt werden sollen, ohne dass zahlreiche aufwändige 
Laboruntersuchungen notwendig werden. Eine Bestimmung dieser 
Eigenschaften wäre jedoch notwendig, um biologische Belastungen zu 
quantifizieren, oder um nachzuweisen, dass während einer bestimmten 
Nutzung keine biologische Belastung entstanden ist.

Einstweilen müssen wir drauf vertrauen, dass es eine der wesentlichen 
Aufgaben des noch (relativ neuen) Kompetenzzentrums Boden in Zollikofen 
sein wird, hier an Indikatoren und an einer Auswahl möglicher Zeigerarten 
bei den Bodenlebewesen zu arbeiten, um einigermassen praktikable Mess- 
und Analysevorgänge zu entwickeln, resp. zu verfeinern.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Services industriels de Genève (SIG)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag o1 Les déchets peuvent être utilisés comme matières premières, agents de 
correction du cru, combustibles, ajouts ou adjuvants lors de la fabrication de 
ciment et de béton, à condition qu'ils satisfassent aux exigences de l'annexe 
4. Les déchets urbains mélangés et les déchets urbains mélangés puis triés 
ultérieurement ne peuvent pas être utilisés comme matières premières ou 
comme combustibles. Les résidus de tri issus du traitement de déchets 
urbains collectés séparément ne pouvant pas faire l'objet d'une valorisation 
matière ou d'une valorisation dans une UVTD peuvent être utilisés dans la 
fabrication de ciment et de béton.

Begründung Les déchets urbains qui peuvent être valorisés en UVTD doivent rester 
dans la zone d'apport.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag h. de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse 
l'élimination des déchets urbains pour une durée de deux mois au moins;

i. A supprimer.

Begründung h. Il est judicieux d'assurer la disponibilité des moyens d'exploitation dans 
les UVTD afin de respecter leur mandat d'élimination et 
d'approvisionnement. 
Une exigence de l'État pour la mise à disposition d'une réserve de deux 
mois ne peut toutefois concerner que l'élimination de déchets dont l'État doit 
également s'occuper. 
Les déchets commerciaux et industriels sont soumis au libre marché : 
d'autres leviers économiques entrent en jeu. 
L'exigence d'une réserve de 2 mois des intrants nécessaires pour une 
UVTD implique une distorsion du marché pour les installations : les usines 
en milieu rural ont la possibilité d'investir dans des stocks d'intrants plus 
importants sur leur propre site. Ces investissements sont importants, mais 
uniques. Les UVTD situées en zone urbaine ne disposent pas de l'espace 
nécessaire et ne peuvent pas non plus exploiter d'immenses entrepôts de 
produits chimiques, comme par exemple pour l'eau ammoniacale (zone Ex, 
vapeurs hautement toxiques, liquide hautement toxique), au milieu d'une 
zone d'habitation dense. La couverture contractuelle pour une réserve de 
deux mois via les fournisseurs d'intrants coûte au moins 100 000 CHF par 
an pour une UVTD de taille moyenne. On peut supposer que ces coûts 
augmenteront encore, si une majorité des UVTD reportent cette obligation 
de garantir le stockage de moyens d'exploitation sur leurs fournisseurs. 
Une limitation de la garantie de disponibilité des moyens d'exploitation 
exclusivement pour l'élimination des déchets urbains réduit les volumes de 
stockage nécessaires et diminue ainsi l'inégalité de traitement entre les 
installations.

i. Les capacités de stockage dans la fosse et sur le site d'UVTD sont 
limitées, car celles-ci ont été conçues en fonction des besoins opérationnels 
lors de la planification de l'installation. 
Même si chaque UVTD s'équipait d'une presse à balles, le stockage de ces 
balles ne serait souvent pas possible sur le terrain généralement limité de 
l'UVTD. La mise en balles de déchets urbains humides et donc en 
fermentation et leur stockage sont en outre problématiques : les processus 
de fermentation peuvent entraîner l'éclatement des balles, des émissions 
d'odeurs, une invasion de vermine, etc. Ce n'est pas une option pour une 
UVTD souvent implantée en zone urbaine. Les presses à balles déjà 
utilisées aujourd'hui dans les UVTD servent surtout à traiter les déchets 
urbains secs (déchets encombrants) afin de pouvoir mieux valoriser ces 
déchets de manière saisonnière à des fins énergétiques. Une garantie 
d'acceptation de 2 mois sur le site de l'UVTD n'est donc pas réaliste. 
Le stockage intermédiaire des déchets urbains en vrac ou en balles sur des 
terrains appropriés en dehors de l'emplacement de l'UVTD ne peut se faire 
que par le biais d'une attribution des cantons et n'est pas du ressort d'un 
exploitant d'UVTD. A cet égard, nous attirons votre attention sur le fait que 
le stockage intermédiaire à ciel ouvert de grandes quantités de déchets 
urbains non traités et de déchets de composition comparable doit être évité 
en raison du risque élevé d'incendie. (Voir le grand incendie chez 
l'entreprise Serbeco du 1.8.24 à Satigny) 
En cas d'avarie majeure d'une UVTD, qui entraîne l'arrêt de l'installation 
pendant plusieurs mois et remet en question l'élimination des déchets 
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urbains produits dans la zone d'apport, toutes les UVTD se soutiennent 
aujourd'hui déjà mutuellement et éliminent les déchets de l'UVTD 
concernée.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Stiftung Auto Recycling Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Anpassung an die gängige Praxis sowie Präzisierungen.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)



535 / 927

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Swiss Medtech

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Swiss Medtech ist der Verband der Schweizer Medizintechnik und vertritt die 
Interessen von rund 800
Mitgliedsunternehmen. Die Kreislaufwirtschaft ist für unsere Mitglieder von 
grosser Bedeutung – und
stellt aufgrund von Kontaminationen eine besondere Herausforderung dar. 
Lösungen sind teuer und
aufwändig und können oftmals nur grenzüberschreitend kostentragend 
umgesetzt werden.
Vor diesem Hintergrund begrüsst Swiss Medtech den Ansatz, den Export von 
Abfällen zuzulassen,
wenn eine Entsorgung in der Schweiz nicht möglich ist oder im Rahmen einer 
grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit geschieht, regt jedoch an, dies auch für Importe zu prüfen. 
Medizinprodukte, die exportiert
wurden, sollen für die Wiederaufbereitung zurück in die Schweiz geführt 
werden dürfen, ohne
als Sonderabfälle klassifiziert werden zu müssen.
Dies soll am Beispiel eines Injektionssystems verdeutlicht werden: In der 
Schweiz wird eine Demontageanlage
gebaut, welche die sichere Aufbereitung von benutzten nadelsicheren 
Injektionssystemen
aus Privathaushalten erlaubt. Um diese Anlage kostendeckend betreiben zu 
können, sollen Injektionssysteme
in verschiedenen Ländern gesammelt und zur Wiederaufbereitung in die 
Schweiz zurückgeführt
werden. Gebrauchte Injektionssysteme gelten indes als Sonderabfall und fallen 
somit unter das
Basler Übereinkommen, was grenzüberschreitende Transporte erheblich 
verkompliziert. Könnten die
Produkte als Rohstoffquelle in einer zirkulären Wertschöpfungskette statt als 
Abfall klassifiziert werden,
würde dies den Prozess für dieses und ähnliche Projekte beschleunigen – und 
die Schweiz als
Vorreiterin im Bereich des zirkulären Gesundheitswesens positionieren.

Anhang: swiss-medtech.pdf



537 / 927



538 / 927

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Swissmem

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Swissmem STN VO-Paket Umwelt Frühling 2025.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Die Verordnung vom 22. Juni 2005 über den Verkehr mit Abfällen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile, ausser zur rein stofflichen 
Verwertung getrennte Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Die Betroffenheit der Schweizer Tech-Industrie ist dahingehend gegeben, 
dass Abfälle aus Industrie und Gewerbe bzw. deren Export anders und 
teilweise strenger gehandhabt werden soll. Grundsätzlich unterstützen wir, 
dass Massenabfälle bei vorhandenen Kapazitäten im Inland entsorgt 
werden. Dies betrifft insbesondere die brennbaren Abfälle. Sicherzustellen 
ist dabei jedoch, dass die Entsorgungsmöglichkeiten im Inland tatsächlich 
ausreichend gegeben sind und keine Marktverzerrung erfolgt, weil die 
Nachfrage höher ist als die Kapazitäten.
Abfälle sollen aber vermehrt als Rohstoff betrachtet und möglichst im 
Kreislauf geführt werden. Die stoffliche Verwertung muss deshalb erleichtert 
werden. Mit zunehmenden Bestrebungen, bestimmte Abfallfraktionen 
stofflich zu verwerten, könnte auch die Situation öfters auftreten, dass Dritte 
mit der Separierung beauftragt werden. Zudem ist davon auszugehen, dass 
sich die Sortier- und Verwertungstechnologien laufend weiterentwickeln. Da 
gewisse Abfallfraktionen wie z.B. Kunststoffe sowohl stofflich als auch 
energetisch verwertet werden können, müssen Hindernisse für die stoffliche 
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Verwertung aus dem Weg geräumt werden. Dazu gehört auch der Export 
von für die stoffliche Verwertung vorgesehenen Abfallfraktionen, die bei 
Unternehmen gemischt gesammelt und durch Dritte separiert werden (siehe 
Änderungsantrag unten).
Die Einführung eines rigiden Exportverbots für verwertbare Abfälle lehnen 
wir ab, genauso wie eine (weitere) Verschärfung des Vorschlags, auch für 
energetisch verwertbare Abfälle. Ebenso ist es nicht sinnvoll, für jede 
erdenkliche Abfallfraktion eine Schweizer Verwertungslösung aufzubauen. 
Hier braucht es grenzüberschreitende Kooperation, so dass die 
Abfallverwertung auch ökonomisch effizient durchgeführt werden kann. 
Getrennt gesammelte Fraktionen aus Haushalten oder Unternehmen, die 
stofflich verwertet werden können, für die aber keine Infrastruktur zur 
Verwertung in der Schweiz besteht, sollen somit exportiert werden können. 
Damit werden die ökologisch und ökonomisch besten Lösungen realisiert.
Abfälle sollen aber vermehrt als Rohstoff betrachtet und möglichst im 
Kreislauf geführt werden. Die stoffliche Verwertung muss deshalb erleichtert 
werden. Mit zunehmenden Bestrebungen, bestimmte Abfallfraktionen 
stofflich zu verwerten, könnte auch die Situation öfters auftreten, dass Dritte 
mit der Separierung beauftragt werden. Zudem ist davon auszugehen, dass 
sich die Sortier- und Verwertungstechnologien laufend weiterentwickeln. Da 
gewisse Abfallfraktionen wie z.B. Kunststoffe sowohl stofflich als auch 
energetisch verwertet werden können, müssen Hindernisse für die stoffliche 
Verwertung aus dem Weg geräumt werden. Dazu gehört auch der Export 
von für die stoffliche Verwertung vorgesehenen Abfallfraktionen, die bei 
Unternehmen gemischt gesammelt und durch Dritte separiert werden (siehe 
Änderungsantrag unten).
Die Einführung eines rigiden Exportverbots für verwertbare Abfälle lehnen 
wir ab, genauso wie eine (weitere) Verschärfung des Vorschlags, auch für 
energetisch verwertbare Abfälle. Ebenso ist es nicht sinnvoll, für jede 
erdenkliche Abfallfraktion eine Schweizer Verwertungslösung aufzubauen. 
Hier braucht es grenzüberschreitende Kooperation, so dass die 
Abfallverwertung auch ökonomisch effizient durchgeführt werden kann. 
Getrennt gesammelte Fraktionen aus Haushalten oder Unternehmen, die 
stofflich verwertet werden können, für die aber keine Infrastruktur zur 
Verwertung in der Schweiz besteht, sollen somit exportiert werden können. 
Damit werden die ökologisch und ökonomisch besten Lösungen realisiert.

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme4
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Titel 4.3 Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Gemäss Artikel 30 Absatz 3 USG sollen Abfälle umweltverträglich und 
soweit wie möglich und sinnvoll, im Inland entsorgt werden. Der Begriff 
«sinnvoll» ist unbestimmt und wird des-halb auf Verordnungsstufe 
konkretisiert. 
Die Entsorgungsautonomie folgt dem Grundsatz, dass sich schlecht 
lagerbare Massenabfäl-le, für deren Entsorgungssicherheit die Kantone 
sorgen müssen oder für welche die Infra-struktur durch das Vorhandensein 
einer Vielzahl von Anlagen dauerhaft gesichert ist, in der Schweiz entsorgt 
werden müssen. Eine Unterbrechung des Entsorgungsweges hätte rasch 
unerwünschte Folgen (Geruchsentwicklung an den Lagerorten oder sogar 
Unterbrechung der Sammlung bei Privatpersonen oder Unternehmen). Dies 
erklärt die Notwendigkeit eines gesi-cherten Entsorgungsweges in der 
Schweiz. 
Im Vollzug hat sich gezeigt, dass die aktuelle Formulierung von Artikel 17 
Buchstabe c Ziffer 1 VeVA zu Schwierigkeiten in der Anwendung führt. 
Während die Ausfuhr von gemischt ge-sammelten Abfällen aus Haushalten 
wie Kehricht oder Sperrgut sowie vermischten brennba-ren Bauabfällen 
eindeutig eingeschränkt ist, lässt die aktuelle Fassung vom Artikel 17 Buch-
stabe c Ziffer 1 VeVA den Export von gemischten brennbaren Abfällen aus 
Industrie und Ge-werbe zu. Potenziell könnten bis zu 700 000 Tonnen 
dieser Abfälle exportiert werden, obwohl es sich dabei um Massenabfälle 
handelt und die Entsorgungsinfrastruktur für diese Abfälle mit 29 
Kehrichtverbrennungsanlagen und 6 Zementwerken in der Schweiz 
vorhanden und gesi-chert ist. Die hohe Anzahl an zur Verfügung stehenden 
Anlagen in der Schweiz erlaubt wei-terhin einen Wettbewerb auf dem 
Entsorgungsmarkt für diese Abfälle und verhindert Mono-polstellungen. Es 
stehen den Inhaberinnen und Inhabern der Abfälle weiterhin ausreichend 
zumutbare Entsorgungsmöglichkeiten zur Verfügung. 
Im Weiteren sind in den letzten Jahren auf dem Markt Anlagen erschienen, 
die eine Sortie-rung von gemischt gesammelten Abfällen (Sperrgut und 
andere brennbare Abfälle aus Unter-nehmen) ermöglichen. Dabei werden 
höchstens 20 Prozent des Inputs (z.B. Metalle, Papier, Karton oder Holz) für 
die stoffliche Verwertung abgetrennt. Der Rest wird energetisch verwer-tet. 
Auch für die Entsorgung dieser gemischten brennbaren Sortierresten aus 
der Sortierung steht in der Schweiz ausreichend Kapazität zur Verfügung 
(siehe Abschnitt oben). Überdies sollen keine Fehlanreize geschaffen 
werden, die eine gemischte Sammlung von brennbaren Industrieabfällen 
attraktiver macht, weil eine energetische Verwertung der Restfraktion im 
Ausland kostengünstiger ist. Vielmehr sollte im Sinne der Kreislaufwirtschaft 
die getrennte Sammlung vor Ort zum Zweck der stofflichen Verwertung 
gefördert werden, damit eine mög-lichst hohe Recyclingquote erreicht wird. 
Der Fokus für nachhaltigen und innovativen Entsor-gungsmöglichkeiten soll 
primär im Bereich der getrennten Sammlung liegen. Hingegen soll die 
Sortierung von gemischten Abfällen aus der Industrie durch Dritte mit dem 
Ziel der rein stofflichen Verwertung von brennbaren Abfällen (wie z.B. 
Kunststoffen) im Ausland möglich sein.
Die Definition der Siedlungsabfälle gemäss Artikel 3 Buchstabe a VVEA 
umfasst alle Abfälle, welche aus Haushalten stammen. Zudem gelten auch 
Abfälle aus öffentlichen Verwaltungen sowie Unternehmen (mit weniger als 
250 Stellenprozent), deren Zusammensetzung betref-fend Inhaltsstoffe und 
Mengenverhältnisse mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar ist, als 
Siedlungsabfälle (Art. 3 Bst. a Ziffern 2 und 3 VVEA). Die Legaldefinition 
umfasst somit nicht nur den gemischten Kehricht und das Sperrgut, sondern 
beispielweise auch die getrennt ge-sammelten Abfälle aus Haushalten. 
Heute werden verschiedene zusätzliche Fraktionen aus Haushalten (Plastik, 
Kaffeekapseln, Zigarettenstummel) getrennt gesammelt, um sie einer 
stofflichen Verwertung zuzuführen. Die getrennt gesammelten Fraktionen 
sind gemäss Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1 VeVA in Ver-bindung mit Artikel 
3 Buchstabe a VVEA ebenfalls als Siedlungsabfälle zu betrachten. Sie 
dürfen nur dann exportiert werden, wenn ihre Entsorgung in der Schweiz 
nicht möglich ist. Für die stoffliche Verwertung dieser Abfälle fehlt jedoch die 
Infrastruktur in der Schweiz oder die Kapazitäten reichen nicht aus, um alle 
Abfälle zu behandeln. 
Ein Festhalten an der Entsorgungsautonomie ist jedoch nur dann sinnvoll, 
wenn die Entsor-gung durch eine Vielzahl von Anlagen oder durch eine 
Pflicht zur öffentlichen Infrastrukturer-haltung gegeben ist. Ist die 
Entsorgung in der Schweiz nicht vollständig und dauerhaft gesi-chert, 
müsste das BAFU Kontingente zum Export vergeben. Das BAFU ist jedoch 
nicht in der Lage, in einem dynamischen Markt die verfügbaren Kapazitäten 
zu erheben und zu beur-teilen. Darüber hinaus kann eine Einschränkung 
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auf die Schweiz den Markt verzerren oder zu einer Monopolsituation führen. 
Damit wird die Entwicklung von innovativen Verfahren be-hindert und 
letztlich das Recycling erschwert.
Der neue Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1 präzisiert, dass gemischt 
gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und Unternehmen und 
daraus gewonnene Anteile zur energetischen Verwertung, wenn möglich, in 
der Schweiz entsorgt werden müssen. Hingegen fallen Sied-lungsabfälle, 
die zum Zweck der stofflichen Verwertung separat gesammelt werden, nicht 
unter Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1 und dürfen exportiert werden, wenn u.
a. nachgewiesen ist, dass die Entsorgung umweltverträglich ist. 
Die neue Formulierung im Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1 verzichtet auf die 
Verwendung des Begriffs «Siedlungsabfall» gemäss VVEA, der 
insbesondere zum Zweck hat, die Finanzie-rung und die Zuständigkeiten zu 
regeln. Stattdessen werden die Abfallarten, die von den Ex-portrestriktionen 
betroffen sind, explizit aufgeführt und präziser beschrieben. Damit werden 
das Verständnis und der Vollzug und somit auch die Rechtssicherheit der 
Akteure verbes-sert. 
Hingegen muss in Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 2 eindeutig ersichtlich sein, 
dass hier die Schlacke aus KVA gemeint ist und nicht Schlacke aus 
anderen Anlagen (zum Beispiel Son-derabfallverbrennungsanlagen). Der 
Begriff «Anlagen, in denen Siedlungsabfälle oder Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung verbrannt werden» wird in Artikel 31 Buchstabe c VVEA 
für die Beschreibung von KVA angewandt und soll somit auch hier 
weiterverwendet werden.
Weiter sind in Artikel 23 tatsächlich «Siedlungsabfälle» im Sinne von Artikel 
3 Buchstabe a VVEA – d.h. die Abfälle die im kantonalen 
Entsorgungsmonopol liegen – gemeint. Nur für die-se Abfälle könnte die 
Rückführung der Schlacke bewilligt werden. Grund dafür ist, dass die 
Schaffung von Kapazitäten zur Entsorgung der Schlacke aus der 
Verbrennung von «Sied-lungsabfällen» in der Verantwortung der Kantone 
liegt (über die Abfallplanung).

Begründung Siehe Änderungsvorschlag Art. 17 c 1: Sortierung von gemischten Abfällen 
aus der Industrie durch Dritte mit nachfolgender, rein stofflicher Verwertung 
von brennbaren Fraktionen (wie Kunststoff) muss auch im Ausland möglich 
sein.

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme



546 / 927

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Anpassung der Konzentrationswerte an den Stand der 
wissenschaftlichen bzw. toxikologischen Erkenntnisse. Insbesondere 
begrüssen wir, dass aufgrund solcher Erkenntnisse nicht nur 
Verschärfungen der Konzentrationswerte (Arsen, Trichlorethen, 
Ethylbenzol), sondern auch Erhöhungen (1,1-Dichlorethen, Dichlormethan 
und PAK) umgesetzt werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme9

Titel Anhang 1 der Altlasten-Verordnung vom 26. August 1998 wird gemäss 
Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, (Art. 9 und 10)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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TRIDEL SA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Al. 1
Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des déchets. Ce 
dernier comprend notamment:

g.les informations relatives aux mesures à prendre en cas d'interruptions 
d'exploitation des installations d'incinération des déchets urbains et des 
déchets de composition analogue; notamment en ce qui concerne 
l'élimination ou le stockage provisoire de ces déchets pour une durée de six 
mois au moins.

Al. 2
Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en particulier 
pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au besoin des 
régions de planification supracantonales.

Begründung --
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Anhang: TRIDEL SA Prise de position OLED.pdf
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --
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VBSA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Präzisierung der Abfallfraktionen, für welche eine Ausfuhr grundsätzlich 
verboten ist, wird ausdrücklich begrüsst.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Wir unterstützen ausdrücklich die Präzisierung des Verbotes des Exportes 
von thermisch verwertbaren Abfall-Fraktionen. Die explizite, konkrete 
Nennung der Abfallarten, die von den Exportrestriktionen betroffen sind, 
verbessern das Verständnis der Verordnung und den Vollzug und somit 
auch die Rechtssicherheit der Akteure.
Zudem sind die Präzisierungen der Exportrestriktionen für energetisch, 
verwertbaren Anteile aus der Behandlung von gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht und 
Sperrgut, sowie aus brennbaren, vermischten Bauabfällen konsistent mit 
dem Rückführungsgebot von brennbaren Sortierresten gemäss dem neuem 
Artikel 31 Bst b, Abs 5, USG
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Hingegen beantragen wir die Streichung der Exportrestriktion für 
Grünabfälle.
Das Mengenaufkommen an pflanzlichen Abfällen ist stark 
witterungsabhängig und saisonal sehr schwankend. Die Kompostierung 
benötigt Zeit (bei nassen Verhältnissen können z.B. die Produkte nicht zu 
Kompost gesiebt werden) und Platz (durch die beengten Platzverhältnisse 
stossen Kompostieranlagen punktuell an ihre Grenzen und eine 
zonenkonforme Erweiterung von Kompostierplätzen ist heute praktisch 
unmöglich).
Der Absatz des generierten Kompostes in der Landwirtschaft wird durch die 
Düngerverordnung stark reglementiert und beschränkt. Gerade in von 
Milchwirtschaft geprägten Regionen (z.B. Ostschweiz) sind die 
landwirtschaftlichen Betriebe am Limit und können kaum zusätzliche 
Nährstoffe aufnehmen. 
Gemäss dem erläuternden Bericht (Seite 8, Abs. 4.5), fallen beim 
Gartenbau pro Jahr insgesamt etwa 330 000 Tonnen (Zahlen 2019) an 
Grünabfällen an. Davon werden 6200 Tonnen (Zahlen 2022) exportiert. 
Somit werden heute kaum 2% der Mengen exportiert.
Der sporadische und mengenmässig kaum ins Gewicht fallende Export von 
pflanzlichen Abfällen muss aus oben genannten Gründen ohne grosse 
behördliche Komplikationen (ohne zeit- und kostenintensive Notifizierungen) 
möglich bleiben.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme4

Titel 4.3 Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen ausdrücklich die Präzisierung des Verbotes des Exportes 
von thermisch verwertbaren Abfall-Fraktionen. Die explizite, konkrete 
Nennung der Abfallarten, die von den Exportrestriktionen betroffen sind, 
verbessern das Verständnis der Verordnung und den Vollzug und somit 
auch die Rechtssicherheit der Akteure.
Zudem sind die Präzisierungen der Exportrestriktionen für energetisch, 
verwertbaren Anteile aus der Behandlung von gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht und 
Sperrgut, sowie aus brennbaren, vermischten Bauabfällen konsistent mit 
dem Rückführungsgebot von brennbaren Sortierresten gemäss dem neuem 
Artikel 31 Bst b, Abs 5, USG

Titel 4.4 Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen ausdrücklich die Präzisierung des Verbotes des Exportes 
von thermisch verwertbaren Abfall-Fraktionen. Die explizite, konkrete 
Nennung der Abfallarten, die von den Exportrestriktionen betroffen sind, 
verbessern das Verständnis der Verordnung und den Vollzug und somit 
auch die Rechtssicherheit der Akteure.
Zudem sind die Präzisierungen der Exportrestriktionen für energetisch, 
verwertbaren Anteile aus der Behandlung von gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht und 
Sperrgut, sowie aus brennbaren, vermischten Bauabfällen konsistent mit 
dem Rückführungsgebot von brennbaren Sortierresten gemäss dem neuem 
Artikel 31 Bst b, Abs 5, USG

Titel 4.5 Artikel 17 Buchstabe c Ziffer 5



554 / 927

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Art. 17 Bst c Ziff . 5 : streichen

Begründung Wir unterstützen im Allgemeinen grundsätzlich ein Verbot des Exportes von 
Abfall-Fraktionen, die im Inland verwertet werden können - gemäss der 
Forderung des USG (Art. 30 Ziff. 3 USG).

Hingegen beantragen wir die Streichung der Exportrestriktion für 
Grünabfälle.
Das Mengenaufkommen an pflanzlichen Abfällen ist stark 
witterungsabhängig und saisonal sehr schwankend. Die Kompostierung 
benötigt Zeit (bei nassen Verhältnissen können z.B. die Produkte nicht zu 
Kompost gesiebt werden) und Platz (durch die beengten Platzverhältnisse 
stossen Kompostieranlagen punktuell an ihre Grenzen und eine 
zonenkonforme Erweiterung von Kompostierplätzen ist heute praktisch 
unmöglich).
Der Absatz des generierten Kompostes in der Landwirtschaft wird durch die 
Düngerverordnung stark reglementiert und beschränkt. Gerade in von 
Milchwirtschaft geprägten Regionen (z.B. Ostschweiz) sind die 
landwirtschaftlichen Betriebe am Limit und können kaum zusätzliche 
Nährstoffe aufnehmen. 
Gemäss dem erläuternden Bericht (Seite 8, Abs. 4.5), fallen beim 
Gartenbau pro Jahr insgesamt etwa 330 000 Tonnen (Zahlen 2019) an 
Grünabfällen an. Davon werden 6200 Tonnen (Zahlen 2022) exportiert. 
Somit werden heute kaum 2% der Mengen exportiert.
Der sporadische und mengenmässig kaum ins Gewicht fallende Export von 
pflanzlichen Abfällen sollte aus oben genannten Gründen ohne grosse 
behördliche Komplikationen (ohne zeit- und kostenintensive Notifizierungen) 
möglich bleiben.

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g. die Angaben über Massnahmen zur Sicherstellung der Entsorgung in 
Notsituationen.

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Einführung einer kantonalen Notfallplanung für die Entsorgung bzw. 
Notlagerung von Abfällen macht Sinn und wird begrüsst. 

Der Fokus sollte hier jedoch nicht nur auf Siedlungsabfälle und die Anlagen 
für deren thermische Verwertung gelegt werden: die Notwendigkeit von 
regionalen, interkantonalen Notlagerplätzen oder Abkommen für die 
Entsorgung und Behandlung von plötzlich anfallenden, grösseren Mengen 
von Abfällen wie z.B. nach Hochwasserereignissen, nach Erdbeben, 
Wirbelstürmen, etc. ist wesentlich wahrscheinlicher als die Notwendigkeit für 
die Not-Lagerung von Siedlungsabfällen während 6 Monaten wegen 
Ausfalls der gesamten Schweizer KVA-Infrastruktur.

Bei grösseren Havarien einer KVA, welche die Anlage für Monate stilllegt, 
unterstützen sich alle KVA heute schon gegenseitig und entsorgen die 
Abfälle der betroffenen KVA. (Siehe Beispiel SATOM, Monthey, 
Turbinenbrand und Grossschaden im November 2022 mit einem Stillstand 
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von 6 Monaten: die anfallenden Mehr-Abfälle konnten in den regionalen 
KVA und über interne Ballenlagern sicher entsorgt, bzw. zwischengelagert 
werden).

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt gesammelten und 
nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die 
sich aus der Behandlung von getrennt gesammelten Siedlungsabfällen 
ergeben und nicht stofflich verwertet werden können,
dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet werden. 
Getrennt eingesammeltes Sperrgut gilt als gemischt gesammelte 
Siedlungsabfälle.

Begründung Die beantragte Präzisierung des Abfalls Sperrgut aus Haushalten 
unterstützt einen einheitlichen Vollzug und vermeidet interessensbedingte, 
unterschiedliche Interpretationen des Ausdrucks «getrennt gesammelte 
Siedlungsabfälle». Sperrgut aus Haushalten wird zwar getrennt 
eingesammelt, stellt aber an sich eine gemischte Fraktion an 
Siedlungsabfällen dar.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher die Entsorgung von 
Siedlungsabfällen für mindestens zwei Monate sichergestellt ist;

i.streichen

Begründung zu Bst. h:
Eine Sicherstellung der Verfügbarkeit von betriebsrelevanten 
Betriebsmitteln in KVA macht Sinn, um den Entsorgungs- und 
Versorgungsauftrag zu respektieren.
Eine staatliche Forderung für die Bereitstellung einer 2-Monate-Reserve 
kann sich jedoch nur auf die Entsorgung von Abfällen beziehen, für welche 
der Staat auch Sorge tragen muss.
Gewerbe- und Industrieabfälle sind dem freien Markt unterworfen: hier ist 
der Kanton nicht zuständig und es kommen weitere wirtschaftliche Hebel ins 
Spiel. 
Die Forderung der 2-Monate-Reserve der notwendigen Betriebsmittel 
bedeutet eine Marktverzerrung für die Anlagen: Anlagen im ländlichen 
Bereich haben die Möglichkeit, in grössere Betriebsmittellager auf ihrem 
eigenen Platz zu investieren. Diese Investitionen sind hoch, aber einmalig. 
KVA in städtischen Zonen verfügen weder über den dafür notwendigen 
Platz noch erlauben Sicherheitsüberlegungen- und Vorschriften immense 
Chemikalien-Lager wie z.B. für Ammoniakwasser (Ex-Zone, Dämpfe 
hochtoxisch, Flüssigkeit hochtoxisch) mitten in einem dichten 
Siedlungsgebiet zu betreiben. Die vertragliche Absicherung für eine 2-
Monate-Reserve via Betriebsmittellieferanten kostet jährlich für eine mittlere 
KVA mindestens 100'000 CHF. Man kann davon ausgehen, dass diese 
Kosten eher steigen werden, wenn alle KVA diese 2-Monats-Garantie mit 
ihren Lieferanten vertraglich regeln.
Eine Begrenzung der 2-Monate-Garantie für die Verfügbarkeit von 
Betriebsmitteln ausschliesslich für die Entsorgung von Siedlungsabfällen 
reduziert die notwendigen Lager-Volumen und vermindert dadurch die 
Ungleichbehandlung zwischen den Anlagen.
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zu Bst. i:
Die Lagerkapazitäten im Bunker und auf dem Gelände der KVA sind 
beschränkt, da diese bei der Planung der Anlage an den operativen 
Bedürfnissen ausgerichtet wurde.

Sogar, wenn jede KVA sich mit einer Ballenpresse ausrüsten würde, wäre 
die Lagerung von diesen Ballen in vielen Fällen auf dem meist 
beschränkten Areal der KVA nicht möglich. Die Ballierung von feuchten und 
somit gärenden Siedlungsabfällen und deren Lagerung ist zudem 
problematisch: Gärungsprozesse können zum Platzen der Ballen, zu 
Geruchsemissionen, Rattenplage, etc. führen. Für eine oft in Stadtgebieten 
angesiedelte KVA keine Option. Mit heute schon in KVA betriebenen 
Ballenpressen werden vor allem trockene Siedlungsabfälle (Sperrgut) 
bearbeitet, um diese Abfälle saisonal besser energetisch verwerten zu 
können. Eine Annahmegarantie von 2 Monaten auf dem Areal der KVA ist 
somit nicht realistisch. 
Die Zwischenlagerung von losen oder in Ballen gepressten 
Siedlungsabfällen auf geeigneten Geländen ausserhalb des Standplatzes 
der KVA kann nur über eine Zuweisung der Kantone erfolgen und liegt nicht 
im Aufgabenbereich eines KVA-Betreibers. Diesbezüglich weisen wir darauf 
hin, dass die offene Zwischenlagerung von grossen Mengen von 
unbehandelten Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung wegen der grossen Brandgefahr zu vermeiden ist. 
(Siehe Grossbrand im Sortierbetrieb Serbeco am 01.08.24 in Satigny)

Bei grösseren Havarien einer KVA, welche die Anlage für mehrere Monate 
stilllegt und die Entsorgung der anfallenden Siedlungsabfälle im 
Zuweisungsbereich in Frage stellen, unterstützen sich alle KVA heute schon 
gegenseitig und entsorgen die Abfälle der betroffenen KVA. (Siehe auch 
Begründung zu Artikel 4)

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Anhänge 1 und 4 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen / 4.1 Notfallplanung für 
KVA (Art. 4 Abs. 1 Bst g und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) / 4.1.1 Kantonale 
Abfallplanung (Art. 4 Abs. 1 Bst. g) und Zwischenlagerung von 
Siedlungsabfällen bei Betriebsunterbruch (Art. 32 Abs. 2 Bst. i)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Artikel 4 VVEA beinhaltet die Aufgaben der Abfallplanung der Kantone. Neu 
sollen mit Buch-stabe g die Kantone verpflichtet werden, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Entsorgungs-sicherheit bei längeren 
Betriebsunterbrüchen bei KVA zu planen, die beispielsweise durch Havarien 
oder Versorgungsausfall von notwendigen Betriebsmitteln verursacht 
werden. Ein entsprechender Artikel war bereits in der Vorgängerverordnung 
der VVEA enthalten (Art. 16 Abs. 2 Bst. k TVA). Der vorliegende Artikel 
enthält zusätzlich die Verpflichtung zur Planung der Entsorgung oder 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung über einen Zeitraum von mindestens 6 Monaten. Die 
Inhaberinnen oder Inhaber von Abfallanlagen sollen ihrerseits ebenfalls zur 
Zwischenlagerung von Siedlungsab-fällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung für die Dauer von mindestens 2 Monaten verpflichtet 
werden (vgl. Art. 32 Abs. 2 Buchstabe i des vorliegenden Revisions-
entwurfes). Die Verpflichtung der Kantone, die Entsorgung und die 
Zwischenlagerung der Abfälle für mindestens 6 Monate zu planen, versteht 
sich inklusive der Mindestvorgabe von 2 Monaten, die durch die Betreiber 
der Abfallanlagen sichergestellt werden müssen. Für län-gere 
Betriebsunterbrüche von mehr als 2 Monaten sollen die Kantone 
Massnahmen für min-destens weitere 4 Monate planen. Diese können 
beispielsweise überregionale Vereinbarun-gen zur Weiterleitung an andere 
KVA, Abklärungen potentieller Orte für Zwischenlager etc. beinhalten.
Der Einbezug der KVA-Notfallplanung in die kantonale Abfallplanung 
bedeutet für die Kantone einen zusätzlichen administrativen Aufwand. Da 
manche Kantone bereits über detaillierte Notfallpläne verfügen, kann der 
Aufwand durch einen diesbezüglichen Informationsaustausch verringert 
werden. Für die KVA beinhaltet die Verpflichtung für Zwischenlager sowohl 
einen administrativen Zusatzaufwand als auch allfälligen Investitionsbedarf 
für Lagerinfrastruktur wie Lagerraum, Ballenpresse etc. Hier bietet sich eine 
Zusammenarbeit für ein koordiniertes Vorgehen mit anderen Anlagen an, 
damit die Kapazitäten für die Zwischenlagerung nicht zwingend in der 
eigenen Anlage geschaffen werden müssen, sondern zentral gemeinsam 
für mehrere Anlagen sichergestellt werden können.

Begründung Eine Notfallplanung der Kantone für die Bewältigung von plötzlich 
anfallenden grossen Mengen Abfall (nach Hochwasserereignissen, 
Wirbelstürmen, etc.) wird grundsätzlich begrüsst. Die vorgeschlagene 
Revision der VVEA und die Bestimmungen zur kantonalen Notfallplanung 
gehen jedoch anscheinend von einem einzigen, völlig unrealistischen 
Szenario aus, nämlich dem völligen Zusammenbruch der gesamten 
Schweizer KVA-Infrastruktur. Wir regen eine Überarbeitung der Szenarien 
und realitätsnähere Überlegungen an, welche eine Abfallplanung notwendig 
machen sowie die daraus herzuleitenden Bestimmungen.

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme8

Titel 4.5 Anhang 1 und 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Neu sollen jene (12) Kongenere der PCB in die Gruppe «Dioxine und 
Furane» hinzugezählt werden, deren räumliche Struktur ähnlich zu jener der 
Dioxine ist. Somit würden mit dieser Änderung 29 statt 17 Substanzen als 
PCDD/F für die Einhaltung der Richt-, Prüf- und Sanierungswerte analysiert 
werden. 

Diese vorgesehene Erweiterung auf 29 Substanzen wird ohne 
Grenzwertänderung vorgeschlagen. Faktisch bedeutet diese Änderung eine 
Grenzwertverschärfung.

Dies macht für Oberflächenböden, welche direkt in Kontakt mit der 
Nahrungsmittelkette sein können, durchaus Sinn.

Der erläuternde Bericht spricht jedoch von einer Massnahme der 
«Harmonisierung zwischen VBBo, AltlV und VVEA». 

Somit ist davon auszugehen, dass in einem weiteren Schritt auch die AltlV 
und VVEA mit dieser Änderung der Masseinheiten ausgerüstet werden 
sollen. Hier muss jedoch eine solche Änderung mit einer neuen Evaluierung 
der Grenzwerte der jeweiligen Verordnungen einhergehen.

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Vadec SA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Les cantons établissent pour leur territoire un plan de gestion des 
déchets. Ce dernier comprend notamment:
g.les informations relatives aux mesures à prendre pour l'élimination et le 
stockage intermédiaire de grandes quantités de déchets après des 
événements naturels tels que des inondations, des cyclones, des 
tremblements de terre et en cas de perturbations massives de 
l'infrastructure d'élimination des déchets.
2 Ils se consultent pour établir leurs plans de gestion des déchets, en 
particulier pour les domaines énumérés à l'al. 1, let. c à g, et définissent au 
besoin des régions de planification supracantonales.

Begründung L'introduction d'un plan d'urgence cantonal pour l'élimination ou le stockage 
intermédiaire des déchets sont des mesures judicieuses et saluées.

L'accent ne devrait toutefois pas être mis ici uniquement sur les déchets 
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urbains et les installations destinées à leur valorisation thermique (UVTD). 
La nécessité de disposer de sites de stockage d'urgence régionaux et 
intercantonaux est bien plus critique pour le stockage des quantités 
importantes de déchets générées par les catastrophes naturelles comme 
les inondations, tempêtes, tornades, etc.
La probabilité d'occurrence de ces évènements est d'ailleurs bien plus 
élevée que celle d'un arrêt total et simultané de plusieurs UVTD, qui reste 
un scénario extrêmement improbable, notamment pour une durée aussi 
longue. 

Une obligation de stockage des déchets urbains pendant 6 mois 
représenterait un volume de stockage de près de 1.5 million de tonnes de 
déchets urbains et de déchets de composition comparable. Les 
investissements et les coûts nécessaires pour garantir en permanence des 
surfaces de stockage d'urgence de cette taille seront disproportionnés par 
rapport au risque improbable d'un arrêt total de l'ensemble de l'infrastructure 
des UVTD suisses sur une aussi longue période.

En cas d'avarie majeure d'une UVTD, qui entraînerait l'arrêt de l'installation 
pendant des mois, les 28 autres UVTD se mobiliseront pour traiter les 
déchets de l'UVTD concernée. L'arrêt complet des installations de la 
SATOM à Monthey de novembre 2022 à avril 2023 est une excellente 
démonstration du système d'entre-aide existant entre les UVTD: l'ensemble 
des déchets a pu être pris en charge et/ou stocké temporairement. 

D'ailleurs les capacités des UVTD suisses ne seront de toute façon pas 
suffisantes pour éliminer un stock de déchets représentants 6 mois : les 
UVTD suisses travaillent aujourd'hui en quasi-permanence à leur limite de 
capacité. Résorber un stock de déchets équivalant à 6 mois en plus du flux 
de déchets quotidien est illusoire.

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Les déchets peuvent être utilisés comme matières premières, agents de 
correction du cru, combustibles, ajouts ou adjuvants lors de la fabrication de 
ciment et de béton, à condition qu'ils satisfassent aux exigences de 
l'annexe 4. Les déchets urbains mélangés et les déchets urbains mélangés 
puis triés ultérieurement ne peuvent pas être utilisés comme matières 
premières ou comme combustibles.

Les résidus issus du tri des fractions valorisables des déchets urbains 
collectés séparément, selon la définition de l'Art. 13 al.1, ne pouvant pas 
faire l'objet d'une valorisation matière, peuvent être utilisés dans la 
fabrication de ciment et de béton.

Begründung Nous comprenons l'objectif de la modification de cet article, mais nous 
pensons que le passage «… issus du traitement de déchets urbains 
collectés séparément …» n'est pas assez précis et pourrait ouvrir la porte à 
des interprétations.

Nous suggérons la formulation «… des fractions valorisables des déchets 
urbains collectés séparément, selon la définition de l'Art. 13 al. 1, …» qui à 
le mérite de mieux cadrer le type de déchets concernés.

En effet, une «collecte séparée» de déchets encombrants par exemple, 
triés ensuite sommairement, pourraient permettre de les assimiler à des 
résidus de tri valorisables dans la fabrication de ciment et de béton. La 
référence à l'Art.13 al. 1 permet d'écarter une telle possibilité.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Enthaltung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag 2 Les détenteurs d'installations doivent les exploiter:
h.de sorte que, si l'approvisionnement en moyens nécessaires à 
l'exploitation est interrompu, ils disposent d'une réserve qui garantisse la 
poursuite de l'exploitation pour une durée de deux mois au moins;
i.de sorte que, si l'exploitation de l'installation est interrompue, ils 
disposent de capacités pour le stockage provisoire des déchets urbains 
et des déchets de composition analogue qui garantissent la réception de 
ces derniers pour une durée de deux mois au moins.

Begründung Lettre h:

Garantir une réserve de produits chimiques (soude, acides, chaux, etc.) 
pour garantir la poursuite de l'exploitation d'une UVTD pour une durée de 
deux mois au moins est irréalistes, notamment pour les UVTD situées en 
milieux urbains.
Au-delà d'investissements difficilement justifiables, cela demanderait 
l'aménagement de capacités de stockage supplémentaires importantes 
(x4?) pour lesquelles la plupart des UVTD n'auraient pas la surface 
nécessaire. De plus, cela remettrait en question les autorisations OPAM des 
installations, avec une forte augmentation des dangers pour la population et 
l'environnement, ce qui ne serait certainement pas accepté pour les UVTD 
situées à proximité des habitations. 

Lettre i:

Les capacités de stockage dans les fosses et sur les sites des UVTD sont 
limitées, car celles-ci ont été conçues en fonction des besoins 
opérationnels. Même si chaque UVTD s'équipait d'une presse à balles, le 
stockage de ces balles ne serait pas possible dans de nombreux cas sur le 
site généralement limité de l'UVTD. La mise en balles de déchets urbains 
humides et donc en fermentation et leur stockage posent en outre problème 
: les processus de fermentation peuvent entraîner l'éclatement des balles, 
des émissions d'odeurs, une invasion de vermines, etc. Ce n'est pas une 
option pour une UVTD implantée en zone urbaine.

Garantir la réception de 2 mois sur le site de l'UVTD n'est donc absolument 
pas réaliste.

Titel Art. 54 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 L'obligation énoncée à l'art. 32, al. 2, let. a, d'exploiter au moins 55 % du 
potentiel énergétique des déchets urbains et des déchets de composition 
analogue dans des installations de traitement thermique des déchets 
s'applique à partir du 1er janvier 2026. Sont exceptées les installations qui 
seront mises à l'arrêt d'ici au 31 décembre 2035.

Begründung L'Art. 54 al. 2 de l'OLED actuellement en vigueur spécifie qu'une UVTD doit 
exploiter au moins 55% du potentiel énergétique des déchets qu'elle traite 
et ceci dès le 1er janvier 2026.
Aujourd'hui, seules 3 UVTD ont une efficacité inférieure à cette limite et 
deux d'entre elles ont des projets de développement de réseaux CAD en 
cours qui leur permettront de répondre à cet objectif dans le courant de ces 
prochaines années. La 3ème est celle que nous exploitons sur notre site de 
Colombier et qui alimente déjà le réseau CADBAR, mais dont le potentiel de 
développement est limité.
Le projet de renouvellement de l'UVTD de La Chaux-de-Fonds, 
Vadec_évolution, va regrouper l'ensemble des capacités de VADEC sur un 
seul site. Ce projet, dont le crédit de construction et le budget-cadre ont été 
approuvés par les instances de la société en juin dernier, prévoit une mise 
en exploitation à fin 2030, à la suite de laquelle l'UVTD de Colombier sera 
mise hors service.
Pour tenir compte de cette situation, le projet de modification de l'Art. 54 al. 
2 octroie une exception pour "les installations qui seront mises à l'arrêt d'ici 
au 31 décembre 2031". 
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Si techniquement le projet est maintenant défini, l'obtention de l'autorisation 
de construction est en cours, conditionnée à la levée de plusieurs 
oppositions. Même si le planning intègre la possibilité de recours, cette 
partie administrative pourrait entraîner des retards additionnels 
conséquents, indépendants de la volonté de VADEC.
Pour cette raison, nous demandons que cette période d'exception soit 
étendue de 5 années supplémentaires, soit au 31 décembre 2035.
Art. 54, al. 2
2 L'obligation énoncée à l'art. 32, al. 2, let. a, d'exploiter au moins 55 % du 
potentiel énergétique des déchets urbains et des déchets de composition 
analogue dans des installations de traitement thermique des déchets 
s'applique à partir du 1er janvier 2026. Sont exceptées les installations qui 
seront mises à l'arrêt d'ici au 31 décembre 2035.
Nous précisons qu'avec des installations arrivant en fin de vie sur ses deux 
sites, VADEC met tout en œuvre pour que le la réalisation de cette nouvelle 
usine se déroule dans les délais les plus brefs et n'a aucun intérêt, financier 
ou autres, à poursuivre leur exploitation au-delà du planning prévu. 

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband Schweizericher Elektrizitätsunternehmen VSE

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Hochwasserrisiken sind bereits heute hoch und werden aufgrund der 
fortschreitenden Siedlungsentwicklung und des Klimawandels weiter 
zunehmen. Wasserkraftwerke können bei der Beherrschung von 
Hochwasserereignissen eine wichtige Rolle spielen. Diese Rolle betont der 
VSE seit geraumer Zeit explizit, um die Bedeutung der Wasserkraft für die 
Gesellschaft über die reine Energieproduktion hinaus zu unterstreichen.

Der VSE begrüsst die vorgeschlagenen Anpassungen der 
Wasserbauverordnung grundsätzlich, insbesondere die Umsetzung des im 
Gesetz festgesetzten Paradigmenwechsels «von der Gefahrenabwehr zur 
Risikokultur».

Wasserkraftanlagen, die als Schutzbauten und bei Stauseen als 
Wasserrückhaltemöglichkeiten genutzt werden können, kommt hierbei eine 
wichtige Bedeutung zu. Für eine effiziente und sachgerechte Umsetzung 
müssen jedoch die folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:
•Frühzeitige Einbindung der Betreiber von Wasserkraftanlagen im Rahmen des 
integralen Risikomanagements;
•Bestehen einer vertraglichen Grundlage zur Regelung der operativen 
Umsetzung eines Eingriffs. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass 
ein kurzfristiger Eingriff in den Betrieb und die Fahrweise einer 
Wasserkraftanlage in Abhängigkeit der Netztopologie einen Einfluss auf die 
lokale, regionale und schlimmstenfalls sogar nationale Versorgungssicherheit 
haben kann. Deshalb ist sicherzustellen, dass Swissgrid bei der Erarbeitung 
dieser vertraglichen Grundlagen eingebunden wird;
•Angemessene Entschädigung für Eingriffe in den Kraftwerksbetrieb.

Insoweit besteht im vorliegenden Entwurf der Wasserbauverordnung der 
nachfolgend im Einzelnen dargestellte Anpassungsbedarf:

Anhang: VSE.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone legen in der Richt- und Nutzungsplanung Freihalteräume fest, 
welche unter anderem als Abflusskorridore oder Retentionsräume 
fungieren, um so andere Gebiete zu schützen. In den Freihalteräumen ist 
das Risiko durch die Art der Nutzung zu begrenzen.

Begründung Um Freihalteräume besser und präziser zu beschreiben, ist die 
Formulierung anzupassen.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen und/oder Frühwarndienste auf, die zur 
Sicherung von Siedlungen und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren 
erforderlich sind, und betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

Begründung In einigen Fällen braucht es ergänzend zu Warneinrichtungen (oder 
Messstellen) die Analyse der Daten durch Fachgremien. Der Begriff 
«Frühwarndienste» wird diesem Umstand besser gerecht.

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie nutzen, soweit sinnvoll und vertraglich geregelt, 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten bei Speicherseen. Etwaige 
Ertragsausfälle und Schäden der Betreiber, beziehungsweise der Partner im 
Falle eines Partnerwerks, sind im Umfang der Bestimmungen von Art. 10 
Abs. 1 Bst. g abzugelten.

Begründung Für einen effizienten und sicheren Zugriff auf bestehende 
Hochwasserrückhaltemöglichkeiten ist es entscheidend, dass die 
Rahmenbedingungen bereits vorab abgestimmt sind, weshalb das 
Bestehen einer vertraglichen Regelung stets Voraussetzung für einen 
Eingriff zum Zwecke des Hochwasserschutzes sein sollte. Zu vermeiden 
sind insbesondere Interventionen auf Grundlage von Polizeirecht, da dies 
aufgrund der Kurzfristigkeit zu Ineffizienzen und insbesondere auch zu 
weitergehenden Gefahren bzw. Schäden führen kann, wie beispielsweise 
durch eine nicht hinreichend vorbereitete Wasserablassung. 

Die Ertragsausfälle oder Schäden im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Speicherseen zu Zwecken des Hochwasserschutzes fallen in der Regel bei 
den Betreibern an, bzw. im Fall von Partnerwerken bei den Partnern. Es ist 
daher sicherzustellen, dass die in Art 10 Abs. 1 Bst. g WBV nunmehr 
vorgesehenen Abgeltungen auch tatsächlich bei den Geschädigten 
ankommen und nicht durch restriktive kantonale Regelungen letztlich ins 
Leere laufen. 

Trotz der weitestgehend kantonalen Kompetenzen im Bereich des 
Hochwasserschutzes ist eine schweizweite Vereinheitlichung der 
Entschädigungsregelungen nicht zuletzt aus Gründen der 
Gleichbehandlung anzustreben. Die Wasserbauverordnung kann hierfür 
einen wichtigen Beitrag leisten.

Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Gewässer sowie die Schutzbauten und 
-anlagen angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Gewässer 
sowie die Schutzbauten und -anlagen so, dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik wo nötig 
begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. (neu) die Robustheit und Überlastbarkeit der Schutzbauten und -anlagen 
sichergestellt wird;
d. (neu) sie den Anforderungen von Art. 41cquater der GSchV entsprechen.

Begründung Unter dem Gewässerunterhalt sollen nicht nur die künstlichen Bauten 
verstanden werden, weshalb der Artikel zu ergänzen ist.
Zu Bst. c (neu): In Analogie zu Art. 7 Abs. 2 WBV ist ein neuer Bst. c zu 
ergänzen.
Zu Bst. d (neu): In Analogie zu Art. 4 WBG mit Bezug auf Art. 37 GSchG ist 
ein neuer Bst. d zu ergänzen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) gewährt den Kantonen Abgeltungen für:
a.Erhebungen des Gewässerzustandes, Ereignisdokumentationen, 
Ereignisanalysen, Ereignis- und Schutzbautenkataster, 
Gefahrenbeurteilungen, Risikoermittlungen und -bewertungen, 
Gesamtplanungen und weitere übergeordnete Planungen;
b.Abklärungen zur Risikobegrenzung und -entwicklung mittels 
raumplanerischer Massnahmen sowie den Abbruch und die Verlegung 
von gefährdeten Bauten und Anlagen an sichere Orte;
c.den Aufbau, Unterhalt und Ersatz von technischen Vorkehrungen für 
Notfalleinsätze und Warneinrichtungen, die Tätigkeit von 
Frühwarndiensten zur Daten- und Lageanalyse, Einsatzplanungen, die 
Ausbildung von lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern sowie 
die Organisation von Kursen für Führungs- und Einsatzkräfte;
d.den Unterhalt, die Instandstellung, den Ersatz, den Rückbau und die 
Erstellung von Schutzbauten und -anlagen. Wird die Infrastruktur für 
mehrere Zwecke genutzt, gilt der Teil, der für den Hochwasserschutz 
genutzt wird, als Schutzbau und -anlage im Sinne dieser Bestimmung;
e.das Freihalten von Hochwasserabflussprofilen oder von 
Rückhalteräumen und die Pflanzung von standortgerechter Vegetation 
zur Stabilisierung der Uferböschungen;
f.die Räumungsarbeiten, die Ertragsausfälle und Schäden durch einen 
Eingriff in den Betrieb von Speicherwasserkraftwerken und den Ersatz 
von landwirtschaftlichen Kulturen nach Ereignissen in 
entschädigungsberechtigten Entlastungsräumen;
g.die Ertragsausfälle und Schäden durch einen Eingriff in den Betrieb 
von Speicherwasserkraftwerken ;
h.die Erarbeitung weiterer Grundlagen und das Treffen weiterer 
Massnahmen, die zum wirkungsvollen Umgang mit 
Hochwassergefahren und Risiken nach Artikel 3 erforderlich sind.

Begründung Zu Abs. 1 Bst. c: Um Warneinrichtungen betreiben zu können, braucht es 
eine Fachstelle, welche die Daten- und Lageanalyse vornehmen kann. 
Diese Tätigkeit ist oftmals nicht abgedeckt. Abs. 1 Bst. c ist entsprechend 
zu ergänzen.

Zu Abs. 1 Bst. d: Der Buchstabe ist insoweit zu präzisieren, als dass die 
Abgeltung auch dann zur Anwendung kommt, wenn – wie bei 
Wasserkraftwerken häufig der Fall – nur ein Teil der Anlage zu Zwecken 
des Hochwasserschutzes genutzt wird. Beispielsweise ist das der Fall, 
wenn die obersten Meter in einem Stausee stets für den Hochwasserschutz 
freizuhalten sind. Der entsprechende Teil des Kraftwerks ist somit als 
Schutzbau im Sinne dieser Bestimmung zu behandeln.

Zu Abs. 1 Bst. e: Der Begriff «Vegetation» ist umfassender als Gehölze. 
Grasvegetation kann ebenfalls eine stabilisierende Wirkung haben.

Zu Abs. 1 Bst. g: Die Entschädigung der Betreiber nach Abs. 1 Bst. g hat 
umfassend zu erfolgen. Ein Eingriff in die Fahrweise eines flexiblen 
Speicherwasserkraftwerks beeinträchtigt stets die Optimierung des 
Kraftwerks und kann somit zu Ertragsausfällen führen. Dies ist entgegen 
den Ausführungen im erläuternden Bericht nicht nur dann der Fall, wenn der 
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Wasserstand aufgrund einer angeordneten Vorabsenkung aufgrund des 
Nichteintretens des Ereignisses nicht wieder ausgeglichen wird. So vermag 
die Vorabsenkung für sich allein bereits zu einem Schaden zu führen, wenn 
zu unattraktiven Preisen produziert werden muss. Umgekehrt kann eine 
Vorgabe, in einem bestimmten Zeitraum nicht zu produzieren, dazu führen, 
dass attraktive Preise gerade nicht realisiert werden können.

Positiv zu bewerten ist, dass nach dem erläuternden Bericht neben Energie- 
und Wasserverlusten auch etwaige Ertragsausfälle im Bereich der 
Systemdienstleistungen (SDL) grundsätzlich zu erstatten sind. Insoweit ist 
jedoch zu bedenken, dass es auch zu dem Fall kommen kann, dass ein 
Betreiber seine bereits eingegangenen SDL-Verpflichtungen durch einen 
Zugriff auf das Kraftwerk nicht erfüllen kann und dadurch 
schadenersatzpflichtig gegenüber Swissgrid wird. Deshalb hat die 
vorgesehene Abgeltung neben Ertragsausfällen auch den Ersatz von 
etwaigen Schäden vorzusehen.

Titel Art. 10 Abgeltungen für die Grundlagenbeschaffung und die Massnahmen 
der Kantone , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Keine Abgeltungen werden gewährt für:
a.Massnahmen zum Schutz von Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung in bereits ausgeschiedenen Gefahrenzonen oder 
bekannten Gefahrengebieten erstellt wurden und nicht zwingend an 
diesen Standort gebunden waren;
b.Massnahmen zum Schutz touristischer Bauten und Anlagen wie 
Seilbahnen, Skilifte, Skipisten oder Wanderwege, die sich ausserhalb 
des Siedlungsgebietes befinden;
c.die Umsetzung der Grundlagen und Massnahmen in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie in die übrigen raumwirksamen Tätigkeiten;
d.den Betrieb von Warneinrichtungen sowie die durch den Grundauftrag 
abgedeckten Aufwendungen der Führungs- und Einsatzkräfte;

f.die Erarbeitung von kantonalen Arbeitshilfen, Richt- und Leitlinien.

Begründung Art. 1 Bst. a WBV erwähnt den Schutz vor Oberflächenabfluss explizit. Es 
gibt einen Graubereich im Schutz vor Oberflächenabfluss im Rahmen von 
wasserbaulichen Massnahmen oder der Siedlungsentwässerung. Die 
Finanzierung des Schutzes via Wasserbau sollte in der Verordnung nicht 
kategorisch ausgeschlossen werden.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband Stahl-, Metall,- und Papier-Recycling Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 8 Abs. 2 Bst. e , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Gute Klarstellung. Lithium-Batterien aus Fahrzeugen gehören nicht auf eine 
Sammelstelle

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Gute Flexibilität. Kanton ist oft besser informiert und kann schneller handeln.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
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und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Die Präzisierung zu Buchstabe c Nr. 1 schliesst zwar den Export von 
gemischt gesammelten , brennbaren Abfällen faktisch aus, stärkt aber die 
Ausfuhrmöglichkeit von separat gesammelten Abfällen, die dann der 
inländischen Aufbereitung fehlen

Titel Art. 29 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Fristverkürzung gut. Es bleibt zu hoffen, dass das BAFU sich in der Realität 
an diese Fristen halten kann

Titel Art. 31 Abs. 1 Fussnote

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Überfällige Klarstellung. Allerdings wird aufgrund der neuen Europäischen 
Abfallverbringungsverordnung, die ab Mai 2026 zur Anwendung kommt, 
eine erneute Anpassung erforderlich sein.

Titel Art. 36a Für das Basler Übereinkommen zuständige Behörde und 
Anlaufstelle

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Längst überfällige Regelung

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband Stahl-, Metall- und Papier-Recycling (VSMR)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Hauptgrund für die allgemeine Ablehnung ist der Umstand, dass die 
Änderungen unverhältnismässig diskriminierende Einwirkung und 
Wettbewerbsverzerrungen auf die private 
Entsorgungswirtschaft hat. 

Unsere Mitglieder arbeitet tagtäglich an der Schliessung von Kreisläufen. 
Die VVEA kommt diesem Umstand nach wie vor nicht nach. Damit eine 
zukunftsorientierte Verwertungswirtschaft von solchen Recycling-Produkten 
innerhalb der stofflichen Kreislaufwirtschaft profitiert, muss die VVEA mit 
neuen Kapiteln zur «stofflichen Rohstoffgewinnung» mit 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen erweitert werden. Dabei müssen 
Unterscheidungen bei Abfallanlagen gemacht werden werden und 
eindeutige Definitionen direkt der Verordnung hinzugefügt werden. 
Wettbewerbsverzerrende Auswirkungen sind unbedingt zu vermeiden, da 
eine funktionierende private Marktwirtschaft unabdingbar für die 
Schliessung von Kreisläufen sein wird. 
Unserer Ansicht nach bedarf es einer umfangreicheren Revision der VVEA.

Unabhängig zu dieser Vernehmlassung wünscht sich der VSMR zukünftig 
fix auf der Adressatenliste des Bundes für Rechtsanhörungen aufgelistet zu 
werden. Wir bitten höflichst um entsprechende Umsetzung.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5
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Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 20 Sachüberschrift sowie Abs. 1 und 3 Mineralische Abfälle aus dem 
Rückbau von Bauwerken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt gesammelten und 
nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die 
sich aus der Behandlung von getrennt gesammelten Siedlungsabfällen, 
sowie auch getrennt gesammelte übrige Abfällen ergeben und nicht stofflich 
verwertet werden können, dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton 
verwendet werden.

Begründung Grundsätzlich gäbe es eine Zustimmung, dass solche nicht verwertbare 
Sortierreste für die Herstellung von Zement und Beton verwendet werden 
dürfen. Aber: Die Einschränkung auf die Siedlungsabfälle ist zu eliminieren 
bzw. durch die übrigen Abfälle zu erweitern. Wenn diese Sortierreste aus 
getrennt gesammelten Siedlungsabfällen und somit aus staatlich 
subventionierten Entsorgungsfirmen wie z.B. KVA's, entsprechend 
verwendet werden dürfen zur Herstellung von Zement und Beton, so muss 
dies auch für übrige Abfallanlagen geöffnet werden, welche schlussendlich 
stofflich, wie auch qualitativ gleichwertiges Material, also gleichartige 
Sortierrückstände zum absetzen haben. Ansonsten handelt es sich um eine 
Wettbewerbsverzerrung, da staatlich subventionierte Unternehmen einen 
erweiterten Absatzkanal haben im Vergleich zu den übrigen Abfallanlagen.

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Abfallanlagen müssen:
e.ein Verzeichnis über die angenommene Abfallmengen mit Angaben 
von entstehenden Rückständen und Emissionen führen und das 
Verzeichnis der Behörde jährlich zustellen; davon ausgenommen sind 
Zwischenlager nach den Artikeln 29 und 30;

Begründung Es ist die bisherige Begriffsverwendung "angenommene Abfallmengen" 
weiter zu verwenden. Für die rohstoffgewinnende Recyclingindustrie hat 
diese umfassende Offenlegung sämtlicher Mengenströme enorme Folgen 
bezüglich Administrationsaufwand und Markttransparenz gegenüber 
Kontrollbehörden oder Dritten die in deren Auftrag stehen. Insbesondere 
sind intransparente Handhabungen möglich, wenn sämtliche Daten in 
elektronische Plattformen eingespeist werden die keinerlei neutralen 
Kontrolle unterstehen (EGov. Abfallmengenmeldungen).

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 54 Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Anhänge 1 und 4 werden gemäss Beilage geändert.

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 1, Art. 6 Abs. 1 und 27 Abs. 1, Abfallkategorien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang 4, Art. 19 Abs. 3 und 24, Anforderungen an Abfälle für die 
Herstellung von Zement und Beton

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme6

Titel 2 Grundzüge der Vorlage

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Vorlage enthält folgende Änderungsvorschläge:
•Die Kantone (Art. 4 Abs. 1) und Betreiber (Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i) von 
Kehricht-verbrennungsanlagen (KVA) sollen neu verpflichtet werden, für 
den Notfall vorzusor-gen. Sie müssen neu Massnahmen ergreifen, um die 
Entsorgung der Abfälle oder de-ren Zwischenlagerung bei 
Betriebsunterbrüchen für eine gewisse Zeit gewährleisten zu können (z. B. 
bei Lieferengpässen von Betriebsmitteln). 
•Die Einführung von Gleisaushub in die Liste der Rückbaumaterialien (Art. 
20 Abs. 1)
•Die Streichung des spezifischen Verweises auf die Verwertung von 
Rückbaubeton auf Deponien (Art. 20 Abs. 3)
•Die Zulassung der energetischen Verwertung von Sortierrückständen aus 
der Be-handlung getrennt gesammelter Siedlungsabfälle (Art. 24 Abs.1)
•Die Anpassung der Berichterstattungspflicht (Art. 27 Abs. 1 Bst. e)
•Nach Artikel 32 Absatz 2 müssen mindestens 55 Prozent des 
Energiegehalts aus-serhalb von Anlagen zur energetischen Verwertung von 
Abfällen genutzt werden. Die-se Pflicht muss ab dem 1. Januar 2026 erfüllt 
werden und bedingt bei einigen Anlagen eine energetische Optimierung. 
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Neu sollen diejenigen Anlagen von dieser Pflicht aus-genommen werden, 
die bis zum 31. Dezember 2031 ausser Betrieb genommen wer-den (Art. 54 
Abs. 2 VVEA). 
•Die Streichung des Codes 7304 Feinmaterial aus der 
Bauschuttaufbereitung (Anh. 1)
•Die explizite Erwähnung von Betonabbruch und Mischabbruch als Abfälle 
zur Herstel-lung von Zement und Beton (Anh. 4 Ziff. 3.1 Bst. h (neu)) und 
die Streichung des Chrom (VI)-Grenzwertes für «andere Abfälle» (Anh. 4 
Ziff. 3.1 Bst. f)

Begründung Insbesondere die weitere Anpassung der Berichterstattungspflicht ist sehr 
problematisch (gemäss direkter Stellungnahme zu Art. 27 Abs. 1 Bst. e). Bei 
der Offenlegung von solchen Informationen, werden auch 
Geschäftsgeheimnisse offengelegt und somit die Betriebe geschwächt. Dies 
in einer Zeit, wo die Kreisläufe eigentlich geschlossen werden sollten und 
jeder Betrieb seine Wettbewerbsvorteile dringend wahren sollte.

Titel 4.4 Energetische Verwertung von Sortierresten in der Zementindustrie (Art. 
24 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Abfallverordnung beschreibt in Artikel 24 die Bestimmungen bei der 
Verwertung von Abfäl-len bei der Herstellung von Zement und Beton. In 
Absatz 1 führt die Verordnung dazu explizit aus, dass keine gemischten 
Siedlungsabfälle und keine gemischt gesammelten und nach-träglich 
sortierten Siedlungsabfälle zum Einsatz kommen dürfen.
Mit der laufenden Weiterentwicklung der Sammelorganisationen als auch 
der dazugehörigen Behandlungstechniken ist die zitierte Bestimmung nicht 
mehr zeitgemäss und entspricht nicht mehr einer sinnvollen industriellen 
Praxis. So entstehen durch getrennte Sammlungen von Siedlungsabfällen 
mit dem Zweck, die Abfälle nach einer Aufbereitung einer stofflichen Ver-
wertung zu unterziehen, sogenannte Sortierreste. Diese sind dadurch 
charakterisiert, dass sie nachweislich nicht mehr stofflich verwertet werden 
können und in der Regel nur einen mengenmässig untergeordneten Anteil 
darstellen. Auch wenn die Abfallhierarchie die rein stoffliche Verwertung 
priorisiert, müssen diese Sortierreste einer energetischen Verwertung 
(«Verbrennung») zugeführt werden. Dafür kommen sowohl 
Kehrrichtverbrennungsanlagen als auch Zementwerke in Frage. Für 
Letztere soll durch den vorliegenden Vorschlag eine gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden.
Beispiel: Sortierreste aus der Behandlung von Abfällen von Verpackungen 
aus verschiede-nen Kunststoffen (mit oder ohne Getränkekartons), welche 
im selben Sammelsack gesam-melt wurden, können in Zementwerken bei 
der Klinkerherstellung als Brennstoff genutzt wer-den.

Begründung Grundsätzlich ist die Erweiterung zur energetischen Verwertung in 
Zementwerken zu begrüssen. Es darf jedoch keine Einschränkung auf Art 
der Abfallanlage bzw. zur Herkunft des Materials, wie hier die 
Siedlungsabfällen gemacht werden, sofern die Sortierreste gleichartig sind. 
Ansonsten führt dies Wettbewerbsverzerrung.

Titel 4.5 Anpassung Berichterstattung (Art. 27 Abs. 1 Bst. e)

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die VVEA verlangt in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e, dass die 
Berichterstattung der angenommenen Mengen an Abfällen gemäss den 
Abfallkategorien in Anhang 1 der VVEA erfolgen soll. Dieser Anhang 
klassiert die Abfälle gemäss ihrer Abfallart. Er wurde mit der Totalrevision 
der VVEA vom 4. Dezember 2015 eingeführt. Für die Klassierung von 
Abfällen schon länger in Verwendung ist die Verordnung des UVEK über 
Listen zum Verkehr mit Abfällen (LVA; SR 814.610.1). Diese klassiert 
Abfälle nach ihrer Herkunft und erlaubt eine bessere Differen-zierung, da im 
Vergleich zur VVEA deutlich mehr Abfallcodes zur Verfügung stehen (851 
Codes LVA vs. 95 Codes in VVEA). Eine eindeutige Zuordnung der LVA-
Codes auf die Codes aus Anhang 1 VVEA (kurz «VVEA-Codes») ist 
möglich.
Während der Bearbeitung des Digitalisierungsprojektes eGovernment Portal 
UVEK (eGov UVEK) hat sich gezeigt, dass die Verwendung der VVEA-
Codes in der betrieblichen Praxis nicht erfolgt, sondern praktisch 
ausschliesslich LVA-Codes für die Klassierung von Abfällen in Verwendung 
sind. Dies ist sowohl bei den Unternehmen der Abfallwirtschaft als auch bei 
den Branchenorganisationen der Fall. Da letztere teilweise selber 
Datenbanken für ihre Mitglieder führen und diese nur LVA-Codes 
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verwenden, wäre eine Berichterstattung mit VVEA-Codes einerseits mit 
einem hohen Anpassungsbedarf in den IT-Systemen der 
Branchenorganisatio-nen verbunden, andererseits auch gleichzeitig mit 
einem Informationsverlust (durch die einfa-chere Codes-Struktur der VVEA-
Codes). Im genannten Projekt wurde daher gemeinsam mit Kantonen und 
den relevanten Branchenorganisationen entschieden, auf eine Berichterstat-
tung mittels VVEA-Codes zu verzichten und dafür ausschliesslich LVA-
Codes zu verwenden. Die hier vorgeschlagene Verordnungsanpassung 
trägt diesem Umstand Rechnung und passt die VVEA an die bestehende 
Praxis an.
Hinweis: Die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a festgelegten öffentlich 
zugänglichen Verzeich-nisse der Abfallmengen verbleiben in unveränderter 
Form. Im erwähnten Projekt eGov UVEK wird sichergestellt, dass die 
Publikation dieser Abfallmengen im Format der VVEA-Codes erfolgen kann.
Zudem soll in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e VVEA eine weitere textliche 
Anpassung vor-genommen werden: Inhaberinnen und Inhaber von 
Abfallanlagen müssen demzufolge nicht mehr ein Verzeichnis der 
angenommenen, sondern der entsorgten Abfälle erstellen. Diese Änderung 
erreicht einerseits eine Harmonisierung mit der Bestimmung des Artikels 6 
Absatz 1 Buchstabe a VVEA, die ebenfalls auf die entsorgten Abfälle 
referenziert, andererseits er-möglicht der Begriff «entsorgt» die 
umfassendere Betrachtung gemäss der Definition in Artikel 7 Absatz 6bis 
USG. Diese Präzisierung erlaubt es den Kantonen u.a. auch, die 
betriebsintern anfallenden und entsorgten Abfällen zu erfassen, sodass 
sämtliche auf dem Kantonsgebiet entsorgten Abfälle in die Abfallstatistik 
einfliessen können.

Begründung Die Änderung der Wortwahl von "angenommenen" zu "entsorgten" Mengen 
ist rückgängig zu machen. Der Aufwand zur Berichterstattung wird 
schleichend immer grösser und die Offenlegung solcher Informationen 
bedeuten eben auch die Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen, was 
nicht im Sinne eines gesunden Wettbewerbs sein kann. Es gibt zumindest 
grosse Bedenken, was mit diesen Informationen und Daten passiert.

Titel 4.6 Ausnahme bei Sanierungsfrist bei KVA (Art. 54 Abs. 2)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.7 Streichen des Codes 7304 Feinmaterial aus der Bauschuttaufbereitung 
(Anh. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 4.8 Chrom (VI)-Vorgaben streichen und Beton- und Mischabbruch explizit 
erwähnen (Anh. 4 Ziff. 3.1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5 Auswirkungen / 5.1 Auswirkungen auf den Bund

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.1.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel 5.1.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2 Auswirkungen auf die Kantone und die Gemeinden

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.2.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3 Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt und Gesundheit

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.1 Notfallplanung (Art. 4 Abs. 1 und Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.2 Einführung von Gleisaushub als Rückbaumaterial (Art. 20 Abs. 1)

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 5.3.3 Energetische Verwertung von Sortierresten in der Zementindustrie 
(Art. 24 Abs. 1)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Unterstützen wir grundsätzlich im Sinne der Schliessung von Kreisläufen, 
insbesondere in Schweiz. Daher wäre es wichtig hier keine 
Einschränkungen auf die Herkunft der Siedlungsabfälle zu machen.

Titel 5.3.4 Chrom-(VI)-Vorgaben streichen und Beton- und Mischabbruch explizit 
erwähnen (Anh. 4 Ziff. 3.1)

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband VAG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: -In der VeVA wird nicht mehr von Siedlungsabfällen gesprochen. In der 
VVEA (Art. 32 Abs. 2 Bst. i, Art. 24 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1 Bst. g und Art. 54 
Abs. 2 ) wird von Siedlungsabfällen gesprochen. Werden die Verordnungen 
was den Begriff "Siedlungsabfall" betrifft nicht harmonisiert?

-Zum Zweck und Geltungsbereich (Art. 1 VeVA) fehlt aus unserer Sicht eine 
Präzisierung, welche als Bst. e ergänzt werden könnte. Es betrifft 
Arzneimittel, die der Betäubungsmittelgesetzgebung unterstehen. 
Grundsätzlich gelten diese als Sonderabfälle und müssten mit 
Begleitscheinen transportiert werden. Viele Kantone haben eigene 
Verfahren die auf Art. 70 BetmKV stützen aber nicht der VeVA entsprechen. 
Diese Arzneimittel sollten von der VeVA ausgeschlossen werden, damit die 
Kantonsapotheken / Heilmittelkontrollen sie entgegennehmen dürfen, auch 
wenn sie keine Entsorgungsunternehmen sind.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband der Schweizerischen Gasindustrie

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Da mit positiven Auswirkungen auf das Substrateangebot für inländische 
Biogasanlagen zu rechnen ist, begrüssen wir die Anpassung von Art. 17. 
Bst. c Ziff. 5, wonach künftig auch biogene Abfälle aus dem Unterhalt von 
Pärken einer Ausfuhrgenehmigung bedürfen. Die Ausnahme für Holzabfälle 
wird der heutigen Praxis zwar gerecht. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass 
sich wie bereits im europäischen Umland (z.B. in Österreich), auch in der 
Schweiz nebst der Vergärung Pyrolyse- und andere 
Gasifizierungstechnologien zur Herstellung von erneuerbaren Gasen 
entwickeln werden. Solche Verfahren stellen eine stofflich und energetisch 
sinnvolle Nutzung von einheimischer verholzter Biomasse dar und sollten in 
der nächsten Revision der Verordnung berücksichtigt werden.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Verband der schweizerischen Cementindustrie

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Zu der angepassten Verordnung über den Wasserbau (WBV) haben wir 
keine Anmerkungen und unterstützen die vorgeschlagenen Anpassungen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen der VeVA gehen im Allgemeinen in die 
richtige Richtung. Die Exportverbote für Grünabfälle beurteilen wir positiv, 
da dadurch weitere alternative Brennstoffe für die Verwertung in den 
Zementwerken gewonnen werden können. Jedoch lehnen wir den in Art. 15 
Abs. 1bis vorgesehenen Export von sauberem Aushub- und 
Ausbruchmaterial ins Ausland ab.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir sehen den möglichen Export von sauberem Aushub- und 
Ausbruchmaterial ins grenznahe Ausland kritisch. Im Sinne der 
Kreislaufwirtschaft sollte dieses Material der Schweizer Bauindustrie zur 
Verfügung stehen. Allfällige einseitige und wohl eher vernachlässigbare 
Kostendifferenzen müssen den ökologischen Vorteilen gegenübergestellt 
werden. Durch den Transport von schweren Gütern wie Aushub- und 
Ausbruchmaterial über grosse Distanzen würden unnötige Klimaschadstoffe 
emittiert, was wiederum den Bemühungen schädliche Emissionen zu 
vermindern entgegenwirkt. 
Wir drücken hiermit unsere Besorgnis darüber aus, dass es 26 
verschiedene kantonale Entscheide geben könnte und fordern hier das 
koordinierte Vorgehen einer übergeordneten Behörde (z.B. des BAFU).
Aus unserer Sicht ist es daher am sinnvollsten, dass der Absatz (Art. 15 
Abs. 1bis) ersatzlos gestrichen wird.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die in die Vernehmlassung geschickten Anpassungen von Art. 17 E-VeVA 
sind von grundlegender Bedeutung für die Schweizer Zementwerke. Das 
Exportverbot von Grünabfällen, welche beim Unterhalt von Parks und 
Gärten anfallen, wird sich positiv auf den bereits hohen Substitutionsgrad 
der verwendeten Brennstoffe der Zementwerke auswirken. So kann die 
Schweizer Zementindustrie weitere Schritte in Richtung des langfristigen 
Netto-Null-Ziels gehen.
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Darauf aufbauend ist es der Schweizer Zementindustrie wichtig 
klarzustellen, dass der Export von in der Schweiz anfallenden Sortierresten 
aus ökologischen und ökonomischen Gründen eingeschränkt 
beziehungsweise verboten werden sollte. Die Kapazitäten der Zementwerke 
für die Aufnahme von alternativen Brennstoffen sind nicht ausgeschöpft, 
weshalb im Sinne der Kreislaufwirtschaft und der Erreichung des 
klimapolitischen Netto-Null-Zieles die Sortierreste in der Schweiz zur 
stofflichen (und energetischen) Verwertung zur Verfügung stehen sollten. 
Wir erachten es als wenig sinnvoll, den Export von Sortierresten ins 
Ausland vor die kreislauffähige Verwertung in den Zementwerken zu stellen 
und würden deshalb ein zeitnahes Verbot von diesbezüglichen Exporten 
unterstützen.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen im Entwurf der VVEA erachten wir 
grundsätzlich als zielführend. Unabhängig von der aktuellen 
Vernehmlassung erlauben wir uns vorab eine allgemeine Anmerkung. 
Die Schweizer Zementindustrie ist sich ihrer Verantwortung als 
energieintensive Industrie bewusst und unternimmt seit vielen Jahren 
enorme Anstrengungen, um den CO2-Fussabdruck ihrer Zemente mit 
innovativen Rezepturen zu verringern und so die ambitionierten 
Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Um auch in der Zukunft weiterhin neue 
klimafreundliche Zemente produzieren zu können, rücken neue Zumahl- 
und Zusatzstoffe in den Fokus der Schweizer Zementindustrie. Derartige 
Entwicklungen sollten mittelfristig ebenfalls durch die VVEA möglichst 
sachgerecht abgedeckt werden.

Ein weiteres wichtiges Thema, das jedoch in der vorliegenden 
Verordnungsrevision nicht thematisiert wird, betrifft die aktuellen 
Regelungen bezüglich des Phosphorrecyclings. Aufgrund fehlender 
Vorgaben zu Finanzierung und Zielsetzungen ist es den Schweizer 
Zementwerken derzeit nicht möglich, die technisch und finanziell 
anspruchsvollen Anforderungen zum Phosphorrecycling bis zum Stichtag 
01.01.2026 umzusetzen. Um einen Wettbewerbsnachteil für die Schweizer 
Zementindustrie im internationalen Vergleich zu verhindern, sowie die 
umweltfreundliche Verwertung von Klärschlammen in unseren Werken 
sicherzustellen, muss der in Art. 51 VVEA festgelegte Stichtag bis zum 
01.01.2031 verlängert werden und die dem Phosphorrecycling zugrunde 
liegenden Regularien zeitnah publiziert werden, damit wir die industrielle 
Umsetzung sicherstellen können.
Art. 51 Phosphorreiche Abfälle
Die Pflicht zur Rückgewinnung von Phosphor nach Artikel 15 gilt ab dem 1. 
Januar 2031.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 24 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe 
oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und 
Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 
erfüllen.
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Begründung Wie oben erwähnt, unterstützen wir die vorgeschlagenen Änderungen im 
Entwurf der VVEA im Grundsatz. So vergrössert die in der aktuellen 
Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 E-
VVEA («Umwelt Frühling 2025») die Möglichkeiten der Schweizer 
Zementindustrie in der Verwertung von Siedlungsabfällen als alternative 
Brennstoffe. Die Verwertung von Sortierresten in den Zementwerken führt 
zu einer erheblichen Schonung von wertvollem Deponievolumen, welches 
andernfalls für die Lagerung der - aus der Verbrennung der Sortierreste - 
entstehenden Schlacken gebraucht würde. Zudem wird die stofflich- 
energetische Verwertung von Sortierresten in der Zementindustrie zu einer 
weiteren Reduktion von primär-fossilen Brennstoffen im Brennstoffmix der 
Zementwerke führen.
Nichtsdestotrotz benötigen wir vollen Zugriff auf alle gesammelten 
Siedlungsabfälle, um im internationalen Vergleich weiterhin 
wettbewerbsfähig zu bleiben und weitere Fortschritte in unserem 
ambitionierten Kampf gegen CO2-Emissionen erzielen zu können. Die 
vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 E-VVEA bleibt in der 
Definition der verwendbaren Abfallströme unklar. Wir bevorzugen bei 
diesem Absatz deshalb eine entsprechend klarere Formulierung (siehe 
unten), welche dem im erläuternden Bericht stipulierten Ziel der Schaffung 
einer klaren gesetzlichen Grundlage für die stoffliche und energetische 
Verwertung von Abfällen in den Zementwerken deutlich näherkommt.
Aufgrund der oben angeführten Gründe fordern wir die Streichung bzw. 
eventualiter die Anpassung dieses Satzes, um so effektiv einen klaren 
Rahmen für die stoffliche und energetische Verwertung von Abfällen durch 
die Zementwerke zu schaffen.

Eventualiter Anpassungsvorschlag:
1 Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als 
Brennstoffe oder als Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von 
Zement und Beton verwendet werden, wenn sie die Anforderungen nach 
Anhang 4 erfüllen. Als Rohmaterial oder als Brennstoffe dürfen jedoch keine 
gemischten Siedlungsabfälle verwendet werden. Sortierreste, die sich aus 
der Behandlung von Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet 
werden können, dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton 
verwendet werden

Titel Art. 27 Abs. 1 Bst. e

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Des Weiteren begrüssen wir die vorgeschlagene Vereinfachung des 
momentan vorgeschriebenen dualen Meldesystems (LVA- und VVEA-
Codes) bei der Berichterstattung über die Mengen der entsorgten Abfälle zu 
der exklusiven Verwendung der LVA-Codes. Durch die Streichung der 
VVEA-Codes und den exklusiven Gebrauch der LVA-Codes wird in der 
Administration der Zementwerke die Berichterstattung gemäss VVEA 
vereinfacht.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Die neu in Art. 32 Abs. 2 E-VVEA vorgeschlagenen Formulierungen bei den 
Buchstaben h und i erachten wir als Vertreter der Schweizer 
Zementindustrie problematisch. Dies, da die Zementwerke aufgrund ihrer 
abfallrechtlichen Bewilligung befürchten müssen, diese für öffentlich-
rechtliche Unternehmen sehr sinnvollen Vorgaben ebenfalls erfüllen zu 
müssen. Als privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen liegt es jedoch in 
unserem eigenen Interesse, Reserven für Betriebsmittel aufzubauen bzw. 
zu halten. Eine in einem Gesetz oder einer Verordnung verankerte 
Aufbauverpflichtung für (zusätzliche) Betriebsmittel für die Schweizer 
Zementwerke wäre entsprechend nicht zielführend und wird von uns klar 
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abgelehnt. Wir gehen davon aus, dass dies beim vorgeschlagenen 
Abschnitt auch nicht bezweckt werden soll, und fordern deshalb eine 
Klärung bzw. Streichung der beiden neu vorgesehenen Buchstaben h und i 
für privatwirtschaftliche Akteure. Die Formulierung muss dahingehend klar 
sein, dass die beiden Buchstaben nur auf öffentlich-rechtliche Unternehmen 
– sprich KVA – anwendbar sind.

Titel Ziff. 3.1 Bst. f und h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3.1Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement 
und Beton dürfen folgende Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe 
verwendet werden:

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 
Buchstabe c einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für 
Chrom (VI) bei der Herstellung von Zement;
h. Beton- und Mischabbruch.

Begründung Wir unterstützen die Streichung des Chrom(VI)-Grenzwertes im Anhang 4 
Ziff. 3.1 Bst. f für Zement, sind aber der Meinung, dass dies im Fall von 
Beton gewisse Risiken birgt. Bei der Zementproduktion ist eine 
zielgerichtete und kontrollierte Cr(VI) Reduktion in industriellem Massstab 
realisierbar. Wie konkret bzw. ob dies bei der Betonproduktion ebenso 
zielgerichtet umgesetzt werden könnte, erschliesst sich für uns nicht a priori. 
Entsprechend erachten wir die Streichung des Chrom(VI)-Grenzwertes bei 
Zement als sachgerecht und würden diese Anpassung explizit auf Zement 
konzentrieren.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir unterstützen die in der VBBo vorgeschlagenen Anpassungen. 
Insbesondere die Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und 
Sanierungswerten in Anhang 1, Ziff. 12 + 13 ist unseres Erachtens ein 
wichtiges Instrument, um die Gesundheit des Bodens zu überwachen. Auch 
die neue zentralere Rolle des BAFU im Vollzug sollte zu einer 
Vereinfachung des Prozederes führen (Art. 5, Abs. 2,3 und 4).
Die Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und Sanierungswerten in die VBBo 
ist ein weiteres Instrument zur engmaschigen Kontrolle der schweizerischen 
Böden und zur Sicherstellung seiner Qualität. Die hieraus resultierende 
optimierte Kontrolle wird der Gesundheit der Bevölkerung zugutekommen 
und diese vor gesundheitsschädlichen Konzentrationen von Quecksilber 
und anderen Stoffen schützen. In diesem Sinne sind auch die Revision und 
Harmonisierung der Richt-, Grenz- und Sanierungswerte in der VBBo mit 
denen in der AltlV und VVEA ein wichtiger Schritt, um die Kontrolle und den 
Vollzug im Sanierungsfall zu vereinfachen.
Die neue Aufgabenverteilung zwischen Kantonen und dem BAFU erachten 
wir ebenfalls als sinnvolle administrative Erleichterung, da diese so in einem 
schweizweit einheitlichen Vollzug im Sanierungsfall resultiert. Das 
verpflichtende Erstellen von Hinweiskarten über Belastungen der Böden ist 
in diesem Zusammenhang das richtige Instrument, um den Vollzug 
schneller und effizienter durchführen zu können.

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Zu der angepassten Verordnung über die Sanierung von belasteten 
Standorten (AltlV) haben wir keine Anmerkungen.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr,  
Energie und Kommunikation UVEK  
Bundesamt für Umwelt 
3003 Bern 
 

Per E-Mail: polg@bafu.admin.ch 

 

Bern, 16. September 2024 

 

Stellungnahme zur Vernehmlassung 2024/2025 Verordnungspaket Umwelt 
Frühling 2025 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf die am 24. Mai 2024 vom UVEK eröffnete Vernehmlassung 
betreffend die Revision der Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten 
(AltlV), die Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA), 
die Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo), die Verordnung über den Verkehr 
mit Abfällen (VeVA) sowie die Verordnung über den Wasserbau (WBV).  

Für die Möglichkeit, Ihnen unsere Position und unsere Überlegungen darlegen zu 
können, möchten wir uns bedanken. Gerne nehmen wir zu den geplanten Änderungen 
wie folgt Stellung. 

Unsere Kommentare zu den einzelnen Bestimmungen sind entlang der einzelnen 
Verordnungen und chronologisch geordnet: 
 
Allgemeine Anmerkungen 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Entwurf der VVEA erachten wir grundsätzlich als 
zielführend. Unabhängig von der aktuellen Vernehmlassung erlauben wir uns vorab eine 
allgemeine Anmerkung.  

Die Schweizer Zementindustrie ist sich ihrer Verantwortung als energieintensive 
Industrie bewusst und unternimmt seit vielen Jahren enorme Anstrengungen, um den 
CO2-Fussabdruck ihrer Zemente mit innovativen Rezepturen zu verringern und so die 
ambitionierten Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Um auch in der Zukunft weiterhin neue 
klimafreundliche Zemente produzieren zu können, rücken neue Zumahl- und 
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Zusatzstoffe in den Fokus der Schweizer Zementindustrie. Derartige Entwicklungen 
sollten mittelfristig ebenfalls durch die VVEA möglichst sachgerecht abgedeckt werden. 
 

Anmerkungen zu den einzelnen Bestimmungen: 

I. Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA) 

a) Anpassung von Art. 24 Abs. 1 E-VVEA 

Wie oben erwähnt, unterstützen wir die vorgeschlagenen Änderungen im Entwurf der 
VVEA im Grundsatz. So vergrössert die in der aktuellen Vernehmlassungsvorlage 
vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 E-VVEA («Umwelt Frühling 2025») die 
Möglichkeiten der Schweizer Zementindustrie in der Verwertung von Siedlungsabfällen 
als alternative Brennstoffe. Die Verwertung von Sortierresten in den Zementwerken führt 
zu einer erheblichen Schonung von wertvollem Deponievolumen, welches andernfalls 
für die Lagerung der - aus der Verbrennung der Sortierreste - entstehenden Schlacken 
gebraucht würde. Zudem wird die stofflich- energetische Verwertung von Sortierresten 
in der Zementindustrie zu einer weiteren Reduktion von primär-fossilen Brennstoffen im 
Brennstoffmix der Zementwerke führen. 

Nichtsdestotrotz benötigen wir vollen Zugriff auf alle gesammelten Siedlungsabfälle, um 
im internationalen Vergleich weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben und weitere 
Fortschritte in unserem ambitionierten Kampf gegen CO2-Emissionen erzielen zu 
können. Die vorgeschlagene Erweiterung von Art. 24 Abs. 1 E-VVEA bleibt in der 
Definition der verwendbaren Abfallströme unklar. Wir bevorzugen bei diesem Absatz 
deshalb eine entsprechend klarere Formulierung (siehe unten), welche dem im 
erläuternden Bericht stipulierten Ziel der Schaffung einer klaren gesetzlichen Grundlage 
für die stoffliche und energetische Verwertung von Abfällen in den Zementwerken 
deutlich näherkommt. 

Aufgrund der oben angeführten Gründe fordern wir die Streichung bzw. eventualiter die 
Anpassung dieses Satzes, um so effektiv einen klaren Rahmen für die stoffliche und 
energetische Verwertung von Abfällen durch die Zementwerke zu schaffen. 
 

Änderungsantrag cemsuisse: 

Art. 24 Abs. 1 
1 Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe oder als 
Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet 
werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 erfüllen. Als Rohmaterial oder als 
Brennstoffe dürfen jedoch keine gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt 
gesammelten und nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. 
Sortierreste, die sich aus der Behandlung von getrennt gesammelten 
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Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet werden können, dürfen 
bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet werden. 

Eventualiter: 
1 Abfälle dürfen als Rohmaterial, als Rohmehlkorrekturstoffe, als Brennstoffe oder als 
Zumahl- oder Zuschlagstoffe bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet 
werden, wenn sie die Anforderungen nach Anhang 4 erfüllen. Als Rohmaterial oder als 
Brennstoffe dürfen jedoch keine gemischten Siedlungsabfälle und keine gemischt 
gesammelten und nachträglich sortierten Siedlungsabfälle verwendet werden. 
Sortierreste, die sich aus der Behandlung von getrennt 
gesammelten Siedlungsabfällen ergeben und nicht stofflich verwertet werden können, 
dürfen bei der Herstellung von Zement und Beton verwendet werden. 

 
b) Anpassung von Art. 32 Abs. 2 E-VVEA 

Die neu in Art. 32 Abs. 2 E-VVEA vorgeschlagenen Formulierungen bei den Buchstaben 
h und i erachten wir als Vertreter der Schweizer Zementindustrie problematisch. Dies, 
da die Zementwerke aufgrund ihrer abfallrechtlichen Bewilligung befürchten müssen, 
diese für öffentlich-rechtliche Unternehmen sehr sinnvollen Vorgaben ebenfalls erfüllen 
zu müssen. Als privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen liegt es jedoch in unserem 
eigenen Interesse, Reserven für Betriebsmittel aufzubauen bzw. zu halten. Eine in einem 
Gesetz oder einer Verordnung verankerte Aufbauverpflichtung für (zusätzliche) 
Betriebsmittel für die Schweizer Zementwerke wäre entsprechend nicht zielführend und 
wird von uns klar abgelehnt. Wir gehen davon aus, dass dies beim vorgeschlagenen 
Abschnitt auch nicht bezweckt werden soll, und fordern deshalb eine Klärung bzw. 
Streichung der beiden neu vorgesehenen Buchstaben h und i für privatwirtschaftliche 
Akteure. Die Formulierung muss dahingehend klar sein, dass die beiden Buchstaben nur 
auf öffentlich-rechtliche Unternehmen – sprich KVA – anwendbar sind. 
 
c) Vereinfachung des Meldesystems  

Des Weiteren begrüssen wir die vorgeschlagene Vereinfachung des momentan 
vorgeschriebenen dualen Meldesystems (LVA- und VVEA-Codes) bei der 
Berichterstattung über die Mengen der entsorgten Abfälle zu der exklusiven Verwendung 
der LVA-Codes. Durch die Streichung der VVEA-Codes und den exklusiven Gebrauch 
der LVA-Codes wird in der Administration der Zementwerke die Berichterstattung 
gemäss VVEA vereinfacht. 
 
d) Streichung Cr(VI)-Grenzwert Anhang 4 Ziff. 3.1 Bst. f 

Wir unterstützen die Streichung des Chrom(VI)-Grenzwertes im Anhang 4 Ziff. 3.1 Bst. f 
für Zement, sind aber der Meinung, dass dies im Fall von Beton gewisse Risiken birgt. 
Bei der Zementproduktion ist eine zielgerichtete und kontrollierte Cr(VI) Reduktion in 
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industriellem Massstab realisierbar. Wie konkret bzw. ob dies bei der Betonproduktion 
ebenso zielgerichtet umgesetzt werden könnte, erschliesst sich für uns nicht a priori. 
Entsprechend erachten wir die Streichung des Chrom(VI)-Grenzwertes bei Zement als 
sachgerecht und würden diese Anpassung explizit auf Zement konzentrieren.  
 

Änderungsantrag cemsuisse: 

Anhang 4: Anforderungen an Abfälle für die Herstellung von Zement und Beton 

3.1 Beim Mahlen von Zementklinker und bei der Herstellung von Zement und Beton 
dürfen die folgenden Abfälle als Zumahl- oder Zuschlagstoffe verwendet werden: 

f. andere Abfälle, wenn sie die Grenzwerte nach Anhang 3 Ziffer 2 Buchstabe c 
einhalten; nicht eingehalten werden muss der Grenzwert für Chrom (VI) bei der 
Herstellung von Zement. 

 
e) Dringend notwendige Fristanpassung in Artikel 51 VVEA 

Ein weiteres wichtiges Thema, das jedoch in der vorliegenden Verordnungsrevision nicht 
thematisiert wird, betrifft die aktuellen Regelungen bezüglich des Phosphorrecyclings. 
Aufgrund fehlender Vorgaben zu Finanzierung und Zielsetzungen ist es den Schweizer 
Zementwerken derzeit nicht möglich, die technisch und finanziell anspruchsvollen 
Anforderungen zum Phosphorrecycling bis zum Stichtag 01.01.2026 umzusetzen. Um 
einen Wettbewerbsnachteil für die Schweizer Zementindustrie im internationalen 
Vergleich zu verhindern, sowie die umweltfreundliche Verwertung von Klärschlammen 
in unseren Werken sicherzustellen, muss der in Art. 51 VVEA festgelegte Stichtag bis 
zum 01.01.2031 verlängert werden und die dem Phosphorrecycling zugrunde liegenden 
Regularien zeitnah publiziert werden, damit wir die industrielle Umsetzung sicherstellen 
können. 

Art. 51 Phosphorreiche Abfälle 

Die Pflicht zur Rückgewinnung von Phosphor nach Artikel 15 gilt ab dem 1. Januar 2031. 

 
II. Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA) 

Die vorgeschlagenen Änderungen der VeVA gehen im Allgemeinen in die richtige 
Richtung. Die Exportverbote für Grünabfälle beurteilen wir positiv, da dadurch weitere 
alternative Brennstoffe für die Verwertung in den Zementwerken gewonnen werden 
können. Jedoch lehnen wir den in Art. 15 Abs. 1bis vorgesehenen Export von sauberem 
Aushub- und Ausbruchmaterial ins Ausland ab. 
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a) Art. 15 Abs. 1bis E-VeVA: Export von Aushub- und Ausbruchmaterial 

Wir sehen den möglichen Export von sauberem Aushub- und Ausbruchmaterial ins 
grenznahe Ausland kritisch. Im Sinne der Kreislaufwirtschaft sollte dieses Material der 
Schweizer Bauindustrie zur Verfügung stehen. Allfällige einseitige und wohl eher 
vernachlässigbare Kostendifferenzen müssen den ökologischen Vorteilen 
gegenübergestellt werden. Durch den Transport von schweren Gütern wie Aushub- und 
Ausbruchmaterial über grosse Distanzen würden unnötige Klimaschadstoffe emittiert, 
was wiederum den Bemühungen schädliche Emissionen zu vermindern entgegenwirkt.  

Wir drücken hiermit unsere Besorgnis darüber aus, dass es 26 verschiedene kantonale 
Entscheide geben könnte und fordern hier das koordinierte Vorgehen einer 
übergeordneten Behörde (z.B. des BAFU). 

Aus unserer Sicht ist es daher am sinnvollsten, dass der Absatz (Art. 15 Abs. 1bis) 
ersatzlos gestrichen wird. 
 

Änderungsantrag cemsuisse: 

Art. 15 Abs. 1bis 

1bis Die Kantone können vorsehen, dass in Abweichung von Absatz 1 die 
kantonalen Behörden für die Erteilung der Bewilligung für die Ausfuhr von 
unverschmutztem Aushub- und Ausbruchsmaterial aus ihrem Kanton ins 
grenznahe Ausland zuständig sind. In diesem Fall gelten die Artikel 15 – 21 für das 
kantonale Bewilligungsverfahren sinngemäss. 

 
b) Revision von Artikel 17 E-VeVA 

Die in die Vernehmlassung geschickten Anpassungen von Art. 17 E-VeVA sind von 
grundlegender Bedeutung für die Schweizer Zementwerke. Das Exportverbot von 
Grünabfällen, welche beim Unterhalt von Parks und Gärten anfallen, wird sich positiv auf 
den bereits hohen Substitutionsgrad der verwendeten Brennstoffe der Zementwerke 
auswirken. So kann die Schweizer Zementindustrie weitere Schritte in Richtung des 
langfristigen Netto-Null-Ziels gehen. 
  
Darauf aufbauend ist es der Schweizer Zementindustrie wichtig klarzustellen, dass der 
Export von in der Schweiz anfallenden Sortierresten aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen eingeschränkt beziehungsweise verboten werden sollte. Die 
Kapazitäten der Zementwerke für die Aufnahme von alternativen Brennstoffen sind nicht 
ausgeschöpft, weshalb im Sinne der Kreislaufwirtschaft und der Erreichung des 
klimapolitischen Netto-Null-Zieles die Sortierreste in der Schweiz zur stofflichen (und 
energetischen) Verwertung zur Verfügung stehen sollten. Wir erachten es als wenig 
sinnvoll, den Export von Sortierresten ins Ausland vor die kreislauffähige Verwertung in 



 

6 

 

den Zementwerken zu stellen und würden deshalb ein zeitnahes Verbot von 
diesbezüglichen Exporten unterstützen. 
 

III. Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (AltlV) 

Zu der angepassten Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (AltlV) 
haben wir keine Anmerkungen. 
 

IV. Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) 

Wir unterstützen die in der VBBo vorgeschlagenen Anpassungen. Insbesondere die 
Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und Sanierungswerten in Anhang 1, Ziff. 12 + 13 
ist unseres Erachtens ein wichtiges Instrument, um die Gesundheit des Bodens zu 
überwachen. Auch die neue zentralere Rolle des BAFU im Vollzug sollte zu einer 
Vereinfachung des Prozederes führen (Art. 5, Abs. 2,3 und 4). 

Die Neuaufnahme von Quecksilber Prüf- und Sanierungswerten in die VBBo ist ein 
weiteres Instrument zur engmaschigen Kontrolle der schweizerischen Böden und zur 
Sicherstellung seiner Qualität. Die hieraus resultierende optimierte Kontrolle wird der 
Gesundheit der Bevölkerung zugutekommen und diese vor gesundheitsschädlichen 
Konzentrationen von Quecksilber und anderen Stoffen schützen. In diesem Sinne sind 
auch die Revision und Harmonisierung der Richt-, Grenz- und Sanierungswerte in der 
VBBo mit denen in der AltlV und VVEA ein wichtiger Schritt, um die Kontrolle und den 
Vollzug im Sanierungsfall zu vereinfachen. 

Die neue Aufgabenverteilung zwischen Kantonen und dem BAFU erachten wir ebenfalls 
als sinnvolle administrative Erleichterung, da diese so in einem schweizweit einheitlichen 
Vollzug im Sanierungsfall resultiert. Das verpflichtende Erstellen von Hinweiskarten über 
Belastungen der Böden ist in diesem Zusammenhang das richtige Instrument, um den 
Vollzug schneller und effizienter durchführen zu können. 
 

V. Verordnung über den Wasserbau (WBV) 

Zu der angepassten Verordnung über den Wasserbau (WBV) haben wir keine 
Anmerkungen und unterstützen die vorgeschlagenen Anpassungen. 

**** 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen bei Fragen 
gerne zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 
 
Dr. Stefan Vannoni    Dr. Lukas Hetzel 
Direktor     Leiter Kommunikation und Public Affairs 
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Vereinigung Kantonaler Gebäudeversicherungen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Vgl. Vernehmlassung VKG

Anhang: Vernehmlassung WBV.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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WWF Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Das integrierte Risikomanagement (IRM) ist sehr zu begrüssen. Alle 
relevanten Stakeholder müssen beteiligt sein. Insbesondere begrüssen wir 
ausdrücklich, dass Nachhhaltigkeit im umfassenden (ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial) Sinne angestrebt wird. 

Wir begrüssen die Präzisierungen in der Wasserbauverordnung 
insbesondere die differenzierte Betrachtung des Gewässerunterhalts und 
die Würdigung dessen wichtigen Beitrags zu den natürlichen Funktionen 
des Gewässers und damit zur Anpassung an den Klimawandel. Erweiterte 
Gewässerräume, die standortadäquat bewirtschaftet werden leisten einen 
wichtigen Beitrag zur ökologischen Infrastruktur.

Wir finden es auch sehr positiv, dass in der angepassten GschV explizit 
auch auf die Unterhaltsmassnahmen hingewiesen wird und betont wird, 
dass diesedazu beitragen, dass standortypische Lebenräume, Prozesse 
und Strukturen entstehen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Diese Verordnung regelt den Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor folgenden Gefahren, welche von Hochwassern ausgehen 
können:

a. Überschwemmungen durch ausufernde Gewässer, 
Oberflächenabfluss, Grundwasseraufstoss über der Erdoberfläche und 
durch über die Gewässerufer auslaufende Wind- und Impulswellen;
b. Murgänge;
c. Erosion und Ablagerung von Feststoffen;
d. Ablagerungen von und Verklausungen mit Schwemmgut.

Begründung Die aufgezählten Prozesse stellen nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und 
können sogar erwünscht sein. Im Sinne des integralen Risikomanagements 
sollen auch die Chancen durch solche Prozesse bzw. die Risiken beim 
Ausbleiben dieser Prozesse, namentlich die Risiken aufgrund von 
Biodiversitätsverlust, berücksichtigt werden. Demnach sei hier eine kann-
Formulierung zu verwenden.

Titel Art. 2 Begriffe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Verordnung bedeuten:
a. integrale Planung: Eine Planung bei der die betroffenen Kreise 
beteiligt, die ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen 
ausgewogen berücksichtigt und die Massnahmen optimal kombiniert 
werden;
b. risikobasiertes Vorgehen: Ein Vorgehen bei dem das heutige und das 
zukünftige Risiko systematisch erfasst, bewertet und bei der Umsetzung 
von Massnahmen nachvollziehbar berücksichtigt werden.

Begründung Es wird mit dieser Anpassung im Sinne des integralen Risikomanagement 
und im Sinne des erläuternden Berichts präzisiert, welche Interessen 
gemeint sind. Dies Präzisierung ist notwendig, da mit der Einführung des 
integralen Risikomanagement Interessen zu berücksichtigen sind, welche 
bisher ausser Acht gelassen wurde. Da es sich hierbei um die Definition der 
Begriffe handelt, ist eine unmissverständliche Nennung der zu 
berücksichtigenden Interessen unerlässlich.
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Titel Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die namentliche Erwähnung der "ökologischen Aspekte" ist wichtig. Auch 
der Einbezug von Klimaszenarien, was soviel bedeutet, dass die Gefahren 
nicht nur retospektiv beurteilt werden sollen und können.

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 4 Grundlagenbeschaffung durch die Kantone und Bezeichnung der 
Gefahrengebiete, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone berücksichtigen die Gefahrengebiete, den Raumbedarf der 
Gewässer und die Risiken in der Richt- und Nutzungsplanung sowie bei 
ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten. Sie stellen in den 
Gefahrengebieten sicher, dass insbesondere:

a.bei Ein-, Auf- und Umzonungen und der Erteilung von 
Baubewilligungen für Bauten und Anlagen die Risiken begrenzt werden;
b.durch Um-, Ab- und Auszonungen oder Verlegung von gefährdeten 
Bauten und Anlagen untragbare Risiken reduziert werden.

Begründung Die ungenügende Berücksichtigung des Raumbedarf der Gewässer in der 
Raumplanung ist ein zentraler Faktor, welcher das Risiko für Mensch und 
erheblichen Sachwerten erhöht. Der Raumbedarf der Gewässer ist die 
wichtigste Schnittselle zwischen Gewässerschutz und Hochwasserschutz. 
Es ist absolut im Sinne eines integralen Risikomanagements, den 
Raumbedarf der Gewässer in genügendem Mass zu berücksichtigen, da 
hiermit eine Vielzahl von Risiken minimiert werden können, namentlich alle 
Risiken infolge Hochwasserereignissen (im hydrologischen Sinne, d.h. weit 
überdurchschnittliche Abflüsse).

Dementsprechend ist auch im Gewässerschutzgesetz, Artikel 6a 
Gewässerraum, Abs. 1, Bst. b explizit der Schutz vor Hochwasser 
festgehalten. Nach der hier im erläuternden Bericht aufgeführten Logik wäre 
bei nächster Gelegenheit diese Bestimmung aus dem GSchG zu streichen, 
da dies in den Aufgabenbereich der Wasserbaugesetzgebung gehöre.

Es ist unverständlich, warum der Raumbedarf der Gewässer nicht aus der 
alten WBV übernommen werden soll, handelt es sich hierbei um ein 
Schlüsselelement um die Ziele "Schutz von Menschen und erheblichen 
Sachwerten vor (...) Hochwassergefahren" zu erreichen.

Dieser Punkt ist für uns von zentraler Bedeutung.

Titel Art. 5 Raumplanerische Massnahmen , Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 6 Organisatorische Massnahmen , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen organisatorische Massnahmen, um im Ereignisfall 
Menschenleben zu retten und das Schadensausmass zu begrenzen. Zu 
diesem Zweck:

a.sorgen sie dafür, dass die Einsatzpläne erstellt, eingeübt und den 
zivilen Führungs- und Einsatzkräften bekannt sind;
b.stellen sie sicher, dass die zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der 
Vorbereitung und Bewältigung von Hochwasserereignissen fachlich 
beraten werden;
c.bauen sie Warneinrichtungen auf, die zur Sicherung von Siedlungen 
und Verkehrswegen vor Hochwassergefahren erforderlich sind, und 
betreiben sie;
d.treffen sie technische Vorkehrungen zur Unterstützung der 
Einsatzkräfte bei der Bewältigung von Hochwasserereignissen.

e. definieren sie Abläufe und Kriterien, welche dazu dienen, im Nachgang 
an Ereignisse Massnahmen zu ergreifen, welche die Resilienz des Systems 
erhöhen.

Begründung Um das Schadensausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das Entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzen sind, ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Interessen gleichermassen zu 
berücksichtigen.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone ergreifen ingenieurbiologische und technische Massnahmen, 
um das Risiko zu reduzieren und zu begrenzen. Dazu gehören 
Schutzbauten und -anlagen, die Hochwassergefahren zurückhalten, 
umleiten oder durchleiten. Schutzbauten und -anlagen werden so instand 
gestellt, ersetzt oder neu erstellt, dass deren Lebensdauer und 
Funktionsfähigkeit optimiert ist.

Begründung Wie der Titel des Artikels sagt, geht es um ingenieurbiologische UND 
technische Massnahmen. Diese beiden Massnahmentypen, um Risiken zu 
reduzieren und zu begrenzen, sind nicht gleichzusetzen. Inbesondere 
können ingenieursbiologische Massnahmen, sofern sie korrekt angewendet 
werden, völlig unterhaltsfrei und auf unbestimmte Zeit wirksam sein.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie gestalten die Schutzbauten und -anlagen möglichst robust und natürlich. 
Bestehende Schutzbauten und -anlagen überprüfen sie auf ihre Eignung, 
Überlastbarkeit und Systemsicherheit und passen sie bei Bedarf an.

Begründung Diese Formulierung wird der Forderung GschG Art 37 Abs 2 gerecht, 
nämlich dass... "der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst 
beibehalten oder wiederhergestellt werden muss".

Bestehende Schutzbauten sind auch auf ihre Eignung hin zu überprüfen. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass basierend auf der bisherigen 
Wasserbaugesetzgebung errichtete Schutzbauten den Prinzipien des 
integralen Risikomanagements genügen. Darüber hinaus verändern sich im 
Rahmen des Klimawandels die Abflüsse und bisher geeignete 
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Schutzbauten werden in Zukunft nicht mehr geeignet sein. Nicht oder nicht 
mehr geeignete Schutzbauten sind unter Berücksichtgung der neuen 
Wasserbaugesetzgebung und der Gewässerschutzgesetzgebung 
anzupassen, wobei eine Anpassung auch aus einem Ersatz durch 
ingenieursbiologische Massnahmen oder aus einer Entfernung, z.B. im 
Rahmen einer Aufweitung, bestehen kann.

Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie verwenden so weit als möglich natürliche, für das jeweilige Gewässer 
typische Baustoffe und setzen ingenieurbiologische Methoden ein.

Begründung Wichtig ist nicht nur, dass die Baustoffe natürlich sind, sondern auch das sie 
dem Gewässertyp angepasst sind. Beispielsweise sind Felsblöcke ein 
natürlicher Baustoff, welcher natürlicherweise an kleinen, flachen Gewässern 
nicht vorkommt.

Anhang: fliessgewaessertypisierungderschweiz.pdf
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Titel Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume , Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Sie bezeichnen entschädigungsberechtigte Entlastungsräume, in welche 
Hochwasser durch Revitalisierungen und Schutzmassnahmen so ein- und 
durchgeleitet werden, dass diese Räume häufiger oder intensiver belastet 
werden, um damit andere Gebiete zu schützen.

Abs. 5: Sie schaffen naturnahe und natürliche, standortgerechte 
Uferlebensräume, welche als Entlastungsräume dienen, und sichern diese 
raumplanerisch.

Begründung Revitalisierungen, z. B. durch die Wiedervernetzung von Auen, können Räume 
wiederherstellen, die Hochwasserspitezn zurückhalten oder verlangsamen und 
so andere Gebiete schützen.

Neben der Bezeichnung und der Anbindung von bestehenden Räumen, 
welche zur Entlastung dienen können, sind auch weitere, spezifisch naturnahe 
oder natürliche Flächen (Wieder-)Herzustellen. Hierzu ist ein weiterer Absatz 
hinzuzufügen. Naturnahe und natürliche Uferlebensräume sind kosteneffizient 
als Massnahmen zum Schutz vor Hochwassern. Sie reduzieren im Sinne des 
integralen Risikomanagements auch weitere Risiken, namentlich das Risiko 
von Trockenheit und das Risiko von Biodiversitätsverlust. Der Flächenbedarf 
für diese Lebensräume ist ausgewiesen. Es kann so eine win-win-Situation 
geschaffen werden. Die Beanspruchung von nicht-natürlichen 
Entlastungsräumen kann reduziert und somit Kosten aufgrund von 
Entschädigungen reduziert werden.

Anhang: infospecies-2023-flaechenbedarf-artenvielfalt-schweiz.pdf
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Titel Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Kantone stellen sicher, dass die Schutzbauten und -anlagen 
angemessen unterhalten werden. Sie unterhalten die Schutzbauten und -
anlagen risikobasiert, so dass:

a.die Abflusskapazität erhalten und die Gewässerdynamik nur dort wo 
nötig begrenzt wird;
b.die Lebensdauer und Funktionsfähigkeit der Schutzbauten und -
anlagen optimiert werden.

c. die Gewässer den Anforderungen von Artikel 41c quater der 
Gewässerschutzverordnung entsprechen.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Gewässerschutzgesetz (Art. 4 Bst. n) 
den Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

In den Anforderungen an den Gewässerunterhalt, wie sie in Art. 8 WBV 
formuliert sind, fehlt dieser Bezug zum Unterhalt zur Gewährleistung der 
ökologischen Funktionen. So wie das WBG in Art. 4 auf Art. 37 GSchG 
verweist, soll auch auf Stufe Verordnung dieser Bezug explizit hergestellt 
werden.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Titel 3. Kapitel: Gewährung von Bundesbeiträgen

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 41cter Beibehaltung oder Wiederherstellung des natürlichen Verlaufs

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Bei Eingriffen in das oberirdische Gewässer ist der natürliche, vom 
Menschen unveränderte Verlauf des Fliessgewässers, charakterisiert durch 
seine Lage im Talquerschnitt, sein Längsgefälle, seine Gerinneform, seine 
Gerinnesohlenbreite sowie seine morphologischen Strukturen und 
dynamischen Prozesse, möglichst beizubehalten oder wiederherzustellen.

Begründung Hier muss zum Ausdruck kommen, dass sich der "natürliche Verlauf" des 
Fliessgewässers auf den Verlauf vor allfälliger Korrekturen bezieht.

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
Gewässerraums, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es sehr, dass auch die standorttypische Gestaltung und 
Unterhalt des Gewässers und des Gewässerrraums hier explizit ausgeführt 
wird

Titel Art. 41cquater Gestaltung und Unterhalt der Gewässer und des 
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Gewässerraums, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel 2.1.2 Regelungen und Präzisierungen in der Verordnung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen es, dass die Bedeutung des Gewässerunterhalts für die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer hervorgehoben 
wird. Insbesondere auch, dass der Gewässerunterhalt einen Beitrag zum 
Aufbau der ökologischen Infrastruktur und zur Anpassung an den 
Klimawandel leisten kann.

Titel 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der 
Wasserbauverordnung / 4.1 1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen /4.1.1 Art. 
1 Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Schutzmassnahmen sind gemäss Artikel 1 Wasserbaugesetz dort 
angezeigt, wo Menschen sowie Siedlungen, Gebäude und Infrastrukturen 
gefährdet sind (Schutzobjekte). Artikel 1 WBV präzisiert, vor welchen 
Gefahren der Schutz von Menschen und erheblichen Sachwer-ten 
gewährleistet werden soll.
Während in Artikel 1 Wasserbaugesetz einzelne Gefahrenprozesse 
beispielhaft erwähnt sind, werden sie in der Verordnung vollständig 
aufgezählt. Unter Hochwasser wird ein Wasser-stand verstanden, der 
deutlich über dem langjährigen Mittelwert liegt. Hochwasser stellen eine 
Gefahr dar, wenn sie ausufern und so Schäden für Mensch, Umwelt und
/oder Sachgüter entstehen können. Überschwemmungen können auch 
durch Niederschlag entstehen, der nicht versickern kann und über das 
offene Gelände abfliesst (Oberflächenabfluss), durch aufstossendes 
Grundwasser oder durch über das Seeufer auslaufende Wellen (Bst. a). Die 
auslaufenden Wellen umfassen insbesondere Windwellen und dynamische 
Wellen. Letztere werden auch Tsunamis genannt, welche meist durch 
Massenbewegungen ins Gewässer oder unter Wasser ausgelöst werden. 
Eine weitere Gefahr sind Murgänge (Bst. b), ein lang-sam bis schnell 
fliessendes Gemisch aus Wasser und einem hohen Feststoffanteil in steilen 
Bächen. Weiter können Erosionen im Ufer- und Sohlbereich von 
Gewässern, insbesondere im Bereich von Bauten (Brückenpfeiler, 
Widerlager), sowie die Ablagerung von Feststoffen inner-halb und 
ausserhalb des Gewässers (Bst. c) und von Schwemmgut wie z. B. 
weggerissene Baumstämme (Bst. d) eine Gefahr darstellen. 
Die Hochwassergefahren umfassen damit alle Gefahren, welche durch 
Überschwemmun-gen, Erosion, Ablagerungen und Schwemmgut bei Seen, 
Flüssen, Bächen, Oberflächenab-fluss, Grundwasseraufstoss sowie Wind- 
und Impulswellen auftreten. Dabei ist zu beachten, dass diese Prozesse 
auch auftreten können, ohne eine Gefahr darzustellen, und dass diese 
Prozesse in natürlichen Systemen eine wichtige Voraussetzung für deren 
ökologischen Wert darstellen können.

Begründung Die im letzten Satz des zweiten Absatzes aufgezählten Prozesse stellen 
nicht in jedem Fall eine Gefahr dar und können sogar erwünscht sein. Im 
Sinne des intergralen Risikomanagements sollen auch die Chancen durch 
solche Prozesse bzw. die Risiken beim Ausbleiben dieser Prozesse, 
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namentlich die Risiken aufgrund von Biodiversitätsverlust, berücksichtigt 
werden. 
Demnach sei hier eine kann-Formulierung zu verwenden, wie sie auch oben 
im Absatz verwendet wird.
Es soll auch zum Ausdruck kommen, dass auch das Ausbleiben aller 
beschriebenen Prozesse mit Risiken verbunden sein kann. So sind 
beispielsweise Hochwasser, welche ausufern, von grosser Bedeutung für 
Auen und Flachmoore und somit von gesellschaftlicher Bedeutung.

Titel 4.1.3 Art. 3 Umgang mit Hochwassergefahren und Risiken

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag In dieser Bestimmung wird der kantonale Vollzugsauftrag aus Artikel 2 
Wasserbaugesetz präzisiert. Dabei wird der Bezug zwischen dem Schutz 
von Menschen und erheblichen Sachwerten vor Hochwassergefahren und 
dem IRM hergestellt.
Um das Ziel – ein tragbares Mass an Hochwasserrisiken – zu erreichen und 
es zu halten, sind Anstrengungen verschiedener Stellen in einem Kanton 
notwendig. Die Gefahren und Risiken müssen erhoben werden, um die 
Tragbarkeit der Risiken beurteilen zu können und den Handlungsbedarf zu 
bestimmen. Massnahmen zur Risikoreduktion und langfristigen Ri-
sikobegrenzung müssen auf diesen Grundlagen geplant und umgesetzt 
werden. Mit einem solchen risikobasierten Handeln kann der Schutz 
langfristig gewährt werden. Die nachfol-genden Beschreibungen führen 
diesen risikobasierten Umgang mit Hochwassergefahren weiter aus.
Grundlagen, die erforderlich sind, um Hochwasserrisiken zu erkennen, 
müssen verschiede-ne Aspekte und Themen enthalten (siehe auch Art. 4 
WBV). Das Risiko setzt sich zusammen aus der Wahrscheinlichkeit, dass 
ein gefährliches Ereignis eintrifft, und dem möglichen Schaden. Das 
Schadensausmass ist abhängig von der Anzahl Personen und den Sachwer-
ten, die dem Ereignis ausgesetzt sind (Exposition) sowie der 
Schadensempfindlichkeit der betroffenen Werte und Personen 
(Verletzlichkeit). Dabei können die gefährdeten Sachwerte unterschiedlicher 
Art sein, wie zum Beispiel Gebäude und Infrastrukturanlagen mit erhebli-
cher volkswirtschaftlicher Bedeutung. Als Grundlagen müssen somit 
Informationen zusam-mengetragen werden, die sich auf die Entstehung von 
Hochwasserereignissen, weitere Ge-fahren, die den Ereignisverlauf 
beeinflussen (z. B. Prozessverkettung oder kombinierte Er-eignisse), die 
Wirkung von bestehenden Massnahmen und die bestehende Nutzung bezie-
hen. Eine konkrete Übersicht über die zu erstellenden Grundlagen findet 
sich in Artikel 4 WBV. Nur auf dieser Basis kann der Handlungsbedarf zum 
Erreichen eines tragbaren Mas-ses an Hochwasserrisiken erkannt, und die 
Verantwortlichkeiten zur Planung und Umset-zung von Massnahmen 
zugewiesen werden. 
Das tragbare Mass an Risiken ist kein fixer Wert, sondern muss von den 
Schutzverantwortli-chen und den Betroffenen ausgehandelt werden. 
Betroffen sind dabei grundsätzlich auch alle gesellschaftlichen Bedürfnisse 
und Nutzungen, wie z.B. die Naherhohlung am Gewässer, da eine intergrale 
Planung sozialverträglich zu erfolgen hat. Die Kantone gewährleisten mit 
einem ver-hältnismässigen Aufwand einen angemessenen Schutz vor 
Hochwassergefahren, indem sie geeignete raumplanerische, 
organisatorische, ingenieurbiologische und technische Mass-nahmen 
optimal kombinieren und Risiken auf diese Weise steuern (siehe auch Art. 5 
bis 8 WBV). Auf Basis einer integralen Planung und einem risikobasierten 
Vorgehen reduzieren die umgesetzten Massnahmen bestehende Risiken 
und begrenzen das Entstehen neuer Risi-ken. Das Zusammenwirken der 
Massnahmen muss daher zum Zeitpunkt der Planung wie auch langfristig 
optimal sein. Allerdings gibt es keine absolute Sicherheit, deshalb muss das 
verbleibende Risiko getragen werden. Das bedeutet, dass die Betroffenen 
für die Schäden selbst aufkommen müssen und dass sie über die 
Gebäudeversicherungen solidarisch getra-gen werden. 
Die Kantone beobachten und berücksichtigen im Rahmen ihres 
Vollzugsauftrages die sich verändernden Bedingungen, die durch den 
Klimawandel (vgl. für Anpassungsmassnahmen auch Art. 8 des 
Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stär-
kung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 ), das 
Siedlungswachstum und den Infrastrukturausbau entstehen. 
Bei der Planung und Umsetzung von wasserbaulichen Massnahmen sind 
insbesondere die ökologischen Aspekte zu beachten, da Gewässer wichtige 
ökologische Räume und zentrale Elemente der Vernetzung sind. Die 
natürlichen Funktionen sind deshalb bei Eingriffen beizu-behalten oder 
wiederherzustellen. Dabei ist auch die natürliche Gewässerdynamik soweit 
möglich zu fördern, die Landschaft aufzuwerten und die Vernetzung der 
Lebensräume zu ermöglichen.
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Begründung Im Sinne der intergralen Planung ist auch die Betroffenheit der Gesellschaft 
zu berücksichtigen, wenn Massnahmen deren Interessen zuwiederläuft. 
Diese Interessen beiinhalten auch den Erhalt oder die Wiederherstellung 
möglicht naturnaher Gewässer und damit den Erhalt der Biodiversität.

Titel 4.2.2 Art. 5 Raumplanerische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Neben dem Klimawandel ist die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung ein 
weiterer grosser Risikotreiber. Hier wird das Risiko durch Bauen im 
Gefahrengebiet geschaffen. Mit raumpla-nerischen Massnahmen soll dieser 
Risikoanstieg vermieden, begrenzt oder reduziert werden. Ziel ist es, 
naturgefahrengerecht zu bauen. 
Eine Raumplanung, die naturgefahrenbedingte Risiken berücksichtigt, wird 
wesentlich über folgende Grundsätze erreicht:
-Gefahrengebiete sind für intensive Nutzungen zu meiden. Sofern dies 
aufgrund der Interessensabwägung nicht möglich ist, sind Baugebiete in 
möglichst schwach gefährdeten Gebieten auszuscheiden. 
-Bei Bauzonen in Gefahrengebieten sind Neu-, Ersatz- und wesentliche 
Umbauten naturgefahrengerecht zu erstellen, um Schäden zu vermeiden. 
Das naturgefah-rengerechte Bauen erfolgt in der Regel über die 
konzeptionelle Auslegung der Bauvorhaben, womit insbesondere bei 
Neubauten kaum Mehrkosten resultieren. Auch bestehende Bauten lassen 
sich meist kostengünstig nachrüsten. 
-Bauten und Anlagen sind dann zu verlegen, wenn sich aus der optimalen 
Mass-nahmenkombination ergibt, dass eine Umsiedlung die beste 
Massnahme darstellt.
-Da sich Überschwemmungen, insbesondere bei ausserordentlichen 
Ereignissen, nicht verhindern lassen, werden die langfristig sinnvollen 
Abflusskorridore und Rückhaltegebiete frei gehalten vor intensiverer 
Nutzung. Diese Freihalteräume werden gesichert, um beispielsweise ein 
Ableiten der Hochwasser in angrenzende Siedlungsgebiete zu verhindern. 
Die Bestimmung zu den raumplanerischen Massnahmen ist aus Artikel 21 
Absatz 3 alt WBV übernommen, der Artikel trägt dort den Titel 
«Gefahrengebiete und Raumbedarf der Gewäs-ser». Inhaltlich werden 
einzig die «Risiken in den Gefahrengebieten» ergänzt. Die einzelnen 
Aspekte sind ausführlicher als vor-her beschrieben.
Absatz 1 umschreibt die einzelnen raumplanerischen Massnahmen, die 
dazu beitragen, die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung zu berücksichtigen 
und die Nutzung auf die Gefahrensi-tuation abzustimmen. Es gilt, neue 
untragbare Risiken zu vermeiden (Bst. a) und bestehende, untragbare 
Risiken zu reduzieren (Bst. b). Die Formulierung im Einleitungssatz von 
Absatz 1 lehnt sich an Artikel 21 Absatz 3 alt WBV an und ergänzt ihn um 
die in den Gefahrengebieten bestehenden und künftigen Risiken. Für die 
Abstimmung der raumwirksamen Tätigkeiten in der Raumplanung bedeutet 
dies, dass neben der Gefahr auch das Schadenpotenzial berück-sichtigt 
wird. Die massgebenden Raumplanungsinstrumente für Berücksichtigung 
der Risiken sind der kantonale Richtplan und der kommunale Nutzungsplan. 
Im Richtplan sind unter an-derem Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren aufzuzeigen. Dazu gehört auch, dass Prinzipen und 
Verfahren ausgewiesen werden wie beispielsweise die Grundsätze der 
Raum-planung im Umgang mit Naturgefahren , die Organisation, 
Koordination und Zuständigkeiten oder die Aufträge an die Gemeinden. Im 
Nutzungsplan erfolgt die grundeigentümerverbindli-che Umsetzung der 
Gefahrengebiete, wie beispielsweise das Ausscheiden von Gefahrenzo-nen 
im Zonenplan und das Erlassen von Vorschriften für die Nutzung in 
Gefahrengebieten im Bau- und Zonenreglement. Die Vorschriften 
beinhalten den Grundsatz, dass nicht nur Risiken in stark gefährdeten 
Gebieten (rote und blaue Gefahrenbereiche in den heutigen Gefahren-
karten), sondern auch in Gebieten mit nur geringer oder Restgefährdung 
(gelbe und gelb-weisse Gefahrengebiete in den heutigen Gefahrenkarten) 
begrenzt und reduziert werden müssen. Zu den weiteren 
Raumplanungsinstrumenten, bei welchen die Risiken zu berück-sichtigen 
sind, zählen Sachpläne, Leitbilder oder Sondernutzungspläne auf 
kantonaler, regio-naler und kommunaler Stufe. 
Die Buchstaben a und b konkretisieren das Vorgehen. 
Buchstabe a: Die Raumplanungs- und Baubewilligungsbehörden achten bei 
Ein-, Auf- und Umzonungen sowie beim Erteilen von Baubewilligungen 
darauf, dass als Folge neuer oder intensiverer Nutzung die Risiken 
möglichst nicht zunehmen oder die Intensität der Nutzung wird soweit 
reduziert, dass die Risiken im Gefahrengebiet tragbar sind. So verlangen 
sie beispielsweise, dass keine oder nur bestimmte Nutzungen zugelassen 
werden und insbe-sondere, dass Bauten und Anlagen naturgefahrengerecht 



780 / 927

erstellt werden, sodass diese im Ereignisfall keinen Schaden nehmen. Eine 
Aufzonung bedeutet, dass die Nutzungsmöglich-keiten beispielsweise in 
einer Wohnzone erhöht oder erweitert werden. Auch hier ist sicher zu 
stellen, dass die betreffende Nutzung kein untragbares Risiko verursacht. 
Weitere Beispiele für Auflagen sind eine verstärkte Bauweise oder 
Objektschutz bei Umbauten.
Buchstabe b: Bestehende, untragbare Risiken in einem Gebiet können 
reduziert werden, indem Bauten und Anlagen verlegt oder das gefährdete 
Gebiet entsprechend umgezont wird. Das heisst, dass die Grundstücke im 
betreffenden Gebiet einer neuen Nutzungsbestimmung zugeordnet werden. 
Dies kann auch ohne Umsiedlung erfolgen, indem beispielsweise noch nicht 
überbaute Bauzonen in Gefahrengebieten ausgezont werden oder das 
Nutzungsmass reduziert wird.
Absatz 2 verlangt von den Kantonen, dass sie Freihalteräume identifizieren, 
hinsichtlich ihrer Eignung und Wirkung bewerten und raumplanerisch 
ausscheiden, um sie langfristig zu si-chern. Solche Freihalteräume sind 
beispielsweise natürliche Überschwemmungsgebiete oder 
Hochwasserrückhalteflächen in der Landschaft. In Freihalteräumen haben 
Hochwasser Vor-rang vor anderen Ansprüchen. Damit sind in diesen 
Gebieten alle konkurrierenden raumwirk-samen Nutzungen 
ausgeschlossen, soweit sie mit dem Hochwasserschutz nicht vereinbar 
sind. So ist beispielswiese bei Terrainveränderungen darauf zu achten, 
dass die Wirkung eines Freihalteraums nicht verändert wird. Weiter ist in 
diesen Freihalteräumen auf eine Sied-lungsentwicklung zu verzichten, um 
so das Risiko nicht zu erhöhen. Die Kantone sind ver-pflichtet, 
Freihalteräume in der Richt- und Nutzungsplanung auszuscheiden und sie 
bei ihren übrigen raumwirksamen Tätigkeiten zu berücksichtigen.

Begründung Wir begrüssen das insgesamt, insbesondere auch die Reduktion von 
Risiken durch das Entfernen von Bauten und Anlagen aus dem gefährdeten 
Gebiet.

Jedoch ist der "Raumbedarf der Gewässer" in der Verordnung zu belassen. 
Die hier aufgeführte Argumentation greift zu kurz, denn der Raumbedarf der 
Gewässer ist die bedeutendste Schnittstelle zwischen Gewässerschutz und 
Hochwasserschutz. Dies zeigt sich auch dadurch, dass der Schutz vor 
Hochwassern in der Gewässerschutzgesetzgebung ebenfalls als Grund für 
die Festlegung des Gewässerraums aufgeführt ist (GSchG Art. 36a).

Dies ist ein zentraler Punkt für uns.

Titel 4.2.3 Art. 6 Organisatorische Massnahmen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Organisatorischen Massnahmen sind vorbereitete Tätigkeiten, die kurz vor, 
während und nach einem Ereignis ausgeführt werden, um Menschenleben 
zu retten und das Schadensaus-mass zu begrenzen (Abs. 1). Die 
Vorbereitung und Bewältigung von Ereignissen liegen im öffentlichen 
Bereich in der Zuständigkeit des Bevölkerungsschutzes. 
In den Buchstaben a bis d werden die einzelnen Massnahmen aufgezählt. 
In der alt WBV sind lediglich die Frühwarndienste (Art. 24) und unter 
Grundlagenbeschaffung (Art. 27) die «Notfallplanungen» (Bst. c) und die 
«Messstellen» (Bst. f) aufgeführt. Diese Elemente werden mit neuen 
Begrifflichkeiten weitergeführt und um weitere Tätigkeiten ergänzt. Als 
weitere Massnahme organisatorischer Art wird die Rückhaltemöglichkeit 
von Speicherseen in Absatz 2 ergänzt.
Buchstabe a: Einsätze sind nur dann erfolgreich, wenn sie vorsorglich 
geplant, vorbereitet und eingeübt sind. Einsatzpläne (vormals als 
Notfallplanungen bezeichnet) sind wichtige Hilfsmittel, denn sie bezeichnen 
die Tätigkeiten der Führungsorgane und Einsatzkräfte vor und während 
eines Ereignisses. Dazu gehören die Beobachtung, Information, Warnung, 
Alarmierung, Sperrungen von Strassen, der Aufbau mobiler 
Schutzmassnahmen oder die Evakuierung von Gebäuden und Gebieten 
und die Betreuung von betroffenen Personen. Die kantonalen Fachstellen 
erarbeiten gemeinsam mit den Partnern des Bevölkerungsschutzes die 
Einsatzpläne.
Buchstabe b: Die Kantone sorgen dafür, dass die zivilen Einsatz- und 
Führungsorganisatio-nen über das notwendige Naturgefahrenwissen 
verfügen, um sich auf Hochwasserereignisse vorzubereiten und sie zu 
bewältigen. Dazu bilden sie lokalen Naturgefahrenberaterinnen und -berater 
aus und integrieren sie in ihre Führungsorganisationen. Die lokalen 
Naturgefahrenbe-raterinnen und -berater kennen die zur Verfügung 
stehenden Informationen wie die Gemein-same Informationsplattform 
Naturgefahren (GIN). Sie können diese Informationen dank guter 
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Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten mit eigenen Beobachtungen 
ergänzen und im lokalen Kontext beurteilen. Damit tragen sie dazu bei, 
dass Vorhersagen und Warnungen die Füh-rungs- und Einsatzkräfte 
rechtzeitig erreichen, von ihnen verstanden und in die Entscheidun-gen 
eingebunden werden.
Buchstabe c ist aus Artikel 24 alt WBV übernommen. Die 
«Frühwarndienste» werden durch den Begriff «Warneinrichtungen» ersetzt, 
um kohärent mit der Terminologie des Wasserbau-gesetzes zu sein. 
Gemeint sind Mess- und Frühwarnsysteme. Dazu gehören auch die für den 
Hochwasserschutz erforderlichen Messstellen (Art. 27, Bst. f alt WBV).
Buchstabe d nennt technische Vorkehrungen wie Abdämmungen mit 
mobilen Dammbalken oder Anhebevorrichtungen bei Brücken, die für die 
Ereignisbewältigung eingesetzt werden. Die technischen Vorkehrungen 
werden zur Unterstützung der Einsatzkräfte erstellt, damit diese mit ihren 
begrenzten Mitteln die Schäden risikobasiert begrenzen können.
In Absatz 2 wird eine weitere Massnahme organisatorischer Art genannt, 
die dazu beiträgt, die Hochwassergefahr im unterhalb von Speicherseen 
liegenden Gebiet zu vermindern. In-dem der Speichersee permanent oder 
vor einem spezifischen Ereignis vorabgesenkt wird, kann dieses 
Speichervolumen genutzt werden, um die Abflussspitze zu reduzieren. Die 
Ana-lyse des Hochwasserereignisses vom August 2005 zeigt den Nutzen 
dieses Vorgehens für den Hochwasserschutz. Die Mitnutzung eines 
Speichersees kann in einzelnen Fällen eine kostengünstige Massnahme 
darstellen. Eine Vorabsenkung kann bei Nichteintreten des prognostizierten 
Ereignisses aber auch zu Ertragsausfällen bei der Energieproduktion 
führen. Diese werden gemäss Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe g WBV 
subventioniert. Betrachtet man die Auswirkungen einer solchen Nutzung auf 
die Wasserkraftproduktion über eine längere Zeitperiode, werden sie jedoch 
als gering eingeschätzt. Auch die hier beschriebene Bewirt-schaftung der 
Speicherseen ist in eine optimale Massnahmenkombination einzubetten. 
Die Sicherheit der Stauanlagen gemäss den Anforderungen der 
Stauanlagengesetzgebung darf dabei nicht beeinträchtigt werden.

Begründung Um das Schadenausmass zu begrenzen, sind auch organisatorische 
Massnahmen zu definieren, welche dazu dienen, nach einem Ereignis die 
richtigen Lehren zu ziehen und das System im Sinne des integralen 
Risikomanagements resilienter für zukünftige Ereignisse zu machen. Dazu 
gehören etwa angepasste Gewässerräume oder das entfernen von 
Infrastrukturen aus dem Gefahrenbereich. Da nach Ereignissen gewisse 
Massnahmen mit einer hohen Dringlichkeit umzusetzene sind ist eine gute 
Vorbereitung und Organisation besonders wichtig. Dabei sind die 
wirtschaftliche, soziale und umweltbezogene Nachhaltigkeit zu 
berücksichtigen.

Titel 4.2.4 Art. 7 Ingenieurbiologische und technische Massnahmen sowie 
Entlastungsräume

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Artikel wird neu eingeführt, um die ingenieurbiologischen und technischen 
Massnahmen in ähnlicher Ausführlichkeit wie die anderen Massnahmen zu 
beschreiben. Inhaltlich bildet der Artikel jedoch die gängige Praxis ab. Als neue 
Aufgabe wird formuliert, dass die bestehenden Bauwerke auf ihre 
Systemsicherheit zu prüfen sind.
Absatz 1 beschreibt die Wirkung und Funktion von technischen Massnahmen. 
Schutzbauten und -anlagen sollen in dafür geeigneten Flächen das 
Hochwasser möglichst zurückhalten. Wo nötig werden Hochwasser durch 
Siedlungsgebiete durchgeleitet oder in dafür vorgesehe-ne Räume umgeleitet. 
Bestehende Geländeaufschüttungen, Terrainveränderungen, perma-nente 
Freihaltung in Stauseen oder abgesenkte Strassen können für diesen Zweck 
ebenfalls eingesetzt werden. Technische Massnahmen sind so zu bauen und 
zu unterhalten, dass sie über eine möglichst lange Zeit funktionstüchtig sind. 
Absatz 2 beschreibt einen wichtigen Aspekt, der bei der Planung und beim Bau 
von techni-schen Massnahmen beachtet werden soll: das robuste Bauen. Die 
Bauwerke werden auf ein bestimmtes Ereignis (Wahrscheinlichkeit und 
Intensität des Gefahrenprozesses) ausgelegt und verhalten sich dann robust, 
wenn das Überlasten der Schutzbaute nicht zu unkontrollier-tem Versagen mit 
sprunghaft ansteigenden Schäden führt und die vorgesehene Wirkung auch 
bei einer Überlastung erhalten bleibt. Kann ein robustes Verhalten nicht 
erreicht werden, sind allenfalls weitere Massnahmen zu ergreifen und die 
verbleibenden Risiken sind zu tra-gen. Zudem verpflichtet Absatz 2 die 
Kantone dazu, bestehende Schutzbauten und -anlagen daraufhin zu prüfen, 
wie sie bei einer extremen Belastung (Überlastung) reagieren. Dabei sind 
verschieden Szenarien, Prozesswechsel, Prozessverkettungen und 
kombinierte Ereig-nisse einzubeziehen. Weiter müssen die Kantone die 
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Systemsicherheit untersuchen, das heisst prüfen, wo die Wirkungsgrenze des 
Schutzkonzeptes – also der Kombination ver-schiedener Massnahmen – liegt. 
Auf Basis der Über-prüfung und Bewertung der Bauwerke und ihrer 
Funktionstüchtigkeit wird der Handlungsbedarf bestimmt und die not-wendigen 
An-passungen für ein robustes Verhalten sind vorzunehmen.
Absatz 3: Technische Massnahmen müssen möglichst naturnah gestaltet 
werden. Dabei sind soweit möglich natürliche Baustoffe einzusetzen und die 
Schutzwirkung der Vegetation durch optimale Auswahl und Anordnung wie 
lebende Buhnen, Erosionsschutz durch Weiden etc. zu verwenden. Dies trägt 
dazu bei, dass die natürlichen Funktionen erhalten oder wiederherge-stellt und 
damit die Bauwerke gut in die Landschaft eingefügt werden. 
Absatz 4 verlangt von den Kantonen, dass sie entschädigungsberechtigte 
Entlastungsräume festlegen. Entschädigungsberechtigte Entlastungsräume 
sind Räume, in die Hochwasser im Zusammenhang mit technischen 
Massnahmen bewusst ein- und durchgeleitet werden. Vo-raussetzung für 
entschädigungsberechtigte Entlastungsräume ist somit, dass Entlastungs-
räume mit dem Zweck, andere Gebiete zu schützen, häufiger oder intensiver 
belastet und im Rahmen eines Projektes realisiert werden. Der Bund 
subventioniert den finanziellen Aus-gleich der in diesen Räumen auftretenden 
Schäden (Art. 6 Abs. 3 Bst. e Wasserbaugesetz in Verbindung mit Art. 10 Abs. 
1 Bst. f WBV). In raumplanerischer Hinsicht sind Entlastungs-räume als 
Freihalteräume gemäss Artikel 5 Absatz 2 auszuscheiden.

Begründung Es fehlen naturbasierte Lösungen, wie das Schaffen von naturnahen oder 
natürlichen, standortgerechten Uferlebensräumen in ausreichender 
Flächengrösse (Auen, Flachmoore), welche als Entlastungsräume dienen und 
im Sinne des integralen Risikomanagements auch andere Risiken reduzieren, 
namentlich das Risiko von Trockenheit oder das Risiko von 
Biodiversitätsverlust.

Anhang: infospecies-2023-flaechenbedarf-artenvielfalt-schweiz.pdf
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Titel 4.2.5 Art. 8 Gewässerunterhalt

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Gewässerunterhalt ist eine wichtige Massnahme, um den bestehenden 
Hochwasser-schutz zu gewährleisten. Die Bestimmung ist aus Artikel 23 alt 
WBV übernommen und etwas präzisier formuliert.
Mit dem Auftrag, Schutzbauten und -anlagen angemessen zu unterhalten, 
sind durch die Kan-tone auch die Zuständigkeiten und Pflichten im Unterhalt 
zu bestimmen. Dies ist ein wichtiges Element im 
Schutzbautenmanagement, welches auf Informationen des 
Schutzbautenkatas-ters (siehe Art. 4, Abs. 1, Bst. c und d WBV) und dem 
Bewerten der Bauwerke auf ihre Eignung und Funk-tionstüchtigkeit (Art. 7, 
Abs. 2 WBV) basiert.
Buchstabe a bezeichnet Eingriffe des Gewässerunterhalts, die regelmässig 
oder nach Scha-denereignissen erforderlich sind, um die Abflusskapazität 
zu erhalten und die Gewässerdy-namik nötigenfalls zu begrenzen. Dazu 
gehört beispielsweise das Freihalten von Hochwas-serprofilen und 
Geschiebesammlern, das regelmässig gezielte und etappierte Zurückschnei-
den der Ufervegetation zur Erhaltung der Abflusskapazität oder die 
Stabilisierung der Sohle oder von Uferböschungen, wo dies nötig ist. 
Gleichzeitig ist im Wasserbaugesetz definiert, dass mit dem 
Gewässerunterhalt der Erhalt und die Wiederherstellung der natürlichen 
Funktionen des Gewässers verfolgt werden müssen. Es ist also auch zu 
überprüfen, wo mehr Dynamik zugelassen werden kann.
Buchstabe b nennt den zweiten Aspekt des Unterhaltes. Schutzbauten und -
anlagen sind zu unterhalten. Beispielsweise sollen beschädigte 
Schutzbauten repariert werden. Diese Arbei-ten haben das Ziel, die 
Lebensdauer der Schutzbauten und -anlagen zu verlängern und die 
Funktionalität zu gewährleisten. 
Die ökologischen Anforderungen an den Unterhalt werden in Artikel 37 
GSchG definiert und in Artikel 41cquater GSchV präzisiert.

Begründung In Artikel 3 Absatz 3 Wasserbaugesetz wird verlangt, dass Massnahmen 
«risikobasiert und integral zu planen» seien. Der Unterhalt soll also nur dort 
die Gewässerdynamik beschränken, wo es für die Reduktion von 
ausgewiesenen Risiken notwendig ist. Dort, wo die Risiken tragbar sind, 
und dort, wo keine Risiken ausgewiesen sind, sollen Prozesse wie Erosion, 
Ablagerung, Totholz, Unterspülungen, u.a. im Sinne von WBG Art. 3 Abs. 3, 
Artikel 3 dieser Verordnung (Berücksichtigung ökologischer Aspekte) und 
GschG Art. 37 zugelassen werden.

Darüber hinaus definiert das neue Wasserbaugesetz (Art. 4 Bst. b) den 
Gewässerunterhalt folgendermassen: "Regelmässig oder nach 
Schadenereignissen erforderliche Massnahmen für den Erhalt und die 
Wiederherstellung der natürlichen Funktionen der Gewässer und für den 
Erhalt des Hochwasserschutzes." Es geht also explizit auch darum, 
Gewässerdynamik wiederherzustellen. Dies kommt in der Formulierung "nur 
dort wo nötig" zum Ausdruck, da demzufolge die Gewässerdynamik an allen 
anderen Orten zu belassen oder wiederherzustellen ist.

Diese Konsistenz zwischen neuem Wasserbaugesetz, 
Gewässerschutzgesetz und dieser Verordnung ist für uns zentral.

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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WaldSchweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: WaldSchweiz begrüsst die angestrebte Harmonisierung der Begriffe 
zwischen Wasserbau- und Waldverordnung, zumal damit im Bereich der 
Naturgefahren Einheitlichkeit und Klarheit geschaffen werden. 
Es ist uns ein Anliegen, die grosse Bedeutung des Schutzwaldes im Bereich 
der Naturgefahrenprävention zu betonen. Der volkswirtschaftliche Wert 
dieser Schutzwirkung des Waldes wird auf ca. 4 Mrd. Franken pro Jahr 
geschätzt. Jedoch ist die Schutzwaldpflege aufgrund der schwierigen 
Topografie und der oft ungenügenden Erschliessung aufwändig und nicht 
kostendeckend. Müsste die Schutzwirkung durch technische Massnahmen 
ersetzt werden, wären die Kosten um ein Vielfaches höher. Da nur ein 
gepflegter Wald seine Schutzwirkung langfristig erbringen kann, leisten 
Bund und Kantone Beiträge. Dabei ist es wichtig, dass die Beiträge an die 
Eigentümerinnen und Eigentümer von Schutzwald kostendeckend ausfallen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 15 Umgang mit Risiken von Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 16 Grundlagen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17 Raumplanerische Massnahmen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17a Organisatorische Massnahmen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 17b Biologische und technische Massnahmen sowie Entlastungsräume, 
Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Für Abgeltungen sind nur Kosten anrechenbar, die tatsächlich entstanden 
sind und unmittelbar für die zweckmässige Erfüllung der 
beitragsberechtigten Aufgabe erforderlich sind.

Begründung Die Kosten sind entsprechend der Schutzwirkung abzugelten. Die 
Schutzwaldpflege ist aufgrund der Topografie und der oft ungenügenden 
Erschliessung aufwändig und nicht kostendeckend. Bund und Kantone 
müssen deshalb dafür sorgen, dass diese Kosten gedeckt sind, zumal der 
Wald bei fachgerechter Pflege eine vergleichbare Schutzwirkung rund zehn 
Mal günstiger erbringt.
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Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Art. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38a Anrechenbare Kosten, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 5

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 39 Schutz vor Naturereignissen, Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 70 Fristen für die Grundlagenbeschaffung durch die Kantone

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Ziegelindustrie Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Ziegelindustrie Schweiz beurteilt den vorliegenden Entwurf der Verordnung 
über den Verkehr mit Abfällen (VeVA) in einem Punkt als kritisch. Der 
Bundesrat begründet in seinem erläuternden Bericht die 
Kompetenzverschiebung für die Bewilligung des Exports von sauberem 
Aushub- und Ausbruchsmaterial ins grenz-nahe Ausland zu den Kantonen mit 
der Vereinfachung des Bewilligungsprozesses, ohne dabei die für den Export 
notwendigen Kriterien anpassen zu wollen. Aus Sicht von Ziegelindustrie 
Schweiz ist der Export von sauberem Aushub- und Ausbruchsmaterial 
grundsätzlich kritisch zu beurteilen, könnte dieses im Hin-blick auf die 
Kreislaufwirtschaft künftig doch allenfalls auch in der Schweiz genutzt werden. 
Gegen eine schlichte Vereinfachung des Bewilligungsprozesses ist zwar nichts 
einzuwenden, allerdings ist sicherzustellen, dass die Ausfuhren von sauberem 
Aushub- und Ausbruchsmaterial aufgrund der neuen Zuständigkeit nicht 
zunehmen und durch die unscharfe Definition von „grenznahem Ausland“ 
missbraucht werden. 

Mit dem vorliegenden Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 sollen 
Änderungen an fünf Verordnungen vorgenommen werden. Für Ziegelindustrie 
Schweiz ist insbesondere die Neuregelung des Bewilligungsverfahrens unter 
Art. 15 Abs. 1bis E-VeVA von Bedeutung, weshalb sich vorliegende 
Stellungnahme ausschliesslich auf die genannte Verordnungsänderung 
bezieht. Mit Art. 15 Abs. 1bis E-VeVA sollen neu die Kantone anstelle des 
BAFU abschliessend über die Ausfuhr von unverschmutztem Aushub- und 
Ausbruchsmaterial entscheiden können. Das kantonale Bewilligungsverfahren 
soll sich dabei nach den Artikeln 15 bis 21 VeVA richten.

Ziegelindustrie Schweiz erachtet die Ausfuhr von sauberem Aushub- und 
Ausbruchsmaterial vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es sich bei der 
Schweiz um ein rohstoffarmes Land handelt, und mit Blick auf die wachsende 
Bedeutung der Kreislaufwirtschaft als nicht zielführend. Die Ausfuhr von 
sauberem Material, welches möglicherweise künftiges Verwendungspotenzial 
aufweist, sollte vermieden werden. Mit der vorliegenden Änderung soll es zwar 
lediglich zu einer Änderung der Verantwortlichkeit im Rahmen des 
Bewilligungsverfahrens kommen, dennoch ist die Praxis aus Sicht von 
Ziegelindustrie Schweiz grundlegend in Frage zu stellen und in Bezug auf die 
vorliegende Änderung gilt es sicherzustellen, dass die Neuorganisation des 
Bewilligungsverfahrens nicht zu einer vermehrten Ausfuhr von sauberem 
Aushub- und Ausbruchsmaterial führt. Darüber hinaus ist näher zu definieren, 
was unter dem Begriff „grenznahe[s] Ausland“ (Art. 15 Abs. 1bis E-VeVA) zu 
verstehen ist. Es gilt strikt zu vermeiden, dass künftig sauberes Aushub- und 
Ausbruchsmaterial aus der ganzen Schweiz ins Ausland ausgeführt wird und 
dass die Ausfuhr nur in Ausnahmefällen und in Grenzkantonen bewilligt wird. 

Vor dem Hintergrund der dargelegten Überlegungen bedarf der vorliegende 
Entwurf weitere Anpassungen, um die Ausfuhrpraxis mit Blick auf die 



906 / 927

Kreislaufwirtschaft zu optimieren und um möglichen Missbrauch durch eine 
vermehrte Ausfuhr von sauberem Aushub- und Ausbruchsmaterial aus der 
ganzen Schweiz ins grenznahe Ausland aufgrund der unpräzisen Definition 
von „ins grenznahe Ausland“ (Art. 15 Abs. 1bis E-VeVA) zu vermeiden.

Anhang: 240830_Vernehmlassung_Verordnungspaket-Umwelt.pdf
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Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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aeesuisse - Dachverband der Wirtschaft für eneuerbare Energien und Energieeffizienz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,

Begründung Unverschmutztes Aushub- und Ausbruchmaterial kann und soll als Rohstoff 
wiederverwertet werden. Dessen Export als Abfall verlagert die 
Entsorgungsproblematik lediglich ins Ausland, was umweltpolitisch und 
moralisch verwerflich ist.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Antrag VVEA – Art. 17 – Trennung von Bauabfällen
1 Bei Bauarbeiten sind Sonderabfälle von den übrigen Abfällen zu trennen 
und separat zu entsorgen. Die übrigen Bauabfälle sind auf der Baustelle wie 
folgt zu trennen:
c. Ausbauasphalt, Betonabbruch, Strassenaufbruch, Mischabbruch, 
Dämmstoffe, Ziegelbruch und Gips, jeweils möglichst sortenrein;

Begründung: Viele Dämmstoffe können heutzutage problemlos 
wiederverwertet werden, z.B. als Rohstoff für neue Dämmmaterialien. Eine 
Entsorgung auf Deponien muss vermieden werden. Wegen des grossen 
Volumens von Dämmstoffen werden Deponien unnötigerweise schnell 
überfüllt. Leider ist die Rückfuhrquote u.a. aufgrund der unzureichenden 
Sortierung auf Baustellen ungenügend.

Anregung: Einführung einer Lenkungsabgabe auf Deponiegebühren von 
Bauabfällen
Wir empfehlen, eine Lenkungsabgabe (CHF pro m3) auf die 
Deponiegebühren von Bauabfällen in Betracht zu ziehen. Im Schlussbericht 
«Entsorgungssituation von Dämmmaterialien in der Schweiz» vom 
November 2016, erstellt im Auftrag vom BAFU, wird zusammenfassend 
festgestellt, dass der gewählte Entsorgungsweg von Dämmmaterialien 
hauptsächlich von drei Kriterien abhängt. Eines dieser drei Kriterien bilden 
die Annahmebedingungen und -preise der regionalen KVA- und 
Deponiebetreiber. Als Schlussfolgerung für eine Verbesserung der 
Wiederverwendbarkeit von Dämmmaterialien wird im Bericht ausgeführt, 
dass ökonomische Rahmenbedingungen so gestaltet werden müssen, dass 
sich die stoffliche Verwertung lohnt. Kehrichtverbrennungsanalgen und 
Deponien sollten weniger attraktiv gemacht werden. 
Es wird explizit darauf hingewiesen: «Im Sinne einer vorausschauenden 
Abfallpolitik sollte deshalb das noch brachliegende Verwertungspotential 
besser ausgeschöpft werden, umso mehr als auch die inländischen 
Hersteller bereits Lösungsansätze zur stofflichen Verwertung verfolgen und 
testen.» Dies war der Stand im Jahr 2016. Die Dämmstoffhersteller konnten 
in den letzten Jahren ihre Prozesse für das Rezyklieren von Dämmstoffen 
erheblich verbessern. Dennoch wird das Potential aus den oben genannten 
Gründen von den Entsorgern nicht vollständig genutzt.
Eine Lenkungsabgabe auf Deponiegebühren von Bauabfällen motiviert 
Bauherren, die Bauabfälle besser zu sortieren und bei den Herstellern zu 
entsorgen; ausserdem schafft es einen Anreiz für Recyclingunternehmen, 
ihre Anlagen, Kapazitäten und ihr Angebot auszubauen. In Österreich und 
auch in Deutschland ist ein solcher Ansatz geplant oder bereits umgesetzt.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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aeesuisse ▪ Falkenplatz 11 ▪ 3012 Bern 

 
Departement für Umwelt, Verkehr,  
Energie und Kommunikation UVEK, 
Bundesamt für Umwelt, BAFU  

 

Per Mail: polg@bafu.admin.ch 
 
 

 

 

Bern, 16. September 2024 

 
Stellungnahme zur Verordnung über die Vermeidung und die  
Entsorgung von Abfällen, VVEA und zur Verordnung über den 
Verkehr mit Abfällen, VeVA (im Rahmen des Verordnungspakets 
Umwelt Frühling 2025) 
 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zur Verordnung über die Vermeidung und 
die Entsorgung von Abfällen und zur Verordnung über den Verkehr mit Abfällen im Rahmen des 
Verordnungspakets Umwelt Frühling 2025. 

 

Allgemeine Information zur aeesuisse 

Die aeesuisse ist die Dachorganisation der Wirtschaft für erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz. Wir vertreten die Interessen von 40 Branchenverbänden und damit von 42'500 
Unternehmen in der Schweiz, die in den Bereichen erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
engagiert sind. In ihrem Sinne stehen wir ein für eine fortschrittliche und nachhaltige Energie- und 
Klimapolitik. Wir unterstützen den Bundesrat in seinem Netto-Null-Emissionsziel bis 2050 und wir 
treten ein für eine konsequente und beschleunigte Umsetzung der Energiestrategie 2050. 
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Antrag VVEA – Art. 17 – Trennung von Bauabfällen 

1 Bei Bauarbeiten sind Sonderabfälle von den übrigen Abfällen zu trennen und separat zu 
entsorgen. Die übrigen Bauabfälle sind auf der Baustelle wie folgt zu trennen: 

c. Ausbauasphalt, Betonabbruch, Strassenaufbruch, Mischabbruch, Dämmstoffe, 
Ziegelbruch und Gips, jeweils möglichst sortenrein; 

 

Begründung des Antrags: 

Viele Dämmstoffe können heutzutage problemlos wiederverwertet werden, z.B. als Rohstoff für 
neue Dämmmaterialien. Eine Entsorgung auf Deponien muss vermieden werden. Wegen des 
grossen Volumens von Dämmstoffen werden Deponien unnötigerweise schnell überfüllt. Leider ist 
die Rückfuhrquote u.a. aufgrund der unzureichenden Sortierung auf Baustellen ungenügend. 

 

 

Antrag VeVA – Art. 17 – Voraussetzungen für die Ausfuhrbewilligung 

1 Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn: 

d. die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie ausgeführt werden; 
ausgenommen ist die Ausfuhr von: 

4. unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung auf Deponien im 
grenznahen Ausland; 

 

Begründung des Antrags: 

Unverschmutztes Aushub- und Ausbruchmaterial kann und soll als Rohstoff wiederverwertet 
werden. Dessen Export als Abfall verlagert die Entsorgungsproblematik lediglich ins Ausland, was 
umweltpolitisch und moralisch verwerflich ist. 

 

 

Anregung: Einführung einer Lenkungsabgabe auf Deponiegebühren von Bauabfällen 

Wir empfehlen, eine Lenkungsabgabe (CHF pro m3) auf die Deponiegebühren von Bauabfällen in 
Betracht zu ziehen. Im Schlussbericht «Entsorgungssituation von Dämmmaterialien in der 
Schweiz» vom November 2016, erstellt im Auftrag vom BAFU, wird zusammenfassend festgestellt, 
dass der gewählte Entsorgungsweg von Dämmmaterialien hauptsächlich von drei Kriterien 
abhängt. Eines dieser drei Kriterien bilden die Annahmebedingungen und -preise der regionalen 
KVA- und Deponiebetreiber. Als Schlussfolgerung für eine Verbesserung der 
Wiederverwendbarkeit von Dämmmaterialien wird im Bericht ausgeführt, dass ökonomische 
Rahmenbedingungen so gestaltet werden müssen, dass sich die stoffliche Verwertung lohnt. 
Kehrichtverbrennungsanalgen und Deponien sollten weniger attraktiv gemacht werden.  

Es wird explizit darauf hingewiesen: «Im Sinne einer vorausschauenden Abfallpolitik sollte deshalb 
das noch brachliegende Verwertungspotential besser ausgeschöpft werden, umso mehr als auch 
die inländischen Hersteller bereits Lösungsansätze zur stofflichen Verwertung verfolgen und 
testen.» Dies war der Stand im Jahr 2016. Die Dämmstoffhersteller konnten in den letzten Jahren 
ihre Prozesse für das Rezyklieren von Dämmstoffen erheblich verbessern. Dennoch wird das 
Potential aus den oben genannten Gründen von den Entsorgern nicht vollständig genutzt. 



 

3 

Eine Lenkungsabgabe auf Deponiegebühren von Bauabfällen motiviert Bauherren, die Bauabfälle 
besser zu sortieren und bei den Herstellern zu entsorgen; ausserdem schafft es einen Anreiz für 
Recyclingunternehmen, ihre Anlagen, Kapazitäten und ihr Angebot auszubauen. In Österreich und 
auch in Deutschland ist ein solcher Ansatz geplant oder bereits umgesetzt. 

 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung dieser Stellungnahme bei der Weiterbehandlung dieses 
Geschäftes und stehen für Rückfragen jederzeit zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Priska Wismer-Felder   Christoph Schaer     Stefan Batzli 

Co-Präsidentin    Co-Präsident     Geschäftsführer 
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metal.suisse

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen im Bereich des Wasserbaus und der 
Naturgefahrenprävention unterstützt metal.suisse als wichtigen Schritt zur 
Verbesserung der Risikoverwaltung. Insbesondere die Sicherung von 
Produktionsstätten und der zugehörigen Infrastruktur vor Naturgefahren 
muss effektiv gestaltet werden.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die vorgeschlagenen Änderungen, die eine flexible Handhabung des 
Exports von Abfällen ermöglichen, wenn eine Inlandsverwertung nicht 
möglich ist, sind zentral. Sollte eine Inlandsverwertung nicht möglich sein, 
besteht noch immer ein Potenzial für eine zirkuläre Verwendung im 
Ausland. Wir unterstützen die Schaffung von Rahmenbedingungen, die 
grenzüberschreitende Kooperationen erleichtern und so die nachhaltige 
Verwertung von Abfällen fördern. Dies stärkt nicht nur unsere Industrie, 
sondern auch die internationale Zusammenarbeit in der Abfallverarbeitung 
resp. -verwertung und damit in der Ressourcenerhaltung.

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: metal.suisse begrüsst grundsätzlich das Verordnungspaket Umwelt Frühling 
2025 und die damit verbundene Förderung einer nachhaltigen 
Ressourcennutzung. Wir sehen jedoch in bestimmten Bereichen 
Anpassungsbedarf, um die Ziele der Kreislaufwirtschaft effektiver zu 
unterstützen.

Doppelte oder redundante Bestimmungen sind in der Gesetzgebung zu 
vermeiden, um administrative Belastungen zu minimieren und einen klaren 
rechtlichen Rahmen zu schaffen. Eine Vereinfachung und Harmonisierung 
der Vorschriften steigert die Effizienz und erleichtert den Vollzug.

metal.suisse unterstützt die strategische Ausrichtung, Abfälle als wertvolle 
Rohstoffquelle zu behandeln und befürwortet insbesondere die Nutzung von 
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industriellen Nebenprodukten in der industriellen Produktion. Diese Praxis 
minimiert nicht nur den Bedarf an Primärrohstoffen, sondern trägt auch zur 
Reduktion von Umweltbelastungen bei. Die Stahl- und Metallerzeugung hat 
eine 200-jährige Tradition in der Schweiz. Neben dem regulären 
Schrottaufkommen ist es heute technisch möglich, zusätzliche Fraktionen 
wie Schleifschwämme zu nutzen. Aktuell sind die Ver-fahren noch in den 
Kinderschuhen und zu aufwändig. metal.suisse plädiert daher für erweiterte 
und vereinfachte Verfahren für die Nutzung metallhaltiger Abfälle in 
industriellen Prozessen.

Die Stärkung der inländischen Entsorgungskapazitäten durch innovative 
Ansätze wie die Nutzung von Beiprodukten in Stahlwerken 
(Elektroofenschlacken-Granulat als Kiesersatz) verdient besondere 
Aufmerksamkeit. Hochwertige inländische Sekundärprodukte reduzieren die 
Abhängigkeiten von Primärmaterialien. metal.suisse fordert gezielte 
Massnahmen zur Förderung solcher Alternativen, um die Abhängigkeit von 
externen Entsorgungswegen zu reduzieren und lokale Wirtschaftskreisläufe 
zu stärken.

metal.suisse fordert klare Richtlinien für die Klassifizierung und den 
Umgang mit metallhaltigen Abfällen. Diese Präzisierung beseitigt rechtliche 
Unsicherheiten und erhöht die Effizienz der stofflichen Verwertung. Des 
Weiteren ist eine Anpassung der Bestimmungen zur Zwischenlagerung 
industrieller Abfälle erforderlich, um praktikable und umweltgerechte 
Lösungen zu ermöglichen. Mit einer vorübergehenden Deponierung können 
Rohstoffe erhalten werden und die Zeit kann überbrückt werden, bis eine 
Verwertung technisch möglich ist oder ökonomisch sinnvoll wird.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung
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Begründung: --



 

metal.suisse  •  Viaduktstrasse 8 · Postfach ·  4010 Basel  •  +41 61 228 90 30  •  www.metalsuisse.ch 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, 

Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

3003 Bern 

 

 

Per Email: polg@bafu.admin.ch 

 

Basel, 16. September 2024 

Vernehmlassung zum Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir beziehen uns auf die Vernehmlassung zum Verordnungspaket Frühling 2025 und danken 

Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Der Dachverband metal.suisse fördert die Stahl-, Metall- und Fassadenbauweise in der Schweiz 

und setzt sich für den Materialkreislauf der metallischen Werkstoffe ein. Wir sind überzeugt, 

dass wir mit unserer Bauweise und unseren Materialien einen zentralen Beitrag zur Erreichung 

der Klimaziele der Schweiz leisten können. Recyclingmaterialien sind in unserer Bauweise 

heute Standard. Unsere Bauweise ist einzigartig und besonders geeignet, die Konzepte der 

Weiter- und Wiederverwendung von Gebäuden und Bauteilen umzusetzen und zu fördern. 

 

metal.suisse begrüsst grundsätzlich das Verordnungspaket Umwelt Frühling 2025 

und die damit verbundene Förderung einer nachhaltigen Ressourcennutzung. Wir se-

hen jedoch in bestimmten Bereichen Anpassungsbedarf, um die Ziele der Kreislauf-

wirtschaft effektiver zu unterstützen. 

 

Industrielle Abfallverwertung 

metal.suisse unterstützt die strategische Ausrichtung, Abfälle als wertvolle Rohstoffquelle zu 

behandeln und befürwortet insbesondere die Nutzung von industriellen Nebenprodukten in der 

industriellen Produktion. Diese Praxis minimiert nicht nur den Bedarf an Primärrohstoffen, son-

dern trägt auch zur Reduktion von Umweltbelastungen bei. Die Stahl- und Metallerzeugung hat 

eine 200-jährige Tradition in der Schweiz. Neben dem regulären Schrottaufkommen ist es 

heute technisch möglich, zusätzliche Fraktionen wie Schleifschwämme zu nutzen. Aktuell sind 

die Verfahren noch in den Kinderschuhen und zu aufwändig. metal.suisse plädiert daher für er-

weiterte und vereinfachte Verfahren für die Nutzung metallhaltiger Abfälle in industriellen Pro-

zessen. 

 

Flexibilität im Export von Abfällen 



   

 

   

 

Die vorgeschlagenen Änderungen, die eine flexible Handhabung des Exports von Abfällen er-

möglichen, wenn eine Inlandsverwertung nicht möglich ist, sind zentral. Sollte eine Inlandsver-

wertung nicht möglich sein, besteht noch immer ein Potenzial für eine zirkuläre Verwendung 

im Ausland. Wir unterstützen die Schaffung von Rahmenbedingungen, die grenzüberschrei-

tende Kooperationen erleichtern und so die nachhaltige Verwertung von Abfällen fördern. Dies 

stärkt nicht nur unsere Industrie, sondern auch die internationale Zusammenarbeit in der Ab-

fallverarbeitung resp. -verwertung und damit in der Ressourcenerhaltung. 

 

Stärkung der inländischen Entsorgungskapazitäten 

Die Stärkung der inländischen Entsorgungskapazitäten durch innovative Ansätze wie die Nut-

zung von Beiprodukten in Stahlwerken (Elektroofenschlacken-Granulat als Kiesersatz) verdient 

besondere Aufmerksamkeit. Hochwertige inländische Sekundärprodukte reduzieren die Abhän-

gigkeiten von Primärmaterialien. metal.suisse fordert gezielte Massnahmen zur Förderung sol-

cher Alternativen, um die Abhängigkeit von externen Entsorgungswegen zu reduzieren und lo-

kale Wirtschaftskreisläufe zu stärken. 

 

Vermeidung von doppelten Bestimmungen 

Doppelte oder redundante Bestimmungen sind in der Gesetzgebung zu vermeiden, um admi-

nistrative Belastungen zu minimieren und einen klaren rechtlichen Rahmen zu schaffen. Eine 

Vereinfachung und Harmonisierung der Vorschriften steigert die Effizienz und erleichtert den 

Vollzug. 

 

Spezifische Anträge zur Abfallverordnung 

metal.suisse fordert klare Richtlinien für die Klassifizierung und den Umgang mit metallhaltigen 

Abfällen. Diese Präzisierung beseitigt rechtliche Unsicherheiten und erhöht die Effizienz der 

stofflichen Verwertung. Des Weiteren ist eine Anpassung der Bestimmungen zur Zwischenlage-

rung industrieller Abfälle erforderlich, um praktikable und umweltgerechte Lösungen zu ermög-

lichen. Mit einer vorübergehenden Deponierung können Rohstoffe erhalten werden und die Zeit 

kann überbrückt werden, bis eine Verwertung technisch möglich ist oder ökonomisch sinnvoll 

wird.  

 

Risikomanagement und natürliche Ressourcen 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Bereich des Wasserbaus und der Naturgefahrenpräven-

tion unterstützt metal.suisse als wichtigen Schritt zur Verbesserung der Risikoverwaltung. Ins-

besondere die Sicherung von Produktionsstätten und der zugehörigen Infrastruktur vor Natur-

gefahren muss effektiv gestaltet werden. 

 

metal.suisse begrüsst die grundlegende Richtung des Verordnungspakets und ist bereit, in ei-

nem konstruktiven Dialog mit den Behörden zusammenzuarbeiten, um die Rahmenbedingun-

gen für eine zukunftsfähige Kreislaufwirtschaft zu optimieren. Die Vorschläge zielen darauf ab, 

die Effektivität der Massnahmen zu erhöhen und die Kreislaufwirtschaft im metallischen Materi-

alkreislauf weiter zu stärken. 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. Bei etwaigen Fragen stehen wir 

Ihnen selbstverständlich jederzeit zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

Diana Gutjahr      Andreas Steffes 

Präsidentin      Geschäftsführer  
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real recycling - entsorgung - abwasser - luzern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zur Vernehmlassung betreffend die 
Anpassung der Abfallverordnung (VVEA), Stellung nehmen zu können.

Zusammen mit der Renergia Zentralschweiz AG, welche die 
Kehrichtverbrennungsanlage am Standort Perlen betreibt, und die Abfälle des 
Gemeindeverbandes REAL und weiterer Verbände der Zentralschweiz 
verbrennt, haben wir Ihre vorgeschlagenen Änderungen geprüft.

Wir schlagen in den neuen Bestimmungen folgende Änderungen vor.

Anhang: REAL_RENERGIA.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 4 Abs. 1 Bst. g und 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Abs. 1
Die Kantone erstellen für ihr Gebiet eine Abfallplanung. Sie umfasst 
insbesondere:

g.die Angaben über Massnahmen bei Betriebsunterbrüchen von 
Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfalle und Abfälle vergleichbarer 
Zusammensetzung

Abs. 2
Die Kantone arbeiten bei der Abfallplanung insbesondere in den in Absatz 1 
Buchstaben c–g genannten Bereichen zusammen und legen dafür 
nötigenfalls kantonsübergreifende Planungsregionen fest.

Begründung Die Vorschläge in Art. 4 wie auch Art. 32 Abs. 2 der Revision sind 
realitätsfern und verfolgen einen sehr theoretischen Ansatz. Es ist nicht klar, 
welche Szenarien betrachtet werden. Auch die entsprechenden 
Erläuterungen zu diesen Massnahmen im Bericht des UVEK quantifizieren 
die Kosten dieser Massnahmen nicht und verweisen lapidar darauf, dass 
die Gebühren erhöht werden können. In der Vergangenheit gab es Havarien 
von KVA, welche innerhalb der Branche immer aufgefangen wurden. Der 
letzte grosse Fall war der Grossbrand bei der KVA SATOM in Monthey im 
Jahr 2022, welche einen Totalausfall über rund 4.5 Monate zur Folge hatte. 

Die Produktion von Ballen entsprechend dem Anfall an Siedlungsabfällen ist 
grundsätzlich möglich. Sie erfordert jedoch die Bereithaltung und 
periodische Erneuerung des Folienmaterials, da dieses im Verlauf der 
Lagerzeit versprödet. Die Renergia Zentralschweiz verwertet rund 140'000 
Tonnen Siedlungsabfälle von den Verbänden und rund 140'000 Tonnen 
Marktkehricht (Bau- und Industrieabfälle, Sonderabfälle etc.) pro Jahr. Ein 
Lager mit Kapazität von zwei Monaten müsste mindestens 23'000 t 
brennbare Abfälle aufnehmen können.

Sollte das Lager je gefüllt werden, wird dieses (bei normalem Abfallanfall) 
über mindestens zwei Jahre nicht mehr geleert werden können. Grund dafür 
sind die fehlenden Reservekapazitäten bei den Schweizer KVA.

Die Erfahrungen mit bestehenden Ballenlagern bei anderen KVA zeigen, 
dass eine Langzeitstabilität der Folien nicht erwartet werden kann. Die 
Folien verspröden, Vögel und Nagetiere verschaffen sich Zugriff, d.h. ein 
Teil der Ballen platzt auf. Da Siedlungsabfall grossmehrheitlich organisch 
ist, führt dies zu enormen Geruchsemissionen. Der Lagerplatz muss 
befestigt und kontrolliert entwässert werden. Der Bedarf an Lagerfläche 
beträgt 0.1-0.8 m² pro Ton-ne Abfälle. Für ein Lager im Freien muss daher 
eine an die Kanalisation angeschlossene Fläche von mindestens 10'000 m² 
(eine Hektare!) versiegelt und einer sinnvolleren Nutzung entzogen werden.

Aufgrund der hohen Brandlasten muss (gemäss Machbarkeitsanalyse eines 
kleinen Ballenlagers bei Renergia aus dem Jahr 2023) das Lager mit einer 
Brandmeldeanlage und automatischen Löschkanonen ausgerüstet werden. 
Ferner muss ein so grosses Lager in mehrere Brandabschnitte unterteilt 
werden. Der Löschwasserrückhalt muss zudem mehrere Hundert 
Kubikmeter umfassen.

Bei der Zwischenlagerung von so grossen Mengen über längere Zeit in 
Siedlungsnähe wird es zu Geruchsklagen aus der Bevölkerung kommen. 
Daher müssen bei Errichtung in Siedlungs-nähe gemäss Anhang 2 Ziffer 71 
LRV die zwischengelagerten Abfälle eingehaust, die Abluft abgesaugt und 
gereinigt werden. De facto müsste die Lagerung eingehaust in einer Art 
Kehrichtbunker erfolgen, der ein Volumen von über 33'000 m3 umfasst. Das 
Bunkervolumen wäre über 5-mal so gross wie der Kehrichtbunker der KVA 
Renergia in Perlen heute. Diese Vergleiche zeigen, dass die Umsetzung 
dieser Vorgaben in der Praxis völlig unverhältnismässig sind und einem 
sehr theoretischen Ansatz folgen.

Ferner hat Renergia im vergangenen Jahr mit den Deponien der Typen C/D
/E in der Region Gespräche für Notlagerkapazitäten für nur eine Woche 
geführt. Alle Deponien haben aus logistischen Gründen (Deponiekörper 
wächst in die Höhe, Deponie wird saniert, Verkehrskonflikte) abgesagt.

Der aus unserer Sicht einzig gangbare Weg für die Zwischenlagerung von 
grossen Mengen an Siedlungsabfällen über längere Zeit ist die ungeordnete 
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Deponierung auf geeigneten Flächen, die sofortige Überdeckung der Abfälle 
mit Erdreich und anschliessend - nach Wiederaufnahme des Betriebs aller 
KVA - deren schrittweisen Rückbau. Geeignete Flächen sind aus der 
Evaluation von potenziellen Standorten für Kehrichtdeponien aus den 
1970er-Jahren bekannt. Dieser Weg wird jedoch in der VVEA-Revision nicht 
in Betracht gezogen.

Wir stimmen dagegen dem Vorschlag zu, die Versorgung mit den 
notwendigen Betriebsmitteln über eine Dauer von zwei Monaten 
sicherzustellen. Dies erfolgt in enger Zusammenarbeit mit unseren 
Lieferanten. Eigene Zwischenlager sind auch hier nicht zielführend, da z.B. 
jährlich 4'300 t Bikarbonat benötigt werden oder 83 t / Woche. Die 
Aufrechterhaltung der Entsorgungssicherheit mittels der thermischen 
Verwertung ist die zentrale Aufgabe der Renergia Zentralschweiz AG und 
dafür müssen die notwendigen Betriebsmittel vorhanden sein.

Unserer Einschätzung nach ist ein geordnetes Lager für zu Ballen 
gepressten Siedlungsabfällen und übrige Abfälle mit einer Kapazität, welche 
für die Bedürfnisse der ganzen Zentralschweiz genügt, nicht realistisch da 
ein solches Lager weder bewilligungsfähig noch realisier-bar und schon gar 
nicht verhältnismässig wäre. Artikel 5 lit. 2 der Bundesverfassung besagt: 
Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesse liegen und 
verhältnismässig sein. Artikel 11 Abs. 1 USG fordert, dass Massnahmen zur 
Vermeidung oder Verminderung von Umweltschäden in einem 
angemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen Kosten und dem 
erzielten Nutzen stehen müssen. Dies bedeutet, dass alle Massnahmen, 
auch im Bereich des Umweltschutzes, verhältnismässig sein müssen.

Wir empfehlen daher wie eingangs abgebildet, in Art. 4 Abs. 1 lit. g und Art. 
32 Abs. 2 lit. i die entsprechenden Regelungen zu streichen bzw. 
allgemeiner zu formulieren. Andernfalls müsste vorgängig ein 
gesamtschweizerisches Konzept mit den Kosten der entsprechenden Mass-
nahmen für die vorgeschlagenen Fristen als Entscheidungsgrundlage für 
eine entsprechende Anpassung der VVEA erstellt werden.

REAL stimmt dagegen dem Vorschlag in Art. 32 Abs. 2 lit. h zu, die 
Versorgung mit den benötigten Betriebsmitteln über eine Dauer von zwei 
Monaten sicherzustellen.

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Unterbruch der Versorgung mit notwendigen Betriebsmitteln 
eine Reserve zur Verfügung steht, mit welcher der Weiterbetrieb für 
mindestens zwei Monate sichergestellt ist;
i.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage mittels Umleitungen in andere 
Anlagen die Entsorgungssicherheit gewährleistet wird.

Begründung Die Vorschläge in Art. 4 wie auch Art. 32 Abs. 2 der Revision sind 
realitätsfern und verfolgen einen sehr theoretischen Ansatz. Es ist nicht klar, 
welche Szenarien betrachtet werden. Auch die entsprechenden 
Erläuterungen zu diesen Massnahmen im Bericht des UVEK quantifizieren 
die Kosten dieser Massnahmen nicht und verweisen lapidar darauf, dass 
die Gebühren erhöht werden können. In der Vergangenheit gab es Havarien 
von KVA, welche innerhalb der Branche immer aufgefangen wurden. Der 
letzte grosse Fall war der Grossbrand bei der KVA SATOM in Monthey im 
Jahr 2022, welche einen Totalausfall über rund 4.5 Monate zur Folge hatte. 

Die Produktion von Ballen entsprechend dem Anfall an Siedlungsabfällen ist 
grundsätzlich möglich. Sie erfordert jedoch die Bereithaltung und 
periodische Erneuerung des Folienmaterials, da dieses im Verlauf der 
Lagerzeit versprödet. Die Renergia Zentralschweiz verwertet rund 140'000 
Tonnen Siedlungsabfälle von den Verbänden und rund 140'000 Tonnen 
Marktkehricht (Bau- und Industrieabfälle, Sonderabfälle etc.) pro Jahr. Ein 
Lager mit Kapazität von zwei Monaten müsste mindestens 23'000 t 
brennbare Abfälle aufnehmen können.

Sollte das Lager je gefüllt werden, wird dieses (bei normalem Abfallanfall) 
über mindestens zwei Jahre nicht mehr geleert werden können. Grund dafür 
sind die fehlenden Reservekapazitäten bei den Schweizer KVA.

Die Erfahrungen mit bestehenden Ballenlagern bei anderen KVA zeigen, 
dass eine Langzeitstabilität der Folien nicht erwartet werden kann. Die 
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Folien verspröden, Vögel und Nagetiere verschaffen sich Zugriff, d.h. ein 
Teil der Ballen platzt auf. Da Siedlungsabfall grossmehrheitlich organisch 
ist, führt dies zu enormen Geruchsemissionen. Der Lagerplatz muss 
befestigt und kontrolliert entwässert werden. Der Bedarf an Lagerfläche 
beträgt 0.1-0.8 m² pro Ton-ne Abfälle. Für ein Lager im Freien muss daher 
eine an die Kanalisation angeschlossene Fläche von mindestens 10'000 m² 
(eine Hektare!) versiegelt und einer sinnvolleren Nutzung entzogen werden.

Aufgrund der hohen Brandlasten muss (gemäss Machbarkeitsanalyse eines 
kleinen Ballenlagers bei Renergia aus dem Jahr 2023) das Lager mit einer 
Brandmeldeanlage und automatischen Löschkanonen ausgerüstet werden. 
Ferner muss ein so grosses Lager in mehrere Brandabschnitte unterteilt 
werden. Der Löschwasserrückhalt muss zudem mehrere Hundert 
Kubikmeter umfassen.

Bei der Zwischenlagerung von so grossen Mengen über längere Zeit in 
Siedlungsnähe wird es zu Geruchsklagen aus der Bevölkerung kommen. 
Daher müssen bei Errichtung in Siedlungs-nähe gemäss Anhang 2 Ziffer 71 
LRV die zwischengelagerten Abfälle eingehaust, die Abluft abgesaugt und 
gereinigt werden. De facto müsste die Lagerung eingehaust in einer Art 
Kehrichtbunker erfolgen, der ein Volumen von über 33'000 m3 umfasst. Das 
Bunkervolumen wäre über 5-mal so gross wie der Kehrichtbunker der KVA 
Renergia in Perlen heute. Diese Vergleiche zeigen, dass die Umsetzung 
dieser Vorgaben in der Praxis völlig unverhältnismässig sind und einem 
sehr theoretischen Ansatz folgen.

Ferner hat Renergia im vergangenen Jahr mit den Deponien der Typen C/D
/E in der Region Gespräche für Notlagerkapazitäten für nur eine Woche 
geführt. Alle Deponien haben aus logistischen Gründen (Deponiekörper 
wächst in die Höhe, Deponie wird saniert, Verkehrskonflikte) abgesagt.

Der aus unserer Sicht einzig gangbare Weg für die Zwischenlagerung von 
grossen Mengen an Siedlungsabfällen über längere Zeit ist die ungeordnete 
Deponierung auf geeigneten Flächen, die sofortige Überdeckung der Abfälle 
mit Erdreich und anschliessend - nach Wiederaufnahme des Betriebs aller 
KVA - deren schrittweisen Rückbau. Geeignete Flächen sind aus der 
Evaluation von potenziellen Standorten für Kehrichtdeponien aus den 
1970er-Jahren bekannt. Dieser Weg wird jedoch in der VVEA-Revision nicht 
in Betracht gezogen.

Wir stimmen dagegen dem Vorschlag zu, die Versorgung mit den 
notwendigen Betriebsmitteln über eine Dauer von zwei Monaten 
sicherzustellen. Dies erfolgt in enger Zusammenarbeit mit unseren 
Lieferanten. Eigene Zwischenlager sind auch hier nicht zielführend, da z.B. 
jährlich 4'300 t Bikarbonat benötigt werden oder 83 t / Woche. Die 
Aufrechterhaltung der Entsorgungssicherheit mittels der thermischen 
Verwertung ist die zentrale Aufgabe der Renergia Zentralschweiz AG und 
dafür müssen die notwendigen Betriebsmittel vorhanden sein.

Unserer Einschätzung nach ist ein geordnetes Lager für zu Ballen 
gepressten Siedlungsabfällen und übrige Abfälle mit einer Kapazität, welche 
für die Bedürfnisse der ganzen Zentralschweiz genügt, nicht realistisch da 
ein solches Lager weder bewilligungsfähig noch realisier-bar und schon gar 
nicht verhältnismässig wäre. Artikel 5 lit. 2 der Bundesverfassung besagt: 
Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesse liegen und 
verhältnismässig sein. Artikel 11 Abs. 1 USG fordert, dass Massnahmen zur 
Vermeidung oder Verminderung von Umweltschäden in einem 
angemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen Kosten und dem 
erzielten Nutzen stehen müssen. Dies bedeutet, dass alle Massnahmen, 
auch im Bereich des Umweltschutzes, verhältnismässig sein müssen.

Wir empfehlen daher wie eingangs abgebildet, in Art. 4 Abs. 1 lit. g und Art. 
32 Abs. 2 lit. i die entsprechenden Regelungen zu streichen bzw. 
allgemeiner zu formulieren. Andernfalls müsste vorgängig ein 
gesamtschweizerisches Konzept mit den Kosten der entsprechenden Mass-
nahmen für die vorgeschlagenen Fristen als Entscheidungsgrundlage für 
eine entsprechende Anpassung der VVEA erstellt werden.

REAL stimmt dagegen dem Vorschlag in Art. 32 Abs. 2 lit. h zu, die 
Versorgung mit den benötigten Betriebsmitteln über eine Dauer von zwei 
Monaten sicherzustellen.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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scienceindustries

Rückmeldung zum 1.Erlass: Verordnung über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Wasserbau 
(Wasserbauverordnung, WBV; SR 721.100.1)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 3.Erlass: Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme3

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: scienceindustries unterstützt grundsätzlich die vorgeschlagenen 
Änderungen und den strategischen Ansatz, Abfälle als wertvolle 
Rohstoffquelle und integralen Bestandteil eines hochwertigen Kreislaufs zu 
betrachten. Ebenso begrüssen wir die Idee, Abfälle, soweit möglich und 
sinnvoll, umweltgerecht im Inland zu entsorgen. Art. 17 Buchstabe c VeVA 
ermöglicht hierbei eine gewisse Flexibilität, indem er (mit Genehmigung des 
BAFU) den Export von Abfällen zulässt, wenn deren Entsorgung in der 
Schweiz nicht möglich ist oder wenn der Export Teil einer vertraglich 
vereinbarten regionalen, grenzüberschrei-tenden Zusammenarbeit ist. 
Diese Formulierung wird von scienceindustries ausdrücklich unterstützt: 
Eine Kreislaufwirtschaft darf nicht an Landesgrenzen enden. Ziel sollte es 
sein, die ökologisch und ökonomisch sinnvollsten Lösungen zu fördern, was 
eine gewisse Flexibilität beim Export erfordert.

Vor diesem Hintergrund lehnt scienceindustries einen strikten Exportverbots 
für verwertbare Abfälle ab und ist ebenso gegen (weitere) Verschärfungen 
der Regelungen. Es ist weder realistisch noch sinnvoll, für jede Abfallart 
eine Verwertungslösung in der Schweiz zu schaffen. Eine 
grenzüberschreitende Kooperation ist notwendig, um eine ökologisch und 
ökonomisch effiziente Abfallverwertung sicherzustellen. Getrennt 
gesammelte Abfallfraktionen aus Haushalten oder Unternehmen, die 
stofflich verwertet werden können, für die jedoch keine 
Verwertungsinfrastruktur in der Schweiz besteht, sollten daher exportiert 
werden dürfen. So können die besten ökologischen und ökonomischen 
Lösungen realisiert werden.

Mit der gleichen Begründung würde scienceindustries eine Diskussion über 
die Optimierung der Rahmenbedingungen für die Einfuhr von Abfällen als 
Teil einer zirkulären Wertschöpfungskette ausdrücklich begrüssen. Einige 
unserer Mitgliedsunternehmen engagieren sich derzeit aktiv in der Schweiz 
für die Umsetzung von innovativen Kreislauflösungen für ihre Produkte. 
Eines dieser Projekte hat das Ziel, benutzte nadelsichere Injektionsysteme 
aus Privathaushalten in verschiedenen Märkten zu sammeln und in die 
Schweiz zu bringen. Hier wird derzeit eine industrielle Demontagelinie 
aufgebaut, die es ermöglicht, diese in ihre Bestandteile zu zerlegen und die 
Materialien für die Wiederverwendung als zirkuläre Materialien verfügbar zu 
machen – ein erster Schritt hin zu einem geschlossenen Materialkreislauf 
für Injektionsysteme.

Wie bei vielen neuen Lösungen gibt es auch in diesem Fall rechtliche und 
regulatorische Herausforderungen. Eine davon ist die Einstufung 
gebrauchter injektionssysteme als Sonderabfall, was grenzüberschreitende 
Transporte mit erheblichem Verwaltungsaufwand verknüpft. Eine 
angepasste Klassifizierung dieser Produkte als Rohstoffquelle anstatt Abfall 
– solange sie Teil einer zirkulären Wertschöpfungskette sind – würde solche 
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Projekte signifikant beschleunigen und die Schweiz als Standort für 
innovative zirkuläre Projekte und Unternehmen stärken.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme3

Titel Art. 15 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Bei Art. 15 Abs. 1bis VeVA unterstützen wir die Formulierung der 
Verwaltung. Die Vollzugskompetenz für den grenzüberschreitenden Verkehr 
mit Abfällen liegt grundsätzlich beim BAFU. Die Praxis hat jedoch gezeigt, 
dass das Bewilligungsverfahren für den Export von unverschmutztem 
Aushub- und Ausbruchmaterial mittels Notifikation an das BAFU aufwändig 
ist, da das BAFU nicht direkt auf die notwendigen Informationen zugreifen 
kann. Demgegenüber sind die Kantone wesentlich besser informiert. Sie 
kennen zudem sowohl die Bauunternehmungen als auch die grenznahen 
Deponien besser. Es ist deshalb sinnvoll und zweckmässig, dass die 
betroffenen Kantone die entsprechenden Bewilligungen selber erteilen 
können.

Titel Art. 17 Bst. c Ziff. 1, 4 und 5 sowie Bst. d Ziff. 2, 2bis und 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAFU bewilligt die Ausfuhr, wenn:
c.für die folgenden Abfälle die Entsorgung in der Schweiz nicht möglich 
ist oder die Ausfuhr im Rahmen einer vertraglich vereinbarten regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorgesehen ist:

1.gemischt gesammelte, brennbare Abfälle aus Haushalten und 
Unternehmen, wie Kehricht und Sperrgut, sowie deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile, ausser zur stofflichen Verwertung 
getrennte Anteile
4.brennbare, vermischte Bauabfälle und deren behandelte, 
energetisch verwertbare Anteile,
5.separat gesammelte biogene Abfälle aus Haushalten sowie 
pflanzliche Abfälle aus dem Unterhalt von Gärten und Pärken durch 
Unternehmen; davon ausgenommen sind Holzabfälle;

d.die Abfälle nicht zum Zweck der Ablagerung auf einer Deponie 
ausgeführt werden; ausgenommen ist die Ausfuhr von:

2.Kehrichtschlacke aus importierten, gemischt gesammelten, 
brennbaren Abfällen aus Haushalten und Unternehmen, wie Kehricht 
und Sperrgut, sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
2bisKehrichtschlacke aus importierten, brennbaren, vermischten 
Bauabfällen sowie deren behandelte, energetisch verwertbare 
Anteile, für welche die Rücknahme im Gesuch zur Einfuhr beantragt 
wurde,
4.unverschmutztem Aushub- und Ausbruchmaterial zur Ablagerung 
auf Deponien im grenznahen Ausland.

Begründung Es ist weder realistisch noch sinnvoll, für jede Abfallart eine 
Verwertungslösung in der Schweiz zu schaffen. Eine grenzüberschreitende 
Kooperation ist notwendig, um eine ökologisch und ökonomisch effiziente 
Abfallverwertung sicherzustellen. Getrennt gesammelte Abfallfraktionen aus 
Haushalten oder Unternehmen, die stofflich verwertet werden können, für 
die jedoch keine Verwertungsinfrastruktur in der Schweiz besteht, sollten 
daher exportiert werden dürfen. So können die besten ökologischen und 
ökonomischen Lösungen realisiert werden

Rückmeldung zum 4.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
Abfällen (VeVA; SR 814.610)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme4

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 5.Erlass: Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(Abfallverordnung, VVEA)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme5

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme5

Titel Art. 32 Abs. 2 Bst. h und i

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Inhaberinnen und Inhaber von Anlagen müssen diese so betreiben, dass:
h.bei einem Betriebsunterbruch der Anlage Kapazitäten für die 
Zwischenlagerung von Siedlungsabfällen und Abfällen vergleichbarer 
Zusammensetzung zur Verfügung stehen, mit denen die Annahme 
solcher Abfälle für mindestens zwei Monate sichergestellt ist.

Begründung Die vorgeschlagene Regelung, wonach Betreiber von Abfallanlagen eine 
zweimonatige Reserve an Betriebsmitteln vorhalten müssen, erscheint uns 
in Bezug auf die praktische Umsetzbarkeit und Wirtschaftlichkeit in der 
Schweiz als ungünstig. Die Forderung, dass auch leicht verfügbare 
Rohstoffe wie z.B. Natronlauge, Kalk oder Ammoniak in sehr grossen 
Mengen gelagert werden müssten, ist unverhältnismässig. Pro Produkt und 
KVA wären zum Teil mehrere hundert Tonnen Lagergut erforderlich. In der 
Praxis fehlen jedoch die notwendigen Lagerkapazitäten für solche Mengen. 
Die Schaffung und der Betrieb entsprechender Lagerkapazitäten würde die 
Abfallverwertung und -entsorgung erheblich verteuern, ohne dass ein 
tatsächlicher Mehrwert entstünde. Die Lagerkosten würden die 
Beschaffungskosten der entsprechenden Produkte um ein Vielfaches 
übersteigen. Zudem werden viele dieser Rohstoffe in der Schweiz 
produziert, was eine zusätzliche Zwischenlagerung unnötig macht.

Während der Corona-Pandemie und der Energiekrise kam es nie zu 
Stillständen von KVAs aufgrund fehlender Betriebsmittel. Dies zeigt, dass 
die bisherigen Massnahmen und die Flexibilität der Lieferketten ausgereicht 
haben, um den Betrieb auch in Krisenzeiten zuverlässig sicherzustellen.

Rückmeldung zum 6.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Vermeidung und die 
Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; SR 814.600)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme6

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Rückmeldung zum 7.Erlass: Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme7

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --

Rückmeldung zum 8.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo; SR 814.12)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme8

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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Rückmeldung zum 9.Erlass: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-
Verordnung, AltlV)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme9

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Die vorgeschlagenen Anpassungen der Konzentrationswerte in Anhang 1 
der AltlV sind aus Sicht von scienceindustries nachvollziehbar. 
scienceindustries setzt sich grundsätzlich für risikobasierte Kon-
zentrationswerte ein, die den aktuellen Stand der wissenschaftlichen und 
toxikologischen Erkenntnisse widerspiegeln. Daher begrüssen wir, dass auf 
Basis dieser Erkenntnisse sowohl Verschärfungen der Konzentrationswerte 
als auch Erhöhungen (zum Beispiel bei 1,1-Dichlorethen, Dichlormethan 
und PAK) vorgenommen werden.

Rückmeldung zum 10.Erlass: Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Sanierung von 
belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV; SR 814.680)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme10

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --
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